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Forschung zu Kindern, Jugendlichen und Familien an der Schnitt-
stelle von Wissenschaft, Politik und Fachpraxis

Das Deutsche Jugendinstitut e.V. (DJI) ist eines der grof3ten sozialwissen-
schaftlichen Forschungsinstitute Europas. Seit tiber 50 Jahren erforscht es die
Lebenslagen von Kindern, Jugendlichen und Familien, berat Bund, Lander und
Gemeinden und liefert wichtige Impulse fur die Fachpraxis. Trager des 1963
gegrundeten Instituts ist ein gemeinndtziger Verein mit Mitgliedern aus Politik,
Wissenschaft, Verbanden und Einrichtungen der Kinder-, Jugend- und Famili-
enhilfe. Die Finanzierung erfolgt Uberwiegend aus Mitteln des Bundesministeri-
ums fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend und den Bundeslandern. Wei-
tere Zuwendungen erhélt das DJI im Rahmen von Projektférderungen vom
Bundesministerium fir Bildung und Forschung, der Europdischen Kommission,
Stiftungen und anderen Institutionen der Wissenschaftsforderung.

Aktuell arbeiten und forschen knapp 400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (da-
von rund 250 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler) an den beiden Stand-
orten Minchen und Halle (Saale).

Dieser Bericht ist der Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung des
Programmbereichs der ,Landes-Demokratiezentren® (Programmbereich B) des
Bundesprogramms ,Demokratie leben!” (2015 bis 2019).
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XENOS »Ausstieg zum Einstieg®: XENOS-Sonderprogramm (2009—
2013)

Die Programmbereiche des Bundesprogramms ,,Demokratie leben!* in der
ersten Forderperiode (2015-2019):

PB A —PfD Programmbereich A — Partnerschaften fiir Demokratie
PB B — LDZ Programmbereich B — Landes-Demokratiezentren

PB C — bzT Programmbereich C — Férderung der Strukturentwicklung
zum bundeszentralen Triger

PB D — MP D Programmbereich D — Modellprojekt zu Phinomenen
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und zur Demo-
kratiestirkung im lindlichen Raum

PB E — MP E Programmbereich E — Modellprojekte zur Radikalisierungs-
pravention

PB F - MP F Programmbereich F — Modellprojekte zu Engagement und
Vielfalt in der Arbeits- und Unternehmenswelt

PB G — MP GProgrammbereich G — Modellprojekte zur Demokratie-
térderung im Bildungsbereich

PB H — MP HProgrammbereich H — Modellprojekte zum Zusammenleben
in der Einwanderungsgesellschaft

PBI-MPI Programmbereich I — Modellprojekte zur Stirkung des
Engagements im Netz — gegen Hass im Netz

PBJ—-MP]J Programmbereich | — Modellprojekte zur Pravention und
Deradikalisierung in Strafvollzug und Bewihrungshilfe



1 Einleitung

Der vorliegende finfte Bericht der wissenschaftlichen Begleitung (wB) des
Programmbereichs ,,Férderung von Demokratiezentren zur landesweiten
Koordinierung und Vernetzung sowie von Mobiler, Opfer- und Ausstiegsbe-
ratung® (kurz: ,,Landes-Demokratiezentren® — LDZ) im Bundesprogramm
»Demokratie leben!® stellt die Evaluationsergebnisse zur Programmumset-
zung in bilanzierender Absicht vor. In seiner heutigen Gestalt grindet sich
der Programmbereich auf eine langjihrige Tradition der Bundesférderung
von Angeboten der Beratung und Unterstiitzung von Menschen, die von
rechtsextremer, rassistischer oder antisemitischer Gewalt betroffen sind (spe-
zialisierte Opferberatung — OB) oder Situationen zu bewiltigen haben, die
rechtsextrem, rassistisch oder antisemitisch konnotiert sind (Mobile Beratung
— MB).! Um die Entwicklungsprozesse im Programmbereich und die derzei-
tige Gestalt der Landes-Demokratiezentren nachvollziehbar darstellen zu
kénnen, werden in der Einleitung zunichst die Vorgingerprogramme als
Entwicklungskorridor vorgestellt. Darauf aufbauend wird der Strukturwan-
del der LDZ kurz skizziert und ein Uberblick iiber die LDZ als koordinie-
rende Instanz sowie tber die Unterstiitzungs-, Beratungs- und Priventions-
angebote im Programmbereich gegeben. Die Einleitung schlieft mit einem
Rickblick auf die vorgelegten Zwischenberichte (2015-2018) und mit einem
Ausblick auf die Inhalte dieses Berichts.

Programmbezogener Entwicklungskorridor der LDZ

Den Ausgangspunkt fir die Entwicklung der derzeitigen Gestalt des Pro-
grammbereichs bildet das Programm CIVITAS (2001-2006), mit dem der
Bund zunichst Projekte in Ostdeutschland forderte. Im Kontext der Aktivie-
rungs- und Agenda-Politik unter Kanzler Schréder wurde Anfang der 2000er-
Jahre die ,,zivilgesellschaftliche Wende® in der bis dahin iberwiegend staat-
lich organisierten Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus eingeleitet, die
sich bis zu diesem Zeitpunkt auf die Arbeit mit rechtsextremen Personen
fokussierte. Im Programm CIVITAS férderte der Bund erstmals Angebote
der Mobilen Beratung und Beratungsstellen fiir Opfer rechtsextremer Gewalt
bei zivilgesellschaftlichen Trigern sowie Netzwerkstellen zum Aufbau zivil-
gesellschaftlicher Strukturen im lokalen Raum in Ostdeutschland (vgl. Bi-
schoff u.a. 2018, S. 21-23; Palloks/Steil 2008).

Den Akteurinnen und Akteuren in Politik und Verwaltung auf der Bun-
desebene wurde in dieser Zeit deutlich, dass Rechtsextremismus weder ein
allein ostdeutsches Phinomen ist, noch sich kurzfristig verlieren wiirde. Der

1 Ziel der Opferberatung ist es, die Betroffenen bei der Bewaltigung der Folgen rechter Gewalt
zu unterstitzen und das Gemeinwesen dafir zu sensibilisieren sowie zivilgesellschaftliche Un-
terstitzung fur die Betroffenen und deren Communitys zu initiieren. Die Mobile Beratung unter-
stutzt dagegen Akteurinnen und Akteure in Verwaltung, Politik und Wirtschaft sowie Einzelper-
sonen, die sich zum Beispiel mit rechter Agitation und Propaganda und/oder der Prédsenz von
rechtsextremen Gruppierungen im Stadt-/Sozialraum o0.A. auseinandersetzen miissen oder
wollen.



Bund entschied vor diesem Hintergrund, im Nachfolgeprogramm von
CIVITAS, dem Bundesprogramm ,,.kompetent. fiir Demokratie — Beratungs-
netzwerke gegen Rechtsextremismus® (2007-2010), die beiden in Ost-
deutschland entwickelten Beratungsfelder (OB, MB) auf Westdeutschland
auszudehnen. Die Linder konnten dabei selbst tiber Umfang und Ausgestal-
tung der Angebote entscheiden. In CIVITAS hatte sich auch gezeigt, dass
eine (erfolgreiche) Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus nicht ohne
das gemeinsame Engagement staatlicher und zivilgesellschaftlicher Akteurin-
nen und Akteure méglich ist. Zur Abstimmung und Vernetzung der vielfil-
tigen Beratungs- und anderen Interventionsaktivititen der im Handlungsfeld
aktiven staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteure
wurde durch den Programmgeber vorgegeben, in jedem Bundesland die Ein-
richtung eines Landesberatungsnetzwerks und einer Landeskoordinierungs-
stelle (LKS) einzurichten. Wenngleich sich ein bundeseinheitliches Modell
von Beratungsnetzwerken foderalismusbedingt damals und in der Folgezeit
nicht durchsetzen konnte, war es zum Ende der Programmlaufzeit von
,kompetent. fiir Demokratie® gelungen, Angebote der Mobilen Beratung tat-
sachlich in allen Bundeslindern, wenngleich aufgrund der Schwerpunktset-
zungen der Linder nicht in jedem Fall auch flichendeckend, zu etablieren.
Nicht erreicht wurde jedoch, Angebote der spezialisierten Opferberatung in
allen Bundeslindern zu schaffen (vgl. Bischoff/Konig 2011; ISS/Camino
2009).

Das Bundesprogramm ,, TOLERANZ FORDERN — KOMPETENZ
STARKEN® (TFKS)? (2011-2014) kniipfte daran an und setzte den Bera-
tungsnetzwerken in allen Bundeslindern das Ziel, einen durch die Landesko-
ordinierungsstellen abgestimmten Qualititsentwicklungsprozess zu durch-
laufen. Der Programmgeber ermdglichte aulerdem den Angeboten der Mo-
bilen Beratung, nicht nur anlassbezogen Kriseninterventionen zu betreiben,
sondern auch gezielt Priventions- und lingerfristige Begleitarbeit, beispiels-
weise fiir ehrenamtlich getragene zivilgesellschaftliche Initiativen, durchzu-
fihren. Zudem wurden alle Lander forciert dazu angehalten, Angebote der
spezialisierten OB einzurichten. Im Jahr 2014 wurde der Programmbereich
,Beratungsnetzwerke® um die Aufgabe erweitert, in allen Bundeslindern ent-
weder die bereits bestehenden Strukturen der Ausstiegs- und Distanzierungs-
arbeit (ADA) aus rechtsextremen Szenezusammenhingen weiterzufiihren
oder solche Angebote neu zu schaffen. Bis dahin war die Forderung der Aus-
stiegsarbeit aus einem speziell dafiir zustindigen XENOS-Programmteil
(,»Ausstieg zum Einstieg®) oder durch Landesprogramme erfolgt. Mit der
Eingliederung in das Bundesprogramm sollte die ADA auf eine neue forder-
rechtliche Grundlage gestellt werden (vgl. Bischoff u.a. 2018).

Resultat dieser Entwicklungen war, dass bis Ende 2014 in einigen west-
deutschen Bundeslindern Angebote der spezialisierten OB etabliert wurden,
alle Bundeslinder Angebote der ADA konzipiert bzw. ibernommen hatten

2 Im Bundesprogramm ,TOLERANZ FORDERN — KOMPETENZ STARKEN* wurden zudem die
beiden Bundesprogramme ,VIELFALT TUT GUT" und ,kompetent. fir Demokratie“ zusammen-
gefihrt.
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und die Mehrheit der Bundeslinder ein zertifiziertes Qualititssicherungssys-
tem entweder auf der Ebene der Landes-(beratungs-)netzwerke oder auf der
Ebene der Beratungstriger eingerichtet hatte (vgl. Koénig u.a. 2014). Die in
TFKS weiterentwickelten Landesberatungsstrukturen schlossen das soge-
nannte ,landesweite Beratungsnetzwerk®, die ,,l.andeskoordinierungsstelle®
sowie, je nach Bundesland, die zentral oder dezentral organisierten Bera-
tungsangebote der MB, OB und ADA (Beratungsstelle oder Einzelberaterin-
nen und -berater) ein.

Im seit 2015 umgesetzten Programm ,,Demokratie leben!* (Férderperiode
2015-2019) wurden die Strukturen und Handlungsansitze der genannten
Vorgingerprogramme fortentwickelt sowie neue und erginzende Strukturen
etabliert. In ,,Demokratie leben!* wurden die Themenfelder von TFKS und
dem Bundesprogramm ,,INITIATIVE DEMOKRATIE STARKEN (IDS),
in dem Modellprojekte in den Themenfeldern ,,Linksextremismus® und ,,is-
lamistischer Extremismus® geférdert wurden, zusammengefithrt. Als eine
wesentliche Neuerung brachte ,,Demokratie leben!* folglich mit, dass die
Phinomene Rechtsextremismus, Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
(GMF), Islamismus sowie Linke Militanz unter einem Programmdach zusam-
mengefasst wurden. Vor diesem Hintergrund und angesichts des nach wie
vor nicht in allen Bundeslindern zufriedenstellend gel6sten Problems einer
partnerschaftlichen, kooperativen Handlungskoordination zwischen staatli-
chen und zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren entschied sich
der Programmgeber, die ehemaligen Landeskoordinierungsstellen des Pro-
grammbereichs der ,,Beratungsnetzwerke zu sogenannten ,,Demokratiezen-
tren® weiterzuentwickeln (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 22). Im Programmbe-
reich LDZ werden nun zum einen Beratungs-, Informations- und Vernet-
zungsangebote auf der Landesebene finanziert. Diese unterstiitzen Personen
und Organisationen im Umgang mit Demokratie- und Menschenfeindlichkeit
sowie weltanschaulich begriindeter Gewalt und tragen zur Stirkung einer de-
mokratischen politischen Kultur bei. Zum anderen sollen die Landes-Demo-
kratiezentren als Koordinationsinstanz auch Akteurinnen und Akteure ande-
rer Programmbereiche des Programms ,,Demokratie leben!* sowie weiterer
Bundes- und Landesprogramme auf der Ebene der Bundeslinder unterstit-
zen (vgl. BMFSE] 2018, S. 3).

Strukturwandel und Neuerungen

Als koordinierende Struktur stellen die LDZ das Ergebnis der Weiterent-
wicklung der Landeskoordinierungsstellen zu Demokratiezentren im Rah-
men des aktuellen Bundesprogramms dar. Einige Bundeslinder nutzen die
Bezeichnung ,,Landeskoordinierungsstelle® weiterhin. Erste empirische Er-
hebungen zeigten, dass es sich bei der Entwicklung von LKS zu LDZ in der
Regel um eine Form inkrementellen Wandels handelt (vgl. Bischoff u.a. 2018,
S. 23). Die Strukturwandlungsprozesse der LKS im Kontext der Bearbeitung
von Rechtsextremismus sowie GMF vollzogen sich in einem Korridor, der
von vorangegangenen Entwicklungsschritten gerahmt war. Weitergehende
Strukturentwicklungen wurden durch die thematische Erweiterung um is-
lamistischen Extremismus hervorgerufen (Einrichtung von Fachstellen,
Netzwerken, Koordinierungsbereichen), die in der verinderungsorientierten
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Betrachtung im Rahmen dieses Berichts nochmals in den Blick genommen
werden (sieche Abschnitt 5.2).

Mit der inhaltlichen und strukturellen Weiterentwicklung der LDZ wurde
das Anliegen verfolgt, auf die ,,Ausgestaltung einer nachhaltigen Beratungs-,
Informations- und Vernetzungsstruktur auf Landesebene® (BMFSF] 2015,
S. 3) hinzuwirken. Die Aufgabe der LDZ bestand nun nicht mehr nur darin,
staatliche und nichtstaatliche Akteurinnen und Akteure mit Bezug zur Bera-
tung in der Auseinandersetzung mit Rechtextremismus zu koordinieren, son-
dern die im jeweiligen Bundesland titigen Akteurinnen und Akteure des Pro-
gramms miteinander zu vernetzen und gegebenenfalls thematisch anver-
wandte Bundesprogramme und Landesstrategien einzubeziehen (Bischoff
u.a. 2015, S. 31). Die Erweiterung der Koordinierungsaufgaben tber die Be-
ratungsakteurinnen und -akteure hinaus auf die im Bundesland titigen Mo-
dellprojekte und Partnerschaften fiir Demokratie stellte eine Neuerung dar,
die von den LDZ in unterschiedlicher Weise umgesetzt wurde (siche hierzu
Abschnitt 3.2.2.).

Hinsichtlich des Strukturwandels zeichnete sich zunichst ab, dass die Ent-
wicklungsprozesse in den LKS vom Erhalt des Status quo iiber eher ,,kosme-
tische® Anderungen bis hin zur vollstindigen Neuansiedlung und einer damit
verbundenen Neuausrichtung ihrer Steuerungs- und Koordinierungstatigkeit
reichten. Deutliche Anderungen waren primir landespolitisch motiviert (vgl.
Bischoff u.a. 2016, S. 66). Mittlerweile zeichnen sich in allen LDZ Struk-
turentwicklungen ab, die auf der Heterogenisierung der zu bearbeitenden
Themen und dem personellen Aufwuchs basieren. Aufgenommen wurde in
den Programmbereich auch die Anregung, neue Beirite zu berufen, welche
die LDZ in ihrer Arbeit unterstiitzen und die gleichberechtigte Berticksichti-
gung staatlicher und nichtstaatlicher Perspektiven sicherstellen sollten. Der
im Programm verfolgte Ansatz, iiber die Beirite die Rahmenbedingungen fur
die Kooperation der Akteurinnen und Akteure zu verbessern, fruchtete je-
doch kaum. Das lag vor allem daran, dass die LDZ in der Regel bereits zu
Programmbeginn in vielfaltige Austauschstrukturen eingebunden waren, die
die zentralen Vernetzungsarenen fur die Akteurinnen und Akteure in den
Bundeslindern darstellten und damit die fir die Beirdte vorgesehenen Auf-
gaben bereits erfillten. Zu nennen sind hier neben den existierenden Bera-
tungsnetzwerken zum Beispiel Priventionsnetzwerke oder Gremien, die
durch die Linder zur Koordinierung von Landesprogrammen etabliert wur-
den. Unter diesen Bedingungen verzichtete die Mehrheit der LDZ zur Ver-
meidung von Doppelstrukturen darauf, zusitzliche Beirite einzurichten (vgl.
Bischoff u.a. 2018, S. 24).

Wie bereits dargestellt, hat der Programmgeber das Themenspektrum und
damit auch die Zielgruppen im Programmbereich erweitert. Die Themenfel-
der ,,gewaltorientierter Islamismus® und ,,Linke Militanz* zeigten sich dabei
als zeitweilig ,,umkdmpfte” Phinomene. Sie riefen Kontroversen hervor, die
aus der Historie des Programmbereichs resultieren, dessen Wurzeln und
identitdtsstiftender Kern in der zivilgesellschaftlichen Bearbeitung von
Rechtsextremismus liegen (vgl. Bischoff u.a. 2016, S. 60). Wahrend das Pha-
nomen ,,Linke Militanz* nur in Einzelfillen Eingang in die Arbeit der LDZ
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fand, wurde das Phinomen gewaltorientierter Islamismus als Bearbeitungs-
gegenstand mittlerweile — wenngleich in unterschiedlicher Intensitit — durch
alle Bundeslinder aufgegriffen. Die finanziellen Anreize (Bereitstellung von
Sondermitteln fur Modellvorhaben und von finanziellen Mitteln ausschlie3-
lich fur strukturbildende MaB3nahmen gegen gewaltorientierten Islamismus)
sowie die gesellschaftlichen Dynamiken stellten wesentliche Ausgangspunkte
tir die seit 2015 zu konstatierenden Strukturbildungen im Phinomenbereich
HIslamismus® auf der koordinierenden Ebene der LDZ und innerhalb der
Landesnetzwerke dar.

Die Entwicklung der LDZ wurde maligeblich durch verschiedene pro-
grammexterne Faktoren beeinflusst. Neben dem féderalen Aufgabenvertei-
lungsprinzip zwischen Bund, Lindern und Kommunen, den rechtlichen Rah-
menbedingungen des SGB VIII und der Bundeshaushaltsordnung sind dies
vor allem die jeweiligen politischen Linderstrategien fir die Handlungsfelder
des Programmbereichs, insbesondere in Form von Landesprogrammen. Zu-
dem sind die durch die LLinder und Kommunen in unterschiedlichem Um-
fang fir MaBlnahmen innerhalb des Bundesprogramms bereitgestellten finan-
ziellen und infrastrukturellen Ressourcen von Relevanz. Hervorzuheben ist,
dass in mehreren Bundeslindern die Finanzierungsanteile des Landes die
Bundesforderung in betrichtlichem Umgang ibersteigen (vgl. hierzu Bi-
schoff u.a. 2018). Die genannten Einflussfaktoren fuhren unter anderem zu
spezifischen Strukturbildungen auf der koordinierenden Ebene, zu Schwer-
punktsetzungen auf der Ebene der Beratungs- und Priventionsangebote und
zu unterschiedlichen Ressourcenausstattungen. Zu berticksichtigen ist insge-
samt, dass die Aktivititen von Bund und Lindern im Bereich der Demokra-
tieférderung und Radikalisierungsprivention unterschiedlich stark ver-
schrinkt sind (vgl. Bischoff u.a. 2016, S. 68). Auf der inhaltlichen Bearbei-
tungsebene der LDZ stellen gesellschaftliche Dynamiken einen entscheiden-
den Einflussfaktor dat. Dazu zihlen die Spannungsfelder Flucht/Asyl,
Rechtspopulismu53 sowie islamistischer Extremismus? und damit verbun-
dene gesellschaftliche Prozesse. So hat sich beispielsweise der Dritte Bericht
der wissenschaftlichen Begleitung des Programmbereichs ausfihrlicher den
Verinderungen in der Beratungslandschaft angesichts rechtspopulistischer
Erscheinungsformen gewidmet, die sich unter anderem in der Zunahme der
Artikulation von rassistischen Einstellungen und Demokratie-Misstrauen
zeigten (vgl. hierzu Bischoff u.a. 2017).

3 Unter dem Begriff ,Rechtspopulismus® werden verschiedene Phdnomene subsumiert, die zum
einen durch Kritik am demokratischen politischen System — und die es reprasentierenden Eliten
— und zum anderen durch Globalisierungskritik, Zuwanderungs- und Islamkritik bis -feindlich-
keit, Fremdenfeindlichkeit und Rassismus und/oder (Ultra-)Nationalismus gekennzeichnet sind
(vgl. z.B.Kipper u.a. 2019, S. 173ff.). Empirisch lassen sich Rechtspopulismus und Rechtsext-
remismus, insbesondere in ihren eliten-, zuwanderungs- und islamkritischen bzw. -feindlichen
Argumentationen, antipluralistischen Orientierungen sowie ihrem Freund-Feind-Denken, allen-
falls graduell unterscheiden und sind die Grenzen zwischen diesen Ph&dnomenen gegenwartig
eher flieBend (vgl. ebenda, S. 174ff.).

4 In ,Demokratie leben!” wird dafiir der Begriff ,religids begriindeter Extremismus® verwendet.
Letztlich zielt die Férderung der MaRnahmen allerdings allein auf die Bearbeitung von demo-
kratie- und menschenrechtsfeindlichen Phanomenen mit Bezug auf den Islam.

13



In den 2019 erhobenen Interviews wird deutlich, dass nach Einschitzung der
Landeskoordinierenden die LDZ an Bekanntheit im gesellschaftlichen und
politischen Bereich gewonnen haben (siche Kapitel 6). Positiv herausgestellt
wird unter anderem, dass sich die LDZ mit der phinomeniibergreifenden
Bearbeitung von Demokratiefeindlichkeit und der Aufnahme priventiver
Angebote von der Fokussierung auf die Krisenbearbeitung gelst haben und
eine ganzheitliche Perspektive verfolgen.

Demokratiezentren als Instanzen zur Koordination von Beratung,
Privention und Demokratief6rderung

Die Schaffung und der Erhalt stabiler, bedarfsgerechter Koordinierungs- und
Vernetzungsstrukturen in allen Bundeslindern stellte ein zentrales Ziel des
Programmbereichs dar. Dabei wird eine partnerschaftliche, kooperative
Handlungskoordination zwischen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Ak-
teurinnen und Akteuren der Demokratief6rderung und Extremismuspriven-
tion sowie deren Vernetzung im Bundesland verfolgt. Entsprechend der Leit-
linie ibernehmen die LDZ die Koordinierung und Vernetzung der Angebote
von MB, OB sowie der ADA in den Feldern Rechtsextremismus und der
hinzugekommenen GMF sowie der Angebote zu den ebenfalls in das Pro-
gramm neu integrierten Feldern ,Linke Militanz® und ,Islamismus®
(BMFESE] 2015). Zu den von den Programmleitlinien zugewiesenen Aufga-
ben der LDZ (vgl. hierzu Bischoff u.a. 2017) zidhlen die Gesamtkoordination
und Vernetzung, Strategie- und Angebotsentwicklung, Fachberatung und
Qualititssicherung, Ressourcenallokation und Controlling. Die Koordinie-
rungsinstanzen der LDZ sind in den Bundeslidndern in staatliche, zivilgesell-
schaftliche oder universitire Strukturen eingebunden.

Steuerung und Koordinierung sind in den einzelnen Bundeslindern mit
verschiedenen Konzepten direkter oder indirekter Einflussnahme auf das
Handeln von Akteurinnen und Akteuren verbunden. Zu unterscheiden sind
grob hierarchische Ansitze, z.B. mittels Verwaltungsakten (Zuwendungsbe-
scheide) und Zielerreichungskontrollen, sowie Konzepte kommunikativer
Handlungskoordination. Letztere kénnen etwa die Gestalt von Verhand-
lungsprozessen beispielsweise zur Ubernahme neuer Themen und Akteurin-
nen und Akteure in die bestehenden institutionalisierten (,,Beratungs®-)Netz-
werke annehmen. Die LDZ tbernehmen daruber hinaus ,,Brucken®- oder
,Makler“-Positionen zwischen den im Land engagierten Akteuren der ver-
schiedenen Programmbereiche (PfD, Modellprojekte, bundeszentrale Tri-
ger), den Programmthemen (u.a. Demokratieférderung, GMF und politisch
konnotierte Gewalt) und den staatlichen Ebenen (Kommune, Land, Bund).
Hierbei sind sie auch als Moderierende, Ubersetzende oder Schlichtende ge-
fragt. Fur LDZ, die bei staatlichen Stellen angesiedelt sind, beinhaltet eine
solche Schnittstellenfunktion zudem, die Programmanliegen explizit oder im-
plizit in andere Verwaltungseinheiten hineinzutragen bzw. diese Einheiten
gezielt in die Umsetzung des Bundesprogramms einzubinden (vgl. Bischoff
u.a. 20106, S. 70).

Die Analyse der LDZ zeigte, dass neben der Koordinierung als zentralem
Tatigkeitsfeld Aufgaben der Strategieentwicklung, Beratung und Bildung von
Bedeutung sind (vgl. Bischoff u.a. 2016, S. 75). Dazu zihlen unter anderem
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die Mitwirkung an der Formulierung von Landesstrategien und -programmen
zur Starkung demokratischer Strukturen, Verfahren und Kompetenzen, die
Information und Beratung von Akteurinnen und Akteuren der Landespolitik
und -verwaltung zu Fragen des Umgangs mit demokratie- und rechtsstaats-
feindlichen Phinomenen sowie die Entwicklung und Durchfihrung von Bil-
dungsmaf3inahmen.

Die bundeslandspezifisch unterschiedlich strukturierten LDZ lassen sich
als im politisch-administrativen System der Bundeslinder handelnde Akteure
der Bearbeitung von politisch-gesellschaftlichen Herausforderungen und
Phinomenen, zugrundeliegenden Problemdefinitionen und (pddagogischen)
Beratungs- und Priventionsstrategien verstehen. Die Koordinierenden sind
herausgefordert, pidagogische, strategische und wissenschaftliche Anregun-
s Is-
lamismus®, ,,Antisemitismus® und damit einhergehenden gesellschaftlichen
Polarisierungsprozessen sowie sich zuspitzenden politischen Konfliktlagen
zu geben. Aufgrund der Beschaffenheit der Handlungsfelder des Bundespro-
gramms als Arenen politischer Auseinandersetzungen wirken sich Veridnde-
rungen in den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in den Bundeslindern
spurbar auf die Arbeit der LDZ aus. Angefithrt werden kénnen hier die ge-
stiegenen Zuwanderungszahlen und deren Thematisierung im (politischen)
Diskurs oder (partei-)politische Richtungswechsel einer Landesregierung und

gen zu vielfaltigen Themen wie ,,Flucht und Asyl®, ,,Rechtspopulismus®

39

damit verbundene Verinderungen in den politischen Machtverhiltnissen.
Dartiber hinaus konnen Strukturverinderungen auf der Ebene der Triger der
LDZ Anderungen sowohl in den Zustindigkeiten und Aufgaben als auch in
den Entscheidungskompetenzen mit sich bringen (vgl. Bischoff u.a. 2016,
S. 60).

Die von der wB kontinuierlich vorgenommenen Analysen zur den (Struk-
tur-)Verinderungen in den LDZ zeigen, dass die durch das Programm mog-
lichen Investitionen in Vernetzungs- und Koordinationsressourcen den LDZ
neue Handlungsspielriume eroffnen konnten. Dazu zdhlen etwa die Mog-
lichkeit, eine ausfithrliche Bedarfserkundung vorzunehmen, sowie die Nut-
zung von Rdumen fir eine kommunikative Handlungskoordination. Die
LDZ wurden dadurch auch in die Lage versetzt, ihre ,,Seismografen- und
Vermittlerfunktion® zwischen politisch-administrativen und zivilgesellschaft-
lichen Akteurinnen und Akteuren auszufillen (vgl. Bischoff u.a. 2016, S. 66).
Zugleich zeigte sich in den Interviews tiber die Berichtsjahre hinweg, dass die
Koordinierenden trotz der Aufstockung der Ressourcen angesichts des Auf-
gabenspektrums an Belastungsgrenzen stof3en und Priorisierungen vorneh-
men (missen) (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 25).

Beratungs- und Priventionsangebote

Die Fortfihrung, Weiterentwicklung, Einrichtung und ggf. Erprobung von
Angeboten der Beratung und der Privention bildet laut Leitlinie einen At-
beitsschwerpunkt der LDZ. Im Programmbereich werden auf Landesebene
vier Formen von Unterstiitzungs-, Beratungs- und Priaventionsangeboten be-
reitgestellt. Das Spektrum umfasst Angebote zur Stirkung zivilgesellschaftli-
chen Engagements, zur Unterstiitzung von Gewaltopfern von Rechtsextre-
mismus, zum Ausstieg und zur Distanzierung von Rechtsextremismus sowie
zur Privention von Islamismus und Islam-/Muslimfeindlichkeit. Mit der
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phinomenbezogenen Erweiterung wurden bestehende Maf3nahmen der (be-
ratenden) Intervention durch Angebote der Privention erginzt.

Wie schon erwihnt, férderte der Bund bereits im Programm CIVITAS
(2001-20006) in Ostdeutschland Angebote der MB und OB bei zivilgesell-
schaftlichen Trigern. In dieser Zeit wurden in beiden Beratungsfeldern Ar-
beitsprinzipien und Handlungsansitze entwickelt, die bis heute Gultigkeit ha-
ben (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 20). Auch Grunddilemmata, welche die Ar-
beitsfelder noch heute prigen, traten bereits damals zutage (vgl. Lynen von
Berg u.a. 2007). Ein zentrales Spannungsverhiltnis bestand und besteht wei-
terhin beispielsweise darin, dass die Beratungstriger gleichzeitig als Anbieter
einer sozialen Dienstleistung de facto auch im staatlichen Auftrag handeln
und zugleich als Plattform fiir eigensinnige, gef. staatskritische zivilgesell-
schaftliche politische Aktivistinnen und Aktivisten fungier(t)en. Hintergrund
dafiir bildet nicht zuletzt der Entstehungskontext der Beratungsangebote,
insbesondere in den neuen Bundeslindern. Die ersten Angebote sind vor gut
20 Jahren aus lokalen zivilgesellschaftlichen (u.a. antifaschistischen) Initiati-
ven und ehrenamtlichem Engagement heraus entstanden (vgl. Bischoff u.a.
2017, S. 36). Ausfuhrliche Darstellungen zur Entwicklung in den einzelnen
Arbeitsfeldern im Rahmen von ,,Demokratie leben!* unter Berticksichtigung
der Auswirkungen der sich spitestens seit 2015 vollziehenden gesellschaftli-
chen Polarisierungsprozesse kénnen in den Zwischenberichten der wB nach-
vollzogen werden. Insbesondere im vierten Zwischenbericht (2018), der sich
der Ebene der Beratungs- und Unterstitzungsarbeit widmet, wurden Er-
kenntnisse zum Professionalisierungsstand und zu den subjektiv wahrgenom-
menen Wirkungspotenzialen von ,,Demokratie leben! vorgelegt.

Die professionellen Opferberatungsstellen unterstiitzen mit ihren spezifi-
schen Beratungsangeboten von rechtsextremer, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt Betroffene bei der Wahrnehmung und Durchsetzung ihrer
Rechte und bei der Bewiltigung der materiellen und immateriellen Folgen der
Taten. Thre Arbeit erschopft sich nicht in der direkten, individuellen, be-
troffenenorientierten Beratung, Therapie und Nachsorge, sondern zielt
ebenso auf eine Reflexion und Bearbeitung von gesellschaftlichen Benachtei-
ligungsstrukturen und Ausgrenzungsmechanismen gegentiiber (potenziellen)
Opfergruppen. Durch das Bundesprogramm waren neun Bundeslinder vor
die Aufgabe gestellt, Opferberatungsstrukturen neu aufzubauen oder weiter
zu etablieren (vgl. Bischoff u.a. 2015, S. 41). Inzwischen existieren in allen
Bundeslandern Anlaufstellen fiir Menschen, die von rechter, rassistischer und
antisemitischer Gewalt betroffen sind. Die meisten davon arbeiten nach den
Fachstandards des ,,Verbandes der Beratungsstellen fir Betroffene rechter,
rassistischer und antisemitischer Gewalt e.V.“ (VBRG) und sind dort Mit-
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glied (vgl. Bischoff u.a. 2018).%

Ahnlich der spezialisierten OB blickt auch die Mobile Beratung auf eine
beinahe zwanzigjahrige Geschichte zuriick. MB umfasst neben der auf den
Einzelfall bezogenen, indizierten Hilfe bei der Bearbeitung spezifischer Prob-
lemlagen von Individuen und Organisationen auch moderierende und (fort-)
bildende Titigkeiten. Diese sollen insbesondere die Fihigkeiten von Akteu-
rinnen und Akteuren verbessern, sich in demokratische Prozesse einzubrin-
gen und Rechtsextremismus sowie GMF zu bearbeiten (vgl. BMEFSE] 2016).
Das Kerngeschift der MB besteht in der Vermittlung von Informationen und
Lageeinschitzungen auf der Basis eigener Recherchen, in der Unterstiitzung
bei der Entwicklung von Handlungsstrategien sowie in der Moderation sozi-
aler Konfliktsituationen (vgl. Bischoff u.a. 2016, S. 20). In der ersten Forder-
phase von ,,Demokratie leben!* spielten insbesondere Unterstitzungsanfra-
gen zivilgesellschaftlicher und staatlicher Akteurinnen und Akteure im Be-
reich der Zuwanderung Asylsuchender und Geflichteter sowie die Bewalti-
gung rechtspopulistischer Mobilisierung eine bedeutende Rolle (vgl. Bischoff
u.a. 2016, S. 11). Im Rahmen von ,,Demokratie leben!* wurde die Grindung
des Bundesverbandes Mobile Beratung e.V. gefordert.

Angebote der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit wurden bereits im Jahr
2014 in die Programmférderung von TFKS aufgenommen. Zuvor waren sie
mitunter auch durch vorherige Bundesprogramme und die EU gefordert, bei-
spielsweise tber das XENOS-Sonderprogramm ,,Ausstieg zum FEinstieg*.
Zum Programmbeginn waren die Angebote folglich in mehreren Bundeslin-
dern bereits in kohirente Landesstrategien zur Bearbeitung von Rechtsextre-
mismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus sowie zur Demokra-
tieférderung eingebettet (vgl. Bischoff u.a. 2015). Hervorzuheben ist, dass
sich die Angebote im Bereich ,,Ausstieg und Distanzierung vom Rechtsext-
remismus® dahingehend ausdifferenziert haben, ob sie sich an ,,rechtsextrem
orientierte” und ,,rechtsextrem gefihrdete® Jugendliche oder an Rechtsextre-
mistinnen und Rechtsextremisten mit einem konsolidierten Weltbild und/
oder einer verfestigten Szenezugehorigkeit wenden. Die Ausstiegshilfe fur
rechtsextreme Jugendliche mit konsolidierten Beziigen zu rechtsextremen
Szenen wird aufgrund des geringen quantitativen Fallaufkommens auch lin-
deriibergreifend — z.B. im sogenannten ,,Nordverbund“ — erbracht (vgl. Bi-
schoff u.a. 2016, S. 591.).

Mit den sogenannten (Landes-)Modellvorhaben (LMV) wurde ein weiteres
Strukturelement in den Programmbereich der LDZ integriert. Die themati-
sche Erweiterung des Bundesprogramms um die Bearbeitung von religits be-
grindeten Extremismus (insbesondere von Islamismus) griffen die Linder

5 Hauptursachlich hierfir ist, dass nicht alle Opferberatungsstellen Giber die Ressourcenausstat-
tung verfiigen, die es ihnen ermdglicht, die Standards des Verbandes zu erfullen, oder aufseiten
der Trager zentrale Ziele des Verbandes nicht geteilt werden (kdnnen). Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in Opferberatungsangeboten bei Tragern, die nicht Mitglied im Bundesverband sind,
kénnen jedoch an den verschiedenen Fachaustausch- und Qualifizierungsangeboten im VBRG
teilnehmen. Diese Mitgliedschaftspraxis entspricht im Ubrigen den in der bundesdeutschen An-
gebotslandschaft sozialer Dienstleistungen verankerten Prinzipien der Tragerautonomie sowie
Ansatzpluralitat.
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zunichst nur zégerlich auf. Seit dem Férderjahr 2018 existieren nun in allen
Bundeslindern LMV zur Bearbeitung von islamistischem Extremismus
und/oder Islam-/Muslimfeindlichkeit. Integtiert wurden die Projekte vor al-
lem in den alten Bundeslindern in bereits bestehende Strukturen zur Bear-
beitung islamistischer Radikalisierung und Islamfeindlichkeit. In den neuen
Bundeslindern, in denen die Strukturen flir den Phinomenbereich zum Teil
noch wenig ausgebaut sind, stellen die LMV zentrale Ansprechpartner fiir
Fachkrifte aus dem Bereich Schule sowie der Kinder- und Jugendhilfe dar
(vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 84). Die Zusammenschau der konzeptionellen
Formate zeigt im Lindervergleich, dass sich ein heterogenes Angebotsspekt-
rum entwickelt hat, in dem Qualifizierungs- und Sensibilisierungsangebote
tir Fachkrifte der schulischen und aulerschulischen Bildung (selektive Pri-
vention) und Projekte im Fachstellenformat dominieren.

Rick- und Ausblick auf die Berichte der wB

Die wB des Programmbereichs hat sich seit Beginn der Programmlaufzeit
intensiv mit den Prozessen des Strukturwandels von Landeskoordinierungs-
stellen zu Landes-Demokratiezentren und den inhaltlichen Erweiterungen
von ,,Demokratie leben!” auseinandergesetzt und Erkenntnisse in vier Zwi-
schenberichten vorgelegt. Im ersten Bericht rekonstruierte die wB die Pro-
grammtheorie des Programmbereichs und erstellte dazu ein entsprechendes
»logisches Modell“ (vgl. Bischoff u.a. 2015, 15ff.). Dartiber hinaus wurden
die durch ,Demokratie leben!“ in den Lindern induzierten Anderungen
(Strukturwandel der LKS zu LDZ, Einrichtung von Beiriten, bundesweite
Etablierung von Opferberatungsangeboten sowie Bearbeitung von Islamis-
mus) systematisiert und entsprechende Entwicklungsannahmen formuliert,
die in den Folgejahren des Programms sukzessive tberprift wurden. Der
zweite Bericht fir das Jahr 2016 beschrieb auf der Basis eines im Jahr 2015
eingefiihrten online-gestutzten, fortlaufenden Vorgangs- bzw. Angebots-Mo-
nitorings die Themenfelder, Zielgruppen und Unterstiitzungsleistungen in
der MB. Dabei standen angesichts der gesellschaftlichen Situation vor allem
die Arbeit im Themenbereich ,,Flucht und Asyl“ sowie die Unterstiitzung
ehrenamtlichen Engagements durch die MB im Zentrum der Untersuchung
(vgl. Bischoff u.a. 2016, 32ff.). Im Sinne einer verinderungsorientierten Be-
trachtung befasste sich die wB neben der weiteren Analyse der Wandlungs-
prozesse der LKS zu LDZ aullerdem mit den Entwicklungen im Feld der
ADA sowie mit den LMV.

Angesichts der deutlichen Auswirkungen der sich spitestens seit 2015
vollziehenden gesellschaftlichen Polarisierungsprozesse auf die Arbeit in den
verschiedenen Beratungs- und Unterstiitzungsfeldern im Programmbereich
widmete sich dann der dritte Bericht der wB im Jahr 2017 ausfithrlich dem
Thema Rechtsextremismus/Rechtspopulismus und seiner sich als duBlerst
ressourcenaufwendig erweisenden Bearbeitung in den verschiedenen Ange-
botsfeldern der MB, der OB sowie der ADA (vgl. Bischoff u.a. 2017). Ein
Berichtskapitel befasste sich mit den Maf3nahmen der Bundeslinder in der
Auseinandersetzung mit religios begriindetem Extremismus sowie Muslim-/
Islamfeindlichkeit, da dort weitergehende Strukturentwicklungsprozesse an-
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standen. AuBBerdem thematisierte der Bericht die Umsetzung der Leitprinzi-
pien ,,Gender Mainstreaming, Diversity Mainstreaming und Inklusion®
(GDI) (Bischoff u.a. 2017, 86ff.). Der vierte Bericht fokussierte zum einen
darauf, Verinderungen und Herausforderungen in den etablierten Angebo-
ten der MB und OB in den Blick zu nehmen. Zum anderen wurden die Ent-
wicklungen in den relativ neuen Strukturelementen des Programmbereichs
(ADA und LMV) beschrieben und analysiert. Dartiber erfolgte eine Darstel-
lung der Einschitzung ausgewihlter Wirkungspotenziale des Bundespro-
gramms durch die im Programmbereich titigen Akteurinnen und Akteure. In
den vorgelegten Zwischenberichten wurde durch die sukzessive Uberpriifung
der Entwicklungsannahmen der wB und der Aufgabenbeschreibungen in den
Leitlinien auch der Frage der Zielerreichung nachgegangen (vgl. hierzu
Bischoff u.a. 2015).

Im hier vorliegenden fiinften Bericht schreibt die wB des Programmbe-
reichs einerseits die vorangegangenen Berichte fort und kniipft an die Be-
funde zu den Feldern der Beratung und Privention sowie zu den Netzwerken
an.

Zum anderen beansprucht dieser Abschlussbericht, Entwicklungen in der
gesamten Forderphase aufzugreifen, Befunde zusammenzufithren. Es wer-
den Strukturbildungsprozesse in den Blick genommen und aktuelle arbeits-
feldbezogene Befunde vorgestellt.

Der Bericht stellt zunidchst im Kapitel 2 das methodische Vorgehen dar.
Im Kapitel 3 werden aktuelle Erkenntnisse zu den Strukturentwicklungen der
LDZ bilanziert. Weiterfithrend gliedert sich der Bericht entsprechend den
inhaltlichen Themen in die Schwerpunkte Rechtsextremismus und Islamis-
mus, beginnend mit dem traditionell gewachsenen Handlungsfeld Rechtsext-
remismus.

Das Kapitel 4 zum Schwerpunkt Rechtsextremismus gibt einen fundierten
Einblick in die Entwicklungsstinde und -bedarfe sowie in die Professionali-
sierungsprozesse in den einzelnen Beratungsangeboten. Die Beratungsneh-
mendenperspektive wird in den Vordergrund geriickt, um ausgewihlte Er-
kenntnisse zum Nutzen der Beratungsangebote fir die Adressatinnen und
Adressaten vorzustellen.

Zudem wird auf beeinflussende Kontextfaktoren in der Beratungsarbeit
und auf das Beratungsverstindnis in den Handlungsfeldern OB und MB ein-
gegangen. Im finften Kapitel des Berichts bilden die neu in das Programm
aufgenommenen Handlungsfelder Islamismus sowie Islam- und Muslim-
feindlichkeit den Schwerpunkt. Die wB greift hier insbesondere die in der
Programmlaufzeit erfolgte Entwicklung der Angebote zur Privention is-
lamistischer Radikalisierung auf. AbschlieBend werden im Kapitel 6 die bi-
lanzierenden Einschitzungen von Vertreterinnen und Vertretern der Landes-
Demokratiezentren vorgestellt, die sich auf die Entwicklungen im Pro-
gramm(-bereich) in der ersten Férderperiode von ,,Demokratie leben! be-
ziehen.
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2 Untersuchungsdesign der
wissenschaftlichen Begleitung

Das Evaluationsdesign der wissenschaftlichen Begleitung orientierte sich am
Ansatz der ,,programmtheoriebasierten Evaluation® (Haubrich 2009): Dabei
formulierte sie mithilfe eines sogenannten ,,Logischen Modells*“ Annahmen
tiber die Zusammenhinge von Kontextbedingungen, verfiigbaren materiellen
sowie immateriellen Ressourcen (Inputs, Incomes), Malnahmen (Outputs)
und Wirkungen (Outcomes) im Programmbereich (Funnell/Rogers 2011).
Diese logische Modellierung, die zu Beginn der Programmlaufzeit erarbeitet
wurde (vgl. Bischoff u.a. 2015), diente als konzeptionelle Grundlage (Heuris-
tik) fir die Erhebungen der wissenschaftliche Begleitung. Das Untersu-
chungsdesign integrierte formative und summative Elemente®.

Bei der Evaluation des Programmbereichs verfolgte die wissenschaftliche
Begleitung einen partizipationsorientierten Ansatz. Sie bezog insbesondere
die wissenschaftlich begleiteten Akteurinnen und Akteure in der Beratungs-
arbeit aktiv in die (Weiter-)Entwicklung von Fragestellungen sowie Erhe-
bungsinstrumenten ein und diskutierte wesentliche Ergebnisse mit ihnen. So
wurden beispielsweise die Instrumente fiir die Befragungen der Beratungs-
nehmenden und die online-gestiitzte Erfassung der Beratungs-(vor-)fille in
der OB und MB gemeinsam mit den Beratenden (weiter-)entwickelt oder dis-
kutiert. Die Erkenntnisse aus den Befragungen prisentierte die wB in den
Workshops mit den Mobilen Beraterinnen und Beratern sowie mit den Lan-
deskoordinierenden im Herbst 2019 und stellte sie zur Diskussion.

Die wissenschaftliche Begleitung untersuchte zum einen die Strukturen,
Aufgaben und Leistungen der Landes-Demokratiezentren und zum anderen
die Professionalisierungsprozesse, Leistungen, Handlungslogiken und Ande-
rungsbedarfe der Angebote der Opferberatung, Mobilen Beratung, Aus-
stiegs- und Distanzierungsarbeit sowie der Landes-Modellvorhaben in der
Auseinandersetzung mit Islamismus bzw. mit Islam-/Muslimfeindlichkeit.

Schwerpunkte der Evaluation bildeten im finften Forderjahr

e die Strukturentwicklungen in den Landes-Demokratiezentren und in den
(Beratungs-)Netzwerken,

e die Koordinierung der Programmakteurinnen und -akteure durch die
LDZ

e die Outputs (Leistungen) und Outcomes (Resultate) der Beratung aus
Sicht der Beratungsnehmenden (der Mobilen Beratung und der Opferbe-
ratung),

bl

6 In der Evaluationsforschung werden zwei grundlegende Evaluationsformen unterschieden: die
formative Evaluation einerseits und die summative Evaluation andererseits. In der formativen
Evaluation werden die Ergebnisse der Analyse von Strukturen und Prozessen gezielt in die
Praxis zuruckgespiegelt, um dort Lernimpulse zu geben und ggf. Verdnderungen anzuregen.
Hauptanliegen einer summativen Evaluation ist es, die Leistungen und Ertrdge des Programm-
bereichs zu bilanzieren, um u.a. Hinweise fiir eine Fortsetzung, Anderung oder Einstellung von
MafRnahmen zu geben. Nicht selten werden beide Formen kombiniert.
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e die Entwicklungsstinde und -bedarfe in den einzelnen Beratungsangebo-
ten aus Sicht der LDZ-Koordinierenden,

e die Schwerpunkte, (Priventions-)Strategien und Ergebnisse der struktur-
bildenden Ma3nahmen und der Priaventionsprojekte gegen Islamismus so-
wie Islam-/Muslimfeindlichkeit und

e die Ertrige des Programms aus der Bundeslinder-Perspektive.

Um die Entwicklungen auf der Ebene der LLandes-Demokratiezentren sowie
auf der Ebene der Beratungs- und Priventionsangebote gegenstandsange-
messen zu erfassen, setzte die wB einen Mix aus qualitativen und quantitati-
ven Erhebungs- und Auswertungsmethoden ein. Wihrend quantitative Er-
hebungen genutzt wurden, um — z.B. in (teil-)standardisierten Befragungen —
einen Gesamtiiberblick Gber die aufgeworfenen Fragen (an Beratungsneh-
mende und Landeskoordinierende) zu generieren, wurden qualitative Metho-
den eingesetzt, um die Handlungslogiken von koordinierenden Akteurinnen
bzw. Akteuren und Beratungsnehmenden sowie Beratungsprozesse zu rekon-
struieren.

In der praktischen Umsetzung des Untersuchungsdesigns orientierte sich
die wissenschaftliche Begleitung des Programmbereichs an den Giitekriterien
qualitativer und quantitativer Forschung. Zugleich berticksichtigte sie die
Evaluationsstandards der Gesellschaft fir Evaluation e.V. (DeGEval — Ge-
sellschaft fur Evaluation 2017).

Im Folgenden werden die leitenden Fragestellungen sowie die Erhebungs-
und Auswertungsmethoden vorgestellt.

Auf der Ebene der Landes-Demokratiezentren interessierten im vorliegenden
Bericht (siehe Kapitel 3)

e die Strukturentwicklungen in den Landes-Demokratiezentren,

e die Entwicklung der Personalressourcen und die damit verbundene Auf-
gabenerfillung (insbesondere die Koordinierungs- und Vernetzungsfunk-
tion) sowie

e die Rolle und Entwicklung der landesweiten Beratungsnetzwerke im
Handlungsfeld Rechtsextremismus sowie phinomentbergreifender Netz-
werkarrangements.

Zur Beantwortung der Fragen wurden leitfadengestiitzte Interviews mit Ver-
treterinnen und Vertretern aller LDZ (Mirz bis Mai 2019; N=18) durchge-
fuhrt. Ausgewertet wurden diese mithilfe strukturierender qualitativer In-
haltsanalyse nach Mayring (2003, S. 82ff.). Dazu wurden die Interviews nach
festgelegten Regeln transkribiert, in das Datenanalysetool MAXQDA einge-
lesen und nach einem vorab anhand des Interviewleitfadens entwickelten
Schemas kodiert. Im Rahmen der Analyse wurde punktuell auch auf Verfah-
ren der Daten- und Methodentriangulation zurtickgegriffen (vgl. Flick 2000),
indem Ergebnisse aus unterschiedlichen Datenquellen (z.B. Antragsunterla-
gen, Ergebnisse quantitativer Erhebungen) zur Kontextualisierung und Er-
ginzung der in den Interviews gewonnenen Informationen herangezogen
wurden.

21



Um Aussagen zur Zusammenarbeit und Vernetzung der LDZ mit anderen
Programmakteurinnen und -akteuren generieren zu kénnen, wurden schrift-
liche, teilstandardisierte Befragungen der LDZ (Mai bis Juli 2018; n=14) u.a.
zur Zusammenarbeit mit anderen Programmakteurinnen und -akteuren
durchgefithrt. Die Auswertung der Befragungen erfolgte computergestiitzt
mittels deskriptiver statistischer Verfahren in SPSS. Hinzugezogen wurden
aullerdem leitfadengestiitzte Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern
der Partnerschaften fiir Demokratie (erhoben durch Camino fur die Ge-
samtevaluation im ersten Halbjahr 2019; n=20), u.a. zur Zusammenarbeit mit
den LDZ.

Im Zentrum der Darstellung der Befunde zur Beratungsarbeit im The-
menfeld Rechtsexctremismus stehen die Outputs (Leistungen) und Outcomes
(Resultate) der Beratung aus Sicht der Beratungsnehmenden (der Mobilen
Beratung und der Opferberatung) sowie die Entwicklungsstinde und -be-
darfe in den einzelnen Beratungsangeboten (siche Kapitel 4). Damit wurde
eine belastbare und qualifizierte Darstellung der erbrachten Leistungen und
der Herausforderungen in den einzelnen Beratungsfeldern verfolgt.

Die wissenschaftliche Begleitung ging dabei den folgenden Fragen nach:

e Welche Zugangsmoéglichkeiten zur Beratung gibt es und wie werden diese
von den Beratungsnehmenden genutzt?

e Inwiefern unterscheiden sich die gewihlten Zuginge nach beratenen
Gruppen? Was bedeutet das fiir die Ausgestaltung der Angebote?

e Gibt es gemeinschaftliche Zielvereinbarungen im Beratungsprozess? Wie
wird dabei gegebenenfalls vorgegangen?

e Welche Leistungen werden in Anspruch genommen, um die Beratungs-
ziele zu erreichen?

e Was sind die Ergebnisse der Beratung? Wie gut werden die Ziele der Be-
ratungsnehmenden erreicht?

e Welcher auch langfristige Nutzen lasst sich aufseiten der Beratungsneh-
menden feststellen? Was konnen die Beratungsnehmenden auch in Zu-
kunft fur sich nutzen?

e Welche Weiterentwicklungen und Anderungsbedarfe lassen sich aus Sicht
der Koordinierenden in den Beratungsangeboten feststellen?

Die Instrumente zur Befragung der Beratungsnehmenden in der OB und MB
wurden, wie bereits erwihnt, gemeinsam mit den Beratenden entwickelt.” Mit
den Fachkriften der Mobilen Beratung wurde dieser Prozess 2015 in einem
Workshop begonnen und 2017 intensiviert. Mit Hilfe eines Fragebogens, den
alle auf dem Workshop anwesenden Beratungsstellen der MB ausfillten,
konnte geklirt werden, welche Ansitze in der MB bisher in der Erfassung
der Beratungsergebnisse verfolgt wurden und welchen Stellenwert die Eva-
luation in der eigenen Arbeit hat. Dartber hinaus wurde erfragt, welche Form

7 Die Darstellung der Beratungsnehmendenperspektive konzentrierte sich auf die Opferberatung
und die Mobile Beratung. Fir die Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit befand sich die Herstel-
lung des Zugangs zu den Beratungsnehmenden bis zum Zeitpunkt der Berichtslegung noch im
Prozess.
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der externen Erhebung der Perspektive der Beratenen die Beraterinnen und
Berater fir umsetzbar hielten. Die Vorstellungen der Beratenden und die Ka-
pazititen der wB berticksichtigend, wurden exemplarische Fallstudien in zwei
Bundeslindern in Form von Interviews vereinbart. Der durch das DJI ent-
wickelte Gesprichsleitfaden (sieche Abb. D 2: Interviewleitfaden  fur
die Beratungsnehmenden der Mobilen Beratung aus dem Jahr 2017 (zu 2) im
Anhang) wurde mit den Beraterinnen und Beratern besprochen und das kon-
krete Vorgehen geklirt (Kontaktherstellung usw.).

Mit den Opferberaterinnen und -beratern erfolgte der Austausch tber
mogliche Erhebungsformate bei ehemaligen Klientinnen und Klienten im
Rahmen eines Workshops im Mai 2017. Genutzt wurde in diesem Arbeitsfeld
schlieB3lich ein bereits vorliegender Feedbackbogen (siche Abb. D 1 im An-
hang), der in finf Bundeslindern in der Regel an Beratungsnehmende ver-
sandt wurde, bei denen der Beratungsprozess im Jahr 2017 bzw. bis Anfang
2018 abgeschlossen war. Dafir wurden im Januar 2018, erginzend zu den
bereits vorliegenden fremdsprachigen Fassungen des Erhebungsinstruments,
weltere Ubersetzungen des Feedbackbogens ins Arabische, in Farsi und
Tigrinya® vorgenommen, da sich der Kreis der Beratungsnehmenden um Per-
sonen aus diesen Sprachriumen erweitert hatte.

Die Befunde zur Beratungsarbeit im Handlungsfeld Rechtsextremismus ba-
sieren im Einzelnen auf

e der qualitativen Inhaltsanalyse leitfadengestiitzter Interviews mit Bera-
tungsnehmenden der Mobilen Beratung (in zwei Bundeslindern in 2017
und 2018; n=9) zu Zugangsmoglichkeiten, Leistungen, Problemkonstella-
tionen, Zielvereinbarungen und -erreichung sowie zum langfristigen Nut-
zen der Beratung,

e der qualitativen Inhaltsanalyse leitfadengestiitzter Interviews mit Vertre-
terinnen und Vertretern aller LDZ (Mirz bis Mai 2019; N=18),

e der statistischen Datenauswertung der schriftlichen, teilstandardisierten
Befragungen mit Beratungsnehmenden der Opferberatung (in sechs Bun-
deslindern im Jahr 2018; n=73) zu Zugangsmdoglichkeiten und Leistungen
sowie zur Zielerreichung der Beratung sowie auf

e der Auswertung des Monitorings der Mobilen Beratung (Datenauszug
vom 15.07.2019; n=8.315 ab Mitte 2015).

Im Themenfeld Isiamismus bzw. Islam-| Muslimfeindlichkeit wurden mithilfe der
Einschitzungen der Landeskoordinierenden (leitfadengestitzte Interviews
mit Vertreterinnen und Vertretern aller LDZ im Jahr 2019) und der in diesem
Programmjahr gestellten Antragsunterlagen folgende Fragen beantwortet

(sieche Kapitel 5):

e Wie haben sich das Aufgabenportfolio und die Strukturen der LDZ durch
die Erweiterung um die Handlungsfelder Islamismus und Islam-/Muslim-
feindlichkeit verandert?

8 Sprachen, ab 2013: Deutsch, Englisch, Franzdsisch, Turkisch, Viethamesisch, neu ab 2018:
Arabisch, Farsi, Tigrinya.
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Welche Schwerpunkte setzen die LDZ im Bereich der strukturbildenden
MaBnahmen gegen Islamismus im Forderjahr 20197

Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit zwischen LDZ, Priventionspro-
jekten und Sicherheitsbeh6rden sowie mit muslimischen Organisationen
und Moscheegemeinden aus Sicht der Koordinierenden? Worin liegen die
Herausforderungen in der Kooperation?

Welche Priventionsstrategien werden in den LLandes-Modellvorhaben ver-
folgt und wie lassen sie sich in das Feld der zivilgesellschaftlichen Priven-
tion von islamistischem Extremismus einordnen?

Inwieweit wird die in der Leitlinie des Programmbereichs vorgesehene
tberregionale, strukturell angelegte Wirkung der Landes-Modellvorhaben
erreicht?

SchlieBlich wurden im vorliegenden Bericht die (bilanzierenden) Einschit-
zungen der Landeskoordinierenden zur ersten Férderperiode von ,,Demo-

kratie leben

'6(

analysiert (siche Kapitel 6). Leitende Fragestellungen der wB

waren hier:

Welche prignanten Ergebnisse (und Fehlschlige) des Bundesprogramms
werden aus der Bundeslinder-Perspektive erkennbar?

Inwieweit wirkt das Bundesprogramm identitatsstiftend?

Wie sollte sich das Bundesprogramm aus Sicht der Landeskoordinieren-
den weiterentwickeln?

Zur Beantwortung der Fragen wurden sowohl das Material aus den Inter-

views mit den Koordinierenden aus dem Jahr 2019 als auch die Ergebnisse
der schriftlichen, teilstandardisierten Befragungen der LDZ (Mirz bis Juni
2019; n=21) herangezogen.
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3 Strukturen der Landes-Demokratiezentren
und der Netzwerke

3.1  Strukturentwicklungen in den LDZ

Eine umfangreiche Beschreibung der Strukturen der Landes-Demokratiezen-
tren sowie deren Aufgaben hat zuletzt der dritte Bericht der wissenschaftli-
chen Begleitung der Landes-Demokratiezentren geleistet (vgl. Bischoff u.a.
2017, S. 49-68). Die Auswertung der im Jahr 2019 mit den Vertreterinnen
und Vertretern der LDZ gefithrten Interviews hat den damals formulierten
Befund weitgehend bestitigt, dass es sich bei den LDZ um eine im Kern
etablierte Struktur in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus sowie
zur Bearbeitung von weiteren menschenrechts- und demokratiefeindlichen
Phinomenen auf der Ebene der Bundeslinder handelt (vgl. Bischoff u.a.
2017, S. 49-68). Die nachfolgenden Ausfithrungen konzentrieren sich darauf,
neuere Entwicklungen in den Landeskoordinierungsstrukturen darzustellen,
die im Wesentlichen mit dem quantitativen Wachstum des Bundespro-
gramms und dessen zwischenzeitlich starker Orientierung auf die Bearbei-
tung von Islamismus (siche Abschnitt 5.1) assoziiert sind.

3.1.1 Landes-Demokratiezentren: Unabgeschlossene
Formierungsprozesse

Eine der zentralen Aufgaben der Akteurinnen und Akteure, die fir die Ko-
ordinierung der in den einzelnen Bundeslindern durch ,,Demokratie leben!*
geforderten Maflnahmen zustindig sind, war es, die vormaligen Landeskoor-
dinierungsstellen (LKS) der (Beratungs-)Netzwerke zu Landes-Demokratie-
zentren weiterzuentwickeln (vgl. BMEFSF] 2015; auch BMFSF] o. J.). Zu-
nachst agierten die Lindervertreterinnen und -vertreter auf diese Anforde-
rung cher zogerlich (vgl. Bischoff u.a. 20106). Inzwischen hat der deutliche
Aufwuchs an finanziellen Ressourcen zusammen mit der oben erwihnten In-
tegration vielfaltiger Themen und von Akteurinnen und Akteure in das Bun-
desprogramm bewirkt, dass die Uberwiegende Mehrheit der Bundeslinder
solche Landes-Demokratiezentren eingerichtet hat, um den gestiegenen Ab-
stimmungs- und Vernetzungsanforderungen gerecht zu werden.

»Die Aufgaben des Demokratiezentrums haben sich sukzessive und dann mit
einigen Springen seit 2015/16 enorm erweitert. Das hat etwas mit dem Mittel-
zuwachs beim Bund zu tun, das hat etwas mit einem neuen Landesprogramm
[zu tun; Anmerkung d.A.] (...) also wir uns da in der Form auch noch mal we-
sentlich weiterentwickelt haben, wollten und mussten, sodass ich sagen muss,
dass sich die Arbeit von heute mit der von vor vier, funf Jahren eigentlich kaum
noch vergleichen lisst oder wenig vergleichen ldsst.” (Ida_2019).

Einige Bundeslinder nutzten vor diesem Hintergrund erstmals Bundesmittel,
um Personal in den entsprechenden Koordinierungsstellen zu finanzieren.
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Dartiber hinaus ging in mehreren Bundeslindern der Personal- und Aufga-
benzuwachs in den Koordinierungsstellen der Landes-Demokratiezentren
mit Prozessen der funktionalen Binnendifferenzierung und Hierarchiebil-
dung einher.

Zum Ende der ersten Forderperiode von ,,Demokratie leben!* verfiigen
mehrere Bundeslinder tber eine im Land etablierte Koordinierungsstruktur,
die eng mit einem Landesprogramm in den Handlungsfeldern von ,,Demo-
kratie leben!* verkniipft ist und die als zentrale Koordinierungs- und/oder
Steuerungs- bzw. Verwaltungsstruktur sowohl fir die Bundesprogrammakti-
vititen als auch (und vor allem) fur die einschligigen Landesprogramme bzw.
-strategien auf der Ebene des Bundeslandes fungiert. In diesen Fallen ist die
Einrichtung von explizit ,,Landes-Demokratiezentren® bzw. die Umbenen-
nung der Landeskoordinierungsstrukturen unterblieben. ,,Wir nennen es
nicht [LDZ; Anmerkung d.A.], also wir nennen es ,Koordinierungsstelle®,
weil ja das Landesprogramm schon [n] Jahre ist, also jetzt im [n+1]. Jahr.“
(Julius_2019).

Das bedeutet mit Blick auf das Aufgabenportfolio der LDZ allerdings kei-
nen Funktionsverlust. Zugleich zeigt sich an dieser Stelle erneut, dass die je-
weiligen Landesgegebenheiten, und vor allem der sich in den einschligigen
Landesprogrammen ausdriickende politische Gestaltungswille der Bundes-
linder in den Handlungsfeldern des Bundesprogramms, einen bedeutsamen
Einfluss darauf haben, in welchem Umfang und in welcher Art und Weise
strukturelle oder thematische Impulse von der Bundesebene aufgegriffen
werden (vgl. Bischoff u.a. 2017, S. 49-68).

In zwei Bundeslindern haben die Umwandlungsprozesse dazu gefthrt,
eine Handlungssphire ,Landes-Demokratiezentrum® in staatlicher Regie
und, ankniipfend an die Tradition der Landeskoordinierung der Beratungs-
netzwerke im Phidnomenbereich Rechtsextremismus, eine Sphire der Lan-
deskoordinierungsstelle in zivilgesellschaftlicher Trigerschaft zu etablieren.
Letzteres ging damit einher, das Profil der entsprechenden Stellen weiter zu
schirfen, um Aufgaben der operativen Beratungsarbeit zu entlasten sowie
solche der Priventions- und Vernetzungsarbeit neu zuzuweisen. Als wesent-
lich treibender Faktor haben sich auch hier die jeweiligen landespolitischen
Priorititensetzungen in Verbindung mit den thematischen Schwerpunktset-
zungen in ,,Demokratie leben!*
die Gesamtverantwortung fiir alle Handlungsfelder des Bundesprogramms
im Zustindigkeitsbereich der staatlichen LDZ (vgl. Bischoff u.a. 2017, S. 52).
Die Koordinierung der einzelnen Phinomenbereiche erfolgt dann arbeitstei-
lig, durch die LDZ fur die Bereiche Islamismus sowie Linksextremismus und

erwiesen. So liegt in den genannten Fillen

durch die LKS fiir die Rechtsextremismus- und Diskriminierungspravention
sowie die Beratungsarbeit der MB, OB und Ausstiegs- und Distanzierungs-
arbeit. Koordinierung bedeutet hierbei zum einen, die im Feld handelnden
Akteurinnen und Akteure zu vernetzen, und zum anderen, die Themen des
Bundesprogramms strategisch aufeinander zu beziehen (siche Abschnitt
3.2.2).

Mit dieser Losung wird aus Sicht der wB in besonderem Mal3e der Eigen-
logik der einzelnen Handlungsfelder (insbesondere deren Bezug zu den Poli-
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tikfeldern ,,Innere Sicherheit® einerseits und ,,Engagementférderung® ande-
rerseits) sowie dem Eigensinn und Handlungs- bzw. Kompetenzspielraum
der jeweils fiir die Koordinierung zustindigen Trager entsprochen. Allerdings
kann diese Strukturldsung in der Praxis erwiesenermallen Hindernisse im
Transfer von themen- bzw. phinomentbergreifenden Lernerfahrungen dar-
stellen, beispielsweise aus der Bearbeitung von Rechtsextremismus in das
Feld der Islamismusprivention, fiir deren Uberwindung gezielt Verfahren
und/oder Strukturen geschaffen werden miissen.

In mehreren Bundeslindern sind entsprechende Formierungsprozesse der
LDZ auch im finften Jahr der aktuellen Forderperiode des Bundespro-
gramms noch nicht abgeschlossen. So sind entsprechende Personalstellen
(noch) nicht besetzt (siche Abschnitt 3.2.1) oder dauert die Strukturbildung,
wie die Einrichtung von Fachreferentenstellen im LDZ, an.

,»Und ansonsten ist es, glaube ich, immer so, sehr viel Stiihleriicken, viel hin und
her (...) also im Personalbereich, ne? Ich habe angefangen, dann hat meine Kol-
legin sich umbeworben. Dann habe ich mich auf ihre Stelle beworben. Da hatten
wir die ganze Zeit lang noch die Koordinierung der Islamismus-Primirpriven-
tion ausgeschrieben, konnten wir nicht besetzen, lduft, ist immer noch ausge-
schrieben, die Stelle. Also, das ist auch so, es ist irgendwie immer noch ein Fin-
den. Obwohl jetzt auch schon wieder zwei Jahre rum sind, habe ich irgendwie
das Gefuhl, das ist immer noch im Fluss, so dieses Organisatorische.*
(Gustav_2019).

Aus den mit den Koordinierenden gefiihrten Interviews geht auch hervor,
dass sich im Kreis der 16 Bundeslinder bislang (noch) kein einheitliches Ver-
standnis davon entwickelt hat, was ein Landes-Demokratiezentrum ist. Die
Vorstellungen dariiber, was ein LDZ ausmacht, kann bedeuten, dass die bis-
herige Landeskoordinierungsstelle schlicht umbenannt wurde, ohne weiter-
gehende strukturelle oder inhaltliche Anderungen. Es kann aber auch heil3en,
dass das 1.DZ als Verbundstruktur mehretrer, im Bundesland durch ,,Demo-
kratie leben!” geforderter Projekte (Beratungsarbeit und/oder Modellpro-
jekte und/oder Partnerschaften fiir Demokratie) begriffen wird:

»Aber das wire natiirlich auch ein interessanter Punkt, mit den Mobilen Bera-
tungen das noch mal zu besprechen oder auch mit der Ausstiegsberatung bin ich
eigentlich ganz gut im Gesprich zurzeit auch, und die Opferberatung noch, was
es eigentlich fir sie bedeutet, im Landes-Demokratiezentrum da als Projekt ver-
ortet zu sein.” (Gustav_2019).

Das ist in mehreren Bundeslindern der Fall.

Eine ,,Begleiterscheinung bzw. Nebenwirkung® dieses Verstindnisses ei-
nes LDZ als Angebotsinfrastruktur (und nicht als reine Koordinierungs-
instanz) ist, dass wegen der in der Regel engen Verzahnung von Landes- und
Bundesprogrammen auf der Ebene der Bundeslinder der Beitrag des Bundes
zu dieser Infrastruktur nicht mehr deutlich identifiziert werden kann und an
Sichtbarkeit verliert. In Landern, in denen die Verwaltung und Steuerung von
Landes- und Bundesmallnahmen nicht in einer Hand liegen, kann dies im
Ubrigen zu Unklarheiten in Fragen der Zustindigkeit und Verantwortlichkeit
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bei der Programmumsetzung und -verwaltung fithren, und das nicht nur in-
nerhalb der Koordinierungsstrukturen selbst, sondern insbesondere auch aus
der Perspektive der im Bundesprogramm (ganz oder teilweise) geforderten
Projekte.

Im Gegensatz dazu berichtete eine interviewte Person dartber, dass mit
dem deutlich vollzogenen Wandel der ehemaligen nichtstaatlichen LKS zu
einem Landes-Demokratiezentrum dieses nunmehr ,,Strahlkraft® im Bundes-
land besitzen wiirde und weithin als kompetenter Ansprechpartner fir die
Handlungsfelder des Bundesprogramms anerkannt sei. Nach Einschitzung
der wB resultiert dieser Bedeutungszuwachs vor allem aus dem Engagement
des Trigers in der Bearbeitung von Islamismus an der Schnittstelle zur Arbeit
der Sicherheitsbehorden. Das Landes-Demokratiezentrum besteht in diesem
Fall aus einem Trigerverbund von Kompetenzstellen zur Bearbeitung der
verschiedenen Themen des Bundesprogrammes.

Im Kontext der Strukturentwicklung der LDZ ist bemerkenswert, dass ein
Bundesland versucht, eine Struktur von regionalen Demokratiezentren — im
Sinne von vor Ort verfiigbaren, in verschiedenen Handlungsfeldern des Bun-
desprogramms kompetenten Ressourcenpersonen — zu etablieren. Damit
wird versucht, Schlisselpersonen als strukturelle Briicken und Tur6ffner fiir
Angebote des Landes-Demokratiezentrums zu etablieren. Zugleich kann es
als Maf3inahme gedeutet werden, in der Bearbeitung von Rechtsextremismus
oder Islamismus starker als bisher dem Subsidiarititsprinzip zu entsprechen
und die jeweiligen Probleme bzw. Phinomene auf der gebietskérperschaftli-
chen Ebene zu bearbeiten, auf der sie entstehen. Dartuber hinaus kénnte in
dieser Form der Regionalisierung auch ein Beitrag zur Herstellung von Nach-
haltigkeit des Programmengagements im Wege des Know-how-Transfers ge-
sehen werden, da als Ressourcen- bzw. Schlisselpersonen vor allem Fach-
krifte in den Regelstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe sowie in Schulen
angesprochen und regelmifig sowie wiederholt qualifiziert werden.

3.1.2 Funktionale Binnendifferenzierung: Die Bearbeitung von
Islamismus als Impulsgeber

Nachdem ein kursorischer Uberblick iiber den Stand der Formierungspro-
zesse der LDZ allgemein erfolgte, soll nun im Folgenden ein Einblick in die
Strukturentwicklungen in den LDZ gegeben werden, die durch die finanziel-
len Ressourcen fir strukturbildende MaBlnahmen gegen Islamismus und die
Erweiterung um das Phinomen in ,,Demokratie leben!” ermdéglicht wurden
(siche auch Kapitel 5). Es wurde bereits im vorangegangenen Abschnitt deut-
lich gemacht, dass die Strukturentwicklungen in mehreren Bundeslindern
noch nicht abgeschlossen sind, das heil3t, sich verschiedene Strukturen wei-
terhin im ,,Findungsprozess® (Emil_2019) oder ,,noch im Fluss“ (Gus-
tav_2019) befinden. Die sich im Fluss befindenden LDZ-Strukturen verwei-
sen insbesondere auf die Dynamik der Organisationsentwicklungsprozesse,
mit denen sich die LDZ an die Verinderungen im Bundesprogramm im All-
gemeinen und im Programmbereich im Besonderen anpassen.
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Wie erwihnt, lisst sich zum Ende der ersten Férderperiode von ,,Demokratie
leben!* feststellen, dass die LDZ mehrheitlich tiber eine (Koordinierungs-)
Struktur zur Bearbeitung sowohl von Rechtsextremismus als auch von Is-
lamismus verfiigen. Dabei hat der tber das Bundesprogramm finanzierte
Stellenzuwachs in den LDZ-Strukturen mehrheitlich zu einer Ausdifferenzie-
rung spezifischer, fur die Bearbeitung jeweils eines Phinomens zustindiger
Arbeitsbereiche gefithrt.? Die Strukturvarianten zeichnen sich durch eine un-
terschiedlich intensive Zusammenarbeit dieser Bereiche aus. Das Spektrum
reicht hierbei von punktuellen Uberschneidungen bis zu enger Zusammen-
arbeit und regem Erfahrungsaustausch. Mit den Strukturbildungen werden
verschiedene Anliegen verfolgt. In einem Interview wird das mit Verweis so-
wohl auf die Méglichkeit der Entlastung der Koordinierenden im administ-
rativen Bereich als auch auf den Gesichtspunkt einer notwendig stirkeren
fachlichen Koordinierung auf den Punkt gebracht.

Die personellen Aufstockungen und Strukturbildungen in den LDZ und
die damit ermdglichten Handlungsriume, etwa fir den Aufbau von Priven-
tionsnetzwerken gegen islamistischen Extremismus und die Begleitung der
Landes-Modellvorhaben und weiterer Projekte des Landes, lassen sich als ein
wesentlicher Ertrag der fur strukturbildende Maf3nahmen gegen Islamismus
bereitgestellten Bundesmittel festhalten (siche hierzu auch Kapitel 5). Das
trifft sowohl auf die Bundeslinder zu, die sich bereits vor ,,Demokratie le-
ben!” in der Islamismusprivention engagiert und dort investiert haben, als
auch auf die Bundesliander, in denen durch ,,Demokratie leben!* die Beschif-
tigung mit diesem Thema erst angeschoben wurde. Dennoch lassen sich die
Ertrige der finanziellen Zuwendungen aus dem Bundesprogramm im Rah-
men der strukturbildenden MaBnahmen nicht losgelést vom landespoliti-
schen Engagement in der Privention von religiés begriindetem Extremismus
betrachten. In dem folgenden Interviewausschnitt wird dies in besonderer
Form deutlich:

,»Wir haben den Auftrag, ein Landesprogramm zu schreiben und eine Priven-
tionsstruktur aufzubauen, schon gehabt, bevor das Bundesprogramm das Thema
aufgegriffen hat. (...) Und insofern, das hat fiir mich eigentlich nicht so eine
Bedeutung, dass es jetzt im Bundesprogramm auch auf uns zugekommen ist, weil
wir das Thema ohnehin hatten und weil es (...) wirklich héchste Prioritit hatte
(...). Und weil wir dann die Méglichkeit hatten, auch noch Bundesmittel zu be-
antragen, sind auch weitere Stellen geschaffen worden, um tiberhaupt das Bun-
desprogramm zu bespielen. (...) Insofern haben wir mithilfe des Bundes da auch
eine gute Praventionsstruktur, glaube ich, aufgebaut, auch dafir gesorgt, dass die
Projekte, je nachdem, wo sie ansetzen, eng kooperieren mit den Bezirksimtern.*
(Friedrich_I_2019).

Wenngleich in diesem Fall den landespolitisch motivierten Strategien und
Mitteln eine groBere Bedeutung fiir den gegenwirtigen Stand des LDZ und

9 Es gibt drei LDZ, in denen eine entsprechende Ausdifferenzierung der LDZ-Strukturen nicht
erfolgt ist, weil dies entweder durch entsprechende Landesstrategien nicht abgestitzt wird oder
Strukturen der Islamismuspréavention auBerhalb der LDZ bereits vorhanden waren.
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der landesweiten Strukturen zugewiesen wird, wurden die Bundesmittel of-
fenbar genutzt, um weitere Bedarfe zu decken und den Aufbau der Struktu-
ren voranzubringen.

3.2 Personalressourcen und Aufgabenerflllung

3.2.1 Personalressourcen: Schliisselthemen in den
Koordinierungsstrukturen der LDZ

Die Weiterentwicklung der LKS zu LDZ und die Integration der Bearbeitung
von Islamismus in Verbindung mit einem Personalaufwuchs in den entspre-
chenden Koordinierungsstellen geht in mehreren Landern mit Problemen in
der Einrichtung und/oder Neu- und/oder Wiederbesetzung von Personal-
stellen einher. Insbesondere LDZ, die ausschlieBlich in staatlichen Landes-
einrichtungen, d.h. in der 6ffentlichen Verwaltung, angesiedelt sind, scheinen
hiervon betroffen zu sein. So berichteten die Interviewpartnerinnen und
-partner mehrerer Lander, dass sie einerseits de jure tiber mehr Personalstel-
len verfiigen als noch 2015, de facto jedoch von Personalwechsel und -fluk-
tuation betroffen sind.

Das bedeutet letztlich, dass nicht einfach ,,nur® Arbeitskrifte fehlen, son-
dern entsprechendes Wissen in den Arbeitseinheiten nicht (mehr) im not-
wendigen oder mindestens im wuinschenswerten Umfang zur Verfugung
steht. Insoweit erklirt sich hierdurch auch ein Ergebnis einer standardisierten
Erhebung unter den LDZ zur Zufriedenheit mit der Finanz- und Personal-
ausstattung im Jahr 2018. Die Auswertung dieser Befragung hatte ergeben,
dass acht von 14 befragten LDZ trotz des erheblichen Zuwachses an finan-
ziellen Ressourcen mit ihrer Personalausstattung unzufrieden waren bzw.
sind.1® Entsprechend duBerte sich eine Interviewpartnerin bzw. ein Inter-
viewpartner auf die Frage nach den zentralen Entwicklungen in den LDZ in
den vergangenen beiden Jahren wie folgt:

»Ja, also ich fange mal mit einem etwas ungewdOhnlichen Aspekt an, weil das
mich tatsdchlich im Moment sehr umtreibt. Unsere Personalausstattung ist ei-
gentlich die ganzen Jahre immer sehr prekir gewesen. Und jetzt noch mal im
Besonderen: Eigentlich seit 2016 haben wir, ja, immer wieder gré3ere Vakanzen.
2016 haben wir letztmalig quasi unsere Planbesetzung von vier Stellen gehabt
und seitdem tiber Fluktuation, Verinderungen sind wir eigentlich stindig unter
Plan-Soll, bei (...) immer einem deutlichen Aufwuchs an Aufgaben. Und im Mo-
ment ist es besonders prekir, dass ich quasi absehbar der Einzige bin, der jetzt

10 Die von den LDZ zu bewertenden Likert-skalierten Aussagen dazu lauteten: ,Die Ausstattung
mit finanziellen Ressourcen im Verhaltnis zu unseren Aufgaben passte ..."“: Finf von 14 LDZ
gaben an, dass die finanziellen Ressourcen ,gut” und weitere neun, dass sie ,eher gut” passten.
Bei der Aussage ,Die Personalausstattung im Verhaltnis zu unseren Aufgaben passte ..." ant-
worteten eine LDZ, dass diese ,gut®, sechs, dass sie ,eher gut®, funf, dass sie ,eher nicht gut®
und drei, dass sie ,nicht gut“ passen wirden. Zwei der 16 LDZ hatten wegen Vakanz nicht an
der Befragung teilgenommen.
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hier auch schon mehrere Jahre gearbeitet hat. Also, es ist hier ganz viel im Um-

bruch.“ (Viktor_2019).

In den Interviews mit den LDZ-Vertreterinnen und -vertretern scheint
durch, dass die Verwaltungen in den Bundeslindern nicht zuletzt wegen ihrer
rechtsstaatlichen Verfasstheit und der zu deren Gewihrleistung etablierten
Strukturen und Verfahren beispielsweise der Stellenbesetzung oder Mittelbe-
wirtschaftung die Dynamik des Mittelaufwuchses in ,,Demokratie leben!* nur
begrenzt und vor allem nicht in der vom Bundesprogramm vorgelegten Ge-
schwindigkeit verarbeiten kénnen. ,,Also, bis man hier soweit ist, dass man
eine Stelle beschrieben hat, die Mittel daftr hat und die Umsetzung, Perso-
nalauswahl, da ist ja mal locker ein Jahr weg.” (Wilhelm_2019).

Hier zeigt sich, dass der Bund die Linder aus Sicht der Interview-
partnerinnen und -partner in den LDZ in der Regel zu spit an seinen Uber-
legungen bzw. Plinen beteiligt hat, die Mittel im Programm aufzustocken.
Deren Einschitzung gemil ist es den Liandern daher kaum bzw. nur in Aus-
nahmefillen méglich gewesen, entsprechende Vorkehrungen fiir die Bewil-
tigung der Zusatzmittel zu treffen, wie die Anmeldung von Personalstellen
oder das Einstellen von Kofinanzierungsmitteln in die Landeshaushalte.

»Und wenn man mit einem Mal in der Landschaft ein Drittel mehr an Trigern
hat, bedeutet das auch ein Drittel mehr an Sachberichten, Verwendungsnach-
weisprifung und, und, und. Und das ist dann immer so, ich weil3 nicht, ob es
nicht gesehen wurde oder ob man bewusst gesagt hat: ,Na gut, das ist dann, wenn
das Land das mo6chte, dann mussen sie auch unterstlitzen, dann missen sie selber
auch mit das Ubernehmen oder da auch mehr investieren.*

(Wilhelm_2019).

'C(

Dartiber hinaus fehlt es den aus ,,Demokratie leben!* finanzierten Stellen in
der 6ffentlichen Verwaltung aufgrund deren Befristung vergleichsweise an
Attraktivitit.!! Das schligt sich in der im Feld seit Jahren zu beobachtenden
Personalfluktuation nieder, mit den bereits erwihnten Folgen. Einzelne Bun-
deslinder steuern hier entgegen, indem Planstellen in der Verwaltung, die zur
Steuerung der einschligigen Landesprogramme geschaffen werden, dann
auch mit Aufgaben eines Landes-Demokratiezentrums betrauen, wie folgen-
der Interviewauszug verdeutlicht:

»lch stand ja kurz vor der Entscheidung, bleibe ich im Demokratiezentrum oder
nicht, weil mein Vertrag auf zwei Jahre befristet war, und das Land sieht das
ausdriicklich so vor, dass es maximal zwei Jahre sind, und dann geht das dann
auch nicht weiter (...) Wir hatten dann das Gliick, dass der neue Ministerprisi-
dent kam, dass unsere Ministerin dann beim Antrittsbesuch des neuen Minister-
prasidenten gesagt hat: ,Wir brauchen hier ein paar feste Stellen.* Und da sind
wir schon in der glicklichen Situation, dass wir einen festen Vertrag haben.®
(Anton_2019).

11 An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass Programme wie ,Demokratie leben!* im Rahmen
der bestehenden féderalen Kompetenzordnung und Gesetzeslage bisher nur als zeitlich befris-
tete (Modell-)Programme ausgestaltet werden konnten.
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In diesem Zusammenhang lassen sich zwei Effekte feststellen, die mit Blick
auf die Umsetzung von ,,Demokratie leben! nicht unproblematisch sind.
Zum einen lisst sich in einzelnen Bundeslindern beobachten, dass die LDZ-
Strukturen mit entsprechenden unbefristeten Stellen qualifizierte Fachkrifte
aus dem Kreis der in den Handlungsfeldern des Bundesprogramms titigen
NGOs rekrutieren, sodass auf dieser Ebene der bestehende Fachkrafteman-
gel verstirkt wird. Das gilt insbesondere dann, wenn von der Ebene der LDZ
aus Aufgaben tibernommen werden, die dem Grunde nach beispielsweise
Aufgaben in der Mobilen Beratung in nichtstaatlicher Trigerschaft sind. Zum
anderen kann die enge Verzahnung zwischen Landesprogrammverwaltung
und LDZ bedeuten, dass das Bundesengagement in den Handlungsfeldern
von ,,Demokratie leben!” gegentiiber den Schwerpunktsetzungen und Bedar-
fen der einzelnen Bundeslinder zwar (weiter) als relevant eingeschitzt wird,
ithm jedoch im Sinne von Agendasetting und (indirekter) Handlungssteue-
rung (vgl. Gohler u.a. 2009) zunehmend eine eher untergeordnete Bedeutung
zukommt.

Gleichwohl lisst sich, etwa anhand der Einrichtung von Personalstellen
zur Koordination und fachlichen Begleitung der Partnerschaften fir Demo-
kratie in mehreren Bundeslindern aus Mitteln des Bundesprogramms, ablei-
ten, dass der Bund in Handlungsfeldern, die auch auf der Ebene der Bundes-
linder als relevant eingeschitzt werden, durchaus noch Anregungsfunktion
besitzt.1?

3.2.2 Aufgabenerfullung: Koordination der Programmakteurinnen
und -akteure

Die beschriebenen Personalengpisse fithren in den davon betroffenen Lin-
dern dazu, dass die dort titigen Koordinierungspersonen einen bedeutsamen
Teil ihrer von den Programmleitlinien zugewiesenen Aufgaben (Gesamtko-
ordination und Vernetzung, Strategie- und Angebotsentwicklung, Fachbera-
tung und Qualititssicherung, Ressourcenallokation und Controlling) nur ru-
dimentir oder gar nicht erfiilllen kénnen.'® Unabhingig von der konkreten
Personalsituation scheinen mehrere LDZ aufgrund der Vervielfiltigung von
Themen und von Akteurinnen bzw. Akteuren hinsichtlich ihrer Kapazititen
zur formellen und materiellen Koordinierung (Verwaltung und inhaltliche
Steuerung) an die Grenzen ihrer Ressourcen zu stofen. So konstatiert ein
Interviewpartner/eine Interviewpartnerin einen Verlust an Koordinierungs-
tihigkeit, der sich an Verselbststindigungstendenzen unter den geférderten
NGOs bemerkbar mache. Andere Koordinierungspersonen berichten im In-
terview davon, die Vielzahl an zugewiesenen Aufgaben in einer Art und
Weise priorisieren zu mussen, die zulasten der inhaltlichen Betreuung und
strategischen Weiterentwicklung von Handlungsfeldern geht.

Dies scheint allerdings nicht nur auf das dynamische Wachstum des Bun-
desprogramms zurtickzufthren zu sein, sondern wird nach Einschitzung der

12 Zugleich kdnnen diese Stellen als Ausdruck von Verstetigungsprozessen in den PfD und damit
von Nachhaltigkeit der Bundesprogrammfdrderung gedeutet werden.
13 Eine ausfiihrliche Beschreibung der Aufgaben findet sich in Bischoff u.a. 2017, S. 50ff.
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wissenschaftlichen Begleitung in den Lindern, in denen die Koordinierung
von Landes- und Bundesprogramm(-en) in einer Arbeitseinheit gebtindelt ist,
auch durch die Anforderungen einer gemeinschaftlichen Koordinierung be-
einflusst.'* Im Lindervergleich zeigt sich, dass Bundeslinder, in denen die
Koordinierung von Landesaktivititen auf der einen Seite und der im Bundes-
programm umgesetzten Mal3nahmen auf der anderen arbeitsteilig durch ver-
schiedene Stellen geschieht, das dynamische Wachstum des Bundespro-
gramms insgesamt besser bewiltigen kénnen. Dies vor allem deshalb, weil
sich die betreffenden Personen nicht in einer Sandwichposition zwischen
Landes- und Bundesanforderungen befinden, die im Bedarfsfall priorisiert
werden und wenn, dann der Ansiedlungs- und Finanzierungslogik der Stellen
folgend, zunichst auf die Bedarfe des jeweiligen Landes reagieren (miissen).

Dessen ungeachtet hat die diesjihrige qualitative Erhebung unter den
LDZ-Koordinierenden noch einmal das gerade genannte Funktionsspek-
trum?® als dasjenige bestitigt, welches den Kern der Koordinierungsarbeit
ausmacht. In einzelnen Bundeslindern sind noch erginzende Aufgaben hin-
zugekommen. Zu nennen sind hier exemplarisch die Herausgabe einer Fach-
zeitschrift, das Vorhalten eines ,,schnellen (Beratungs-)Interventionsteams®,
die Engagementforderung oder die Fachberatung in ausgewihlten Hand-
lungsfeldern des Bundesprogramms. Augenfillig ist, dass die LDZ in mehre-
ren Lindern dariiber berichten, verstirkt eine Clearingfunktion an der
Schnittstelle von Sicherheitsbehérden und nichtstaatlichen Tragerorganisati-
onen zu Ubernehmen. Dies scheint der Perspektive, insbesondere der In-
tegration von Islamismus und dem Bedeutungsgewinn dieses Themas im
Bundesprogramm, geschuldet zu sein. Zugleich weist es die Zusammenarbeit
der Triger und Behérden als Spannungsfeld aus. Nur noch in absoluten Aus-
nahmefillen ibernehmen LLDZ-Kootdinierende die ehemals fir die LKS der
Beratungsnetzwerke vorgesehene Funktion eines Lotsen im Beratungssys-
tem.

In den mit den LDZ-Koordinierenden gefithrten Interviews hat sich auch
gezeigt, dass den Verantwortlichen in den Lindern nicht alle fur ihre Tatig-
keit notwendigen Informationen ohne Weiteres zur Verfiigung stehen. In der
standardisierten Befragung bei den LDZ im Jahr 2018 war bereits deutlich
geworden, dass sich die LDZ insbesondere tiber die Aktivititen der Modell-
projekte kaum gut informiert fihlten (siche Abb. 3.1).

14 Einen Sonderstatus hat in diesem Zusammenhang das Bundesland Berlin. In die Zustéandigkeit
des dortigen LDZ fallen tberdurchschnittlich viele Modellprojekte sowie beinahe alle Trager,
die im Programmbereich der Strukturentwicklung zum bundeszentralen Trager gefordert wer-
den (siehe Tab. D 1 im Anhang).

15 Gesamtkoordination und Vernetzung, Strategie- und Angebotsentwicklung, Fachberatung und
Qualitatssicherung, Ressourcenallokation und Controlling.
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Abb. 3.1: Informiertheit der LDZ Uber Aktivitaten von ADA, MB, OB,
LDZ anderer Lander und in anderen Programmbereichen
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Quelle: wB LDZ am DJI, eigene Daten und Darstellung, N=14

In gewisser Weise beruht das auf Gegenseitigkeit, denn auch nur knapp die
Hilfte aller Modellprojekte betrachtet die LDZ fiir sich als relevante Akteure
und ist tber sie (eher) gut informiert (vgl. Bischoff u.a. 2019, S. 18ff. und
siche Abb. 3.2).

Abb. 3.2: Zusammenarbeit Dritter mit den LDZ
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Quelle: Daten der Gesamtevaluation am DJI; Erhebungen durch die wB der genannten Programm-
bereiche 2018; eigene Berechnung und Darstellung
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Hier weist das Bundesprogramm eine aus den unterschiedlichen Férderver-
fahren fir die verschiedenen Angebote und Strukturen resultierende Schwi-
che auf. Zwar sah die Leitlinie des Programmbereichs vor, dass in den LDZ
auch Modellprojekte und Partnerschaften fir Demokratie von der Landes-
ebene aus vernetzt werden. Allerdings traf das Programm keine entsprechen-
den strukturellen Vorkehrungen dafiir. So hat die unmittelbare Férderung
der Modellprojekte und Partnerschaften fiir Demokratie von der Bundes-
ebene aus, ohne die unmittelbare Beteiligung der Bundeslinder, dazu gefiihrt,
dass den LDZ in mehreren Lindern der vollstindige Uberblick iiber die
durch das Bundesprogramm geférderte Angebotslandschaft fehlt (vgl. so
schon Bischoff u.a. 2019, S. 17). Hinsichtlich der Modellprojekte wird ange-
merkt:

»Was wir da jetzt auch ein bisschen kritisch gesehen haben als Landes-Demo-
kratiezentrum, wir kriegen nur fiir unseren Programmbereich [Beratungsarbeit,
Landes-Modellvorhaben Islamismus; Anmerkung d.A.] alle die Informationen,
die wir bendtigen zur Weiterentwicklung unserer Projekte, unseres Themas. Was
ein bisschen schade ist, dass unter Umstinden Projekte an uns vorbeigehen, wir
nicht informiert werden, dass in unserem Bundesland irgendein zivilgesellschaft-
licher Triger ein schénes Projekt macht zum Thema Salafismus, Rechtsextre-
mismus, das wir nicht unmittelbar mitbekommen.“ (Dora_2019).

Neben der Frage nach der Informiertheit weist eine Interviewpartnerin bzw.
ein Interviewpartner auBlerdem darauf hin, dass sich die unmittelbare Bun-
desfinanzierung auch auf die Bereitschaft der geférderten Trager bzw. Pro-
jekte auswirkt, sich von der Landesebene aus in Vernetzungszusammenhinge
bzw. Koordinierungsarrangements zu begeben.

,,uUnd das fuhrt natttlich eben zu diesem Saulenmodell, was es manchmal auch
schwer macht, (...) auch wirklich ein gutes Arbeitsverhiltnis zu haben, weil sich
die direkt geférderten Projekte, ob das Partnerschaften sind oder Triger oder
Modellprojekte, mehr ihrem Geldgeber verpflichtet fihlen, als dem im Land an-
sassigen Landes-Demokratiezentrum, weil wir (...) keine wirkliche Verbindung
haben. Also, wir versuchen da Service zu leisten und Beratungsangebote so fiir
die Strukturen bereit zu halten, aber es gibt eigentlich so gar keine Notwendigkeit
der Zusammenarbeit.” (Cisar_2019).

Dennoch (und gerade deshalb), das zeigen die Erhebungen im Rahmen der
Gesamtevaluation in den verschiedenen Programmbereichen, stehen die
LDZ mit den verschiedenen Programmakteurinnen und -akteuren haupt-
sachlich in Kontakt, um Informationen zu gewinnen (siche Abb. 3.3).
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Abb. 3.3: Zusammenarbeit mit anderen LDZ und Programmbereichen
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Quelle: Daten der Gesamtevaluation am DJI, Erhebungen durch die wB der genannten Programm-
bereiche 2018; eigene Berechnung und Darstellung

Einzelne Bundeslinder steuern Defiziten in den Fragen der Informiertheit
und Zusammenarbeit allerdings bewusst entgegen, indem sie versuchen, mit
Modellprojekten und Partnerschaften fiir Demokratie gezielt iber Kofinan-
zierungsanteile aus den Linderetats einen verbindlichen Koordinierungszu-
sammenhang herzustellen. Aber auch dieses Vorgehen setzt voraus, dass die
genannten Maflnahmen nicht an den Linderinstanzen vorbei gefordert wer-
den. Insofern kénnte es hilfreich sein, wie fur die NGOs in der Férderung
der Entwicklung zum bundeszentralen Triger, auch fir die Modellprojekte
im Rahmen der Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt verbindlich eine
Kontaktaufnahme zu den LDZ vorzusehen:

»Beil den Modellprojekten wire mir einfach wichtig, dass, wenn ein neues Mo-
dellprojekt geférdert wird im Land, dass die mit ihrem Zuwendungsbescheid
meine Kontaktdaten mitgeschickt bekommen, dass die sich an mich wenden
konnen und dass ich vielleicht auch eine E-Mail bekomme. Also, ne, so: ,Guten
Tag Landes-Demokratiezentrum, wir férdern jetzt ein neues Projekt im Land X.
Das ist Ihre Ansprechperson dort. Dass man dann gleich zusammenkommen
kann und sich gleich austauschen kann.” (Gustav_2019).

Unabhingig davon scheint es mit Blick auf die kommende Férderperiode von
,Demokratie leben!“ zumindest bei einzelnen Kootrdinierenden einen Bedarf
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zu geben, dass sich der Bund als ,,Auftraggeber auch noch einmal dazu er-
klart, was die Koordinierungsleistung gegentiber den verschiedenen, in den
Lindern geférderten MaBlnahmen konkret umfassen soll:

»Und das ist mir aber auch nicht so ganz klar, ich weil3 gar nicht, wie sehr ich
diese Modellprojekte begleiten soll, ehrlich gesagt, ich weil3 gar nicht, was da das
Anliegen des Bundes ist, wie eng es sein soll. (Gustav_2019).

Eine solche Kldrung scheint angesichts der in den Bundeslindern unabhingig
vom Bundesprogramm bereits existierenden Vernetzungszusammenhinge
nitzlich, um nicht die Ressourcen aller betroffenen Akteurinnen und Akteure
tber das notwendige Mal3 hinaus mit Kooperations- und Koordinationsbe-
langen zu binden bzw. auszubeuten. In diesem Sinne haben mehrere LDZ-
Koordinierende in den Interviews darauf hingewiesen, dass die Modellpro-
jekte Gber ihre Triger zumeist ohnehin in den thematisch einschligigen Ver-
netzungszusammenhingen eingebunden sind. Kontaktdichte und Reichweite
der Verbindungen zwischen den LDZ-Koordinierenden und den Projekten
richten sich in diesen Fillen am jeweiligen fachlichen und sonstigen Bedarf
der Triger sowie den Aufgaben der LDZ aus, etwa im Rahmen ihrer Res-
sourcenbeschaffungs-, Clearings- oder Entlastungs- bzw. ,Ruckenstir-
kungs“-Funktion (vgl. Bischoff u.a. 2017, S. 51).

Im Vergleich zu der in der Vergangenheit und gegenwirtig im Linderver-
gleich weitgehend (noch) eher schwierigen Einbindung der bundesfinanzier-
ten Modellprojekte in die Koordinierungszusammenhinge der LDZ scheint
sich hinsichtlich der Beziehungen zwischen LDZ und PfD inzwischen zu-
mindest in einigen Bundeslindern eine beispielgebende Kooperationspraxis
etabliert zu haben. Aus Sicht der wissenschaftlichen Begleitung hingt die
Qualitit dieser Praxis zum einen von der Bedeutung ab, die die PfD den LDZ
vor allem in ihrem jeweiligen Land beimessen. Hier betrachten 80 Prozent
der PfD die LDZ als einen fir sie (cher) relevanten Akteur (vgl. Bischoff u.a.
2019, S. 17); siche Abb. 3.2).18 Zum anderen handelt es sich bei den PfD
zumindest in den ostdeutschen Lindern um Strukturen, die als ,,L.okale Ak-
tionspline® bereits eine beinahe ebenso lange Tradition in der Férderung
durch die einschligigen Bundesprogramme haben wie die Beratungsangebote
der Opferberatung und Mobilen Beratung. Insoweit konnten sich dort in aus-
gewihlten Lindern tber einen Zeitraum von Uber einem Jahrzehnt inzwi-
schen Kooperationsbeziehungen entwickeln, in denen sich die LDZ als Be-
ratungs- und Unterstitzungsinstanz fir die PfD begreifen und von diesen
auch so wahrgenommen werden.

16 Fur die PfD kann die Landesebene eine Quelle zur Gewinnung materieller und immaterieller
Ressourcen sein. Fur die Landesebene selbst kdnnen die PfD eine relevante Struktur sein, um
MafRnahmen oder Themen von der Landesebene aus in die Flache zu bringen.

37



Die Auswertung qualitativer Daten’ zur Zusammenarbeit zwischen PfD und

LDZ auf der Ebene der kommunalen PfD zeigen aber auch, eine Grundvo-
raussetzung fiir gelingende Beziehungen mit den auf der Landesebene ange-
siedelten LDZ ist die Anerkennung der Eigenstindigkeit der PfD (im Rah-
men des Rechts zur kommunalen Selbstverwaltung) und der Arbeitsschwer-
punkte der einzelnen PfD bei der Bearbeitung der konkreten Problemlagen
vor Ort.

,»Also in dem Moment, wo gesteuert wird, bedeutet das, dass die obere Ebene
halt Einfluss nimmt auf das, was die untere Ebene halt macht. Und da hab’ ich
das Gefiihl, es widerspricht erstens der kommunalen Selbstverwaltung und zwei-
tens bedeutet das, ich kann steuern, aber ich auch weil3, was vor Ort ist. Und
nicht meine, weil ich alles im Land weil3, weil3 ich jetzt genau, was der und der
vor Ort zu machen hat. Das widerspricht (...) dem Grundgedanken, dass die
Menschen befihigt werden miissen, ihre Geschicke selbst in die Hand zu neh-
men, sondern es hat den planwirtschaftlichen Hintergrund oder so etwas: ,Wir
wissen ja, wo es langgeht und jetzt mussen wir euch nur noch sagen und ihr
macht das ja dann so, wie wir es wollen!* Und ich halte das nicht fir geeignet.
Wenn es ein Beratungssystem gibt, wo die sagen: ,Naja, das kénnt ihr gerne nut-
zen und ihr kénnt uns gerne anfragen‘, dann hab’ ich das Gefiihl, ja, das ist total
gut, das ist total wichtig, es ist hilfreich. (...) Aber per se eine Steuerung tiber die
Landesebene mit zu implementieren, halte ich fiir den verkehrten Weg, wenn
man Demokratie entwickeln will.“ (PfD_Heinrich_2019).

Dementsprechend gaben in einer online-gestitzten, durch die wB der PfD
realisierten Befragung!® zum Nutzen der Kooperation mit verschiedenen
Programmakteuren, darunter auch den LDZ, rund die Halfte aller 300 be-
fragten PfD an, dass sie Gber die LDZ Zugang zu Wissen und Know-how
erhielten und 28 Prozent, dass die Kooperation mit den LDZ zur eigenen
Qualifizierung in den PfD beitragen wiirde. Inhaltlich drehte es sich dabei
schwerpunktmifBig um die Themen Rechtsextremismus sowie Demokra-
tieférderung (vgl. Bischoff u.a. 2019, S. 21). Dartiber hinaus bestand der Nut-
zen der Zusammenarbeit mit den LDZ fir rund zwei Drittel der PfD (auch)
darin, Zugang zu Netzwerken zu erhalten.

Gleichwohl lassen sich fur die Beziehungen der LDZ zu den PfD in meh-
reren Bundeslindern — jenseits einer Ost-West-Differenz — dhnlich erniich-
ternde Befunde dokumentieren wie fiir die Verbindungen mit den Modell-
projekten. So berichtete beispielsweise eine Landeskoordinierungsperson im
Zusammenhang mit der fehlenden Beteiligung der Lander am Auswahlver-
fahren der PfD von einer Entfremdung zwischen LDZ und PfD.

17 Die entsprechenden Interviews hat die wB des Programmbereichs A im Kontext ihrer eigenen
Untersuchungen in Abstimmung mit der Gesamtevaluation durchgefuhrt und dieser die jeweili-
gen Interviewauszige ubermittelt. Das Team der GE hat dann der wB der LDZ die fir sie rele-
vanten Daten zur Verfiigung gestellt.

18 Diese Befragung wurde in enger Abstimmung mit allen wB aufgrund einer Bitte der Gesamt-
evaluation durch die wB aller Programmbereiche realisiert. Das Team der Gesamtevaluation
hat dann der wB der LDZ die fiir sie relevanten Daten zur Verfligung gestellt.
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»Bel den Partnerschaften fiir Demokratie muss ich sagen, da miissen wir uns
wieder ein bisschen zusammenrappeln, (...) damals die Lokalen Aktionsplidne war
eine andere Zusammenarbeit. Da hatten die Linder ein sehr deutliches Mitspra-
cherecht, wer es wird. Und es war auch abgesprochen, dass man ein Einverneh-
men mit dem Stidte- und Gemeindebund und auch mit dem Landkreistag her-
stellen muss. Jetzt wurde das in Berlin entschieden, man hat dann da auch zwi-
schenzeitlich Coachings gehabt, die haben nicht mit uns zusammengearbeitet,
das war so parallel.” (Julius_2019).

Eine andere koordinierende Person machte einen fehlenden gemeinsamen
Bezug auf das Bundesprogramm mitverantwortlich dafiir, dass eine engere
Zusammenarbeit mit dem LLDZ nicht zustande kam:

»Es besteht nach meiner Wahrnehmung insgesamt fiir die Akteure aus dem Bun-
desprogramm heraus (...) kein so starkes gemeinsames Identifizieren damit, dass
man a) aus dem Bundesprogramm gefdrdert ist und b) eben auch im selben Bun-
desland aktiv ist, als dass sich da quasi so ein Automatismus der Zusammenarbeit
und auch des sich Hinwendens vielleicht an das Demokratiezentrum herauskris-
tallisieren wirde.“ (Cisar_2019).

In anderen Bundeslindern wurden eine unzureichende Ressourcenausstat-
tung und/oder fehlender Vernetzungsbedarf aufseiten der PfD als Grinde
dafiir angefiihrt, weswegen bislang in den betreffenden Lindern kaum Ko-
operations- bzw. Austauschbezichungen zwischen LDZ und PfD etabliert
sind. Hierbei spielt sicherlich auch eine Rolle, dass ausweislich der erwidhnten
Befragung der PfD zum Nutzen der Kooperation mit verschiedenen Pro-
grammakteurinnen und -akteuren, insbesondere hinsichtlich des Zugangs zu
Know-how oder zur Weitergabe von Inhalten, die Gruppe der PfD selbst
wichtiger Ansprechpartner vor Ort ist.

Dariiber hinaus scheint es so zu sein, dass inhaltlichen Uberschneidungs-
punkte mit den LDZ nicht immer in einem Umfang existieren, der von den
PfD als nutzbringend fir eine Kooperation betrachtet wird. Auch wurde of-
fenbar von der Ebene der LDZ nicht immer in einer Art und Weise agiert,
die die lokalen Akteurinnen und Akteure als wertschitzende Zusammenat-
beit auf Augenhéhe wahrnahmen.

,»Wir wollen ja nicht viel, wir wollen auch keine Aufmerksamkeit. Die kénnen
sie irgendeiner anderen [PfD; Anmerkung d.A.] schenken oder so. Aber dass
man sich mal dafiir interessiert, wie lduft es denn, ohne zu werten oder zu sagen:
,Mensch schwieriges Ding jetzt im Moment mit der AfD-Situation, wir wollen
mal gemeinsam iberlegen, wie kann man damit umgehen.® Aber dann kommt
immer irgendein Mister Neunmalklug und erzihlt uns dann irgendwas vom

Pferd. Und das kann es auch nicht sein.” (PfD_Julius_2019).

Dagegen ergaben sich beinahe automatisch Schnittmengen zwischen LDZ
und PfD, wenn die nichtstaatliche Koordinierungs- und Fachstelle der PfD,
als die zentrale Briickenstruktur in der Kooperation der PfD mit Dritten,
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durch einen Triger der Mobilen Beratung und/oder dutrch eine Beratungs-
fachkraft der Mobilen Beratung selbst besetzt war.!®

Aus Interviews, in denen die wB der PfD im Jahr 2019 ausgewihlte Ko-
ordinierungs- und Fachstellen auch zur Kooperation mit den LDZ befragt
hat, lieB sich auBlerdem ablesen, dass Vetldsslichkeit und Vertrauen in das
koordinierende Personal der LDZ wichtige Voraussetzungen fir eine als
nutzbringend betrachtete Zusammenarbeit sind. Insofern erweist sich die
Entscheidung mehrerer LDZ, eine Stelle zu schaffen, die als Ansprechperson
fur die PfD dient, als wichtiger Beitrag zur Verbesserung der Zusammenar-
beit zwischen den PfD und den LDZ, wie der folgende Auszug aus einem
Interview mit der Koordinierungsperson einer PfD illustriert.

,»A3: Ich kann nur bestitigen oder sagen, dass, wenn ich jetzt dieses Jahr zuriick-
blicke oder diese anderthalb Jahre, dass die Zusammenarbeit noch stirker ge-
worden ist. Man wusste vorher voneinander, aber jetzt arbeitet man eben tUber
konkrete Projekte eben auch zusammen. Also ich weil3 nicht, wie es vorher war,
aber ich glaube, da hat man sich gegenseitig informiert iiber Dinge, die man tut,
aber jeder hat eher so seinen Stiefel gemacht. Und durch diese [Name LDZ An-
sprechperson fiir die PfD; Anmerkungen d.A.],

Al: durch die Stelle, die neue Stelle,

A3: die ist auf uns zugekommen, dass wir gesagt haben: ,Wunderbar, dann neh-
men wir dich auch gleich, wir beraten uns auch und telefonieren und tauschen

uns auch aus (...)°. Also es ist eine sehr starke Zusammenarbeit, wiirde ich sagen.*
(PfD_Wilhelm_2019).

Dass die zielgerichtete, regelmallige Ansprache und Einbindung von PfD in
die Landeskoordinierungsaktivititen wichtig sind, wurde auch vonseiten der
LDZ so gesehen. So wurde selbst in einem Interview mit einer LDZ-Koor-
dinierungsperson der Fall eines, wegen der im Land prekiren Personalsitua-
tion im LDZ nicht zustande gekommenen, Vernetzungstreffens als proble-
matisch eingestuft:

»oeit Start dieser neuen [Programm-]Phase haben wir eigentlich regelmiflige
Vernetzungstreffen mit den Partnerschaften fiir Demokratie, auler dem Jahr
2017. (...) Und 2017 konnte kein Vernetzungstreffen stattfinden. Und wir haben
das dann 2018 wieder aufgenommen. Und da ist aber schon ein deutlicher Un-
mut seitens der Partnerschaften (...), dass es ausgefallen ist. Also von daher ist
das im Moment ein etwas schwieriges Verhiltnis. Und hinzu kommt, dass (...)
wir gucken missen, dass wir iiberhaupt in diesem Jahr wieder in diese Vernet-
zungsgeschichten rein kommen (...) Und deswegen wird das dieses Jahr auch
wieder ein schwieriges Jahr in der Zusammenarbeit mit den Partnerschaften (...)
also, es gibt auch die begriindete Erwartung an eine Landeskoordinierungsstelle,
dass man uber diese reinen Vernetzungstreffen auch mehr anbietet, mehr Sup-
port anbietet, vielleicht auch in Richtung Qualifizierung, Offentlichkeitsarbeit

19 Die Qualitat der Beziehungen der PfD zu den jeweiligen LDZ diirfte in diesen Fallen dann we-
sentlich von der Qualitat der Beziehungen der Beratungsangebote zu den LDZ geprégt sein.
Deren Beziehungen lassen sich im Vergleich der Bundeslander von kooperativ, Uber distanziert
bis hin zu konfrontativ beschreiben.
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(...) Mein Problem ist einfach, dass wir gegenwirtig nicht die personellen Res-
sourcen haben, um da auch was verbindlich zuzusagen.” (Theodor_2019).

Insofern wird mit Blick auf die zweite Férderperiode von ,,Demokratie le-
ben! spannend sein zu beobachten, inwieweit in die Personalstrukturen der
LDZ cinzelner Linder, als ein wesentlicher Einflussfaktor auf die Koordinie-
rungsleistung der Landesebene, Stabilitit einkehrt und welche Kooperations-
und Koordinierungsmodi sich angesichts der weiterhin bestehenden Hetero-
genitit der im Bundesprogramm geférderten Akteure in der Breite etablieren.

In diesem Zusammenhang und angesichts der unterschiedlichen Erfah-
rungen mit der Koordination und Vernetzung der Programmakteure und der
jeweils in den Bundeslindern dazu erprobten Modelle gewinnt die Anregung
aus mehreren Lindern noch einmal ein besonderes Gewicht, den themenfo-
kussierten Fachaustausch zwischen den mit Koordinierungsaufgaben be-
trauen Mitarbeitenden der LDZ auf der Bundesebene zukunftig wieder zu
stirken. Dazu geeignet wiren aus Sicht der wissenschaftlichen Begleitung so-
wohl die Regionalverbiinde der LDZ wie der Nord- und der Siidwest-Ver-
bund (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 123f.). Noétig scheinen aber auch Foren, in
denen die LDZ sich zu Fragen austauschen kénnen, die fir alle LDZ relevant
sind.

3.3 Beratungsnetzwerke

3.3.1 Stand der Beratungsnetzwerke

In den vorangegangenen Bundesprogrammen waren die landesweiten Bera-
tungsnetzwerke der Bundeslinder eine der zentralen Arenen der Handlungs-
koordination in der Bearbeitung von Rechtsextremismus und Gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit in den Bundeslindern (vgl. Bischoff/Konig
2014; Konig u.a. 2014; Bischoff/Koénig 2011). Das Bundesprogramm ,,De-
mokratie leben!* lenkte den Fokus der Koordinierung weg von diesen Netz-
werken hin zu den Landes-Demokratiezentren. Gleichwohl blieben die lan-
desweiten Beratungsnetzwerke fiir die zivilgesellschaftliche Priaventions- und
Interventionsarbeit im Kontext Rechtsextremismus in allen Bundeslindern,
in denen sie am Ende von TFKS als funktionierende Struktur etabliert waren,
eine wichtige Sdule der Handlungskoordination. Im Zusammenhang mit der
thematischen Erweiterung des Bundesprogramms und einer stirkeren Orien-
tierung auch auf das Feld der Demokratiestirkung sind in einigen Bundes-
lindern die Netzwerke entsprechend strukturell und/oder inhaltlich ange-
passt worden. Dies geschah beispielsweise iiber Prozesse zur Leitbildent-
wicklung oder zur Formulierung von Geschiftsordnungen und fithrte — in
unterschiedlicher Ausprigung — u.a.

e zur Kodifizierung von Zugangs- bzw. Mitgliedschafts- sowie von Beteili-
gungsregelungen,
e zur thematischen Offnung von Netzwerken oder
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e zu deren Ausdifferenzierung in Kernnetzwerke von Professionellen und
erweiterten Netzwerken ehrenamtlich Engagierter, mit spezifischen An-
forderungen an das Netzwerkmanagement durch die Landeskoordinieren-
den (zum Netzwerkmanagement vgl. Schubert 2018; in den landesweiten
Beratungsnetzwerken Bischoff/Konig 2011).

Diese Entwicklungsmal3nahmen dienten zum einen dazu, die Netzwerke den
sich verindernden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, insbesondere
hinsichtlich gesellschaftlicher Polarisierung und des Wandels im Phinomen-
bereich ,,Rechts“(-Extremismus/-Populismus), anzupassen. Zum anderen
trugen sie den inhaltlichen und strukturellen Verinderungen im Bundespro-
gramm selbst sowie seinen latent gewachsenen Anforderungen an die Wirk-
samkeit und damit an die Professionalitit der Akteurinnen und Akteure
Rechnung.

Zugleich hatten diese Entwicklungen in mehreren Bundeslindern das Ziel,
einer beginnenden Netzwerkmiidigkeitzo entgegenzuwirken und die Funkti-
onsfihigkeit der Netzwerke aufrechtzuerhalten. Insbesondere in der Frage
der Funktionalitit der Netzwerke kam aus einzelnen Bundeslindern in den
Interviews mit den Landeskoordinierenden der Hinweis, dass die sich entwi-
ckelnde Programmlandschaft in den Themenfeldern des Bundesprogramms
zu einer Vervielfaltigung der in den einschligigen Landesnetzwerken verein-
ten Akteurinnen und Akteure gefiihrt hitte.

3.3.2 Phanomenbezogene und -lbergreifende
Netzwerkarrangements

Fir die wB stellte sich im Zusammenhang mit der Erweiterung um den Pha-
nomenbereich Islamismus die Frage, wie sich die bestehenden Beratungs-
netzwerke gegen Rechtsextremismus verdndern, welche neuen Netzwerke
sich herausbilden und welche Einflussfaktoren die Netzwerkentwicklung (zu-
satzlich) bestimmen. In Bezug auf Letzteres spielt die Fokussierung auf die
Bearbeitung von ,,Rechtsextremismus® als traditioneller, identititsstiftender
Kern der Beratungsnetzwerke eine wichtige Rolle. Dies unterstreicht das fol-
gende Zitat:

,» Wir hatten auch tatsichlich mal tibetlegt, ob es sinnvoll wire, jetzt zum Beispiel
ein Netzwerk, also ein Netzwerktreffen irgendwie phinomeniibergreifend zum
Beispiel zu machen, wo wir uns dann aber auch mit Absprache mit den Bera-
tungsstellen eigentlich dagegen entschieden haben, weil natiirlich gibt es phino-
meniibergreifende Ahnlichkeiten und es kann voneinander profitiert werden.
(...) dass man sich mal trifft zum Austausch, zu Themen wie Antisemitismus,
also die beide Bereiche betreffend. Aber dass dann auch in der konkreten Arbeit
(...) lieber bei dem Themenbereich geblieben werden mdochte. Und auch, also
jetzt vom Rechtsbereich natiirlich auch so ein bisschen dadurch, dass der Is-
lamismusbereich so eine Riesenaufmerksamkeit bekommt, das hat man ja auch

20 Fur entsprechende Erscheinungen im Kontext der Qualitatsentwicklungsprozesse in TFKS vgl.
Konig u.a. 2014, S. 22.
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mit der finanziellen Ausstattung gesehen, dass sich dann nicht in so einem Netz-
werkkontext dann alles auch auf dieses Thema ,Islamismus’, genau, fokussiert,
sodass man auch wirklich bei seinem Thema bleiben kann und da auch voran-
kommt. (...) Also, das war dann schon sinnvoll. Und ich glaube auch in der
Arbeit, also es gibt den Austausch, aber in der Arbeit auch mit den Koordinie-
rungsstellen, da macht die Trennung schon Sinn.“ (Emil_2019).

In dem Interviewausschnitt werden verschiedene Aspekte deutlich, die in der
(Weiter-)Entwicklung von Netzwerken und ihrer Schnittstellen auf der Ko-
ordinierungsebene von Bedeutung sind. Mit der Erweiterung um die Ausei-
nandersetzung mit Islamismus stellte sich fiir einen Teil der Koordinierenden
die Frage, ob die LMV in die bestehenden Netzwerke integriert oder neue
Netzwerke mit phinomenspezifischem Zuschnitt aufgebaut und wie gegebe-
nenfalls Schnittstellen und Erfahrungsaustausch zwischen den Netzwerken
ausgestaltet werden sollten und kénnen.

In dem vorangestellten Zitat wurde die Begrindung fur zwei getrennt ar-
beitende Netzwerke dargestellt. Zwar wurden zuvor auch im abwigenden
Modus positive Aspekte angesprochen, wie ein nutzbringender Erfahrungs-
austausch zu gemeinsamen Themen und Synergieeffekte im Rahmen gemein-
samer Treffen, letztlich aber wurde der Themenfokussierung in der Netz-
werkpraxis mehr Gewicht eingerdiumt. In der Begriindung lisst sich die
Wahrnehmung einer Konkurrenzsituation lesen.

Deutlich wurde, dass die Projekte im Bereich Rechtsextremismus offenbar
Sorge hatten, dass die phainomenspezifische Aufmerksamkeit auf Islamismus
zulasten der Projekte im Bereich Rechtsextremismus gehen wiirde. Diese
Sorge wird angesichts der seit einigen Jahren wahrnehmbaren und sich auch
in den finanziellen Zuwendungen im Programmbereich niederschlagenden
,»Verschiebung des Handlungsdrucks der politisch Verantwortlichen weg
vom Bereich des Rechtsextremismus hin zum Bereich des islamistischen Ext-
remismus® (Baaken u.a. 2019, S. 25) nachvollziehbar, wenn auch faktisch un-
begrindet.

Mit der Orientierung an den Interessen und Wahrnehmungen der Bera-
tungsprojekte und dem Entscheidungsmodus in ,,Absprache mit den Bera-
tungsstellen® deutete sich an, dass die Netzwerkentwicklung weniger hierar-
chisch gesteuert als vielmehr im Rahmen kommunikativer Handlungskoordi-
nation erfolgte. Die Interessen und Unsicherheiten der Beratenden hinsicht-
lich der Verinderungen in der Struktur des Netzwerks fanden entsprechend
Berticksichtigung.

Die Sequenz schlief3t mit einer Bewertung, mit der die getrennten Netz-
werke vor dem Hintergrund der zwei Koordinierungsbereiche des LDZ
(Rechtsextremismus, religis begrindeter Extremismus) als sinnvoll einge-
schitzt werden.

Wenngleich in diesem Fall die zwei Koordinierungsbereiche von zwei ent-
sprechenden Beratungsnetzwerken flankiert werden und diese Strukturie-
rungsform durchaus naheliegt, gehen die Binnendifferenzierung der LDZ
und die Entwicklungen der Beratungs- und Priventionsnetzwerke nicht
zwingend in allen Bundeslindern Hand in Hand. Hierfiir lieBen sich in den
Interviews zwei entscheidende Faktoren herausatrbeiten.
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Erstens war die vorhandene bundeslandspezifische Praxis- und Trigerland-
schaft im Feld der Privention von Islamismus relevant. Pointiert formuliert:
Ohne Triger und Angebote der Privention von islamistischem Extremismus
kann es kein phinomenspezifisches Priventionsnetzwerk geben. Analog
dazu wurde seitens der Koordinierenden anderer Bundeslinder ein zweites
Netzwerk fiir den Themenschwerpunkt ,,religios begrindeter Extremismus
aufgrund der Anzahl an Interessierten sowie Projekten und dem Bedarf am
phinomenbezogenen Austausch als notwendig erachtet. Zweitens waren, wie
bereits deutlich gemacht, konzeptionelle und strategische bzw. landespoliti-
sche Ubetlegungen relevant. Das Verstindnis des LDZ als Dach fiir Toleranz
und Demokratie sowie fiir die ganzheitliche Bearbeitung aller demokratie-
feindlichen Phidnomene begriindete in einem Fall, dass die Integration der
Projekte in ein gemeinsames Beratungsnetzwerk angestrebt wird. In einem
anderen Bundesland wurde dem LDZ primir die Bearbeitung von Rechts-
extremismus zugewiesen. Die Bearbeitung des Handlungskonzepts gegen ge-
waltbereiten Salafismus — und damit der dazugehdrigen Netzwerkstrukturen
— obliegt in diesem Fall einem anderen staatlichen Akteur.

Insgesamt lieB3 sich beobachten, dass gegenstandsangemessene und flexible
Losungsmoglichkeiten fir die Netzwerke gesucht werden, die sich in vorhan-
dene Strukturen einfiigen und diese erweitern. So wurde in einem LDZ be-
richtet, dass zunichst anstand, die Kooperationsstrukturen aufzubauen und
Themenfelder zu benennen. In den letzten Jahren hatte der Schwerpunkt
dann darauf gelegen, zu reflektieren und zu uberpriifen, welche neuen Ent-
wicklungen sich abzeichneten, ob die richtigen Themenfelder bearbeitet und
die richtigen Formate genutzt wurden.

Es lasst sich festhalten, dass im Jahr 2019 die Koordinierenden in mehre-
ren LDZ fur ein Beratungsnetzwerk zustindig waren, in das die LMV und
gegebenenfalls weitere Islamismus-Priventionsprojekte integriert waren. Mit
einer solchen ,,integrativen Strategie* kann die Herausforderung verbunden
sein, aus einer Akteurskonstellation, die von Vielfalt, aber auch von Abgren-
zung und Widerspruch geprigt ist, ein systematisch und vernetzt agierendes
Miteinander zu generieren. In diesem Zusammenhang wird weiter zu be-
obachten sein, welche Konsequenzen die Vervielfiltigung von Perspektiven,
Themen und Kompetenzen auf die Netzwerkpraxis hat.

In einigen Bundeslindern existieren Netzwerke gegen religios begriinde-
ten Extremismus in Regie anderer Landesakteure. In finf Bundeslindern ha-
ben sich neben dem urspringlichen Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextre-
mismus ein Priventionsnetzwerk gegen religids begriindeten Extremismus
sowie in Einzelfillen weitere kleinere Netzwerke in Verantwortung der Lan-
deskoordinierenden herausgebildet. In diesen LDZ wird gegenwirtig eine
tragfihige, vernetzte Struktur der Zusammenarbeit der Akteurinnen und Ak-
teure und gegebenenfalls der Schnittstellen zum Beratungsnetzwerk gegen
Rechtsextremismus geschaffen. Hier erweist sich die Expertise der Koordi-
nierenden, die u.a. von den Erfahrungen aus dem Beratungsnetzwerk gegen
Rechtsextremismus profitieren kénnen, als foérderlich.

Bemerkens- bzw. hervorhebenswert ist in der Ausgestaltung von Schnitt-
stellen zwischen den Phinomenen Rechtsextremismus und Islamismus eine
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Konzeptwerkstatt, die in einem LDZ als Vernetzungsformat zum Zweck der
Qualititsentwicklung etabliert wurde. Mit der Werkstatt soll einerseits ver-
mieden werden, dass das LMV isoliert arbeitet. Andererseits biete sie eine
»Austauschplattform® (Ida_2019). Im Interview wurde betont, dass es sich
um eine phinomenubergreifende Konzeptwerkstatt handelt, die sich an der
Schule als gemeinsamen Handlungsort orientiert und entsprechende Triger
aus den beiden Phinomenbereichen zusammenfithrt. Dies ermdgliche den
Austausch und die Bewertung von Lernerfahrungen mit dem System Schule,
das in spezifischer Form auf die Phinomene (nicht) reagiere. Bemerkenswert
ist die Konzeptwerkstatt, weil das auf den Handlungsort Schule zugeschnit-
tene Format die Relevanz schulischer Lebenswelten und die Schule als wich-
tigen Priventionsort, an dem iber einen langen Zeitraum alle jungen Men-
schen angetroffen werden kénnen, berticksichtigt. Damit wird auch bedacht,
dass die verschiedenen Triger in der praktischen Arbeit in denselben Syste-
men titig sind und ein systematischer Austausch iber Zuginge, Methoden,
hemmende und gelingende Faktoren im Sinne eines Wissens- und Erfah-
rungstransfers fir alle Beteiligten hilfreich sein kann (vgl. Baaken u.a. 2019,
S. 26). Derartige Austauschformate sowie weitere themen- und akteursfokus-
sierte Netzwerke fiir den fachlichen Austausch erginzen die Beratungs- und
Priventionsnetzwerke in der Tradition von ,, TOLERANZ FORDERN —
KOMPETENZ STARKEN® und verweisen auf die Herausbildung von he-
terogenen phinomenbezogenen und phinomentbergreifenden Netzwerkar-
rangements.

Abschlielend ist festzuhalten, dass sich die Priventions- und Beratungs-
netzwerke nicht nur im Hinblick auf die Akteurskonstellationen unterschei-
den (u.a. Mitarbeitende der Projekte, Trigerverantwortliche, Vertreterinnen
und Vertreter von Modellprojekten, PfD und Landesprogramm sowie Sicher-
heitsbeh6rden), sondern auch hinsichtlich der Formen der Zusammenarbeit
und des mit ihnen verfolgten Anliegens (strategische Abstimmung zwischen
Tragern, Fachaustausch). Die phinomentbergreifenden und -bezogenen
Netzwerke lassen sich bei aller Unterschiedlichkeit insgesamt als kollektive
fachliche und strategische Austauschformate zu demokratiefeindlichen Pha-
nomenen und ihrer Bearbeitung bestimmen.

3.4 Zwischenfazit

Die Landes-Demokratiezentren, die aus den 2008 eingefithrten Landeskoor-
dinierungsstellen hervorgegangen sind, stellen eine im Kern etablierte Struk-
tur in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus sowie weiteren men-
schenrechts- und demokratiefeindlichen Phinomenen auf der Ebene der
Bundeslinder dar. Aufgabe der Landes-Demokratiezentren ist es, die in den
Bundeslindern umgesetzten MaBnahmen des Bundesprogramms zu koordi-
nieren, das heil3t aufeinander zu beziehen und idealerweise eine aufeinander
abgestimmte Umsetzung zu erreichen. Bezugnehmend auf den Strukturwan-
del von Landeskoordinierungsstellen zu Landes-Demokratiezentren ist am
Ende der ersten Férderperiode von ,,Demokratie leben!* festzustellen, dass
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die iberwiegende Mehrheit der Bundeslinder Demokratiezentren eingerich-
tet hat, um den gestiegenen Anforderungen und dem komplexen Aufgaben-
spektrum gerecht zu werden. Mehr als die Hilfte der Landes-Demokratie-
zentren verfiigen tber eine Koordinierungsstruktur zur Bearbeitung von so-
wohl Rechtsextremismus und als auch Islamismus sowie weiterer demokra-
tiefeindlicher Phinomene. Der Personal- und Aufgabenzuwachs in den Ko-
ordinierungsstellen der Landes-Demokratiezentren ging in mehreren Bun-
deslindern mit Prozessen der funktionalen Binnendifferenzierung einher.
Die Strukturbildungsprozesse in den Landes-Demokratiezentren sind aller-
dings mehrheitlich als (noch) nicht abgeschlossen zu betrachten.

Als eine besondere Herausforderung hat sich fiir die Landes-Demokratie-
zentren die Bewiltigung der mehrfachen Aufstockungen des Bundespro-
gramms sowohl in quantitativer Hinsicht als auch in seiner inhaltlichen Aus-
richtung erwiesen. Das komplexe Aufgabenspektrum der Koordinierungsta-
tigkeit erfordert eine ausreichende und zugleich spezialisierte Personalaus-
stattung, die nicht in allen Bundeslindern zeitnah mit den Programmerwei-
terungen Schritt halten konnte. Insbesondere in Landes-Demokratiezentren,
die sich in staatlicher Tridgerschaft befinden, sorgte die zeitweilige Vakanz
von Personalstellen fiir Herausforderungen in der Koordinierungstitigkeit
der Landes-Demokratiezentren.

Die Erweiterung der Koordinierungsaufgaben iiber die Beratungsakteu-
rinnen und -akteure hinaus auf die Programmakteurinnen und -akteure der
Partnerschaften fiir Demokratie und der Modellprojekte stellte eine Neue-
rung in ,Demokratie leben!* dar. Dabei erwies sich deren Einbindung in
mehreren Bundeslindern als schwierig. Allerdings konnten sich in denjenigen
Bundeslindern, die sich durch eine langjihrige Entwicklung von Kooperati-
onsbeziechungen zwischen den Partnerschaften fur Demokratie und den Lan-
des-Demokratiezentren auszeichnen, bereits eine beispielgebende Koopera-
tionspraxis entwickeln und die Landes-Demokratiezentren als Beratungs-
und Unterstiitzungsinstanz wirksam werden. Im Rahmen der Bearbeitung des
neu integrierten Themenfeldes ,,Islamistischer Extremismus® erwies sich die
Zusammenarbeit mit muslimischen Organisationen und Moscheegemeinden
sowie mit Sicherheitsbehorden als bisweilen herausfordernd fir die Koordi-
nierungsinstanzen.

Hinsichtlich der Beratungsnetzwerke ist zu konstatieren, dass diese in den
Bundeslindern weiterhin wichtige Vernetzungs- und Koordinierungsarenen
in der Bearbeitung von Rechtsextremismus/-populismus darstellen. In meh-
reren Bundeslindern haben sich diese, bereits vor 2015 bestehenden Netz-
werke, fur weitere Phinomene, wie die Bearbeitung von Islamismus respek-
tive Islam-/Muslimfeindlichkeit, ge6ffnet. In anderen Bundeslindern sind
solche Netzwerke fiir die Bearbeitung von Islamismus neu gebildet worden.
Die jeweiligen Akteursgruppen stehen dabei gelegentlich im Austausch. In-
wieweit sich diese Netzwerke miteinander weiter verzahnen, ist gegenwirtig
nicht abzusehen.
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4 Die Bearbeitung von Rechtsextremismus in
Beratungsangeboten — Die Wirksamkeit der
Beratungsarbeit aus Sicht von
Beratungsnehmenden und Beratenden2

Im Wesentlichen durch ,,Demokratie leben!” und dessen Vorliuferpro-
gramme sowie die einschligigen Landesprogramme und punktuell durch den
Europiischen Sozialfonds der EU gefordert, hat sich in den vergangenen 20
Jahren eine eigenstindige L.andschaft von spezialisierten Beratungs- und Bil-
dungsangeboten in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und Pha-
nomenen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit etabliert. Die Kon-
tur dieser Angebotslandschaft sowie die Praxis der entsprechenden Angebote
sind inzwischen wissenschaftlich gut beschrieben (vgl. zuletzt Becker/Sch-
mitt 2019 fir die Mobile Beratung; Kobberling 2018 fiir die Opferberatung
und van de Wetering u.a. 2018 fiir die Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit).
Dariiber hinaus haben sich die wissenschaftlichen Begleitungen von ,,Demo-
kratie leben!* sowie der Vorgingerprogramme ebenfalls immer wieder mit
den einzelnen Angebotsformen auseinandergesetzt (vgl. beispielsweise Ko-
nig u.a. 2014).

Mit der nachfolgenden Darstellung ausgewahlter Leistungen und Ertrage
der Opferberatung und Mobilen Beratung im Bundesprogramm, die um die
Perspektive von Beratungsnehmenden auf die Arbeit der Opferberatung und
Mobilen Beratung angereichert werden, unternimmt die wB einen weiteren
Schritt, die Beschreibung von Struktur, Arbeitsweise und Ergebnissen insbe-
sondere der Beratungsarbeit zu vervollstindigen.

Bevor die entsprechenden Befunde vorgestellt werden, geht es nachfol-
gend zunichst darum, zu deren besserer Einordnung kurz den Stand der
Konturierungs- und Professionalisierungsprozesse in der Opferberatung und
in der Mobilen Beratung (Abschnitt 4.1) in Erinnerung zu rufen. Danach
werden wesentliche Leistungen sowie Ertrige der Beratungsarbeit in der Mo-
bilen und Opferberatung im Rahmen von ,,Demokratie leben!* beschrieben.
Daran schlie3t sich die Darstellung der Beratungsnehmendenperspektive an
(Abschnitt 4.2).

Das Kapitel endet mit Einschitzungen der LDZ-Koordinierenden zu
moéglichen bzw. notwendigen Verinderungen zum bereits beschriebenen Sta-
tus quo sowie zu Anpassungsbedarfen in den einzelnen Beratungsangeboten
(Abschnitt 4.3). Hierbeli ist zusitzlich zur Opferberatung und Mobilen Bera-
tung auch die Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit einbezogen.

21 In diesem Kapitel wird zur Fragen der Angebotsgestaltung und der Beratungsnehmenden-
perspektive ausschlie3lich auf die Mobile Beratung und Opferberatung eingegangen.
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4.1 Professionelle Beratung in den Landes-
Demokratiezentren

Bezogen auf die Angebote der Mobilen Beratung und der Opferberatung
wurde durch die wB des Programmbereichs ,,Beratungsnetzwerke im Bun-
desprogramm ,,TOLERANZ FORDERN — KOMPETENZ STARKEN®
festgestellt, dass sich im Rahmen des Qualititsentwicklungsverfahrens ein
Professionalisierungsprozess im Feld vollzogen hatte?2. Die stattgefundenen
Entwicklungen und Verinderungen im Beratungshandeln oder in den Bera-
tungsstrukturen wurden als Ergebnis der Lern- und Erkenntnisprozesse be-
schrieben, die u.a. durch die Qualititsentwicklungsverfahren forciert worden
waren. In diesem Prozess wurde eine Aufgabenschirfung vorgenommen, um
das spezifische Profil der MB und OB herauszustellen und diese damit stirker
von anderen (Beratungs- und Unterstiitzungs-)Angeboten abzugrenzen
(Beierle u.a. 2013, S. 109).

Eine Professionalisierung der Mobilen Beratung und Opferberatung
wurde zudem begleitet und gestitzt durch die im Bundesprogramm ,, TOLE-
RANZ FORDERN — KOMPETENZ STARKEN® etablierte ,,modulare
Weiterbildung* sowie durch die seitens der LKS, aber auch von Beraterinnen
und Beratern selbst organisierten Fortbildungen oder Fortbildungsreihen.
Diese waren dadurch gekennzeichnet, dass sie sehr feldspezifisch und damit
bedarfsgerecht zugeschnitten waren (Bischoff u.a. 2018, S. 81f.). Sie dienten
sowohl der fachlichen Qualifizierung neuer Beraterinnen und Berater als
auch der weiteren Spezialisierung der im Feld tdtigen Fachkrifte. Seitens der
Programmevaluation wurden darin Hinweise dafiir gesehen, dass sich ein ei-
genstindiges Arbeitsfeld mit den beiden Beratungszweigen ,,Opferberatung
und ,,Mobile Beratung® etabliert hatte (Beierle u.a. 2013, S. 109). Beratung
war zu diesem Zeitpunkt als Querschnittsmethode in den Handlungs- bzw.
Berufsfeldern der Mobilen Beratung und Opferberatung etabliert.

Sowohl auf der Ebene des Beratungshandelns als auch fiir die Ebene der
Organisation der Beratungsarbeit befand sich die Diskussion in einem fort-
geschrittenen Klirungsprozess. Im Feld der Mobilen Beratung mit seinen
vielgestaltigen Fallkonstellationen ging es auf der Handlungsebene um deren
Verortung als Unterstiitzungsangebot fiir Ratsuchende (Individuen oder Or-
ganisationen) in rechtsextrem konnotierten Belastungssituationen. Diese
Verortung/Profilbildung erfolgte einerseits im Zusammenwirken mit ande-
ren etablierten Regelberatungsinstanzen (z.B. Eltern-/Erziechungsberatung,
Schulberatung) und andererseits in Abgrenzung zu eben diesen Beratungs-
instanzen sowie zu themenverwandten, professionellen Arbeitsfeldern, bei-
spielsweise der politischen Bildung, dem Case Management oder der Ge-
meinwesenarbeit. Im Zentrum stand bei dieser Breite der bearbeiteten Fall-

22 Gemal Leitfaden der gsub (2011, S. 7f.) sollte sich die Qualitatsentwicklung im Programm
,TOLERANZ FORDERN — KOMPETENZ STARKEN* auf die Qualitatsbereiche Beratung, Ver-
netzung und Steuerung richten (Beierle u.a. 2013, S. 108).
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konstellationen die Suche nach dem kleinsten gemeinsamen Nenner im Hin-
blick auf die Relevanz unterschiedlicher Beratungsinhalte (Beierle u.a. 2013,
S. 137).

Im Arbeitsfeld der Opferberatung waren durch die Beraterinnen und Be-
rater gemeinsame Qualititsstandards und Aufgabenbeschreibungen verabre-
det worden (vgl. Verband der Beratungsstellen fiir Betroffene rechter, rassis-
tischer und antisemitischer Gewalt e.V. ¢/o ReachOut 2015). Die Diskussi-
onen unter den Opferberaterinnen und Opferberatern drehten sich zu die-
sem Zeitpunkt um den Stellenwert der lokalen Intervention innerhalb des
Beratungsprozesses sowie um die Schnittmengen bzw. Abgrenzungen zum
Arbeitsfeld der Antidiskriminierungsberatung, aber auch der allgemeinen
Opferberatung/Traumaberatung. AuBerdem wurden die Landeskoordinie-
rungsstellen verschiedener westdeutscher Bundeslinder?® zwischen 2011 und
2014 bei der Einrichtung von Opferberatungsstrukturen unterstiitzt.

Unter Beachtung der Ergebnisse der in den Bundeslindern durchgefiihr-
ten Qualititsentwicklungsprozesse und aus weiteren Arbeitsgremien (vgl.
Konig u.a. 2014, S. 13ff.) wurde der Prozess der Verberuflichung der beiden
Beratungsangebote seit dem Jahr 2015 dann vor allem durch die im Bundes-
programm ,,.Demokratie leben!* eingerichteten Bundesverbinde der Opfer-
beratung (VBRG) und der Mobilen Beratung (BMB) forciert. Fiir beide Ar-
beitsbereiche wird seit 2015 die (Weiter-)Qualifizierung, Vernetzung und der
Fachaustausch sowie die Lobby-Arbeit tber diese Verbidnde organisiert. Kri-
tisch angemerkt wurde durch die LDZ, dass die nunmehr von den Bundes-
verbanden getragenen Entwicklungen der Weiterbildung, Standardisierung
und Qualititssicherung den unterschiedlichen Lindergegebenheiten ange-
messen Rechnung tragen sollten und es wichtig wire, die Koordinierungs-
instanzen der Landes-Demokratiezentren in die Qualititsentwicklungspro-
zesse des Bundesverbandes angemessen einzubeziehen. (Bischoff u.a. 2018,
S. 80; Konig u.a. 2014, S. 18). Trotz eines gewissen Abschlusses der Diskus-
sion um die Kernelemente/-inhalte bzw. Konturen des jeweiligen Beratungs-
angebotes finden weitere fachliche Aushandlungen statt. Aktuell fokussiert
sich die Fachdebatte seitens der Opferberaterinnen und Opferberater (immer
noch bzw. wieder) auf eine Zuordnung der Opferberatung zum Feld der So-
zialen Arbeit vs. einer Zugehorigkeit zum Feld der Sozialen Bewegungen. In
der Mobilen Beratung wird die Auseinandersetzung dariiber gefithrt, inwie-
weit sich die Fachkrifte mit threm Arbeitsfeld in der Sozialen Arbeit oder in
einer anderen Profession, beispielsweise der Erwachsenenbildung verorten
(sollten)??, Fiir beide Beratungen gleichermafBen ist damit eng die Mandats-

frage gegeniiber den Hilfe- und Unterstitzungssuchenden verwoben
(Bischoff u.a. 2018, S. 38, 79 und 143).

23 In den ostdeutschen Bundeslandern wurden Angebote der Beratungsstellen fir Opfer rechts-
extremer Gewalt bei zivilgesellschaftlichen Tréagern bereits seit dem Bundesprogramm CIVITAS
(2001-2006) gefordert.

24 Die Debatten begriinden sich in der Opferberatung in ihrem Entstehungskontext in den ostdeut-
schen Landern (soziale Bewegung) und in der Mobilen Beratung in den Schnittmengen zu an-
deren Handlungs- bzw. Berufsfeldern.
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Im Prozess der Qualititsentwicklung zwischen 2011 und 2014 wurde unter
den Beraterinnen und Beratern auch die Frage nach den Handlungsformen
der Beratung im engeren Sinn diskutiert. Vor allem im Feld der Mobilen Be-
ratung?® war dies noch nicht fiir alle Akteurinnen und Akteure im Beratungs-
system hinreichend fest umrissen. Insbesondere dort gestaltete sich — bedingt
durch die inhaltliche Vielfalt an (Beratungs-)Anfragen — die Differenzierung
von Beratung im engeren Sinne im Vergleich zu Information, Anleitung, das
heif3t einen (direktiven) Rat geben, und Begleitung immer wieder als Heraus-
forderung.

Als wesentliche Handlungsformen wurden neben der Beratung als dialo-
gische Arbeit an den Problemen bzw. Anliegen von Klientinnen und Klienten
die Information, Anleitung, Begleitung26 und Intervention?’
hat beispielsweise die Auswertung der Datenbank der Mobilen Beratung ver-
deutlicht, dass der Information, der Begleitung und der Anleitung von Kli-

ausgemacht. So

entinnen und Klienten grofe Bedeutung zugekommen sind. In der Regel wa-
ren die ,,Fille” durch mehrere Handlungsformen geprigt, d.h., Mobile Bera-
tung und Opferberatung integrieren neben der Beratung auch andere Unter-
stiitzungsleistungen (vgl. Konig u.a. 2014). Fir die professionellen Bera-
tungsansitze der Opferberatung und der Mobilen Beratung wurde festgehal-
ten, dass Ratsuchende und Professionelle gemeinsam eine moglichst ange-
messene Bearbeitungsstrategie entwickeln, die sich an ihren Bediirfnissen
und Ressourcen orientiert (vgl. Beierle u.a. 2013, S. 138).

In diesem Zusammenhang gab es auch Uberlegungen dazu, wie neben den
beratenden Leistungen weitere Tétigkeiten wahrend der Unterstiitzung sicht-
bar gemacht und in ihrer Bedeutung gewiirdigt werden kénnen. Neben der
unmittelbaren Beratungsarbeit mit den Beratungsnehmenden wurden sowohl
fallerschlieBende, fallvorbereitende und fallunterstiitzende als auch fallunab-
hingige Tatigkeiten wie Offentlichkeits- oder priventive Bildungsarbeit als
relevante Arbeitsinhalte betrachtet. Dieses Spektrum der von den Beraterin-
nen und Beratern im Rahmen von Beratungs- und Unterstitzungsprozessen
erbrachten Leistungen wurde in den Auswertungen der Datenbanken zu bei-
den Arbeitsfeldern sichtbar (Konig u.a. 2014; Beierle u.a. 2013, S. 137£.).

Ein zentraler Gegenstand des Qualitatsdiskurses zwischen 2011 und 2014
lag dartiber hinaus in der Bestimmung von Merkmalen ,,gelungener Bera-
tung“28. Im Wesentlichen wurde diese an der Struktur-, Prozess- und Ergeb-

25 In der Opferberatung als klientenzentrierte Beratungsform ist das Portfolio entsprechend ein-
deutiger.

26 ,Begleiten“ist im hier behandelten Feld als eigenstéandige Handlungsform vor allem in der Op-
ferberatung von Belang. Im Kontext der Beratung von Frauen und M&dchen, die Opfer sexua-
lisierter und korperlicher Gewalt geworden sind, existieren fir diese Handlungsform bereits ei-
gene Qualitatsstandards auf der Bundesebene (dazu Beierle u.a. 2013, S. 139, FN 132).

27 In der Opferberatung wird dies in der ,lokalen Intervention® realisiert (vgl. Bischoff u.a. 2012,
S. 110ff.), in der Mobilen Beratung kann eine Intervention erfolgen, wenn vor Ort keine an-
sprechbaren demokratischen Strukturen existieren.

28 Mit der im Qualitatsentwicklungsverfahren jeweils vorgenommenen Beschreibung gelungener
Beratung wurde néher eingegrenzt, was unter Beratung im engeren Sinne verstanden werden
soll (siehe dazu BMFSFJ 2014c, S. 100-129; Beierle u.a. 2013, S. 117f.).
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nisqualitit festgemacht (vgl. dazu ISS/Camino 2011, S. 40ff.). Zusammen-
fassend lisst sich festhalten, dass sich in der Beratungspraxis der Bundeslan-
der eine gelungene Beratung vor allem an den gewtinschten Verinderungen
aufseiten der Beratungsnehmenden orientiert, d.h. an der sptirbaren Verbes-
serung ihrer Handlungsfihigkeit sowie an der Handlungsfahigkeit in deren
unmittelbarem Umfeld (Beierle u.a. 2013, S. 118). Die Beratungspraxis ori-
entiert sich am Empowerment-Begriff und der Stirkung der Selbstbefihi-
gung der Beratungsnehmenden.

»uUnd bei uns ist im Kern eine ,gelungene Beratung’, wenn der Beratungsneh-
mende wieder in der Lage ist, sein Problem selbst in die Hand zu nehmen. (...)
Wenn ihm gelungen ist, sein Problem zu erkennen, seine eigenen Handlungs-
moglichkeiten und Ressourcen zu erkennen und miteinander Wege (...) erarbei-
tet werden konnen, wie er diese Ressourcen einsetzen kann und welche zusitz-
lichen Unterstiitzungsmechanismen ihm zur Verfiigung stehen, die er auch nut-
zen kann.* (Martha_2013).

Folgerichtig wird in der Leitlinie des aktuellen Bundesprogramms ,,Demo-
kratie leben!” in den Ausfiihrungen zu den (nachhaltigen) Zielen der Bera-
tungsangebote auf die Herstellung von Empowerment Bezug genommen.

,Beratung versteht sich als ein an den Bedarfslagen der Beratungsnehmer/-innen
orientiertes, freiwilliges Angebot und verfolgt einen prozessorientierten Ansatz.
Beratung ist anlass-, ziel- und ressourcenorientiert, transparent, erfolgt vernetzt
und am Fallabschluss ausgerichtet. (...) Durch die Verfolgung eines Empower-
ment-Ansatzes soll sie [die Beratung] nachhaltig wirksam sein. Dies bedeutet
insbesondere, dass die Beratung in diesem Bundesprogramm als ,Hilfe zur
Selbsthilfe’ verstanden wird.“ (BMFSF] 2014b, S. 7f.).

Eine Aufgabe der wB der LDZ bestand somit darin, sich zentrale Inhalte der
Beratung, insbesondere Prozesse des Empowerments, aus Sicht der Berate-
nen der Opferberatung und der Mobilen Beratung schildern zu lassen.

4.2 Leistungen (Outputs) und Resultate (Outcomes)

Den Aussagen zum Umfang und zur Art des Outputs (Leistungen) und zu
den Outcomes (Resultate) des Beratungshandelns liegen einerseits die Anga-
ben der Beraterinnen und Berater aus den Datenbanken?® (Output) und aus
der schriftlichen Erhebung des Jahres 2018 (Outcome) zugrunde. Anderer-
seits wurde die Sicht von Beratungsnehmenden auf den Beratungsprozess
mittels Feedbackbogen (OB, 73 Feedbackfragebdgen, 6 Bundeslinder) bzw.

29 Fur die Mobile Beratung erfolgte die Einbeziehung aller Daten aus den Jahren 2017/2018 sowie
ein Vergleich mit dem Jahr 2016. Fur die Opferberatung wurden die Daten jener sechs Bun-
deslander, die sich an der Beratungsnehmenden-Feedbackbefragung beteiligt hatten, heran-
gezogen. Da durch den Feedbackbogen vorwiegend die Aussagen zu in den Jahren 2017 und
2018 abgeschlossenen Beratungen erhoben wurden, geschah dies entsprechend fir die Jahre
2017/2018.
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Interview (MB, 9 Interviews3C, 2 Bundeslinder) erhoben (Outcome). Dane-
ben wurde auf frihere Berichte der Programmevaluation am DJI (in TFKS)
sowie auf Berichte der wB der LDZ (vor allem auf Bischoff u.a. 2010,
S. 20ft.) zurtckgegriffen.

Die Instrumente zur Befragung der Beratungsnehmenden wurden bottom-
up in einem partizipativ angelegten Prozess mit den Beraterinnen und Bera-
tern entwickelt (siche dazu auch Kapitel 2). Durch die Beraterinnen und Be-
rater beider Beratungsbereiche wurde dieses Vorgehen der wB sehr begriif3t.

Im Weiteren soll fiir die Arbeitsbereiche der Opferberatung und der Mobilen
Beratung den folgenden Fragestellungen nachgegangen werden. Wegen der
differierenden Datenlage erfolgt dies allerdings fir die beiden Arbeitsfelder
in unterschiedlichem Umfang:

e Welche Zugangsmoéglichkeiten haben die Beratungseinrichtungen zur
Verfigung gestellt und wie wurden diese von den befragten Beratungs-
nehmenden der OB und MB genutzt?

e Inwiefern unterscheiden sich die gewihlten Zuginge nach beratenen
Gruppen (OB)? Was bedeutet das fur die Ausgestaltung der Angebote?

e Wurden gemeinsam Ziele vereinbart? Wie wurde dabei vorgegangen
(MB)?

e Welche Leistungen wurden in Anspruch genommen, um die Beratungs-
ziele zu erreichen (OB, MB)?

e Welchen Typ von Beratung (Problemkonstellation) reprisentieren die uns
von den Befragten geschilderten Fille (MB)?

e Was waren die Ergebnisse? Wie gut wurden die Ziele der Beratungsneh-
menden erreicht? Was hat sich verindert (OB, MB)?

e Welcher auch langfristige Nutzen lasst sich aufseiten der Beratungsneh-

menden feststellen? Was konnen die Beratungsnehmenden auch in Zu-
kunft fir sich nutzen? (MB)

4.2.1 Ergebnisdarstellung fir die Opferberatung

In einer quantitativen Befragung im Jahr 20183 wurden die Beraterinnen und
Berater zu den wichtigsten Resultaten ihrer Arbeit befragt. Danach konnte
durch die Beratungsarbeit in hohem Maf3e das Selbstbewusstsein und die Fa-
higkeit zur Selbstbehauptung bei den Betroffenen geférdert werden (,,Hilfe
zur Selbsthilfe). Hierzu vermitteln die Beraterinnen und Berater das notige
Wissen und setzen bei den (sozialen) Kompetenzen der Betroffenen an (Em-

30 Weiterhin wurden in einem Bundesland finf Interviews mit Beraterinnen und Beratern unter-
schiedlicher Einrichtungen sowie in dem anderen Bundesland ein Gruppengesprach mit finf
Beraterinnen und Beratern aus allen Einrichtungen gefiihrt. In diesen Gesprachen ging es da-
rum, die Landesstrukturen zu klaren, mogliche Félle zu besprechen und den Zugang zu den
Beratungsnehmenden zu organisieren.

31 OB-Stellen: n=20, 15 Bundesléander.
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powerment). Im Fokus stand auBlerdem aus Sicht der Beraterinnen und Be-
rater die Beratung zu personlichen Problemlagen, die durch den Angriff oder
die Tat verursacht bzw. exponiert wurden, inklusive der Hilfen zur personli-
chen Lebensfithrung. Neben der individuellen Unterstiitzung nach rechten
Angtiffen und Ubergriffen wurden im Rahmen der lokalen Intervention bzw.
Netzwerkarbeit auch (potenziell) betroffene Gruppen dazu befihigt, sich zur
Wehr zu setzen bzw. gemeinsam zu handeln, um bestenfalls (weitere) An-
griffe zu verhindern. In diesem Zusammenhang haben die Beratungsstellen
auch Einzelpersonen (beispielsweise kommunale Akteurinnen und Akteure,
Politikerinnen und Politiker, Fachkrifte) fur die Lage benachteiligter bzw.
betroffener Gruppen sensibilisiert, um damit ein grof3eres Mal3 an Unterstiit-
zung und Schutz fir diese vor Ort zu erreichen (vgl. Bischoff u.a. 2018,

S. 46).

Mit dem fiir die Klientinnen und Klienten der OB bereits im Jahr 2012 ent-
wickelten Feedbackfragebogen®? (siehe Abb. D 1 im Anhang) wurde auch die
Sicht der Beratungsnehmenden selbst erfasst. Der Feedbackbogen liegt mitt-
lerweile in acht Sprachen vor. Im Jahr 2018 haben sich insgesamt fiinf Bun-
deslinder3® an der Erhebung beteiligt, einschlieflich Sachsen-Anhalt liegen
damit Feedbackbogen von Beratungsnehmenden aus sechs Bundeslindern

VOI‘.34

Im Verlauf des Jahres 2018 wurden in finf Bundeslindern etwa 400 Fra-
gebogen an ehemalige Beratungsnehmende verschickt. Zum tiberwiegenden
Teil handelte es sich um retrospektive Einschitzungen zu Beratungen, die im
Jahr 2017 abgeschlossen wurden. Insgesamt flossen in die vorliegende Aus-
wertung 73 Fragebogen ein, darunter einige Fragebogen aus Sachsen-An-
halt.®5. Auf Grundlage dieser 73 Fragebogen kann ein erster Eindruck in die
Beratungsnehmendenperspektive gewonnen werden. Im Mittelpunkt der Er-
hebung standen dabei verschiedene Aspekte der Beratung sowie ihre Bewer-
tung.

Nachfolgend werden wesentliche Ergebnisse vorgestellt und diskutiert.
Die Darstellung fokussiert zudem bei ausgewihlten Fragestellungen auf ge-
schlechtsspezifische und sprachspezifische Unterschiede. Bei der ge-
schlechtsspezifischen Darstellung wird eine Person, die ein dritte Ge-
schlechtskategorie gewihlt hatte, aus methodischen Griinden nicht bertick-
sichtigt.

32 Der Feedbackbogen wurde mit den Beraterinnen und Beratern der OB in Sachsen-Anhalt ent-
wickelt und durch diese erprobt.

33 Sachsen, Thuringen, Mecklenburg-Vorpommern, Bayern und Schleswig-Holstein.

34 Da sich das Erhebungsverfahren in der Erprobung befand, erfolgte die Beteiligung der Opfer-
beratungsstellen ausschlieBlich auf freiwilliger Basis. Die Opferberatungsstellen entschieden
unter Beriicksichtigung ihrer Zielgruppen und der jeweiligen Fallspezifika, inwieweit sie den
Einsatz dieses Instruments als nutzbringend erachteten.

35 Diese waren gegen Ende der Programmlaufzeit in TFKS erhoben worden, konnten aber auf-
grund der geringen Anzahl zu diesem Zeitpunkt keiner Auswertung zugefihrt werden.
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4.2.1.1 Beratungsnehmende, Zugange und Unterstitzungsstrukturen

Bei den 73 Personen, welche den Fragebogen ausgefillt haben, handelt es
sich um 50 Minner, 22 Frauen und eine andere Person. Dies spiegelt das auch
im, in der OB-Datenbank®® ersichtlichen, deutlich héheren Beratungsauf-
kommen bei Minnern in der Opferberatung wider (in der Datenbank eben-
falls ein Drittel zu zwei Dritteln). Von den Befragten sprechen 61 Personen
deutsch (84%), weitere vertretene Sprachen sind Arabisch (8), Vietnamesisch
(2), Tigrinya (1) und Englisch (1). Dieses Merkmal wurde erhoben, um auf
einen eigenen bzw. familidren Zuwanderungshintergrund zu schlieBen. In der
OB-Datenbank war der Anteil an fremdsprachigen Klientinnen und Klienten
in den sechs Bundeslindern allerdings mit ca. 28% deutlich hoher. Insbeson-
dere Fragebogen, die an diese Personengruppe versandt wurden, kamen oft
mit dem Vermerk zuriick, dass die Adressatin/der Adressat nicht mehr unter
diese Anschrift zu erreichen war, was auf eine hohere (freiwillige oder er-
zwungene) Mobilitit schlieBen lisst. Das Alter der Befragten liegt zwischen
13 und 72 Jahren, der Durchschnitt bei 33 Jahren. Sowohl in der Datenbank
als auch in der Feedbackbefragung war die Altersgruppe der 27- bis 40-Jdh-
rigen am stirksten besetzt (Datenbank ca. 38%; Feedbackbogen 29%), ge-
folgt von der Altersgruppe der 18- bis 26-Jdhrigen (Datenbank ca. 30%; Feed-
backbogen 22%). An der Feedbackbefragung hatten sich zudem anteilig mehr
jungere Personen zwischen 13 und 18 Jahren beteiligt (12% gegentiber ca.
7% in der Datenbank).

Die meisten Beratungsnehmenden gaben an, dass sie von ,,Verwandten/
Freunden/Bekannten®, d.h. durch personliche Empfehlung, vom Angebot
der Opferberatung erfahren haben (45 von 73).

In der Datenbank hingegen spielen Angehérige und Freunde eher keine
Rolle fir den Zugang zum Angebot. Dort wurde durch die Beraterinnen und
Berater fir nur etwa 6% eingetragen, dass sie von Angehorigen oder Freun-
den auf das Angebot aufmerksam gemacht wurden (Bischoff u.a. 2018, S. 49).
Diese andere Zuordnung lisst sich vor allem durch die Doppelrolle vermit-
telnder Personen, nimlich einem Netzwerk oder einer NGO /Initiative anzu-
gehoren und zugleich der Freund eines Betroffenen zu sein, und die jeweils
andere Perspektive der Betroffenen und Beraterinnen sowie Berater auf die
vermittelnden Personen erkliren. Fiir die Betroffene/den Betroffenen war es
eher die Freundin/der Freund, die/der den Kontakt zur OB herstellte, fir
die OB war es cher die Person aus einem Kooperationsnetzwerk, die den
Zugang ermoglichte.

Fir die Beratungsfille, die zwischen 2015 und 2017 durch die Beraterin-
nen und Berater im Monitoring aufgelistet wurden, zeigte sich, dass reichlich
ein Drittel der Beratungsnehmenden tber Kooperationspartnerinnen und

36 Im Vergleich mit der Datenbank der Opferberatung lassen sich &hnliche Verteilungen hinsicht-
lich wesentlicher Merkmale der Beratungsnehmenden (z.B. Alter, Geschlecht) feststellen. Fir
den Vergleich wurden ausschlie3lich die Verteilungen der betreffenden Merkmale in den Jahren
2017/2018 fur jene sechs Bundeslander zugrunde gelegt, die sich an der Feedbackbefragung
beteiligt haben.

54



-partner der Beratungsstellen den Zugang zum Beratungsangebot gefunden
haben. Aus Sicht der Betroffenen wurde der Kontakt dagegen in einem klei-
neren Teil der Fille (zwolf) tiber andere Institutionen hergestellt, bei denen
es sich vor allem um zivilgesellschaftliche Vereine und Initiativen handelte,
die enger mit der Opferberatung zusammenarbeiten. Die Struktur der Ko-
operationspartner kann von Region zu Region (stark) variieren. Beispiels-
weise kann es sich um lokale Kinder- und Jugendeinrichtungen oder Geflich-
teten-Unterkiinfte handeln, aber auch um Initiativen oder regionale Biind-
nisse, in denen die Beraterinnen und Berater regelmifig vertreten sind (vgl.
Bischoff u.a. 2018, S. 49). An dieser Stelle wird deutlich, dass die Netzwerk-
arbeit innerhalb der Opferberatung eine wichtige Funktion hat, nicht nur fur
die direkte, sondern auch fir die indirekte Ansprache von Betroffenen. Vor
allem Kontakte in Betroffenen-Communitys bzw. andere Unterstiitzerkreise
spielen fiir die Opferberatung zur Erreichung ihrer Zielgruppen nach wie vor
eine grof3e Rolle.

Sehr hiufig haben Betroffene auch angegeben, durch die persénliche oder
telefonische Ansprache seitens der Opferberatung zur Beratung gefunden zu
haben (27 Personen von 73), was die Wichtigkeit der aufsuchenden Arbeit
verdeutlicht. Einige Betroffenengruppen, beispielsweise Gefliichtete®, wiir-
den sonst offenbar nur schwer oder gar nicht erreicht und kénnten somit
keine adiquate Unterstiitzung erhalten. Weitere Zuginge zur Beratung wur-
den den Betroffenen iiber das ausgelegte Infomaterial der Opferberatung (15)
er6ffnet. Lediglich in wenigen Fillen, sowohl in der Feedbackbefragung als
auch in der Datenbank, fithrte der Weg zur Beratung (auch) tber ein schrift-
liches Unterstiitzungsangebot seitens der OB, das Internet, die Polizei oder
eine Anwaltin/einen Anwalt.

Unterschiede beim Zugang zum Beratungsangebot hinsichtlich der Mut-
tersprache der Beratungsnehmenden zeigten sich in der Feedbackbefragung
ebenso wie bei der Auswertung der Datenbank. Vergleicht man die Daten-
bankangaben zur Vermittlung der drei am stirksten betroffenen Gruppen in
das Beratungsangebot, dann ist deutlich sichtbar, dass insbesondere von Ras-
sismus betroffene Personen, beispielsweise Gefluchtete, wesentlich haufiger
durch Kooperationspartnerinnen und -partner auf das Angebot aufmerksam
gemacht bzw. in dieses vermittelt wurden (Bischoff u.a. 2018, S. 50). So wa-
ren fast 60% der von Rassismus betroffenen Personen direkt oder indirekt
Gber Netzwerkpartnerinnen und -partner erreicht worden, aber nur etwa ein
Drittel der beiden anderen wichtigen Gruppen (alternative Jugendliche, poli-
tische Aktive).

Unterschiede im Hinblick auf den Zugang zur Beratung lassen sich zudem
beim Geschlecht feststellen. So sind z.B. deutlich mehr Minner durch per-
sonliche oder telefonische Ansprache zum Angebot der Opferberatung ge-
langt, wie aus der Abb. 4.1 zu ersehen ist.

37 Alle sieben arabischsprachigen Personen wurden durch die OB aktiv kontaktiert. Im Vergleich
dazu waren es mit 23 von 61 deutlich weniger Deutsche.
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Abb. 4.1: Zugang zur Beratung (N=72)
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Quelle: Feedbackbefragung der Beratungsnehmenden durch die wB am DJI 2018; Mehrfachnen-
nungen moglich

Neben der Unterstiitzung durch die Opferberatung konnte ein gréerer Teil

(57 von 73) der Beratungsnehmenden auch auf eine Unterstitzung aus dem

personlichen Umfeld zuriickgreifen.

Eine vergleichende Betrachtung nach Geschlecht offenbart zudem, dass
Frauen mehr Unterstiitzung durch die Familie erhalten haben als Minner
(siche Abb. 4.2). Dies liegt u.a. auch daran, dass Frauen hdufiger gemeinsam
mit der Familie bzw. weiteren Familienmitglieder und nicht als einzelne Per-
son beraten wurden. Bei einem Teil der Manner ohne Unterstitzungsleistun-
gen durch die Familie handelt es sich zudem um Gefliichtete38, die in der
Regel ohne Familie in Deutschland leben. In einzelnen Fillen werden aller-
dings die Angriffe von Midnnern aus Scham (Tabu-Thema) mit den Familien-
angehorigen nicht besprochen.

38 So wurden acht der neun in arabischer Sprache bzw. in Tigrinya vorliegenden Fragebdgen von
Mé&nnern (bzw. eine Angabe divers) ausgefullt und nur zwei von diesen wurden familiar unter-
sttzt. Im Vergleich dazu haben 15 von 50 deutschen mannlichen Personen eine familiare Un-
terstiitzung erhalten. Bei den Frauen waren es 13 von 22.
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Abb. 4.2: Unterstitzung durch Personen aus dem personlichen
Umfeld (N=73)
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Quelle: Feedbackbefragung der Beratungsnehmenden durch die wB am DJI 2018

4.2.1.2 Beratungs- und Unterstitzungsleistungen

Kernelement der Titigkeit der Opferberatung ist die Beratungstitigkeit. Die
Beratung ist anonym und vertraulich, orientiert sich an den Wiinschen und
Bedurfnissen der Beratungsnehmenden und setzt sich in einem parteilichen
Sinne fiir die Beratungsnehmenden ein. Wesentliche Elemente sind zudem
Loésungs-, Ressourcen- und Auftragsorientierung (vgl. Verband der Bera-
tungsstellen fur Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt
e.V. c¢/o ReachOut 2015, S. 8). Die Vereinbarung der Opferberatungen zu
gemeinsamen Arbeitsstandards soll eine hohe Qualitit der Beratung sicher-
stellen.

Aus der Beratung konnen sich im konkreten Fall weitere Unterstiitzungs-
bedarfe ergeben. Die nachfolgende Ubersicht zeigt die Inanspruchnahme der
verschiedenen Beratungs- und Unterstitzungsleistungen.

Fast alle Betroffenen nahmen die angebotenen Beratungs-(kern-)leistun-
gen in Anspruch: 69 Personen eine Beratung zu rechtlichen Fragen und 65
Personen eine Beratung zur Alltagsbewiltigung. Aber auch Informationen
tber weitere Unterstiitzungsmoglichkeiten (52) und eine Begleitung zu Poli-
zel, Staatsanwaltschaft und/oder Gericht (52) werden hiufig von den Bera-
tungsnehmenden nachgefragt. Deutlich weniger wurde hingegen eine Beglei-
tung zu anderen Einrichtungen (Amter, Beratungsstellen, Arzte) und die Ver-
mittlung von medizinischer und/oder psychologischer/psychotherapeuti-
scher Behandlung verlangt (jeweils 18 Personen, siche Abb. 4.3). In den of-
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fenen Antworten wurde allerdings durch mehrere Beratungsnehmende da-
rauf hingewiesen, dass zu wenig psychotherapeutische Angebote vorgehalten
werden. Das heif3t, dass ithnen diese Leistung offenbar nicht zur Verfiigung
stand. Bei einem ausreichenden psychotherapeutischen Angebot lige der An-
teil dessen durch Nutzerinnen und Nutzer méglicherweise entsprechend ho-
her. Ein bedeutsamer Anteil an Beratungsnehmenden nimmt auch das Ange-
bot, sich iiber die OB in der Offentlichkeit zum Fall duflern zu kénnen, in
Anspruch, beispielsweise, indem in den Veroffentlichungen oder auf der
Homepage der OB dartiber berichtet wird.

Weiterhin gibt es bei der Inanspruchnahme verschiedener Leistungen ge-
schlechtsspezifische Unterschiede, wie die Abb. 4.3 zeigt. So wird die anwalt-
liche Vertretung von Frauen (41%) im Gegensatz zu Minnern (73%) deutlich
weniger in Anspruch genommen. Ein dhnliches Bild zeichnet sich in der Un-
terstitzung bei Antragstellungen ab (z.B. auf Entschidigung oder wegen ei-
nes Umzugs; 41% der Frauen zu 64% der Minner). Die nachfolgende Grafik
gibt zudem Aufschluss tber die geschlechtsspezifischen Unterschiede in Be-
zug auf die Inanspruchnahme der Leistungen der Opferberatung.

Abb. 4.3: Inanspruchnahme von Leistungen der Opferberatungen
(N=73)
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Quelle: Feedbackbefragung der Beratungsnehmenden durch die wB am DJI 2018
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In den Ergebnissen zur Nutzung des Angebotes spiegelt sich der alltags-, und
lebensweltorientierte Ansatz der Opferberatung wider, wonach individuelle
Erlebnisse und Umgangsstrategien mit rechter, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt eine individuelle Beratung und Verfiugbarkeit des Angebots sei-
tens der Opferberatung erfordern.

Tendenziell nahmen Frauen, die in den untersuchten Fillen weniger hidu-
tig als Minner schwerer physischer Gewalt ausgesetzt waren (Koénig uv.a.
2014, S. 51f.), eher Leistungen zur Alltagsbewaltigung in Anspruch. Dabei
wurde auch das soziale Umfeld einbezogen, um eine Verbesserung der un-
mittelbaren Situation vor Ort zu erzielen. Minner wurden hingegen hiufiger
in rechtlichen Belangen/Angelegenheiten unterstiitzt, weil diese haufiger
(schwerer) korperlicher Gewalt ausgesetzt waren, was eine gerichtliche Auf-
arbeitung erfordert (Straftatbestand und anwaltliche Vertretung). Zum Tra-
gen kommt aber auch, dass Minner und Frauen in der Beratung unterschied-
liche Schwerpunkte setzen, unterschiedliche Erwartungen beziiglich der an-
zustrebenden Verinderungen und somit eine andere Wahrnehmung auf die
Bedeutsamkeit der FEinzelleistungen des Beratungsprozesses haben. Das
heiflt, auch bei Inanspruchnahme gleicher Leistungen erinnern Manner sich
hdufig eher an die erhaltene rechtliche Beratung und Frauen an eine Beratung
zur Alltagsbewiltigung.

Bei den Fragen nach der Zufriedenheit mit den wahrgenommenen Leis-
tungen der Opferberatung zeigte sich iiber alle Beratungs- und Unterstiit-
zungsleistungen hinweg, dass die Beratungsnehmenden zum tberwiegenden
Teil zufrieden bzw. sehr zufrieden damit waren. In der Gesamteinschitzung
der jeweils individuell erhaltenen Beratung und Unterstitzung durch die Op-
ferberatung waren 60 der Befragten (sehr) zufrieden, lediglich zwei Personen
waren hier weder zufrieden/noch unzufrieden und eine weitere (deutschspra-
chige) Person gab an, dass sie insgesamt unzufrieden war mit der Beratung.

Die Zufriedenheit der Personen, die die jeweilige Beratungs- bzw. Unter-
stitzungsleistung in Anspruch genommen hatten (18 bis 69 Personen),
schwankt zwischen 78% (Vermittlung von medizinischer und/oder psycho-
logischetr/psychotherapeutischer Behandlung) und 96% (Beratung, damit ich
meinen Alltag trotz der Tat (wieder) gut bewiltigen kann) und liegt damit
insgesamt auf einem sehr hohen Niveau (siche Abb. 4.4).
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Abb. 4.4: Wie zufrieden waren Sie mit der Beratung und
Unterstitzung? (N zwischen 18 und 69)
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Quelle: Beratungsnehmenden-Befragung der Opferberatungen durch die wB am DJI 2018; Mehr-
fachantworten méglich

Einige wenige Personen gaben an, mit einzelnen Leistungen nicht zufrieden

zu sein. Jeweils vier Personen waren mit der Vermittlung in medizinische

und/oder psychologische/psychotherapeutische Beratung bzw. mit der Be-

39 sowie

ratung und Unterstiitzung zur Verbesserung der Situation vor Or
der Offentlichkeitsarbeit nicht zufrieden. Die vergleichsweise geringere Zu-
friedenheit in eine Vermittlung in medizinische und/oder psychologische/
psychotherapeutische Behandlung rihrt vor allem aus einer deutlich zu ge-
ringen Kapazitit an (geeigneten) Therapeutinnen und Therapeuten her. So
gibt es fiir diese Wartelisten, es fehlen geeignete Dolmetscherinnen sowie
Dolmetscher, und die Therapie-Angebote sind regional sehr ungleich verteilt.
Hinzu kommt, dass auch das bestehende Therapie-Angebot oft nicht spezi-
fisch genug auf die Bedirfnisse Zugewanderter oder ,,Schwarzer Menschen®
reagieren kann. Im Falle der Existenz eines Therapieangebots durch einen

Schwarzen Therapeuten im Bundesland Berlin hat sich gezeigt, dass dieses

39 Auch hier ist auf die zu geringen Ressourcen der OB in einigen Bundeslandern hinzuweisen,
die es nicht erlauben, eine lokale Intervention durchzufiihren (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 41f.).
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Angebot einen deutlich breiteren Zuspruch seitens der Betroffenen verzeich-
net und deutlich mehr Gefliichtete eine Unterstiitzung angenommen haben.

Im Vergleich zeigten Manner und Frauen eine dhnlich hohe Zufriedenheit
mit von ihnen in Anspruch genommenen Beratungs- und Unterstiitzungs-
leistungen. Etwa 80% der beratenen Minner und 90% der beratenen Frauen
waren sehr zufrieden.

Ein dhnliches Bild ergab sich bei einer Betrachtung der Zufriedenheit mit
der Beratung und Unterstitzung nach der Herkunft der Beratenen. Auch hier
lag zu den in Anspruch genommenen Leistungen eine grundsatzlich (sehr)
positive Gesamteinschitzung vor, die sich auch bei Zugewanderten in einer
(sehr) hohen Zufriedenheit dulerte (jeweils etwa 80% sehr zufrieden).

4.2.1.3 Beratungsergebnisse

Neben der Abfrage zu den wahrgenommenen Leistungen und der Zufrieden-
heit mit der Beratung und Unterstiitzung wurde der Beratungsverlauf, die
erhaltene Wertschitzung, die Ergebnisse und die Passgenauigkeit der Bera-
tung durch die Beratungsnehmenden eingeschitzt. Auch hier zeichnete sich
eine hohe Zustimmung iiber alle Fragen hinweg ab. Die in der Regel mit einer
Beratung verbundenen Erwartungen und Zielstellungen konnten tberwie-
gend erfillt werden. Im Beratungsprozess hatten die Beratungsnehmenden
zuverldssige Beraterinnen bzw. Berater, eine hohe Wertschitzung erfahren
und es war Uberwiegend auf ihre Bediirfnisse eingegangen worden. Lediglich
die bessere Verarbeitung des Angriffs im Rahmen der Beratung war etwas
weniger gut gelungen (trifft auf 19 Personen zu). Das kann vor allem auf die
oben bereits ausgefithrten zu geringen Moglichkeiten fur eine psychologi-
sche/psychotherapeutische Behandlung im Rahmen der Unterstitzung zu-
rickgefihrt werden.

Von den befragten 73 Personen wiirden sich auch 69 noch einmal an die
Beratungsstelle wenden, wenn sie Unterstiitzung bendtigen. Zudem wiirden
sie auch einer Freundin/einem Freund das Beratungsangebot weiterempfeh-
len.
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Abb. 4.5: Fragen zum Beratungsverlauf (N=73)
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Quelle: Feedbackbefragung der Beratungsnehmenden durch die wB am DJI 2018

Nachfolgend werden die beiden Fragen mit einer eher geringeren Zustim-
mung nach verschiedenen soziodemografischen Merkmalen betrachtet, um
zu ermitteln, ob dies von einzelnen Gruppen hidufiger so wahrgenommen
wurde.

Abb. 4.6: Beratungsverlauf, nach Geschlecht und Sprache
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Quelle: Feedbackbefragung der Beratungsnehmenden durch die wB am DJI 2018 (méannlich n=50,
weiblich=22; Deutsch n=61, andere Sprache n=12)
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Mit Blick auf die in der Abb. 4.6 dargestellten Ergebnisse zeigt sich, dass
sowohl Geschlecht als auch Herkunft das Antwortverhalten in unterschied-
lichem Umfang beeinflusst haben. Das Gefthl, nicht ginzlich die Beratung
erhalten zu haben, die erwartet wurde, trat vor allem im Zusammenhang mit
Verinderungswiinschen auf, die im Prozess eher nicht mit den OB (allein)
realisiert werden kénnen, weil Erfolge von weiteren involvierten Akteurinnen
und Akteuren abhingig sind. Beispielsweise wurden Erwartungen im Ermitt-
lungsverfahren enttiuscht, die psychosoziale Beratung entsprach nicht den
Hoffnungen und erbrachte keine Verbesserung oder vor Ort hatte sich fur
die Betroffenen nichts oder zu wenig positiv gedindert. Bei Geflichteten be-
deutete dies z.B., dass sie immer noch in der gleichen Unterkunft unterge-
bracht waren, in der sie angegriffen wurden (schlimmstenfalls durch
Security). Somit bestand nach einer Beratung bzw. wihrend der Beratung
noch immer die gleiche Gefahrensituation. In einigen Beratungsfillen wur-
den die Opfer im Prozess zu Titern erklirt, beispielsweise, wenn sie sich in
einer Angriffssituation zur Wehr gesetzt hatten. Beschwerden tiber repressive
PolizeimaBBnahmen und das Agieren anderer staatlicher Strukturen erbrach-
ten ebenfalls sehr selten das von den Betroffenen angestrebte Resultat. Min-
ner hatten — nach vorliegenden Erkenntnissen der OB —vergleichsweise hiu-
figer konkretere Vorstellungen und Erwartungen, sie kennen das Rechtssys-
tem genauer und formulierten daraus ithren Anspruch an das Beratungsergeb-
nis. Wurde dies nicht erzielt, dann blieb ein Teil der Unterstitzung aus Sicht
der Betroffenen aus und damit konnten die subjektiven Folgen der Tat
schlechter verarbeitet werden.

,Ich fithlte mich als Opfer mit Angsten, psychischen Auswirkungen allein [ge-
lassen; Anmerkung d.A.]. Beratungsangebote mit Fachleuten zur Aufarbeitung
[sind] notig. (...) Mein Nazi begegnete mir als Security-Mann in Flichtlings-
Erstaufnahme wieder. (Feedbackbogen_2018).

AbschlieSend hatten die Beratungsnehmenden noch einmal die Méglich-
keit®?, sich zur Beratung und Unterstiitzung durch die OB zu dufern, insbe-
sondere sollte auf Dinge eingegangen werden, die aus Sicht der Beratungs-
nehmenden anders/besser gemacht werden kénnten bzw. die ihnen gefehlt
haben. 30 der 73 Befragten haben von dieser Méglichkeit Gebrauch gemacht.

Ein groBer Teil detjenigen, die sich an dieser Stelle noch einmal dullerten,
haben erneut ein positives Votum fur die Opferberatung abgegeben. So wi-
ren sie ,,sehr zufrieden®, finden ,,alles ganz in Ordnung* oder gar ,,besser als
erwartet”. Aus einigen Aussagen lieB3 sich zudem die grofle Bedeutung der
Beratung und Unterstiitzung fur die Betroffenen herauslesen:

»Die [Beratungsstelle; Anmerkung d.A.] war da als wir sie brauchten. Um uns
wurde sich sehr gut gekiimmert. Wir danken fiir eure Unterstiitzung und hoffen,
ihr bleibt weiterbestehen. Danke. (Feedbackbefragung_ 2018).

40 Offene Abfrage, das heil3t ohne standardisierte Vorgaben.
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,»Alle Mitarbeiter*innen waren sehr kompetent, zuverldssig & hilfsbereit. Ich war
wegen mehrerer Fille dort und bekam jedes Mal eine tolle Unterstiitzung. Super
Leute.” (Feedbackbefragung 2018).

Auf der anderen Seite fanden sich auch konkrete Verbesserungsvorschlige
und -wiinsche. Dies betrifft vor allem die bereits weiter oben angesprochene
bessere Unterstiitzung bei der Verarbeitung der psychischen Folgen der Tat,
also der Vermittlung in bzw. Bereitstellung von Psychotherapie-Sitzungen.
Vereinzelt wurde eine stirkere Prisenz in Betroffenen-Communitys, mehr
Offentlichkeitswirksamkeit oder ein engeres Beratungsnetz gewiinscht, was
unmittelbar mit den jeweils in den Bundeslindern vorhandenen Personalres-
sourcen korrespondiert. Auf diesbeztigliche Unterschiede in den Bundeslin-
dern wurde bereits in fritheren Berichten hingewiesen (vgl. beispielsweise Bi-
schoff u.a. 2018, S. 41f.).

Gewiinscht wurden mehr Informationen bzw. auch Aufklarung tiber einen
noch laufenden Prozess bzw. zu dessen Ergebnissen nach Abschluss der Be-
ratung, was vor allem aufgrund zu geringer personeller Ressourcen nicht ge-
leistet werden kann. Vorgeschlagen wurde zudem, eine spatere Nachfrage bei
der Beratungsnehmenden bzw. dem Beratungsnehmenden nach seinem/ih-
rem Befinden.

Mehrere Anmerkungen zielten auf staatliches Handeln im Kontext der OB
ab. Einerseits ging es dabei um eine gréBlere Wahrnehmung, Anerkennung
und Unterstutzung der Arbeit der OB durch (Regierungs-)Behérden und da-
rum, dass es Fille gibt, in denen Polizei und Justiz immer noch auf dem
,rechten Auge blind“ bzw. in rechte Strukturen eingebunden seien, was die
Aufklirung und Wiedergutmachung fiir die Opfer behindert.

Andererseits winschten sich einige Beratungsnehmende, dass die Arbeit
der OB im Rahmen von laufenden Asylverfahren (beispielsweise durch das
Auswirtige Amt) zur Kenntnis genommen wird bzw. die Situation der Bera-
tungsnehmenden in laufenden Asylverfahren berticksichtigt werden. Im In-
teresse von Gewaltopfern sollte nach Ansicht einiger Beratungsnehmender
die Moglichkeit bestehen, das Aufenthaltsrecht zugunsten der Opfer zu ge-
stalten, damit nicht nur der direkt Betroffene in Deutschland bleiben kann,
sondern auch dessen gesamte Familie.

Ebenfalls gewtlinscht — aber nicht ausschlielich in der Hand der OB lie-
gend — wurde mehr finanzielle Unterstutzung fir die Betroffenen im Ergeb-
nis der Beratung.

Aus einzelnen Antworten lieB sich auch eine gewisse Unzufriedenheit
bzw. ein gewisser Unmut tUber Teilergebnisse des Beratungsprozesses het-
auslesen. So gab eine Person an, dass ,,keine falschen Versprechungen® ge-
macht werden sollten und bezog sich dabei auf eine nicht erhaltene Entscha-
digung. In einem Fall wurde offenbar das Entschidigungsgeld eines Gefliich-
teten vom Amt einbehalten bzw. mit den Sozialleistungen gegengerechnet.

41 Vergleiche beispielsweise: KOP — Kampagne fur Opfer rassistisch motivierter Polizeigewalt
2018 sowie Verband der Beratungsstellen fur Betroffene rechter, rassistischer und antisemiti-
scher Gewalt e.V./c/o ReachOut 2016.
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4.2.2 Ergebnisdarstellung fir die Mobile Beratung

Die Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen der Mobilen Beratung wurden
seit 2015 in einer Datenbank erfasst, die gemeinsam von DJI, Beraterin-
nen/Beratern sowie Koordinatorinnen/Koordinatoren der LDZ entwickelt
wurde. An diesem Monitoring haben sich insgesamt 62 aus Mitteln des Bun-
desprogramms geférderte Beratungsstellen aus allen Bundeslindern auf3er
Berlin beteiligt.*? Bereits in den Jahren 2016, 2017 und 2018 hatte die wB im
Rahmen ihrer Zwischenberichte eine Datenauswertung vorgenommen (vgl.
Bischoff u.a. 2018; Bischoff u.a. 2017; Bischoff u.a. 2016). Mit Stand vom
15.7.2019 wurden seit Mitte 2015 von den teilnehmenden Beratungsstellen
insgesamt 8.315 Beratungsfille eingegeben.

Fir den vorliegenden Bericht wurde noch einmal ein Vergleich der Daten aus
den Jahren 2016 und 2018/2019 vorgenommen, um einerseits auf Entwick-
lungen in der Arbeit der Mobilen Beratung, andererseits auf den aktuellen
Stand einzugehen. In diese Auswertung wurden insgesamt 5.274 Eintragun-
gen einbezogen (2.042 Falleintragungen fiir das Jahr 2016, 2.343 fiir das Jahr
2018 und 889 fiir 2019 zum Stichtag 15.7.2019).

Das nach wie vor wichtigste bearbeitete Phinomen ist der Rechtsextre-
mismus (2016: ca. 60%; 2018/2019: ca. 57%). Enorm an Bedeutung gewon-
nen haben aus Sicht der Berater und Beraterinnen zwischen 2016 und
2018/2019 Beratungen, die im Kontext von Rechtspopulismus durchgefiihrt
wurden. Waren dies 2016 knapp 20%, sind es im ersten Halbjahr 2019 bereits
36%. Das heil3t, in den ersten sechs Monaten des Jahres 2019 bezogen sich
fast doppelt so viele Beratungsanfragen auf diesen Phinomenbereich (siche
Tab. D 2 im Anhang). Ein weiteres wichtiges Phinomen mit dem sich die
Betroffenen und die Beratenden auseinandersetzen mussten, wenn auch mit
sinkender Brisanz zwischen 2016 und 2018/2019, ist der Rassismus in der
Gesellschaft. Der zu verzeichnende Rickgang zwischen 2016 und 2018/2019
von 38% auf 29% kann zum Ersten auf ein geringeres Angriffsgeschehen
bzw. weniger Demonstrationen/Aktionen gegen Gefluchtete und deren Un-
terkiinfte zuriickzufithren sein.*® Dies wiederum ist vor allem auf den deutli-
chen Rickgang an (vermeintlich muslimischen) Geflichteten, die damit ein-
hergehende SchlieBung bzw. den Leerstand von Unterklinften zu erkliren.
Zum Zweiten konnten derartige Fallkonstellationen durch die Einfihrung
einer entsprechenden Erhebungskategorie im Monitoring-Instrument mitt-
lerweile klarer als rechtspopulistisch eingeordnet werden. Zum Dritten war

42 Das seit 2015 bundesgeforderte Angebot in Berlin lasst sich aufgrund der Spezifik seiner Fall-
konstellationen nicht angemessen im Monitoring-Instrument abbilden. Fir die statistische Aus-
wertung spielt das insofern keine Rolle, da in Berlin Mobile Beratung in seiner typischen Form
im Wesentlichen durch die bisher ausschlieBlich landesgeférderte MBR ,Mobile Beratung ge-
gen Rechtsextremismus Berlin“ geleistet wird. Da dieses Angebot erst seit jingerer Zeit Mittel
aus ,Demokratie leben!” erhalt, ist es aus methodischen Erwagungen heraus nicht mehr mit in
die Datenerhebung einbezogen worden.

43 Das Phanomen ,Islam-/Muslimfeindlichkeit” wurde deutlich haufiger im Zusammenhang mit
Rassismus angegeben als andere Formen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit.
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in der Hochphase des Angriffsgeschehens die direkte Unterstutzung und Be-
ratung von konkret von Rassismus Betroffenen vordringlich. Ab dem Jahr
2017 ging es dann zunehmend darum, vor Ort Unterstiitzungsstrukturen auf-
zubauen und entsprechende Initiativen zu stirken. In der Datenauswertung
zeigt sich fir das Jahr 2018/2019 somit auch ein geringeres Konfliktpotenzial
rund um die Einrichtung oder den Betrieb von Unterkiinften fir Geflichtete,
das heil3t, es kommt zu weniger Angriffen und einem Riickgang an fremden-
feindlichen Initiativen sowie fremdenfeindlichen Aktionen und Versammlun-
gen (siche Tab. D 3 im Anhang). Antiziganismus, obwohl in der Gesellschaft
weit verbreitet und oft auch Ausléser fir Auseinandersetzungen im Gemein-
wesen wurden durch die Mobile Beratung dagegen kaum bearbeitet (vgl. bei-
spielsweise Amaro Foro e.V. 2017 oder Beucker). In diesem Kontext wurden
laut Aussage von Beraterinnen und Beratern hiufiger zivilgesellschaftliche
Initiativen beraten und nicht direkt Betroffene. Das heif}t, es geht darum, vor
Ort Menschen dabei zu unterstiitzen, sich mit diesem Phinomen auseinan-
derzusetzen sowie Strukturen aufzubauen, um Betroffenen Hilfe leisten zu
kénnen. Damit wurden die Fallmeldungen meist dem Bereich ,,zivilgesell-
schaftliches/ehrenamtliches Engagement® zugeordnet. Insbesondere in die-
sen Fillen stellten sich die direkten Zugange als sehr schwierig dar, weil kaum
Kontakte in die wenigen bestehenden Communitys hinein hergestellt werden
konnten, auch weil diese Personengruppe immer wieder Ortswechsel vorge-
nommen hat. Letztlich ist die Stadtgesellschaft insgesamt deutlich weniger
sensibel fiir diesen Problembereich als fiir Antisemitismus und Islam-/
Muslimfeindlichkeit. Hiufig handelt es sich hier um strukturellen Rassismus
(Kommune, Amter), ohne dass dies von den diskriminierenden Personen so
wahrgenommen wird (Alltagsrassismus).

Beztglich der konkreten Beratungsanlisse zeigt der Vergleich zwischen
2016 und 2018/19, dass einige Beratungsanléisse44 jeweils in einem dhnlichen
Umfang auftraten, andere Anlisse gewannen in diesem Zeitraum dagegen an
Bedeutung oder die Bedeutung nahm ab. Zu jenen Beratungsanlissen, die im
Zeitverlauf nahezu konstante Bedeutung hatten, zihlt die Beratung und Un-
terstitzung bei Agitations- und Propagandadelikten (ca. 16%), bei Vorfillen,
die durch jugendkulturelle Szenen ausgel6st wurden (ca. 6%) oder auch bei
Gewalt- und Bedrohungssituationen (ca. 9%). Zudem traf dies auf die Pri-
ventionsmaf3nahmen als Beratungsanlass in Form von politischer Bildung zu
ca. 20%, siche Tab. D 3).

Wie bereits weiter oben dargestellt, hatte der Umfang an Beratung in lo-
kalen/sozialriumlichen Konflikten seit 2016 nachgelassen, was mit der stark

44 Hier ist zu beachten, dass bei der Abfrage zum Beratungsanlass im Jahr 2017 im Zuge der
Uberarbeitung der Datenbank einige Auspragungen umbenannt wurden, um eine differenzier-
tere, der aktuellen Entwicklung angepasste Erfassung zu ermdglichen. Beispielsweise wurden
aus der Antwortvorgabe ,Demokratische politische Kultur” die Kategorien ,Teilhabe an gesell-
schaftlichen und politischen Entscheidungsprozessen® und ,(politische) Diskurskultur®. Die Ka-
tegorie ehrenamtliches/zivilgesellschaftliches Engagement wurde in die beiden Antwortvorga-
ben ,Demokratisches Zusammenleben (z.B. Werte, Prinzipien der Gleichheit, Toleranz etc.)“
und ,Ehrenamtliches Engagement” geandert.
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rucklidufigen Zuwanderung und Unterbringung von Flichtlingen korrespon-
diert. Dagegen hatte sich in 2018/2019 die Anzahl an Beratungen von zivil-
gesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren, die sich fiir ein demokratisches
Zusammenleben einsetzen, im Vergleich zu 2016 fast verdoppelt. Das bedeu-
tet, dass sich der Schwerpunkt von der Reaktion auf rechtsextreme Vorfille
hin zur Unterstiitzung von zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren
bei der Gestaltung des demokratischen Zusammenlebens?® verschoben hatte
(anteilig 20% im Jahr 2016 auf 40% im ersten Halbjahr 2019). Dementspre-
chend wurden die regionalen/lokalen Strukturen bzw. das zivilgesellschaft-
lich/ehrenamtlich getragene Engagement in diesen Strukturen in den Jahren
2018/2019 weiterhin als ein haufiger betroffener Lebensbereich genannt (ca.
15%, sieche Tab. D 3 im Anhang).

Betrachtet man die Lebensbereiche genauer, die von den rechtsextremen
Vorkommnissen tangiert wurden oder auf die sich die Unterstitzungsanfra-
gen bezogen, dann ist anzumerken, dass die Antwortmdglichkeiten in dieser
Kategorie im Jahr 2017 mit der Uberarbeitung der Datenbank weiter ausdif-
ferenziert wurden. Unter anderem betrifft das den Lebensbereich Schule*®
als einen der nach wie vor wichtigsten Bereiche fir das Beratungshandeln.
Durch die verfeinerte Abfrage wurde deutlich, dass sich vor allem allgemein-
bildende Schulen an die Beratung gewandt hatten. Allerdings gibt es auch
zunehmend mehr Berufsschulen und Hochschuleinrichtungen, die sich we-
gen rechtsextremer bzw. rassistischer/menschenfeindlicher Vorfille in den
Einrichtungen Beratung und Unterstiitzung suchen (siche Tab. D 4). Kon-
stant hoch geblieben sind zwischen 2016 und 2018/2019 auch die Anfragen
aus der kommunalen Politik und der Verwaltung. Nach wie vor bezieht sich
etwas mehr als jeder zehnte Fall auf diesen gesellschaftlichen Bereich. Die
Anfragen aus den weiteren abgefragten Bereichen bewegten sich jeweils un-
terhalb des 5%-Anteils. Unter den Lebensbereichen, die sich im Jahr 2018/
2019 haufiger als 2016 an die MB gewandt hatten, gehérten Vereine (von
3,5% auf ca. 6%) bzw. soziale Einrichtungen, beispielsweise Kitas (von 2,8%
auf 4,3%). Ubereinstimmend mit den hiufig genannten Lebensbereichen wa-
ren auch die beratenen Personengruppen iiberwiegend Menschen aus schuli-
schen Kontexten (neben Lehrkriften auch Schilerinnen sowie Schiiler und
Studierende), aus zivilgesellschaftlichen Initiativen/Netzwerken sowie Vert-
waltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter. Jeweils etwa 15% der Beratenen
waren aber auch Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter einer Einrichtung der
Kinder- und Jugendhilfe (KJH) oder gehérten einem Jugendverein bzw.
-verband an (siche Tab. D 5).

In Bezug auf den geografischen Kontext haben sich die Anteile zwischen
2016 und 2018/2019 deutlich verschoben. Der Anteil an Beratungen in klei-
nen GroBstidten betrug im Jahr 2016 noch 14,5% (drittplatziert). Im ersten

45 Nicht auszuschlieRen ist, dass auch hier der Bedarf Uber die Jahre durchaus héher war, aber
durch die krisenhaften Ereignisse tUberlagert wurde und in den Hintergrund trat.

46 Es wurde die Kategorie ,(Fach-)Hochschule/Universitat/Forschungseinrichtung“ neben der Ant-
wortvorgabe ,Allgemeinbildende Schulen* aufgenommen.
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Halbjahr 2019 lagen die kleinen GrofBstidte mit leichtem Vorsprung vor Mit-
telstidten dann auf Platz 1 (23,6%). Im Gegenzug hatten Beratungen in klei-
nen Mittelstidten etwas abgenommen (Tab. D 6 im Anhang). Diese Minde-
rung ist zum einen auf den oben geschilderten Riickgang der Zuwanderung
und die damit verbundenen SchlieBungen, Leerstinde oder Unterbelegungen
von Flichtlingsunterkiinften, insbesondere in kleineren Kommunen, zurtick-
zufihren. Zum anderen hat die Politik der Konzentration von Gefliichteten
in groflen Sammelunterkiinften in einzelnen Bundeslindern seit 2018 dazu
beigetragen (sogenannte AnkER-Zentren — Zentrum fur Ankunft, Entschei-
dung, Riickfithrung?’).

Der Leistungsschwerpunkt lag im Jahr 2018/2019 weiterhin auf der Erbrin-
gung von Beratungs-(kern-)leistungen®, in der Recherche und Informations-
vermittlung sowie in der Fortbildung (siche Tab. D 7 im Anhang). Die in der
Datenbank ausgewiesenen Einzelleistungen verdichteten sich je nach Fall-
konstellation zu den bereits beschriebenen mehr oder weniger ,,typischen
Leistungspaketen (vgl. dazu Bischoff u.a. 2016, S. 32£f.). Im Jahresbericht der
wB wurde dargestellt, bei welchen Fallkonstellationen welche Leistungen
bzw. Leistungspakete erbracht wurden. Fiir die Jahre 2015/2016 waren dies
vor allem Leistungserbringungen/Beratungen im Zusammenhang mit der
,Forderung zivilgesellschaftlichen und ehrenamtlichen Engagements® sowie
»der Forderung einer demokratischen politischen Kultur®, im Kontext der
,Unterbringung von Geflichteten®, des ,,Auftreten[s] von Personengruppen
mit rechtsextremen Einstellungen sowie von ,,Agitations- und Propaganda-
delikten®. AuBlerdem wurden als Arbeitsfelder die ,,Privention/politische
Bildung® und ,,Jugendkultur® herausgefiltert (vgl. ebd.).

Vergleicht man dies mit den weiter oben gemachten Ausfithrungen fiir die
Jahtre 2018/2019 (sieche Tab. D 3), zeigt sich ein dhnliches Bild: Erneut waren
die Themen, die ein demokratisches Zusammenleben®® (36% und 40%) sowie
eine politische Diskurskultur (21% und 26%)/politische Bildung (19%) tan-
gieren, zentrale Beratungsanlisse, die mit einem bestimmten Beratungsspekt-
rum korrespondieren. Gleichfalls wurden Beratungen im Kontext von Agita-
tions-/Propagandadelikten (16%) und bei problematischen/rechtsextremen
individuellen politischen Einstellungen (7%) bzw. jugendkulturellen Szenen
(7%) hiufiger erforderlich. Auch in den Interviews mit den Beratungsneh-
menden wurden gleichartige Fallkonstellationen und Leistungspakete be-
schrieben.

47 Laut Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vom 7. Februar 2018 (4988-4996) sollen Asyl-
verfahren schnell, umfassend und rechtssicher bearbeitet werden, und zwar in zentralen Ein-
richtungen. Die Zusténdigkeit und Tragerschaft werde noch zwischen Bund und Landern ver-
einbart. Der Koalitionsvertrag schreibt die Abkirzung noch als AnKER und schlusselt sie als
Ankunft, kommunale Verteilung, Entscheidung bzw. Rickfiihrung auf.

48 Die Auspragung ,Beratung” wurde erst ab dem Jahr 2017 mit der Abfrage nach den erbrachten
Leistungen erhoben.

49 Bei der Abfrage der Beratungsanlasse wurde die Kategorie ,Unterbringung von Flichtlingen
und Asylsuchenden® gestrichen. Neu aufgenommen wurde dafir die Kategorie ,Demokrati-
sches Zusammenleben®.
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Zu erginzen ist an dieser Stelle, dass sich die auf Grundlage der Datenbank
idealtypisch gebildeten Fallkonstellationen in der Realitit nicht immer scharf
voneinander abgrenzen lassen, sondern ineinander iibergehen und neben ei-
nem zentralen Gegenstand bzw. auslésenden Vorkommnis weitere Probleme
bestehen, die bearbeitet werden (miissen). Insbesondere bei den uns geschil-
derten sehr langfristigen Unterstiitzungsprozessen zeigte sich dies. So fuhrte
beispielsweise eine Anfrage bezliglich einer rechtsextremen Person zu einer
Hinterfragung der politischen Positionierung des gesamten Schulverbundes.
Eine Beratungsanfrage zur Begleitung der Griindung einer Initiative von Eh-
renamtlichen geht in einen langfristigen Prozess der Unterstiitzung in der
Auseinandersetzung mit kommunalen Akteurinnen und Akteuren tber.

4.2.2.1 Einschatzung der Wirksamkeit der Beratungsarbeit durch die
Programmakteurinnen und -akteure

Aus Sicht der Beraterinnen und Berater liegt die hauptsichliche Wirksam-
keit®® ihres Tuns darin, dass sie den Beratungsnehmenden handlungsrelevan-
tes Wissen vermitteln und deren Fihigkeiten zum gemeinschaftlichen Han-
deln erhéhen. Gleichfalls groBe Wirksamkeit wird der eigenen Handlungs-
praxis im Hinblick auf eine Stirkung sozialer Kompetenzen sowie des Selbst-
bewusstseins bzw. der Selbstbehauptung der Beratenen zugeschrieben. Dar-
tber hinaus gilt die Sensibilisierung von Personen fiir die Lage benachteiligter
Gruppen als ein Ergebnis ihres Handelns als Mobile Beraterin und Berater.
Geringe Wirksamkeit konstatieren die Beratenden hingegen dann, wenn es
darum geht, bei der Lebensfuhrung (n=12) und/oder der persénlichen Prob-
lembewiltigung (n=20) zu unterstiitzen. Es handelt sich dabei um Zielstel-
lungen, die bekanntermallen eher in der individuellen, personenbezogenen
Beratung bedeutsam sind.

4.2.2.2 Die Perspektive der Beratungsnehmenden

Im Bereich der Mobilen Beratung wurden zwei Bundeslinder, jeweils ein Fla-
chenland in Ost und West, mit mehreren Beratungseinrichtungen bzw. -an-
geboten fir die Erhebungen bei Beratungsnehmenden ausgewihlt. Insgesamt
wurden zwischen Januar 2018 und Februar 2019 acht Interviews mit Bera-
tungsnehmenden in beiden Bundeslindern gefihrt. AuBlerdem wurden die
Gespriche mit den Beraterinnen und Beratern®' zur Darstellung der Bera-
tungsstrukturen in den beiden Bundeslindern genutzt.

Charakteristik der Beratungsinfrastruktur in den einbezogenen Bun-
deslindern

In einem der beiden Bundeslinder sind in der Mobilen Beratung unterschied-
liche Beratungsanbieter aktiv. Zwei davon arbeiten im Feld der Mobilen Be-
ratung mit jeweils unterschiedliche Beratungskonzepten, die sich allerdings

50 Schriftliche Befragung der Beratungsstellen der Mobilen Beratung im Jahr 2018 (n=57 Bera-
tungsstellen).
51 2019 Lerche2_2019, alle anderen 2018.
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beide am Konzept der systemischen Beratung orientieren. Bei einem der bei-
den Triger der Mobilen Beratung handelt es sich um eine im Bundesland und
Handlungsfeld fest etablierte Institution, die bereits seit knapp zwei Jahr-
zehnten im Feld titig ist. Der zweite Beratungsanbieter im Handlungsfeld
wurde 2014 gegriindet und 2015 neu in die Programmférderung von ,,De-
mokratie leben!*
erfolgt bei dem idlteren Triger Gber fest angestellte Beraterinnen und Berater
in Regionalstellen, wihrend beim jingeren Honorarkrifte eingesetzt werden,
die vom Beratungstriger zentral gesteuert werden. Ein weiteres Unterschei-

tber das Bundesland aufgenommen. Die Mobile Beratung

dungsmerkmal zwischen beiden Angeboten ist der Stellenwert des Prinzips
der Allparteilichkeit bzw. Neutralitit in der Beratung. Hier legt die etablierte
— anders als die jungere — Organisation das Prinzip der Neutralitit als einen
Leitgedanken systemischer Beratung stirker als ,,reflexive®, das heil3t fur die
»oache® eher ,parteiliche® Neutralitit, aus (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 82).
Entsprechend versteht der Triger Beratung auch stirker als politisches Han-
deln. Ein weiterer dritter Triger ist seit 2015 im Bundesland mit der Durch-
fihrung von Beratung im System Schule beauftragt. Diese Einrichtung ist
seit iber einem Jahrzehnt im Handlungsfeld der politischen Bildung und De-
mokratieerziechung im Bundesland tatig.

Eine Koordination der drei Beratungstriger mit ihren Angeboten erfolgt
dem Grunde nach uiber das Landes-Demokratiezentrum. Dartuber hinaus fin-
det auf der Arbeitsebene anlassbezogen eine Abstimmung zu einzelnen Be-
ratungsfillen statt, soweit mehrere der Triger an deren Bearbeitung beteiligt
sind. Im Ubrigen arbeiten die beiden bereits seit iiber einem Jahrzehnt etab-
lierten Trager der Schulberatung und der Mobilen Beratung auch in anderen
Kontexten der Extremismusbearbeitung und Demokratiestirkung eng zu-
sammen. Im Kontext der in diesem Abschnitt vorgestellten Beratungsneh-
mendenperspektive hat die wB ausschlieSllich auf Fille zurtickgegriffen, die
vom etablierten Trager der Mobilen Beratung bearbeitet wurden.

In dem anderen Bundesland waren die finf Beratungseinrichtungen bei un-
terschiedlichen Trigern angesiedelt. Diese waren bereits vor Ubernahme der
Mobilen Beratung in der Mehrheit auch im Themenfeld Rechtsextremismus
aktiv und deshalb durch die Landeskoordinierung fiir die Ubernahme des
Beratungsangebotes ausgewiahlt worden. Einerseits sind die Beratungsein-
richtungen damit lokal verankert und in ihren Regionen gut vernetzt, ande-
rerseits findet ein regelmiBiger Austausch zwischen allen funf Beratungsstel-
len statt (Interview Viktor_Gesamt_2017), der zudem durch eine Koordina-
torin/einen Koordinator thematisch gestaltet wird. Die Triger der Bera-
tungsstellen sind in der (politisch-historischen) Bildungsarbeit und der Ju-
gendarbeit zu verorten bzw. handelt es sich in einem Fall um eine zivilgesell-
schaftliche Initiative, die ausschlieSlich Mobile Beratung anbietet. Zudem
sind die Triger in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen verortet:
Kirche, Gewerkschaft, Gedenkstitten, Kommune. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter arbeiten in festen Stellen und in allen Einrichtungen wird das ge-
samte Angebot der Mobilen Beratung vorgehalten. Dartiber hinaus kann jede
Einrichtung spezifisches Fachwissen zu einem speziellen Themenschwer-
punkt einbringen. Durch die Beraterinnen und Berater wird die Trigervielfalt
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der Mobilen Beratung als vorteilhaft betrachtet, weil damit Zuginge zu ver-
schiedenen Zielgruppen erleichtert werden, eine vertiefte Expertise zu be-
stimmten Problemlagen vorliegt und die Arbeit aus unterschiedlichen Per-
spektiven reflektiert werden kann. Im Gruppengesprich wurde darauf hinge-
wiesen, dass sich die Beraterinnen und Berater aufgrund der Einbindung in
die jeweiligen Trigerstrukturen besondere Kenntnisse aneignen oder bei Be-
darf auf die dort vorhandenen Kompetenzen, Personen und Kontakte zu-
greifen konnen. Uber die Zusammenarbeit aller Beraterinnen und Berater im
landesweiten Netzwerk kann somit in bestimmten Situationen der spezifische
Wissens- und Erfahrungsschatz, der bei den jeweils anderen Beratungstri-
gern vorliegt, abgerufen werden und in die Bearbeitung des eigenen Falles
einflie3en.

Auf einer seit 2017 bestehenden gemeinsamen Homepage der fiinf Bera-
tungsstellen wird auf die regionale Verortung der Einrichtungen hingewiesen,
um fir die Unterstitzungssuchenden transparent zu machen, an wen sie sich
bei Bedarf wenden kénnen. Dartiber hinaus dient diese regionale Verortung
der schnellen und flexiblen Erreichbarkeit der Beratungsnehmenden, da es
sich bei der Mobilen Beratung im Wesentlichen um aufsuchende Arbeit han-
delt. Hinzu kommt, dass sich diese regionale Ausrichtung mit dem Wissen
Uber regionale Strukturen der rechtsextremen Szene/n, tiber Strategien deren
lokaler Akteurinnen und Akteure sowie Uber die im Gebiet recherchierten
rechtsextremen Vorkommnisse verbindet. Im Gruppengesprich mit den
Vertreterinnen und Vertretern der funf Beratungseinrichtungen wurde her-
ausgestellt, dass dieses Wissen von zentraler Bedeutung fiir die Einordnung
von Vorfillen und das angemessene Herangehen an die Bearbeitung der Be-
ratungsfille ist.

,»|FJir unsere Arbeit ist ja genau das zentral, dass wir regional auch, dass wir uns
dort auskennen, wo wir arbeiten, sozusagen einen Uberblick haben. (...) und
dass tatsichlich so dieses Wissen und diese Verankerung im regionalen Raum die
zentrale Rolle spielt.” (Viktor_Gesamt_2017).

Gleichzeitig impliziert diese regionale Verortung und der damit verbundene
regionale Zugang die Kenntnis Gber lokal vorhandene Unterstiitzungsnetz-
werke bzw. Unterstitzerinnen und Unterstiitzer, an welche Beratungsneh-
mende ggf. verwiesen werden koénnen, weil ,,Vernetzung ein wichtiger
Schwerpunkt ist in unserer Arbeit, dass wir die Akteurinnen und Akteure zu-
sammenbringen. Und das macht diesen regionalen Aspekt immer sehr wich-
tig.” (Viktor_Gesamt_2017).

Alle funf Triger sind — wie der schon linger etablierte Triger des anderen
Bundeslandes — Mitglieder im Bundesverband der MB und auch fur diese gilt
das Prinzip der Neutralitit als ein Leitgedanke systemischer Beratung stirker
als ,,reflexive®, d.h. fur die ,,Sache* eher ,,parteiliche” Neutralitit. Beratung
wird vor diesem Hintergrund stirker als politisches Handeln verstanden.

Zuginge der Beratungsnehmenden zum Beratungsangebot

Da diese Frage nicht durch die Datenbank der Mobilen Beratung erfasst wird,
erhielten wir hier nun erstmals einige Hinweise darauf, wie die Beratungsneh-
menden auf das Beratungsangebot aufmerksam geworden sind. Aus den uns
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vorliegenden Interviews ldsst sich schlussfolgern, dass der Zugang zum Be-
ratungsangebot auf sehr unterschiedliche Weise erfolgte:

e Uber das Internet, wobei die Mobile Beratung je nach Schlagworteingabe
direkt oder ,,auf Umwegen® gefunden wurde, beispielsweise tiber andere
Schlagworte oder Materialsuche,

e uber Kolleginnen und Kollegen, denen das Angebot bekannt war oder die
bereits selbst eine Beratung in Anspruch genommen hatten,

e uber Weiterbildungsveranstaltungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der MB,

e {ber andere Aktivititen der Beraterinnen und Berater vor Ort, z.B. Ver-
anstaltungsmoderation,

e iber personliche Kontakte,

e uber die Kontaktherstellung durch eine tibergeordnete Behorde.

Insgesamt verlief die Suche nach dem Angebot aus Sicht der Befragten un-
kompliziert und viele Beratungssuchende stielen relativ schnell auf die Mo-
bile Beratung. ,,Und die Mobile Beratung ist uns sowieso bekannt, in so einer
kleinen Stadt wie [Name Stadt]. Ahm, die sind hier sehr, sehr populir, alle
kennen gefithlt die Mobile Beratung gegen Rechts.” (Monchsgrasmiicke _
2018).

Lediglich durch eine Beratungsnehmende haben wir den Hinweis erhalten,
dass die Mobile Beratung in der breiten Offentlichkeit noch nicht bekannt
genug und — zumindest im Jahr 2015 — dartiber hinaus sehr schwer im Netz
zu finden war, sodass eine verbesserte Auffindbarkeit im Netz als dringlich
erachtet wurde. ,,Aber auch, dass es das als Netzwerk gibt in [Bundesland].
Ich habe wirklich tagelang recherchiert und bin da nicht drauf gestoflen.”
(Meise_2018)

Um den Zugang zu erleichtern, erfolgte im Jahr 2017 zum einen eine
Uberarbeitung der Homepage der fiinf Beratungsstellen und es wurde zudem
eine gemeinsame Homepage eingerichtet, sodass Beratungssuchende nun-
mehr das komplette Angebot einsehen (Triger und Netzwerk) und auf dieser
Grundlage die zutreffende Beratungsstelle ansprechen konnten. Damit
wurde auch der Zugang zum Angebot verbessert.

Bei den von uns besprochenen Fillen wurde keine aktive Form der An-
sprache gewihlt, das hei3t, den Betroffenen wurde seitens der Mobilen Be-
ratung kein Angebot zur Unterstitzung unterbreitet, sondern diese hatten in
allen Fillen selbst den Kontakt zur Mobilen Beratung recherchiert und auf-
genommen. Trotz dieser Aussagen der von uns Befragten ist es in der Mobi-
len Beratung des Bundeslandes durchaus iiblich, aufgrund der Erkenntnisse
aus dem Monitoring zu rechtsextremistischen Vorfillen, den Weg der direk-
ten Ansprache zu wihlen, vor allem dann, wenn sich herausstellt, dass vor
Ort niemand das Vorkommnis bearbeitet.

4.2.2.3 Beratungssetting
Als ein zentrales Kennzeichen der Mobilen Beratung kann die aufsuchende

Beratungsarbeit genannt werden, die eine hohe Flexibilitit von den Berate-
rinnen und Beratern fordert (Becker/Schmitt 2019; Klare/Becker 2019,
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S. 21-38; Bundesverband Mobile Beratung e.V. 2018). In den im Folgenden
betrachteten sechs Beratungsfillen haben sich die Beratungsnehmenden auf-
grund der damit fiir sie verbundenen Vorteile fir die aufsuchende Beratung52
entschieden. Hervorgehoben wurde, dass sich damit lange Anfahrtswege ver-
meiden lieSen, sodass alle Betroffenen bzw. auch ein dartber hinaus gehen-
der Personenkreis eine Teilnahme erméglichen konnten. Zudem lieBen sich
diese Beratungstermine dadurch gut in den Arbeitsablauf bzw. den Alltag
einbetten. Ein weiterer Vorteil war, dass die Beratungsnehmenden einen aus
ihrer Sicht geeigneten bzw. geschiitzten Raum/Ort vorschlagen konnten.
Insbesondere dieser Aspekt der aufsuchenden Arbeit der MB wurde von al-
len befragten Beratungsnehmenden sehr wertgeschitzt.

»Ja, die sind hierhergekommen, ja. Das war natirlich auch schr entlastend fiir
uns, dass da eine grof3e Flexibilitit war.” (Gimpel_2018).

,»Also, weil wir auch relativ zentral hier sind und alle Beteiligten dann kurze Wege
hatten, deswegen haben wir uns dafiir entschieden. (...) Und das ist natiitlich
auch ein geschiitzter Rahmen fir uns gewesen. Wir hitten jetzt, also mit Gast-
stitten hitte ich personlich ein Problem gehabt, weil das eben ein 6ffentlicher
Raum ist. So ein heikles Thema zu besprechen, das hitte ich schwierig gefun-
den.” (Meise_2018).

In alle Beratungen waren mindestens zwei Kolleginnen und Kollegen der
Mobilen Beratung regelmi@ig eingebunden. Vereinzelt wurden weitere Bera-
terinnen und Berater hinzugezogen, wenn dies fachlich erforderlich war. Sie
wurden durchgingig als hoch professionell und die Beratung als angemessen
beschrieben. Lediglich in einem Fall gab es mit einer extern beauftragten Kol-
legin, die eine Fortbildung tibernehmen sollte, Probleme, weil diese auf mehr-
fache Ansprachen/Nachfragen nicht reagierte.

Fallbeschreibung

Bevor zusammenfassend auf die erbrachten Leistungen durch die Beraterin-
nen und Berater, deren Nutzen fiir die Beratungsnehmenden sowie forderli-
che und hinderliche Rahmenbedingungen eingegangen wird, werden zu-
nachst die sechs Beratungsfille, die uns in den Interviews geschildert wurden,
kurz skizziert. Es soll vermittelt werden, was Gegenstand der Beratung war
und wer sich am Prozess (nicht) beteiligt hat. AuBlerdem sollen dessen Dauer
bzw. Intensitit, Verlauf, Breite, Gemeinsamkeiten und Unterschiedlichkeit
der Beratungsfille betrachtet werden. Dabei werden typische Beratungsan-
lasse und Formen identifiziert.

Vorangestellt sei, dass sich die in den Interviews dargestellten Vorkomm-
nisse von ihrer Charakteristik her den oben aufgezihlten ,typischen®, das
heiBt hiufigen Fallkonstellationen zuordnen lassen: Auch hier geht es um
Unterstitzungsanfragen in den Lebensbereichen ,,sozialer Nahraum®, ,,zivil-

52 Aufsuchende Beratung bedeutet, dass die Leistungen durch die Beraterinnen und Berater am
Ort der Beratungsnehmenden erbracht wird.
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gesellschaftliches und ehrenamtliches Engagement™ sowie ,,Allgemeinbil-
dende Schule und Berufsschule®. Die Nachfragenden sind ebenfalls zivilge-
sellschaftliche Initiativen, Einzelpersonen und padagogische Fachkrifte.

Bei zwei der sechs Beratungen handelte es sich um sehr komplexe Sachver-
halte und langwierige Prozesse (seit 2011 bzw. seit 2015), wobei sich dies erst
im Verlauf der Beratung herausstellte. Zu Beginn wurde die Situation durch
die Beratungsnehmenden erst einmal als einfach zu bearbeiten bzw. schnell
zu kliren eingeschitzt. Im bereits begonnenen Prozess ergaben sich weitere
Beratungsbedarfe bzw. wurden andere Zielstellungen formuliert. So wurde in
beiden Fillen zunichst von einer stirkeren Unterstiitzung vor Ort ausgegan-
gen, was sich jedoch als nichtzutreffend herausstellte, da das Handeln der
Beratungsnehmenden im Gegenteil auf Kritik und Ablehnung stie3. In bei-
den Fillen waren die Beraterinnen und Berater mehr oder weniger in stindi-
gem Kontakt mit den Beratungsnehmenden, sei es per Telefon, E-Mail oder
auch bei personlichen Treffen. Zwei Fille erstreckten sich iber etwa 1,5
Jahre, wobei nur einer dieser Fille zum Befragungszeitpunkt (Frithjahr 2018)
abgeschlossen war. Bei dem anderen Beratungsfall war dagegen noch nicht
absehbar, wann dessen Ende erreicht sein wirde. In den beiden Fillen wut-
den in dieser Zeit funf bis sechs Beratungen in Anspruch genommen. Zwei
Beratungen wurden in einem Zeitraum von etwa sechs Monaten mit zwei
bzw. drei Beratungsterminen durchgefiuhrt. Allerdings ereigneten sich in bei-
den beratenen Einrichtungen weitere, ahnliche Vorkommnisse, in die die Be-
raterinnen und Berater gleichfalls involviert wurden.

»lch hatte, abgesehen von dieser Klasse, hatte ich noch in einer anderen Klasse
Schwierigkeiten mit radikalem Verhalten, wo wir ndmlich ein umgedrehtes, also
nicht ein Hakenkreuz, sondern die das spiegelverkehrt irgendwo drauf gemalt
hatten und noch sonstige AuBerungen hatten. Und da habe ich dann den Herrn
[Name] angerufen. Wir haben das Ergebnis der Beratung besprochen. Und
gleichzeitig hatte er mir dann Hinweise [zu diesem Fall] gegeben. (Krihe_2018).

a) Beratung von Institutionen: Gimpel und Krihe

In zwei Bildungseinrichtungen (Berufsschulen) wurden die Beraterinnen und
Berater wegen geaullerter rechter Einstellungen bzw. (straffilligen) Verhal-
tens von Auszubildenden angefragt.

,Der Anlass war also meine Klasse, wo halt des Ofteren schon so, ja, immer als
Witz irgendwie so Sachen gefallen sind. Und nachher auch so ein bisschen aus
Provokation, (...). Es waren schon sehr deutliche, stark rechtsgerichtete Auf3e-
rungen. (...), wie gesagt, man konnte das immer so schwierig unterscheiden:
,9ind das jetzt Witze? Meinen Sie es ernst?‘ und so. Deswegen wollten wir das
Ganze mal systematischer angehen.” (Krihe_2018).

Mindestens alle in den beiden Berufsschulen mit den Betreffenden arbeiten-
den Fachkrifte (Lehrkrifte, Sozialarbeiter) sowie das Direktorium waren an
einer Beratung interessiert und in die Bearbeitung eingebunden. Es herrschte
bei jeweils allen Beteiligten in beiden Berufsschulen eine groBe Ubereinstim-
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mung dariiber, dass man reagieren muss und es gab erste eigene Ubetlegun-
gen dazu, wie man reagieren konnte. Allerdings bestanden grofle Unsicher-
heiten im Hinblick auf deren Tauglichkeit bzw. es herrschte keine Einstim-
migkeit iber die Umsetzbarkeit dieser Uberlegungen. Insbesondere wurde
die Frage nach der Strafbarkeit derartiger Handlungen in den Teams unter-
schiedlich bewertet bzw. war das konzipierte Vorgehen mit Unsicherheiten
behaftet. Deshalb wurde entschieden, Fachexpertinnen und -experten zu ei-
ner Klirung und (rechtlichen) Absicherung des Handelns hinzuzuziehen.

In beiden Fillen erfolgte die Kontaktaufnahme per Telefon und das Tele-

fonat wurde auch zur Auftragsklirung genutzt. Im nichsten Schritt folgte
eine Eingangsberatung fiir einen kleineren Kreis an Kolleginnen und Kolle-
gen, in welchem die Zielstellung der Beratungsnehmenden festgehalten und
die dafiir notwendigen Unterstiitzungsleistungen besprochen wurden.
In beiden Anfragen aus dem Berufsschulkontext iibernahmen die Kollegin-
nen und Kollegen der MB im Rahmen einer Schulung einen Input zur lokalen
Situation der rechtsextremen Szene, zu allgemeinen Codes und aktuellen
Trends. Hier ging es also zunichst einmal darum, sich tber die Bedeutung
und den Kontext von Handlungen einzelner Schillerinnen und Schiiler klar
zu werden, sich also zunichst einmal umfassend daruber zu informieren, was
im Kern eine Abkliarung der Frage nach der Strafbarkeit derselben einschloss
und ,,um die Auslegung der Paragrafen auch da mal ein bisschen zu bespre-
chen® (Krihe_2018). Eng damit im Zusammenhang stand immer die Frage
nach den eigenen Handlungsméglichkeiten inklusive der Notwendigkeit einer
Hinzuziehung weiterer Akteure wie der Polizei bei strafrechtlich relevanten
Sachverhalten. Im zweiten Teil der Fortbildung wurde allen betroffenen Kol-
leginnen und Kollegen Raum gegeben fiir praktische Ubungen und zur ge-
meinsamen Strategicentwicklung. In diesem Teil ging es somit um ein ange-
messenes (padagogisches) Handeln bzw. eine angemessene Erwiderung und
darum, sich nicht angreifbar zu machen. In darauf zugeschnittenen Weiter-
bildungen wurden (mindestens) mit allen in den Einzelfall involvierten Lehrt-
kriften Handlungsalternativen entwickelt und erprobt.

Das waren die beiden zentralen Leistungen, die von der Mobilen Beratung
in diesen Fillen erbracht wurden. Auf Wunsch der Schulen wurde eine Wie-
derholung der Fortbildungsveranstaltung mit weiteren Kolleginnen und Kol-
legen zu einem spiteren Zeitpunkt vereinbart. Dartiber hinaus wurde zum
Abschluss der Beratung (weiterfihrendes) Material zur Thematik zur Verfi-
gung gestellt, u.a. auch weitere Kontaktadressen.

Beide Unterstiitzungen wurden aus Sicht der Beratungsnehmenden erfolg-
reich abgeschlossen und am Ende war Handlungssicherheit in Bezug auf die
Situation in der Schule hergestellt, es lagen Handlungskonzepte und weiter-
fihrende Materialien vor. Zugleich gab es bei der Bearbeitung weitere Inte-
ressen zu beriicksichtigen. Neben der Zielstellung eines angemessenen Um-
gangs mit den ,rechtslastigen® Jugendlichen seitens der Lehrkrifte waren
auch die Bedurfnisse der Mitschilerinnen und Mitschitler in den Klassen und
die der Schulleitungen bzw. Schulgremien mitzudenken. Die Mitschiilerinnen
und Mitschiiler fiihlten sich hiufig in ihrem Lernalltag durch die AuBerungen

75



der Jugendlichen gest6rt oder auch bedroht und erhofften sich durch die In-
tervention eine Verbesserung ihrer Lernsituation. Den Schulleitungen ging es
darum, durch das Eingreifen Schaden von den Bildungseinrichtungen abzu-
wenden, das heil3t dafir zu sorgen, dass der gute Ruf der Schule durch das
Verhalten der Jugendlichen nicht beschidigt wurde. Bereits durch die Hinzu-
ziehung von Externen wurde ein Imageschaden befurchtet, was jedoch durch
das zurtickhaltende Vorgehen der MB schnell entkriftet werden konnte.

b) Beratung von Einzelpersonen: Dohle und Meise

Auch zwei weitere Fille waren im Bildungsbereich verortet. Die Unterstiit-
zungsanfragen bezogen sich erneut auf das rechtsextreme Verhalten einer
Einzelperson bzw. einer Gruppe. Allerdings wurden — anders als in den unter
a) beschriebenen Fillen — in beiden Fillen (private) Einzelpersonen bzw. Per-
sonengruppen beraten, ohne einen breiteren Kreis an betroffenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern bzw. verantwortliche Leitungspersonen aus den
institutionellen Kontexten (Strukturen der Einrichtungen/Otrganisationen)
einzubinden.

Bei einem dieser Fille in einer Allgemeinbildenden Privatschule wurde
eine Lehrkraft mit rechten Einstellungen auffillig. Hier gab es zunichst ein-
zelne Eltern, die durch einen Artikel in den Medien tiber diese Lehrkraft ver-
unsichert waren und — unter Einbeziehung externer Expertise — eine Klirung
herbeifthren wollten, wodurch an der Schule ,,ein unglaublicher Kampf um
die Wahrheit® (Meise_2018) begann. Zu Beginn des Beratungsprozesses ging
es somit erst einmal um die Schaffung einer verldsslichen Informationsgrund-
lage.

,,Also mir war klar, dass ich als Laie das nicht, ich kann nicht entscheiden, ist der
Herr tragbar fiir eine Schule, ist der Herr, ist der, in welchen Kreisen ist der? Mir
sagte das alles auch gar nichts. Ich konnte das [Name einer volkischen Vereini-
gung], das musste ich googeln, was das ist. Dann war er in so verschiedenen
Militaria-Verbinden, das war hochst verwirrend, weil sich die auch dann wieder
mehrfach gespalten hatten. Und dann gab es rechtsextreme Abspaltungen und
nicht rechtsextreme Abspaltungen. Und in welcher war er jetzt? Und wie sind
die einzusortieren? Wie sind auch seine Texte einzusortieren? (Meise_2018).

Sowohl das Direktorium als auch der tberwiegende Teil der Lehrkrifte und
Eltern standen einer Aufklirung und den hieraus erforderlichen Konsequen-
zen von Anfang an skeptisch bzw. ablehnend gegentber.

Weil sich die Schulleitung gegen eine Aufklirung und Aufarbeitung ent-
schied und zum Anfangsproblem weitere Unklarheiten hinzukamen, wurde
aus einem anfangs cher iberschaubar erscheinenden Beratungsfall ein sehr
komplexer und komplizierter Fall. Mittlerweile wollten die Beratungsneh-
menden nun nicht mehr bei einer Bearbeitung des Einzelfalls stehen bleiben,
sondern an den (von ihnen vermuteten) strukturellen Problemlagen ansetzen.
So wurden auch die schulischen Strukturen hinterfragt, in denen es méglich
war, dass eine Lehrkraft mit nachweislich rechtsextremen Einstellungen jahr-
zehntelang Heranwachsende unterrichten konnte.
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»Durch die Mobile Beratung hatte man dann den Bewelis, dass er sich also auch
in so wirklich militant Hardcore neonazistischen Vereinigungen rumgetrieben
hat.>® Und zwar seine Frau auch mehrfach. Und mit all seinen Kindern, die alle
auch an der [gleichen Schule] (...) Also, dariiber sprechen wir! Es stellt fiir den
Bund der [Name Schule| kein Problem dar. Es stellt fiir niemanden [der Lehre-
rinnen und Lehrer und Eltern| ein Problem dar, auller fiir mich, gefihlt. Und
noch fiir ein paar andere.” (Meise_2018).

Auch aufgrund der Enthullungen im Nachgang der Recherchen wurde aus
dem anfinglichen Wunsch nach Information tGber eine Lehrkraft die Forde-
rung nach einer kritischen Aufarbeitung und klaren Positionierung der Schul-
leitung zu diesem ,,Fall* und der detaillierten Rekonstruktion bzw. einer Ein-
bettung des Falls in das Gesamtsystem Schule. Es ging nicht mehr nur darum,
,»dass meine Kinder nicht von einem Nazi unterrichtet werden* (Meise_2018)
sollen. Vielmehr wurde in diesem Fall ein gesellschaftliches Problem gesehen,
welches als solches vom Grofteil im sozialen Umfeld nicht anerkannt wurde.
Zum Befragungszeitpunkt stand eine Positionierung der Schulleitung immer
noch aus.

Fir die Beratungsnehmenden stellte sich sogar die Frage, ob nicht der un-
mittelbare schulische Kontext fir eine Bearbeitung zu eng sei, zeigte sich
doch am Verhalten der Lehrer- und Elternschaft bereits eine Normalisierung
und Bagatellisierung von menschenverachtenden Positionen in der Gesamt-
gesellschaft. ,,Und jetzt ist die AfD im Bundestag und so. Also ich, ich sehe
keinen Grund, also im Gegenteil, wir miissten alle noch viel mehr machen
[gegen Rechtsextremismus].* (Meise_2018).

Ahnlich verhielt es sich im vierten geschilderten Fall (Dohle), in welchem es
in einer Universitit zu einem rechtsextremen Aufmarsch auf dem Gelinde
und in dessen Nachgang zu Bedrohungen von Lehrkriften und Studentinnen
sowie Studenten gekommen war. Es wird unter anderem davon berichtet,
dass ,,vor dem Horsaal 30 Neonazis standen, die da rein wollten®
(Dohle_2018), um an einer Podiumsdiskussion im Rahmen der Landtagswahl
teilzunehmen.

»und [ein Kollege] hat, weil3 ich nicht, hundert Zettel ausgedruckt, (...) und
dann auch tatsdchlich sich noch mal ganz offensiv daflir ausgesprochen, dass
Nazis an der Hochschule eben eigentlich keinen Platz haben, weil das eben nicht
in die Ziele, Ideen und Werte von Hochschule passt, was da vertreten wird. Ge-
nau, und [er] ist aber damit auch tatsdchlich ebenso ein bisschen ins Visier der
[Name Stadt] Neonazis geraten. (...) Ist also nachher auf deren Presseorgan-
Homepage explizit mit Name und Arbeitsstelle als ein Beispiel fiir die besonders
linke Hochschulkultur aufgefiihrt worden, als undemokratisch prisentiert wor-
den und, genau, und da eben sozusagen an eine Art Pranger gestellt worden.
(...), sodass ich mich auch sozusagen genétigt fithlte, in irgendeiner Weise da
jetzt von Institutsseite aktiv zu werden, weil der Schutz der Mitarbeiter hat na-
tirlich auch was dann mit der Leitungsaufgabe zu tun. (...) Aber fir uns hat sich

53 Es wurde ebenfalls belegt, dass der Lehrer als Person wegen seiner verfassungsfeindlichen
Einstellung vom Verfassungsschutz beobachtet wurde.
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schon die Frage gestellt: ,Wie kann man sinnvoll Solidaritit zeigen? Wie kann
man sich sinnvoll positionieren? und: ,Wie kann man damit umgehenr“
(Dohle_2018).

Bereits von Anfang an war zu beftrchten, dass es nicht bei diesem Einzelfall
auf dem Hochschulgelinde bleiben wiirde: ,,Passiert da im Zweifel in Zu-
kunft auch noch mal mehr? bzw. ,;sind wir damit jetzt hdufiger konfron-
tiert?” Ganz real wurden diese Beftirchtungen fir die Studierenden, weil sie
»auf dem Weg zur S-Bahn begleitet wurden mit den Worten irgendwie: ,Wir
wissen, wie Du aussiehst® und: ,Wir begegnen uns demnichst wieder. (alle
Zitate: Dohle_2018).

Daher gingen die Uberlegungen der Betroffenen zunichst in Richtung ei-
ner Handlungsstrategie fiir die gesamte Hochschule, die sich zum einen Si-
cherheitsfragen fir Studierende und Lehrende widmen, zum anderen Schritte
eines angemessenen Vorgehens der Hochschule gegen Rechtsextremismus
beinhalten sollte.

Als erste Aktion wurde, in der Annahme im Sinne der Hochschulleitung
zu handeln, eine Stellungnahme gegen Rechtsextremismus erstellt, die am
Info-Brett veroffentlicht wurde und als E-Mail-Signatur verwendet werden
konnte. Allerdings distanzierten sich sowohl die Universititsleitung als auch
ein Grof3teil der Professorinnen und Professoren von diesem Vorgehen und
bewerteten es eher kritisch. ,,Und das Ganze ist schiefgegangen. Also weder
die Fakultit, noch die Universitit haben in irgendeiner Weise sich dazu
durchringen konnen, diesen Prozess in irgendeiner Weise zu begleiten.*
(Dohle_2018). Erst in dieser Situation des Allein-Gelassen-Werdens durch
die Verantwortlichen der Hochschule begann die Suche nach einer externen
Unterstitzung und die Mobile Beratung wurde angefragt.

,» Wir wollten eigentlich versuchen, uns Strategien zu Uberlegen, wie wir gemein-
sam mit den Studierenden hier, die eigentlich aus unserem Selbstverstindnis ge-
winschte demokratische Kultur des Dialoges, der Kommunikation so aufrecht-
erhalten kénnen. Und da haben wir gesagt: ,Da fehlen uns jetzt Ideen, also al-
leine: ,Was darf man? Was darf man nicht?‘. Jetzt war die Sache: ,Was gibt es
tberhaupt schon an Aktivititen hier in der Hochschule?*. Und dann sind wir auf
die Idee gekommen: ,Da fragen wir doch mal Leute, die sich linger damit be-
schiftigt haben als wir.“* (Dohle_2018).

Um die Hochschulleitung doch noch umzustimmen und in den Prozess ein-
zubinden, wurden umfangreiche Recherchen zur Bedrohungslage durch die
rechtsextreme Gruppierung seitens der Mobilen Beratung und der Beratungs-
nehmenden durchgefihrt. Aus dem erstellten Dokument ging — wie bereits
befiirchtet worden war — hervor, dass diese das Universititsgelinde zu einem
Handlungsschwerpunkt fir ihre Aktionen erklirt hatte. ,,Also, das war jetzt
nicht eine einmalige Geschichte. Und die haben das selber ja verlautbaren
lassen, als ihre Strategie fir 2017, den Campus noch mal anders belagern zu
wollen, als sie das bisher getan haben.” (Dohle_2018).

Die Position der Hochschulleitung dnderte sich dadurch allerdings nicht.
Es wurde im Gegenteil eine ,, komplette Verweigerung gegeniiber dem Thema
und der Notwendigkeit, etwas zu unternehmen® (Dohle_2018), um Personen
zu schiitzen und Handlungsfihigkeit zu erlangen, festgestellt. Bestehende
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Unsicherheiten und das Bedrohungsgefithl unter Studierenden und Lehren-
den wurden nicht ernst genommen. Damit war sowohl fiir die Beratungsneh-
menden als auch fur die Beraterinnen und Berater eine Situation entstanden,
mit der diese nicht gerechnet hatten. Der Widerstand der Hochschule und
die fehlende Unterstiitzung erforderte eine Anpassung der Strategie, um den-
noch die gewiinschte demokratische Diskussionskultur innerhalb der Fakul-
tit und der gesamten Hochschule aufrechtzuerhalten.

»Also, es ist der krampthafte Versuch wirklich, jede Form von politischer Aus-
sage zu vermeiden. Und so lauten auch die Verlautbarungen der Rektorin. Man
wiirde politisch neutral und abstinent hier agieren, was ich finde, was nicht geht
bei so einem Thema, aber auch bei anderen Themen nicht. Also, aberwitzig, in

einer solchen Landschaft politisch neutral oder nicht prisent zu sein.«24

(Dohle_2018).

Zu dieser eher passiven bis ablehnenden Haltung der Hochschulleitung trug
moglicherweise bei, dass die Problemlage nicht durch eine Mitarbeiterin bzw.
einen Mitarbeiter der Hochschule, sondern durch eine neonazistische
Gruppe von aullen, ausgeldst worden war und damit aus Sicht der Hoch-
schulleitung offenbar ein geringerer Handlungszwang bestand.

In den beiden unter b) vorgestellten Fillen wurde eine bestehende Prob-
lemlage bzw. Belastungssituation durch die Hochschul- bzw. Schulleitung so-
wie andere Akteurinnen bzw. Akteure — Uberraschenderweise — unterschitzt
bzw. ignoriert. Damit dnderten sich die Handlungsoptionen fur die Mobile
Beratung. Das Vorgehen und die Ziele mussten an die neue Situation und die
zur Verfiigung stehenden Ressourcen (Unterstiitzerkreise) angepasst werden.
Auch wenn es zu einer Abschwichung in der Zielformulierung kam, wurde
in beiden Fillen zu keiner Zeit ein Abbruch des Prozesses erwogen.

Zu den zentralen Leistungen, die von der Mobilen Beratung in beiden Fillen
erbracht wurden, gehérte zunichst die Bereitstellung von Informationen. Die
fallbezogene Informationsbeschaffung war aufgrund der Komplexitit der
Sachverhalte mit einem spurbar héheren Aufwand verbunden. Der Bedarf
nach Aufklirung schloss wiederum rechtliche Fragen nach dem Handlungs-
rahmen und den eigenen Handlungsmoglichkeiten in einer solchen Situation
ein.

»und fir mich, also ich war einfach unsicher, was ich Giberhaupt tun darf, also
als Mitglied dieser Hochschule [aber ohne Mandat der Hochschule|: ,Was sind
meine Méglichkeiten, die ich hier haber® (...) also bei mir waren so eine ganze
Reihe von rechtlichen Unsicherheiten, auch was die Durchfithrung von norma-
len Lehrveranstaltungen angeht: ,Habe ich die Moglichkeit, die da rauszuschmei-
Ben, wenn die da auftreten?’, und wenn ja: ,Wer setzt das durch?®, weil, wenn die
sagen: ,Ich gehe nicht’, was mache ich dann?* (Dohle_2018).

Dartiber hinaus wurde kontinuierlich (weiterfihrendes) Material zur jeweili-
gen Thematik zur Verfiigung gestellt, u.a. wurden Zuginge zu lokalen Netz-
werken vermittelt und Kontaktadressen weitergegeben. Da sich die Prozesse

54 Der von Gerhard Schroder angemahnte ,Aufstand der Anstéandigen® aus dem Jahr 2000.
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Gber einen lingeren Zeitraum erstreckten und entsprechend mehr Akteurin-
nen und Akteure eingebunden werden mussten, waren neben einem kontinu-
ierlichen Austausch per E-Mail und Telefon etliche Vor-Ort-Termine not-
wendig, die mitunter auch spontan zustande kamen.

Alternativ zu dem zunichst geplanten Vorgehen, bei dem alle Ebenen in
den Bildungseinrichtungen in den Beratungsprozess eingebunden gewesen
wiren (mit dem Ziel einer Lésung fiir die Gesamtorganisation), wurde nun-
mehr die Strategie verfolgt, durch unterschiedliche Aktionen und die Vernet-
zung mit externen Partnerinnen und Partnern, beispielsweise kommunalen
Initiativen, das Anliegen in die Breite zu tragen, um den Handlungsdruck auf
die Verantwortlichen in den Einrichtungen zu erh6hen. Dabei zeichnete sich
eine doppelte Handlungsunsicherheit bei den Beratungsnehmenden ab, ei-
nerseits in Bezug auf das rechtsextreme Handeln der Person bzw. Gruppe,
andererseits fuhrte das (Nicht-)Verhalten von entscheidenden Akteurinnen
und Akteuren (lokalen Eliten) in den betroffenen Strukturen zur Verunsiche-
rung.

c) Beratung von Netzwerken: Lerche, Ménchsgrasmiicke

Zwei weitere Beratungen zielten auf die Unterstitzung bei der Grindung
bzw. Fortentwicklung von zivilgesellschaftlichen, ehrenamtlich getragenen
Initiativen im (klein-)stidtischen Raum.

Im Fall ,,M6nchsgrasmiicke® wurde angestrebt, durch die Vernetzung von
ehrenamtlich tatigen Flichtlingshelferinnen und -helfern ein breites Bundnis
gegen Abschiebung zu schaffen. Es sollte eine vernehmbare Stimme zu
Flucht, Asyl und (gegen) Abschiebung in die lokale Politik hineingetragen
werden. Zunehmend mehr im Netzwerk organisierte Ehrenamtliche sollten
im lokalen Raum wirken, das Gemeinwesens sensibilisieren und den domi-
nierenden negativen medialen Diskurs in Richtung einer Unterstiitzung von
Gefliichteten und fir die Bleibeperspektive verschieben. Insbesondere an
den Brennpunkten rechtsextremer Aktivititen in Stadtteilen mit Fluchtlings-
unterkiinften sollten Ehrenamtliche vernetzt werden, um Gegenveranstaltun-
gen bzw. -aktionen auf eine breite Basis zu stellen.

Von der Mobilen Beratung erhofften sich die Beratungsnehmenden Un-
terstitzung bei der Schaffung eines Zusammenschlusses der ehrenamtlich
Engagierten in der Arbeit mit Gefliichteten. Bei dem im Juli 2016 begonne-
nen Prozess lag der Schwerpunkt der Beratungs- und Unterstiitzungsleistun-
gen auf der Entwicklung einer Strategie, um (immer mehr) Ehrenamtliche in
einen kontinuietlichen Prozess einzubinden. Durch das Bindnis sollten nicht
nur die Krifte gebiindelt, sondern auch das Engagement verstetigt werden.
Eine Schwierigkeit bestand beispielsweise darin, dass viele der Ehrenamtli-
chen nur einmal zu den Zusammenkiinften kamen oder unregelmifig er-
schienen, was die angestrebte kontinuierliche und verlissliche Zusammenar-
beit im Netzwerk erschwert. ,,Wir haben so einen Kern aus Leuten, die im-
mer kommen, und einige Leute, die immer mal so vorbeischnuppern.*
(Ménchsgrasmitcke_2018).

Problematisiert wurde im Interview zudem, dass das Ehrenamt der Unter-
stiitzerinnen und Unterstiitzer immer wieder wegbricht, wenn Einrichtungen
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fir Gefliichtete geschlossen, (aktiv sich beteiligende) Menschen aus diesen
Einrichtungen verlegt oder eben abgeschoben werden.

Dennoch konnte sich das Bindnis gegen Abschiebung zum Zeitpunkt des
Gesprichs bereits auf eine breite gesellschaftliche Unterstitzung und die
(Gberparteiliche) Anerkennung durch (staatliche) Akteurinnen und Akteure
in der Kommune stiitzen und galt als anerkannter (politischer) Akteur mit
einem hohen Mobilisierungspotenzial. Im weiteren Beratungsprozess ging es
nunmehr auch um eine Unterstiitzung von Prozessen der Selbstvergewisse-
rung, um Transparenz und Eindeutigkeit in der Aulenwirksamkeit herzustel-
len.

»Wir sind jetzt gerade bei der grofen Diskussion: ,Wer sind wir eigentlich als
Zusammenschluss? Fiir wen kénnen wir eigentlich sprechen?® Also, zum Beispiel
Pressemitteilungen: ,Wie unterzeichnen wir das?® Wir haben jetzt auch am Mitt-
woch das nichste Treffen. Und sind jetzt arbeitsfihig geworden. Die Leute Giber-
nehmen Verantwortung in der Gruppe.” (Monchsgrasmiicke_2018).

Diese Fragen stellten sich zu einem Zeitpunkt, als die Initiative zu ,,einem
festen Kreis zusammengewachsen war und ,,langsam Strahlkraft* (Monchs-
grasmuicke_2018) entwickelt hatte, sodass immer mehr Ehrenamtliche hin-
zukamen. Hiufiger wollten sich diese, da in ihren Kontexten meist Einzel-
kimpfer bzw. Einzelkimpferinnen, in den Vernetzungstreffen iber ihre Si-
tuation bzw. bestehenden Schwierigkeiten austauschen. Dieses ,,unheimlich
grofle Mitteilungsbedurfnis® (Ménchsgrasmuicke_2018) fihrt dazu, dass ge-
meinsame Vorhaben bzw. Prozesse der internen Kliarung nachrangig bespro-
chen werden konnten. Hier konnten die Beraterinnen und Berater als Externe
mausufernde® Diskussionen begrenzen, zum eigentlichen Anliegen zurtick-
fihren und dabei die Interessen des Bundnisses und der Ehrenamtlichen
gleichermallen berticksichtigen. Schlussendlich wurden durch die Mobile Be-
ratung auch wertvolle Hinweise zu attraktiven Rahmenbedingungen fiir Ver-
anstaltungen eingebracht, z.B. einen passenden Ort zu wihlen, um ein breites
Spektrum an Menschen anzusprechen: ,,Wir versuchen vor allen Dingen,
auch Orte irgendwie auszuwihlen, die jetzt nicht so politisch so krass besetzt
sind so oder so subkulturell, sondern eher, wo viele Menschen irgendwie
gerne hingehen.” (Monchsgrasmiicke_2018).

Im Fall ,,Lerche” geht es um die Unterstiitzung einer Initiative fur Tole-
ranz und Weltoffenheit. Diese Initiative hatte sich im Nachgang einer Ge-
walttat gegen einen alternativen Jugendlichen durch Rechtsextreme gegriin-
det, um in der Stadt mehr Aufmerksamkeit bzw. Wachsamkeit fiir Rechtsext-
remismus herzustellen sowie jenen Birgerinnen und Birgern eine Stimme zu
geben, die dem gesellschaftlichen Klima der Verharmlosung und Zustim-
mung zum Rechtsextremismus etwas entgegensetzen wollten. Auch hier ging
es darum, demokratische Krafte zu biindeln und Einfluss auf lokale Entwick-
lungen bzw. Zustinde zu nehmen. Die Anfrage der Initiative an die Mobile
Beratung fokussierte sich zunichst auf die Suche nach einem geeigneten
(rechtlichen Rahmen) fiir einen derartigen Zusammenschluss (Verein oder
Initiative) sowie auf die Unterstiitzung bei der Vernetzung.

Da dieses Anliegen aus Sicht der Beratungsnehmenden von Anfang an
durch die kommunale Politik und Verwaltung nicht unterstiitzt wurde, mo-
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difizierte sich die Anfrage an die Mobile Beratung dann dahingehend, zivil-
gesellschaftliche Akteurinnen und Akteure bei deren Engagement fiir eine
weltoffene und tolerante Stadt auch ohne Beteiligung der Kommunalpolitik
und -verwaltung zu begleiten.

»Also es ging, glaube ich, am Anfang auch darum, die Initiative zu stirken, die
hatte es nicht einfach in [Name Stadt], (...) Und da war es aus unserer Perspek-
tive wichtig, diese neu gegriindete Initiative einfach zu stirken und zu zeigen:
,Okay, es gibt hier noch andere Menschen, die auf eurer Seite stehen und die
euch stirken kénnen, ihr seid nicht sozusagen die Einzigen hier®, was gerade in
[Name Stadt| wichtig ist, weil man dort hiufig das Gefiihl hat, man ist ganz al-
leine und hat wenig Unterstiitzung.* (Lerche2_2019).

Durch die ablehnende Haltung kommunaler, politischer Akteurinnen und
Akteure wurden der Initiative zum einen Handlungsméglichkeiten genom-
men, zum anderen wurde damit ihr gesellschaftliches Mobilisierungspoten-
zial beschrankt, sodass sie sich kaum in der Breite verankern konnte.

,Und dann war fiir uns die grof3e Schwierigkeit, und die besteht eigentlich heute
immer noch, ist sogar noch schwieriger geworden, diesen Ankniipfungspunkt
zur Stadtverwaltung bzw. zum Stadtrat, Blirgermeister zu finden. (...) Also, wie
schaffen wir das jetzt in der Stadt, auf das Problem [Rechtsextremismus] auf-
merksam zu machen.” (Lerchel_2018).

Als besonders problematisch wurde beschrieben, dass die erwartete Unter-
stiitzung fiir eine offene Stadt und gegen Rechtsextremismus durch die kom-
munale Politik und Verwaltung nicht nur ausgeblieben war, sondern nach der
Wahl des neuen Biirgermeisters deren Engagement sogar als unerwiinscht
galt.

Auch bei einem weiteren Vorkommnis in dieser Stadt im Jahr 2016, die
SchlieBung eines alternativen Jugendtreffs durch den Burgermeister, zeigte
sich eine dhnliche Konstellation. Die Kommune agierte — aus Sicht der In-
terviewpartnerinnen und -partner — gegen die Interessen der Betroffenen, so-
dass sich erneut eine Gruppe aktiver Birgerinnen und Birger (inklusive Ju-
gendliche) von der zum Teil bereits durch die Mobile Beratung seit 2011 un-
terstitzten Initiative zusammenfand. Die wesentlichen Anliegen waren der
Wunsch der betroffenen Jugendlichen nach alternativen Rdumlichkeiten und
das von ihnen schon linger verfolgte Interesse, generell mehr Teilhabemog-
lichkeiten in der Kommune zu haben. Auch bei diesem Vorkommnis wurde
die Mobile Beratung um Unterstlitzung gebeten, sodass nunmehr nach un-
terschiedlichen Beratungsanlissen durch (nur zum Teil identische) Bera-
tungsnehmende ein gemeinsames Anliegen verfolgt wurde.

Erneut kam es zu einer kontroversen Situation zwischen Stadtrat/Kom-
munalverwaltung auf der einen und zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und
Akteuren auf der anderen Seite (Polarisierung). Durch die Verwaltung, res-
pektive den Biirgermeister, wurde eine Diskussion mit den Jugendlichen und
Birgerinnen sowie Blrgern zu den sie betreffenden Fragen abgelehnt und sie
wurden ,,regelmiflig vom Birgermeister abgeschmettert, zum Teil auch nicht
gehort, weggeschickt® (Lerche2_2019). Selbst die Einladung zur Teilnahme
an einer von den Beratungsnehmenden organisierten offenen Veranstaltung
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zum Thema ,,Zukinftige Jugendarbeit in der Kommune* lehnte die Stadt-
verwaltung ab.

Das Anliegen der Beratungsnehmenden, fiir eine weltoffene Kommune
aktiv zu werden und weitere Mitstreiter und Mitstreiterinnen dafiir zu gewin-
nen, wurde um die Unterstitzung beim Dialog bzw. der Auseinandersetzung
mit der Kommune erweitert. Die Mobile Beratung konzentrierte sich immer
stirker auf eine zwischen beiden Seiten vermittelnde Rolle und auf die Ent-
wicklung von Strategien, wie die zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Ak-
teure mit der lokalen Politik und Verwaltung ,,auf Augenhohe® ins Gesprich
kommen und eigene Vorstellungen einbringen kénnen. Um sichtbar zu wer-
den und weitere Aktive zu gewinnen, wurden beispielsweise Kultur- oder
Sportveranstaltungen organisiert oder (beteiligungsorientierte) Projekte in
der Kommune durchgefihrt.

In den beschriebenen Fillen der Unterstitzung und Beratung von Netz-
werken lassen sich trotz aller Unterschiede in der Ausrichtung und den spe-
zifischen lokalen Kontexten vergleichbare Leistungen beschreiben: beispiels-
weise einen geeigneten rechtlichen Rahmen definieren, Strategien zur Gewin-
nung von Mitstreiterinnen und Mitstreitern bzw. fiir die Offentlichkeitsarbeit
entwickeln oder geeignete Aktionen planen und durchfithren. Auch hier geht
es um langwierige und intensiv zu begleitende Prozesse, die zudem aufgrund
sich dndernder Rahmenbedingungen immer wieder eine entsprechende An-
passung und ein flexibles Vorgehen bedingen.

4.2.2.4 Fokus der Beratungsleistungen

»[Al]lso, die haben immer sehr darauf geachtet, dass sie die Leute da abholen, wo
sie sind.” (Meise_2018).

Primirer Ausloser fiir alle Beratungsanfragen waren bei den Nachfragenden
bestehende Wissensdefizite und Unsicherheit Giber ein angemessenes Verhal-
ten bzw. Uber eigene Handlungsmoglichkeiten und/oder fehlende eigene
Ressourcen fir die Bewiltigung eines Vorkommnisses. Einfluss auf den Ver-
lauf und die Zielerreichung im Beratungsprozess hatte es ebenfalls, ob und
wie es gelang, weitere Unterstitzerinnen und Unterstiitzer in den Prozess
einzubinden. AuBlerdem war zu kliren, wie kann und darf ich in einer be-
stimmten Position bzw. Funktion agieren? Beispielsweise bestehen fur Pri-
vatpersonen (im institutionellen Kontext) andere Handlungsmoglichkeiten
im Vergleich zu Professionellen oder Beratungsnehmenden mit dem Mandat
einer Organisation. Die Kldrung dieser Frage ging somit der Erérterung von
Handlungsoptionen meist voraus. In den beschriebenen Beratungsfillen er-
streckte sich das Beratungshandeln auf verschiedene Formate und reichte
von Infoveranstaltungen (vor allem zu Codes, lokalen Szenen, Rechtsbera-
tung) iber Weiterbildungen bis hin zu praktischem Training (was kann ich
wie tun?), wobei jeweils eine Konzept- bzw. Strategieentwicklung zugrunde
lag, um bei den Beratungsnehmenden wieder Handlungssicherheit herzustel-
len.

Im Folgenden wird das gesamte Spektrum an Rollen und Aufgaben be-
schrieben, die laut der Schilderungen der Beratungsnehmenden durch die Be-
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raterinnen und Berater — abhingig vom konkreten Beratungsfall in unter-
schiedlichem Umfang — iibernommen wurden. Mindestens dieses Aufgaben-
portfolio schlieBt das Arbeitsfeld der Mobilen Beratung somit ein.

1. Klarungshilfe:

Im ersten Schritt jeder der uns beschriebenen Beratungen wurde zunichst
eine Klirung der Anliegen der Beratungsnehmenden und von angemessenen
Handlungsmoglichkeiten vorgenommen.

»Genau. Und ja, und dann hatten wir dieses Erstgesprich. Und da wurde uns
sehr gut auf den Zahn gefiihlt, hatte ich das Gefiihl. Wir haben gemerkt, dass die
Mobile Beratung sehr geschult darin ist, irgendwie strategisch, sozialpddagogisch
Fragen zu stellen, was denn genau unser Unterstiitzungsbedarf ist und wo es
hingehen soll. Und dann haben wir eine gemeinsame Abmachung, in welche
Richtung es gehen kann, verschiedene Schritte identifiziert und Folgeverabre-
dungen sozusagen getroffen.* (Ménchsgrasmiicke_2018).

2. Strukturierende Unterstitzung:

Zu Beginn ging es in den uns beschriebenen sechs Beratungsfillen zudem
darum, dem Gesamtprozess eine erste Struktur zu geben und damit eine ge-
wisse Ubersichtlichkeit herzustellen. Dadurch soll den Beratungsnehmenden
die Scheu vor der Bewiltigung einer mitunter als schwer l6sbar bzw. ausweg-
los erscheinenden Aufgabe genommen werden. Damit sich die Beratungs-
nehmenden auf die jeweils konkreten Aufgaben bzw. Schritte konzentrieren
koénnen, behalten die Beraterinnen und Berater den Gesamtprozess im Blick
und geben kontinuierlich Riickmeldung, welche Funktion einzelne Schritte
und Aktionen fiir den Gesamtprozess haben. Vor allem in lingeren Bera-
tungsprozessen wurden immer wieder die notwendigen Handlungen und das
arbeitsteilige Vorgehen miteinander abgestimmt, um den ,,Kurs“ beizubehal-
ten. Die Bedeutung der MB als prozessbegleitende Strukturierungshilfe wird
im folgenden Interview besonders deutlich:

,»Also, vielleicht hitten wir uns dann aber auch irgendwie verstrickt oder hitten
gar nicht gewusst, wo wir anfangen sollen. Also die zwei haben da schon immer
durch ihre Moderation und durch ihre Begleitung da immer Struktur auch mit
reingebracht, ein bisschen zu gucken: ,Wo ist denn jetzt eigentlich wirklich unser
Augenmerk?‘ und: ,Wo kann man jetzt auch mal was einfach liegen lassen?“
(Lerchel_2018).

3. Sachliche Einordnung/Versachlichung:

Zu jeder Beratung gehorte es auch, den Beratungsnehmenden — moglichst
schon zu Beginn — die Grenzen ihre Moglichkeiten aufzuzeigen bzw. die
Tragweite bzw. Begrenztheit ihrer Handlungen vor Augen zu fihren. Einer-
seits geht es hier um eine Einschitzung der bei den Beratungsnehmenden zur
Verfiigung stehenden Ressourcen, andererseits flie3t das Wissen der Berate-
rinnen und Berater Gber regionale Gegebenheiten, tiber bestehende bzw.
nicht bestehende Unterstiitzungsstrukturen usw. ein. Die Beraterinnen und
Berater haben dazu
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»Fragen gestellt an der richtigen Stelle, um zu gucken, wo wir aufs Glatteis gera-
ten sozusagen, wo wir uns in irgendwelchen Tagtraumen verstricken.” (Ménchs-
grasmicke_2018).

»Also gerade der [Berater| hat gesagt: ,Komm’ mal wieder runter!®, also das war
eher, immer wieder ausrichten, immer wieder an den Fakten orientieren, dass
man nicht in einen hoffnungslosen Aktivismus verfillt, sondern wirklich auch
versucht, substanziell etwas beizutragen.* (Meise_2018).

4. Wissensspeicherung und Wissensvermittlung:

Die Fille zeigen, dass jede der beschriebenen Beratungen auf mehr oder we-
niger umfangreichen, zum Teil auch fortlaufenden Recherchen und der Do-
kumentation zu rechtsextremen Personen, Strukturen und Vorfillen in der
Region bzw. auch dartber hinaus basierte. In jeder Beratung wurden Infor-
mationsveranstaltungen durchgefihrt, auf denen auch Fachexpertinnen und
-experten zur Verfiigung stehen (konnen), die Faktenwissen einspeisen und
spezifische Fragen beantworten kénnen, Begrifflichkeiten kliren und Infor-
mationen Uber Personen und Netzwerke geben.

»Also, an dem Abend war klar, dass [Name] ein volkischer Aktivist ist. Also,
auch dieser Begriff ,v6lkisch’, an dem Abend wurden Begrifflichkeiten geklirt.
An dem Abend wurde auch seine Zugehérigkeit eben zu einem politisch-volki-
schen Netzwerk geklirt, uns erklirt, was das bedeutet, auch wie die so ticken,
was man sich da drunter vorstellen muss.” (Meise_2018).

Zugleich wurden (umfangreiche) Dokumentationen und Manuals, aber auch
Hinweise auf Informationsquellen fiir weiterfihrende, eigenstindige Recher-
chen iibergeben.

5. Rechtsberatung:

Eine ebenfalls in allen Beratungen nachgefragte Leistung war die Auskunft
tber rechtliche Angelegenheiten. Allerdings ging es hierbei um sehr unter-
schiedliche Aspekte, u.a. um vereinsrechtliche Fragestellungen bis hin zum
Strafrecht. Besonders geschitzt wurde, wenn mit authentischen Fallbeispie-
len gearbeitet und die interessierenden Paragrafen beleuchtet und kontextu-
alisiert wurden. In den meisten geschilderten Fillen bestanden in der Regel
(groB3e) Unsicherheiten zur strafrechtlichen Relevanz bestimmter Handlun-
gen und/oder unterschiedliche Auffassungen bei den Beratungsnehmenden
bezuglich der eigenen Handlungserfordernisse.

»Aber wir miissen natiirlich auch gucken, wie wir das insgesamt so gehindelt
kriegen, dass da alle Beteiligten auch das Gefithl haben, sie werden gesehen mit
ihrer, ja, mit ihrem Problem, was sie damit haben, und dass wir da eben halt
einfach adidquat reagieren. So, und deswegen war diese juristische Seite fiir uns
auch wichtig.“ (Gimpel_2018).

6. Politische Bildung:

Umfasst die Beratung Wissensvermittlung und Information, Training von
Handlungsoptionen, Strategieentwicklung und Prozesse der Entscheidungs-
tindung, birgt dies ein hohes Potenzial der Aktivierung. Reflektiert wurde
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von einer Beratungsnehmenden, dass der Beratungsprozess dadurch mit ei-
nem ,,grof3en Politisierungsschub fiir die ganze Familie und fir das ganze
Umfeld* (Meise_2018) verbunden war.

,»Also fir mich der Beginn einer unglaublichen politischen Bildung. Also ein Ini-
tialnachmittag fiir politische Bildung. Also ich muss sagen, ausgehend von dem,
das hat mein Leben verindert. Das muss man wirklich so dramatisch sagen.*
(Meise_2018).

7. Training:

Besonders geschitzt wurde, dass neben einem theoretischen Input im Rah-
men der Beratung auch die Moglichkeit gegeben wurde, unterschiedliche
Handlungsoptionen selbst zu erproben. Aufgrund des umfangreichen metho-
disch-didaktischen Know-hows wurden beispielsweise in mehreren Prozes-
sen konkrete Fragen zum Herangehen an Aktionen oder Veranstaltungen be-
sprochen und deren Umsetzung gemeinsam erprobt (,,Wie macht man so
wasr®).

,»Ja, die Technik ist das eine, aber man muss es machen, man muss es lernen®,
»Man muss Riickmeldungen dazu kriegen®, ,,Man muss sich selber erleben kén-
nen.“ (Gimpel_2018).

8. ,,Graue Eminenz* im Hintergrund:

Das heil3t, die Mobilen Beraterinnen und Berater werden — auf Wunsch der
Beratungsnehmenden — nicht selbst vor Ort aktiv: Sie informieren, trainieren
und erarbeiten zwar gemeinsam mit den Beratungsnehmenden Handlungsop-
tionen, in die Umsetzung sind sie aber nicht eingebunden.

,»Ja, das ist ein gutes Konzept, da werden wir uns heute zusammensetzen, dass
wir [die Lehrkrifte] das so umsetzen, wie wir das da [mit der MB entwickelt und]
besprochen haben.” (Krihe_2018).

9. Reflexionsfliche:

Ebenfalls von groler Bedeutung fiir einen Teil der befragten Beratungsneh-
menden war, sich Uber selbst entwickelte Aktionen, Papiere, Strategien usw.
bei einem Beratenden riickzuversichern.

,» Wir hatten das Papier versucht zu entwickeln. Wir haben es dann diskutiert, ob
das eine sinnvolle Méglichkeit sein kann, wie man damit umgeht, und sind nach
dem Termin [mit der MB] tatsdchlich erst auch damit 6ffentlich gegangen.
(Dohle_2018).

10. Entlastung:

Durch ihre externe Position konnten die Beraterinnen und Berater in kon-
flikthaften Konstellationen in der Offentlichkeit aktiv auftreten. Von Vorteil
war dies insbesondere dann, wenn Beratungsnehmende ein Stick weit ,,aus
der Schusslinie® genommen werden mussten.

,»Und dort habe ich das als sehr, sehr wertvoll und unheimlich wichtig empfun-
den, dass [die MB]| mit am Tisch sal3, denn die Vorstellung der Geschiftsfithrerin
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des Trigers, was in [Name Kommune]| los ist und was auch der Biirgermeister
ihr vermittelt hat, was ihr Auftrag sein soll, (...) Und dort habe ich es als sehr,
sehr wertvoll empfunden, dass [die MB] dort noch mal wirklich mit einer Riesen-
Ruhe und Gelassenheit sozusagen die — chronologisch noch mal kurz aufgezeigt
hat die Entwicklung von [Name Kommune] in den letzten Jahren.*
(Lerche2_2019).

Andererseits wurde durchaus auch darauf hingewiesen, dass das Hinzuziehen
externer Unterstitzung [durch die MB] von Nachteil sein kann und ,,man
machte sich [damit] nicht nur Freunde®, insbesondere ,,in so kleineren Ort-
schaften oder in Orten, die derartig dichtmachen [gegeniiber einer offenen
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus|, [da kann es|] schon auch
schwierig sein, wenn Menschen von aulen kommen.* (Lerche2_2019).

Allerdings zeigte sich in derartigen Beratungsfillen, dass dort eben auch
fur die Beratenen eine Kommunikation in der Gemeinde nicht moglich war,
sodass das Vorbringen ihrer Anliegen durch einen auflenstehenden Professi-
onellen dennoch als die bessere Variante betrachtet wurde.

11. Netzwerkbildung und Impulssetzung:

Diese Aufgabe, ,alles zusammenzuhalten® und Menschen zusammenzubrin-
gen, wird im Rahmen der Unterstiitzung von Biirgerbiindnissen und zivilge-
sellschaftlichen Initiativen tibernommen. Eine wichtige Aufgabe im Zusam-
menhang mit Vernetzungen besteht in der Vermittlung unterschiedlicher In-
teressen und Handlungszwinge. Bei Prozessen der Netzwerkbildung braucht
es mitunter im Gemeinwesen auch einen Anstof3 von aullen, um die untet-
schiedlichsten Akteurinnen und Akteure (zueinander) in Bewegung zu setzen.
Dabei kommt den Mobilen Beratungsteams zugute, dass sie selbst auf breite
Netzwerke zugreifen kénnen.

»Die Erwartung ist immer noch dieselbe, die wir an die [MB] haben. Wir wollen
systematisch und langfristig eine grof3e Rickkopplung in den Flichtlingsinitiati-
ven erreichen, die keine organisierte von oben ist, wie jetzt zum Beispiel stid-
tisch, sondern ein Zusammenschluss so der vielen einzelnen engagierten Leute,
(...) Wir haben uns auch extra gesagt: ,So, wir nehmen uns jetzt richtig Zeit",
entgegen der ganzen Feuerwehr-Politik sonst und tiberlegen langfristig: ,Wie
kénnen wir das machenr‘. Und haben dann auch mit der Mobilen Beratung stra-
tegische Fragen irgendwie geklirt und werden immer auch in dem Prozess jetzt
unterstiitzt.” (Monchgrasmiicke_2018).

12. Vermittlungsinstanz:

In einigen Fallen haben die Beraterinnen und Berater die Beratungsnehmen-
den an eigene Kooperationspartnerinnen und -partner weiterverwiesen. In
diesen Fillen wurde der MB eine grof3e Expertise in der Unterstiitzung bei
der Kontaktaufnahme und der Vermittlung an die ,,richtigen® Leute bzw.
auch andere Initiativen bescheinigt.

»Also was wir im Moment halt abgreifen, kann man sagen, ist der Zugang zu
dem Netzwerk von Leuten.” (Meise_2018).
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4.2.2.5 Beratungsergebnisse: Sie tun ,alles in ihrem Rahmen Mégliche*

Durch alle Beratungsnehmenden wurde vor allem auf einen deutlichen Wis-
senszuwachs hingewiesen. Zudem haben alle tber eine Erweiterung ihrer
Handlungskompetenzen im Zusammenhang mit den Informations- und
Schulungsveranstaltungen berichtet (Outcome). Fir eine Beratungsneh-
mende stellt die Zusammenarbeit mit der MB ein Schlisselerlebnis dat, denn
es habe fur sie personlich ein ,riesen Bildungsprozess stattgefunden®
(Meise_2018). Fester Bestandteil des Ergebnisportfolios sind dartber hinaus
gemeinsam erstellte Materialien und Dokumentationen (Output). Dabei han-
delte es sich primar um Handlungskonzepte und andere strategische Papiere,
die auch weiterhin als Handlungsgrundlage dienen sollen.

,Und wir haben also jetzt eine Vorgehensweise, die wir in solchen Fillen haben,
die alle Kollegen kennen und wo man dann sagen kann: ,Ja, also wenn jetzt je-
mand immer nur bléde rassistische Spriiche macht, dann passiert das und das®,
,Wenn jemand hier den Hitlergruf3 zeigt, dann passiert das und das‘ (...) Also es
ist ja bei allem (...) so die Neigung, wenn man sich unsicher fithlt und nicht so
richtig weil3, man spirt, das ist nicht okay, aber wer weil3, was soll ich jetzt ma-
chen, dass die Leute es dann liegen lassen und eben gar nichts tun. Und um das
eben zu vermeiden, dafiir sind eben halt diese Stufenpline eigentlich ganz gut.
Man kann immer im Einzelfall mal davon abweichen, das ist kein — man muss
da nicht langgehen, aber man hat schon mal eine Richtung, eine Idee, was man
machen kann.” (Gimpel_2018).

Hinzu kommen durch die MB zur Verfiigung gestellte Info-Broschiiren (auch
anderer Autorinnen und Autoren), weiterfithrende Materialien oder Hinweise
auf geeignete Qualifizierungsangebote zum Themenfeld (im Internet). In
Einzelfillen wurden auch Gutachten im Rahmen der Beratung erstellt (Out-
put). Nach Ende des Beratungsprozesses weiterhin zur Verfugung standen
ebenfalls die durch die MB vermittelten Zugiange zu Netzwerken, Initiativen
bzw. Einrichtungen und/oder Kontakte zu Expertinnen und Experten. In
Unterstutzungsprozessen fur zivilgesellschaftliche Initiativen wurden die ent-
standenen lokalen Netzwerke als wichtigstes Resultat der Beratung benannt
(Impacts), denn dadurch wurde man mit seinem Anliegen im Gemeinwesen
wahrgenommen und konnte weitere Mitstreiterinnen und Mitstreiter gewin-
nen. Hervorgehoben wird etwa die Entstehung einer ,,sichtbaren Gruppe*
als ,,Andockpunkt® fiir interessierte Menschen, die ,,damit nicht mehr zufrie-
den sind, wie es in [Name Kommune] lduft.” (Lerche2_2019).

Abgesehen davon wurde durch die Beratungsnehmenden bereits die Mog-
lichkeit, sich mit kompetenten Personen zur Problematik austauschen zu
konnen und ernst genommen zu werden, als enorm wichtig angesehen.

,und, also ich fiir meinen Teil als Schulsozialarbeiterin kann sagen, ich habe von
A bis Z alle Themen, die es gibt hier, bin aber nicht mit jedem Thema detailliert
verhaftet. Von daher ist es wichtig, ein Netzwerk zu haben, wo ich kompetente
Ansprechpartner speziell fiir eine Sache habe.” (Krihe_2018).

»Also, es war erst mal wirklich wichtig fir uns, (...), dass man tberhaupt mal ein
Gegenitiber hatte, mit dem man das besprechen konnte.” (Gimpel_2018).
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Bisweilen bestand aufseiten der Nachfragenden eine gewisse Unsicherheit
dariiber, ob es sich tiberhaupt um einen ,,beratungswiirdigen® Sachverhalt
handelt, denn in ihrem unmittelbaren Umfeld hatten sie verharmlosende Re-
aktionen etlebt, wenn sie Rassismus oder Rechtsextremismus thematisiert
hatten und ,,von allen Seiten ist immer nur gesagt worden: ,Ach komm, das
ist ja nix‘ und so.“ (Dohle_2018).

Den befragten Beratungsnehmenden war es in unterschiedlichem Umfang
gelungen, die von ihnen zu Beginn der Beratung jeweils angestrebten Veran-
derungen, wie eine stérungsfreie Lernumgebung oder die Schaffung eines
breiten zivilgesellschaftlichen Netzwerks, in einem dialogischen Prozess mit
den Beraterinnen und Beratern zu erreichen. Das betrifft auch jene Fille, in
denen die Beratungsnehmenden zunichst mit deutlich ambitionierteren Vor-
stellungen in die Beratung gegangen waren. Auch diese konnten Erfolge ver-
zeichnen, wie demokratische Verinderungen im sozialen bzw. institutionel-
len Umfeld oder die Aktivierung von Personen zur Mitwirkung. Durch die
Beraterinnen und Berater wurde im Gruppengesprich beim Thema ,,Errei-
chung des Beratungsziels eine zu enge und starre Formulierung von Zielen
bereits zu Beginn des Prozesses kritisch eingeschitzt. Vor allem vor dem
Hintergrund, dass in der Begleitung von offenen dialogischen (Gruppen-)
Prozessen auch Faktoren bedeutsam werden, die entweder vorhersehbar o-
der nur bedingt im Begleitungsprozess beeinflussbar sind, mussen die Bera-
terinnen und Berater ihr Handeln laufend anpassen.

,»Und von daher wiirde ich im Nachhinein sagen, hat uns [Beratungsnehmende]
diese Offenheit [d.h., nicht alles am Beginn schon detailliert zu verabreden] tat-
sachlich auch diese Menge an Optionen beschert [mit méglicherweise nicht im-
mer dem exakt gleichen Ergebnis; Anmerkungen d.A.], die wir dann hatten und
mit denen wir umgehen konnten.* (Dohle_2018).

Und es wurde auch darauf verwiesen, dass es seitens der Beraterinnen und
Berater nicht darum gehen kann, ausschlief3lich die Erreichung eines festge-
legten Ziels im Blick zu haben, sondern auch danach zu fragen: Was hat die
Beratung bzw. der gesamte Prozess insgesamt gebracht?

»Also das wire fur mich immer so ein zentraler Punkt, ich finde, ich muss mit
einer Beratung gar nicht immer das erreichen, was ich vielleicht am Anfang mal
gesetzt habe, und trotzdem kann es die Beratungsnehmenden oder eine Struktur
ganz viel weitergebracht haben. Deswegen ist das [eher so die Frage|: ,Hat Ihnen
das was gebracht?“ (Viktor_Gesamt_2017).

Im Vordergrund stehen aus Sicht der Beraterinnen und Berater die Fragen:

»IFihlen Sie sich handlungsfihige Fiithlen Sie sich gut geriistet? Haben Sie jetzt
eigentlich einen Werkzeugkoffer, den Sie auch selbststindig bedienen kénnen?*
(Viktor_Gesamt_2017).
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4.2.2.6 Grenzen der Beratung

Neben den hier dargestellten Leistungen und Wirkungen der Mobilen Bera-
tung wurde durch die Beratungsnehmenden auch auf Widerstinde und Hin-
dernisse hingewiesen, die die Beratungsprozesse und deren Ergebnisse be-
einflusst hatten.

Zunichst einmal sind der Umfang und die Intensitit der Beratungen in
den Bundeslindern abhingig von den dort jeweils zur Verfiigung stehenden
tinanziellen und personellen Ressourcen. Damit im Zusammenhang ist auch
das jeweils durch die vorhandenen Beraterinnen und Berater zu versorgende
Gebiet (Gebietsgrofle) zu berticksichtigen, das heil3t, finden die Beratungen
cher im stidtischen Raum oder in lindlichen Regionen mit deutlich lingeren
Anfahrtswegen statt. Im Hinblick auf eine angemessene Ausstattung beste-
hen vor dem Hintergrund eines unterschiedlich angewachsenen bzw. kom-
plizierter werdenden Fallautkommens nach wie vor einige Unterschiede zwi-
schen den Bundeslindern. Insbesondere einige Flichenlinder sind noch im-
mer ,unterversorgt (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 63).

»Na ja, was fehlt? Es kénnten natiirlich noch mehr Menschen sein, also das zu
zweit zu stemmen, die haben ja auch noch andere Fille in anderen Regionen,
sodass nattrlich auch die Treffen manchmal sehr weit auseinanderliegen, einfach
dem geschuldet, dass sie nur zu zweit sind. Und ich denke, man kdénnte noch
intensiver arbeiten, wenn die zeitlichen und personellen Ressourcen gréBer wi-
ren. Ansonsten, denke ich, fillen sie (...) die Aufgaben schon sehr, sehr gut aus.
Aber es ist unmdoglich, zu zweit tiberall so intensiv zu arbeiten.*
(Lerche2_2019).

Letztlich wurden der Beratungsverlauf und sein Erfolg auch davon beein-
flusst, ob lediglich auf die Lésung eines Einzelfalls fokussiert oder dariiber-
hinausgehende strukturelle Verinderungen angestrebt wurden. In der Regel
lieB3 sich das Beratungsziel in einer auf den Einzelfall beschrinkten Beratung
zwar leichter erreichen, allerdings wurden damit gegebenenfalls strukturell
bestehende Ursachen oder fallunspezifische Einflussfaktoren aus der Bear-
beitung ausgeschlossen. Somit wurden bestehende begitinstigende struktu-
relle Konstellationen nicht bearbeitet. Bei einer erneut auftretenden gleichen
Problemlage wurden erneut Beratungsbedarfe artikuliert. Sollen jedoch auf
der Strukturebene Verinderungsprozesse angeregt werden, dann werden Be-
ratungen komplexer, ressourcenaufwendiger, langwieriger und sind aufgrund
der Einbindung unterschiedlicher Ebenen und Personen mit mehr Unsicher-
heiten behaftet.

Auch fiir die Beraterinnen und Berater stellt sich die Frage nach der Reich-
weite und Nachhaltigkeit ihrer Arbeit, d.h.: Ist es ausreichend, wenn Ruhe
und Ordnung in einer Einrichtung wiederhergestellt sind oder wiren nicht
substanzielle Verinderungen angeraten?

Trotz der damit verbundenen Schwierigkeiten ist es aus Sicht der Berate-
rinnen und Berater durchaus anzustreben, nicht bei einer Einzelfallbearbei-
tung stehen zu bleiben, sondern sich mit den strukturellen Ursachen dersel-
ben auseinanderzusetzen. Ein nachhaltiger Erfolg wire es, Strukturen bzw.
Verfahren so zu dndern, dass dauerhaft (und anlasslos) rechtsextreme bzw.
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menschenfeindliche Haltungen thematisiert und der Umgang damit klar ge-
regelt wird. In diesem Sinne ist es nicht nur den Beraterinnen und Beratern,
sondern auch den Koordinierenden in den Landes-Demokratiezentren ein
Anliegen, nicht mehr nur ,kleine Probleme an einem Nachmittag zu bespre-
chen (...), weil das fast keine Wirkung hat* (Martha_ILDZ_2019), sondern
auf eine, auf Nachhaltigkeit hin orientierte, Verinderung bestehender Struk-
turen und Verfahren hinzuwirken.

»Das haben wir am Anfang gehabt, dass man dann wirklich gesagt hat: ,Wir be-
raten da mal eine Woche und dann wissen die, wie sie damit umgehen sollen‘. In
der Regel zeigt sich dann aber, was eigentlich in diesem Ort notwendig wire.
Und die Prozesse dauern sehr viel linger, weil dann eigentlich am Ende dieser
Beratung rauskommt: ,Wir missten mal gucken, ob wir nicht ein Leitbild brau-
chen oder wir briuchten eventuell eine Kommunikationsstruktur fir den Ort
oder fiir die Verwaltung oder wie auch immer.® Oder wir haben jetzt die letzten
Sachen gerade, wo [Name Berater| in die Schulkulturentwicklung geht, da wissen
wir jetzt schon, das dauert wahrscheinlich ein halbes Jahr, weil das kleine Prob-
lem an einem Nachmittag zu besprechen, das wire einfach. Aber da sind wir
schon relativ lange davon weg, weil das fast keine Wirkung hat. Aber wenn das
jemand so will, dann kriegen sie auch das. Aber die Kollegen sind schon eher so
drauf, dass sie immer wieder versuchen zu sagen, also auch in [Ort], als [Name
Beraterin] dann da war, die dann gesagt hat: ,Ja, ich kann Euch eine Fortbildung
machen. Aber diese Fortbildung wird hier nichts verdndern.“* (Martha_2019).

Von besonderer Bedeutung fiir den Erfolg einer Beratung war, ob die Bera-
tungsnehmenden durch weitere (deutungsmichtige) Personen vor Ort bzw.
in ihren Einrichtungen gestiitzt wurden. In drei Fillen erhielten die Bera-
tungsnehmenden aus dem Umfeld die von ihnen erwartete Unterstiitzung.

,»und ich glaube, dass also dieses Netz an Vor-Ort-Unterstiitzung, also das kann
man, glaube ich, nicht hoch genug einschitzen. Weil, wenn man gegen diese gan-
zen Tendenzen wirklich substanziell was machen will, dann muss man mit den
Leuten arbeiten und die Leute unterstiitzen, [die mit einem rechtsextremen Vor-
kommnis konfrontiert sind; Anmerkung d.A.].“ (Gimpel_2018).

In den anderen drei geschilderten Beratungsfillen haben die Beratungsneh-
menden iiber erhebliche und gréBtenteils fir sie unerwartete (Gegen-)Reak-
tionen aus dem sozialen bzw. institutionellen Umfeld berichtet. Sahen sich
die Beratungsnehmenden mit ihren Anliegen allein gelassen, dann erfolgte
eine Anpassung der Beratungsziele und des Vorgehens und es mussten zum
Teil andere bzw. deutlich meht Ressourcen seitens der MB fir den Fall auf-
gebracht werden. Nicht immer stehen diese Ressourcen dann kurzfristig und
ohne Weiteres zur Verfliigung. So wurde ihnen die Unterstiitzung verwehrt
bzw. ihr Anliegen wurde zuriickgewiesen, weil die Situation nicht als proble-
matisch eingeschitzt oder die Zustindigkeit zur Bearbeitung bei anderen ge-
sehen wurde. Wihrend sich in den Berufsschulen alle Ebenen bis hin zum
Direktorium an der Beratung beteiligt hatten, lehnten in einer ebenfalls be-
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troffenen allgemeinbildenden Schule sowie in der Universitit die Leitungs-
ebenen eine Beratung ab.%® Auch die beiden beratenen Netzwerke untet-
schieden sich im Hinblick auf den Grad an gesellschaftlicher (Nicht-)Unter-
stitzung und Akzeptanz im Gemeinwesen. Es zeigte sich ein deutlicher Un-
terschied im Zusammenwirken von kommunalpolitischen Akteurinnen sowie
Akteuren und zivilgesellschaftlichen Initiativen.

»[Der Blirgermeister und Vertreter der Stadt] wurden eingeladen und haben jetzt
schon gesagt, dass sie nicht kommen werden. Genau, also sehr, sehr passiv und
lassen halt auch immer wieder horen, dass sie nicht mit uns zusammenarbeiten
wollen.” (Lerche2_2019).

Eine Tendenz zur Verharmlosung und Verleugnung, auch in Gemeinden mit
einer bekanntermaflen groen und gewalttitigen rechtsextremen Szene und
verfestigten Strukturen, kennzeichnete sowohl in Ostdeutschland als auch in
Westdeutschland sehr schwierige Beratungsverldufe. Insbesondere hat sich
gezeigt, dass der Beratungstitigkeit und dem Prozess dann faktische Grenzen
gesetzt waren, wenn ein Diskurs durch einflussreiche bzw. deutungsmichtige
Personen im betroffenen Gemeinwesen bzw. der betroffenen Organisation
abgelehnt wurde.

Hingewiesen wurde in den Interviews durch die Beratungsnehmenden
ebenfalls auf die Nichterreichbarkeit eines breiten Personenkreises aus der
,Mitte der Gesellschaft® fir Argumente, Bildung und Information.

,»Also, wir haben damals gedacht, wir mussten einfach nur méglichst viele Infor-
mationen zusammensammeln und dann die vorstellen und dann wiirden die
Leute das verstehen, weil die immer noch dachten: ,Nee, nee, das ist kein Nazi‘,
,Nee, da ist Uberhaupt nix‘, ,Da ist nix".* (Meise_2018).

Aufklirung und Information uber Offentlich geduBerte rechtsextreme An-
sichten von Personen bzw. zu deren rechtsextremen Haltungen fithrten we-
der bei der Schul- bzw. Hochschulleitung noch bei den kommunalen Akteu-
rinnen und Akteuren zu einer Meinungsinderung bzw. zu einem Umdenken.
Selbst eindeutige Hinweise und die umfassende Information aus unterschied-
lichen und zuverldssigen Quellen, z.B. Bildmaterial und Hinweise aus poli-
zeilichen oder Verfassungsschutzakten, wurden beispielsweise im Fall Meise
von vielen Kolleginnen und Kollegen, Schiilerinnen und Schilern sowie El-
tern ignoriert. Da der Ruckhalt fiir den vélkisch-nationalistischen Lehrer in
der Schule und bei einem grolen Teil der Eltern trotz der Faktenlage weiter-
hin sehr hoch war, kam es zu extremen Verwerfungen, ,,ausgeldst dadurch,
dass sich eben ein grofler Teil der Lehrerschaft geweigert hat, sich gegen
Rechts zu positionieren — bis heute.” (Meise_2018).

55 Zu nennen waren beispielsweise ablehnende Haltungen gegenuber dem Anliegen des Bera-
tungsnehmenden seitens eines Vorgesetzten (,Abwehr von Verantwortung“ (Dohle_2018)), das
Bagatellisieren von Vorkommnissen durch das Direktorium (,Beratungsnehmende als Nestbe-
schmutzer” (Meise_2018)) und das Wegsehen bei rechtsextremen Vorféllen im Gemeinwesen
durch kommunale Akteurinnen und Akteure (,Verharmlosung und Normalisierung® (Ler-
che2_2019)).
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Gesellschaftliche Entwicklungen wie die Normalisierung und Relativierung
rechter bis rechtsextremer Positionen durch die ,,Mitte der Gesellschaft® und
der zunehmende Zuspruch zu rechtsextremen und -populistischen Parteien,
Bewegungen und Stromungen stellen aus Sicht der Beratungsnehmenden
Grenzen und Herausforderungen fiir den Erfolg des Beratungsprozesses dar.

»[B]is dahin dachte ich, wir haben als Gesellschaft [einen demokratischen Kon-
sens|. Nach 2015, als dann klar war, dass wir diese Gewissheit nicht haben, als
dann das Ganze [Rechtspopulismus, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit] auch
hochkam, ne? Das begann bei uns ein paar Monate vorher, muss man sagen.“

(Meise_2018).

Derartige Symptome zeigten sich beispielsweise bei den Protesten gegen Zu-
gewanderte, wo sich Mischszenen aus sogenannten besorgten Biirgerinnen
und Biirgern sowie rechtsextremistischen Kriften gebildet hatten, rechtsext-
remes Gedankengut ganz selbstverstindlich verbreitet wurde und rote Linien
sich verschoben. In einigen Regionen Deutschlands gehort mittlerweile
durchaus Mut dazu, offen Stellung fur Menschenrechte zu beziehen.

Im Gemeinwesen kann Rechtsextremismus, GMF und Rassismus jedoch
nur durch das gemeinsame Handeln von lokalen zivilgesellschaftlichen und
staatlichen Akteurinnen und Akteuren Einhalt geboten werden. Besonders
nachteilig fir den Beratungsprozess und dessen Erfolg ist es also, wenn ge-
wichtige lokale Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft, der Politik
und/oder der Verwaltung Rechtsextremismus, GMF und Rassismus nicht als
Problem begreifen. Mobile Beratung kann Zivilgesellschaft (auch staatliche
Akteurinnen und Akteure) in ihrem Bemithen um Toleranz und (Welt-)Of-
fenheit stirken und unterstiitzen, aber sie kann diese nicht ,,erzeugen®.

Dies bestitigt bereits vorliegende Erkenntnisse zur Bedeutung der Unter-
stitzung der Beratungsnehmenden durch eine Positionierung seitens promi-
nenter Personen, sprich der lokalen politischen und 6konomischen Eliten fir
Demokratie und gegen Rechtsextremismus, Gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit und Rassismus (vgl. beispielsweise Geisler/Schultheis 2011;
Richter 2008). So hat Bianca Richter aus ihrer dreijdhrigen Mitarbeit in einer
Biirgerinitiative fiir gelebte Demokratie bzw. demokratische Kultur und ge-
gen Rechtsextremismus bereits im Jahr 2008 das Fazit gezogen, dass man
ohne die politischen und 6konomischen Eliten an der Seite zu haben, oft auf
verlorenem Posten kimpft. Die Autorin fihrt weiter aus, dass in den Ge-
meinschaften Normalisierungsprozesse, das hei3t eine Verharmlosung, Leug-
nung oder Duldung, auch von den sogenannten Eliten, thematisiert werden
muss. Das bedeutet, dass Schweigespiralen durchbrochen und insbesondere
einflussreiche Personen in ihren 6ffentlichen Diskursen fir menschenver-
achtendes Verhalten sensibel sein missen (vgl. Richter 2008, S. 33f.). In die-
sem Zusammenhang fihrt die Autorin aullerdem aus, dass eine Arbeit bzw.
Intervention von Aulenstehenden allein wenig Friichte tragen wird, sondern
dass im lokalen Gemeinwesen (oder eben in einer Institution) selbst genu-
gend Mitstreiterinnen und Mitstreiter fir diese ,,Gegenwehr® gefunden wer-
den miissen (vgl. ebd.).
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4.2.3 Das Abschlussgespréach zur Ergebnissicherung und
Wertschatzung

,»Am Ende eines Beratungsprozesses werden die Arbeitsergebnisse (...) gemein-
sam mit den Beratungsnehmer_innen partizipativ und systematisch reflektiert.
(Bundesverband Mobile Beratung e.V. 2018, S. 38).

Ein Abschluss- oder Reflexionsgesprich®® ist in der (systemischen) Beratung
durchaus ein gingiges Verfahren. Es dient der Beendigung des gemeinsamen
Arbeitsprozesses und der ,,Verabschiedung® des Beratungsnehmenden. In-
halt dessen sind eine Bilanzierung, gegenseitige Riickmeldungen, Riickfall-
schutzmaBnahmen und/oder Ausblicke. Auch seitens der Beraterinnen und
Berater der Mobilen Beratung wurde angemerkt:

,»Also wenn man sich einfach noch mal die Zeit nimmt, noch mal drauf zu gu-
cken: ,Was haben wir gemacht? Was haben wir erreicht? Was war gut? Was war
vielleicht weniger gut? Wo fehlt noch was?‘ Ich glaube das wire schon absolut
ausreichend.” (Viktor_Gesamt_2017).

Trotz der Ausfithrung in den Qualititsstandards fur die MB und dem
Wunsch einzelner Beraterinnen und Berater nach einem ,,guten Abschluss-
gesprach® findet in der bisherigen Praxis ein solches kaum statt.

,,Also wir bieten das an, aber offensichtlich sind die Leute mit dem, was sie be-
kommen haben, entweder so zuftieden oder so unzufrieden, das weill man dann
nicht so genau. Aber zumindest, also aus der Sicht der Beratungsnehmenden, ist
das Ziel erreicht, dann hat man das gemacht, was man sich vorgenommen hat,
und dann so einem Abschlussgesprich nicht unbedingt noch mal eine besondere
Bedeutung zugemessen.” (Viktor_Gesamt_2017).

Zwar wurden mittlerweile im Feld unterschiedliche Vorgehensweisen entwi-
ckelt, um eine abschlieBende Meinung der Beratungsnehmenden einzuholen,
bisher ist es den Beraterinnen und Beratern jedoch offenbar noch nicht ge-
lungen, ein geeignetes Format fir ein systematisches, abschlieBendes Ge-
sprich mit den Beratungsnehmenden zu finden. Momentan ist dies eher ein
freiwilliges Angebot und/oder es wird dessen Zustandekommen ,,dem Zufall
tberlassen®. Die Zufriedenheit mit dem Angebot zeigt sich zudem darin, dass
chemalige Beratungsnehmende erneut um Beratung bitten oder das Angebot
anderen weiterempfehlen. Aus Sicht der Beraterinnen und Berater liegt es
aber auch an einer gewissen Ungewissheit beziiglich des Fallabschlusses®’,
dass keine abschlieBende Meinung des Beratungsnehmenden eingeholt wer-
den konnte.

»Also, es ist eher selten, dass es wirklich gelingt, Beratungsfille aus unserer Per-
spektive so abzuschlieBen, dass sie wirklich rund abgeschlossen sind, sondern es

56 Die Bedeutung des Gesprachs fiur die Beratungsarbeit hat mehrere Aspekte: Qualitatssiche-
rung, Transparenz, Offentlichkeitsarbeit, Wertschatzung.

57 In der Datenbank mit Stand vom 15.7.2019 wurden 51,3 % der Falle mit Erreichung des Bera-
tungsziels abgeschlossen, weitere 3,5 % der Beratungsnehmenden wurden weiter verwiesen.
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ist ganz oft so, dass sie irgendwann eher so ein bisschen ausfransen und ausfa-
sern.” (Viktor_Gesamt_2017).

Des Weiteren verhinderten zu knappe zeitliche bzw. personelle Ressourcen,
insbesondere seit dem Jahr 2015, durch den enormen Anstieg an Anfragen
(vgl. Bischoff u.a. 2017), dass noch einmal die Zeit fiir ein Abschlussgesprich
gefunden wurde.

Eine Resonanz auf die eigene Arbeit erhilt man eher in anderen Zusam-
menhingen, beispielsweise direkt in eigenen Veranstaltungen oder bei Ver-
anstaltungen und (Netzwerk-)Treffen. ,,Und vielleicht sind die Leute einfach
zufrieden, das wissen wir dann, wenn die sich irgendwie nach zwei Jahren
noch mal melden oder uns weiterempfehlen.“ (Viktor_Gesamt_2017).
Dennoch bleibt fir die Beraterinnen und Berater immer eine gewisse Unsi-
cherheit dartiber: Was haben wir erreicht mit unserer Arbeit? Dabei geht es
nicht nur darum zu erfahren, ob eine bestimmte EinzelmaBnahme, wie ein
Workshop, niitzlich war, sondern auch darum: Was ist denn aus dem entwi-
ckelten Konzept, aus der entwickelten Strategie geworden? Wie wurde das
denn ein- und umgesetzt? Hat sich damit auch etwas tiber den Fall hinaus in
den Einrichtungen geindert?

»oonst hingt so ein Fall immer nach und wir wissen nicht: ,Ist das jetzt gelaufen?
oder: ,Ist das jetzt nicht gelaufen?‘ ,Haben die da jetzt wirklich was umgesetztr*,
ne, das interessiert ja auch, auch inhaltlich: ,Was ist daraus geworden?‘ oder: ,Ist
da gar nichts passiert?‘ oder: ,Haben die einfach nur unsere Leistung gerne ge-
nommen?‘, dass wir da vielleicht nur einen Vortrag gehalten haben oder sonst
was und alles andere, sonst ist nichts weiter passiert. Da haben wir natiirlich auch
Anspriiche und wollen natiirlich auch, dass mehr passiert, als nur jetzt einmal so
ein einmaliges oder zweimaliges Treffen oder vielleicht so einen Vortrag oder
einen Workshop.“ (Viktor_Gesamt_2017).

Ob die Beraterinnen und Berater die Meinung der Beratungsnehmenden in
einem Abschlussgesprich Face-to-Face, in einem Feedbackbogen oder auf
einem anderen methodischen Weg einholen, ist zweitrangig. Wichtig wire es,
die Beratungsnehmende/den Beratungsnehmenden noch einmal zu Wort
kommen zu lassen und den Fokus datrauf zu legen, was will (und kann) die/
der Beratungsnehmende mir mitteilen? Mit diesem Herangehen stellt sich
nicht mehr die Frage: Kann einer bzw. einem Beratungsnehmenden die Be-
fragung zugemutet werden? Stattdessen wird Wertschitzung gegentber den
Beratungsnehmenden signalisiert und: Thre Meinung ist mir wichtig!
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4.3 Beratung im Kontext Rechtsextremismus:
Bewahrtes und Entwicklungsbedarfe aus Sicht
der LDZ-Koordinierenden

4.3.1 Spezialisierte Betroffenenberatung: Etablierte
Angebotslandschaft im Osten, mit weil3en Flecken im
Westen

Die wissenschaftliche Begleitung der LDZ hatte das Arbeitsfeld der speziali-
sierten Opferberatung in ihrem Bericht im Jahr 2018 als ,,etabliertes Arbeits-
feld (Bischoff u.a. 2018, S. 37f.) beschrieben, in dem sich allerdings insbe-
sondere in den westdeutschen Bundeslindern (weiterhin) Aufbau-, Umstruk-
turierungs- oder Findungsprozesse zur Etablierung von Opferberatungsstel-
len beobachten lassen. Wihrend die Situation hinsichtlich einer bundeswei-
ten Etablierung von Opferberatung im vergangenen Jahr durchgehend als
cher hoffnungsfroh bezeichnet werden konnte, scheint der Auf- bzw. Ausbau
der Angebote in einigen der westdeutschen Bundeslinder trotz insgesamt
noch einmal gestiegener Bundeszuschiisse zu stagnieren. Ausweis dieser Ent-
wicklung ist auch, dass im Jahr 2019 drei Bundeslinder, die rund 20 Prozent
der Wohnbevolkerung der Bundesrepublik reprisentieren, im Bundesver-
band der Opferberatung (VBRG) nach wie vor nicht vertreten sind (vgl.
www.verband-brg.de/ueber-uns/#mitglieder (22.08.2019)).

In zwei Bundeslindern zeichneten sich zum Zeitpunkt der Interviews mit
den Landeskoordinierenden derart bedeutende Umstrukturierungen in den
gerade erst etablierten Angeboten ab, dass aus Sicht der wB Mitte des Jahres
2019 nicht klar war, inwieweit die Angebote arbeitsfihig sind oder in der Zu-
kunft Bestand haben werden. In einem (weiteren) groen Flichenland be-
richtete die interviewte Person von einer Unterfinanzierung des noch im Auf-
bau befindlichen Angebots, die dazu fihren wiirde, dass das Angebot nicht
bekannt ist. So miissten dort beispielsweise zentrale Funktionsbereiche, z.B.
die Offentlichkeitsarbeit, durch einen ehrenamtlichen Vorstand besorgt wer-
den. Das sei allerdings im erforderlichen Umfang kaum zu leisten.>® Hier
zeigt sich, dass die fir alle Bundeslinder gliche Vorgabe der Leitlinie, einen
Mindestbetrag von 120.000 EUR pro Bundesland fiir die Opferberatung ein-
zusetzen, insbesondere fur die groBen Flichenlinder keine geeignete Orien-
tierungsgrofe fir ein angemessenes Mindestangebot an spezialisierter Opfer-
beratung darstellt. Die bisher vorliegenden empirischen Erkenntnisse in ,,De-
mokratie leben!* zeigen, dass einzelne Linder ihre Verantwortung fir eine
bedarfsangemessene Ausstattung insbesondere der Betroffenenberatung

58 Im Ubrigen wére eine erfolgreiche Offentlichkeitsarbeit in diesem Fall sogar kontraproduktiv,
weil die Beratungsressourcen bei weitem nicht ausreichen wirden, um den zu erwartenden
Mehrbedarf zu decken. So zeigten Erfahrungen in anderen Bundeslandern, dass sich der Be-
ratungsbedarf bei steigender Bekanntheit des Angebots vervielfachen kann.
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(noch) nicht in dem Umfang wahrnehmen und Landesmittel einsetzen, wie
das durch das Bundesprogramm angeregt wird.>

Zudem wurde aus dem Kreis der Interviewten angemerkt, dass mit einer
iberwiegenden Programmfinanzierung der Beratungsangebote in der Regel
prekire Beschiftigungsverhiltnisse einhergingen, was sich negativ auf die
personalseitige Nachhaltigkeit der Unterstiitzungsstrukturen auswirkt. Um
dem entgegenzuwirken, haben sich mehrere Linder, insbesondere in Ost-
deutschland, in Anerkennung eines konstant bestehenden Bedarfs entschlos-
sen, die Beratungsangebote der Mobilen Beratung und der spezialisierten Be-
troffenenberatung durch eine feste Verankerung in den einschligigen Lan-
desprogrammen zumindest dem Grunde nach strukturell abzusichern. 50

Zugleich zeigt sich in einzelnen Bundeslindern (weiterhin) eine gewisse
Grundskepsis dariiber, wie grol3 der Bedarf an einem spezialisierten Bera-
tungsangebot fiir von rechter Gewalt Betroffene tatsdchlich ist. So wurde
beispielsweise in einem Bundesland angesichts einer Verdoppelung von Be-
ratungsanfragen im Zeitraum 2017 bis 2018 in Verbindung mit der Neuschaf-
fung eines Beratungsangebots die Uberlegung angestellt, dass es sich hin-
sichtlich der Nachfrageentwicklung von Beratungsleistungen méglicherweise
um eine ,,Griindungsblase” handele und letztlich nur angestauter Bedarf ge-
deckt wird, der woméglich bald deutlich zuriickgeht. In solchen Zusammen-
hingen wird dann entweder der Personalschlissel zur Betreuung von Be-
troffenen — auch im Vergleich zu anderen Opferberatungsangeboten — kri-
tisch hinterfragt oder diskutiert, inwieweit Betroffene nicht doch durch be-
reits bestehende (Regel-)Angebote der Opferberatung, z.B. bei den sozialen
Diensten der Justiz oder durch Organisationen wie ,,Weiller Ring* betreut
werden konnten. Unterschwellig bzw. indirekt werden dabei auch Fragen von
,»Opferhierarchien® und nach dem politischen Charakter der Unterstiitzungs-
arbeit verhandelt.

Ungeachtet der geschilderten Strukturentwicklungsprobleme im Arbeits-
feld hat die Mehrheit der Landeskoordinierenden auf entsprechende Nach-
frage davon berichtet, Anpassungen in Bezug auf Weiterentwicklungen in
den Angeboten bereits vorzunehmen oder in naher Zukunft vornehmen zu
wollen. Das betrifft:

e Fragen der Qualititsentwicklung und Vergleichbarkeit der spezialisierten
Betroffenenberatung mit anderen staatlichen und nichtstaatlichen Opfer-
beratungsangeboten,

e die Regionalisierung bzw. Dezentralisierung,

e die Digitalisierung von Angebotsstrukturen in Flichenlindern und

e inhaltliche Entwicklungen wie die Fokussierung auf die Beratung spezifi-
scher Zielgruppen (etwa von LGBTIQ*-Personen, von antisemitischen
An- und Ubergriffen Betroffene oder von Schwarzen Menschen) sowie

59 Inwieweit dafir Haushaltsrestriktionen und/oder von den Praktikerinnen und Praktikern in der
Beratungsarbeit abweichende Bedarfseinschatzungen der politisch Verantwortlichen in den
Landern hauptverantwortlich sind, muss aufgrund fehlender empirischer Daten dahinstehen.

60 Das bedeutet, dass die Existenz der Angebote nicht mehr infrage gestellt wird, wenngleich sich
daraus nicht automatisch konkrete Aussagen fiir deren Ressourcenausstattung ableiten lassen.
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die Ubernahme von Aufgaben der Antidiskriminierungsberatung und -ar-
beit.

Daneben harren auch die im wB-Bericht 2018 bereits genannten Themen ei-
ner weiteren Diskussion im Handlungsfeld (vgl. Bischoff u.a. 2018). Das be-
trifft das Spannungsfeld, in dem sich die Unterstiitzungsarbeit der Opferbe-
ratung bewegt: Zwischen einerseits zivilgesellschaftlicher Aktion, die sich vor
allem im bereits genannten politischen Charakter der Arbeit sowie dem Stel-
lenwert von Lokaler Intervention ausdriickt (vgl. Kobberling 2018, S. 339)
und andererseits sozialer Dienstleistung, die sich vor dem Hintergrund knap-
per Personalressourcen und in Abgrenzung zum Arbeitsfeld der Mobilen Be-
ratung in den Angeboten analog zu anderen Beratungsfeldern (beispielsweise
der Beratung von Opfern sexualisierter Gewalt) ausgestaltet. Mit Blick auf
eine stirkere Diversity-Orientierung in den Beratungsangeboten stellt sich
auch die Frage danach, wie sich die Rekrutierung und der Einsatz von Perso-
nal, das selbst zu besonders verletzbaren (vulnerablen) Personengruppen im
Kontext der Beratung von rechter Gewalt gehoért, auf die Angebotsausrich-
tung auswirkt. Hierzu ist in einem Interview die Beobachtung geschildert
worden, dass professionell Beratende in diversen Teams in bestimmten Situ-
ationen ein hohes Maf3 an Verletzlichkeit zeigten und damit selbst latent zum
Unterstitzungs-,, Fall“ wirden. Hierin wird einmal mehr der Stellenwert von
Selbstsorge und die Notwendigkeit deutlich, entsprechende Back-up-, Ent-
lastungs- und Reflexionsstrukturen und -verfahren in den Angeboten der
Opferberatung sicherzustellen.

4.3.2 Mobile Beratung

Reiner Becker und Sophie Schmitt vom Hessischen Landes-Demokratiezent-
rum haben in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesverband der Mobilen
Beratung jiingst einen Sammelband zum ,,State of the Art* in der Mobilen
Beratung im Kontext Rechtsextremismus verbffentlicht, der die zentralen
Arbeitsfelder und -ansitze sowie feldimmanente Spannungsfelder und Dis-
kurslinien beleuchtet (vgl. Becker/Schmitt 2019). Einige der dort aufschei-
nenden Fragen tauchten als formulierte Entwicklungsaufgaben und offene
Diskussionspunkte auch in den Interviews mit den Landeskoordinierenden
auf, wenn es darum ging, den Stand und die Verinderungsbedarfe in den
Beratungsangeboten zu thematisieren.

Zunichst kann konstatiert werden, dass infolge des Mittelaufwuchses im
Programmbereich auch im Feld der Mobilen Beratung in mehreren Flichen-
lindern explizit oder implizit Regionalisierung und Strukturanpassungen der
Beratungsangebote auf der Tagesordnung standen bzw. stehen. Mit dem Zu-
wachs an Beratungsressourcen ist in der Mehrzahl der Bundeslinder auch die
Aufstockung von Beratungspersonal und in diesem Kontext dessen Qualifi-
zierung verbunden. Dartiber hinaus lie3 sich in mehreren Bundeslindern be-
obachten, dass tber die Bearbeitung von Phinomenen der Islam-/Muslim-
feindlichkeit Angebote der Bearbeitung von Rechtsextremismus/-populis-
mus sowie GMF einerseits und Islamismus/Salafismus andererseits mitei-
nander verzahnt und Mittel, die dezidiert der Islamismusprivention gewid-
met sind, so de facto in das Handlungsfeld der Rechtsextremismusprivention
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umgelenkt werden. Dies deutet zum einen auf inhaltliche Synergiepotenziale
der im Programm geforderten Angebote hin, ist zugleich jedoch auch ein
Anzeiger dafiir, dass die thematischen Grenzen der jeweiligen Angebote ver-
schwimmen.

Nicht zuletzt angesichts solcher Befunde ist hinsichtlich der in der Mobilen
Beratung bearbeiteten Gegenstandsbereiche auffillig, dass — im Gegensatz
beispielsweise zur Opferberatung — die Kontur dessen, was den Angebots-
kern der Mobilen Beratung im Kontext Rechtsextremismus ausmacht, be-
ginnt unscharf zu werden. Das spiegelt sich auch in den Aussagen zu den
Entwicklungen im Handlungsfeld in zwei Dritteln der mit den Landeskoor-
dinierenden gefihrten Interviews wider.

So sollte die Mobile Beratung in den Anfangsjahren bis zum Programm
TFKS zumindest vom Anspruch her vor allem der Krisenintervention, das
heiflt, als Beratungsangebot in durch Rechtsextremismus indizierten Prob-
lemlagen vor Ort dienen. Mit der Ausweitung des geforderten Aufgabenport-
folios in der Mobilen Beratung in ,,Demokratie leben! zeigte sich, dass deren
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in nicht unerheblichem Umfang in der po-
litischen Bildung, der Organisationsentwicklung, der Aus- und Weiterbildung
von (pidagogischem) Fachpersonal, der Antirassismusarbeit und/oder im
Empowerment von Organisationen bzw. Initiativen marginalisierter Grup-
pen titig sind.

Dartiber hinaus rdumten auch LDZ-Koordinierende in Interviews ein,
dass sie mit ,,Demokratie leben!* , Fesseln® in der Gestaltung und Darstel-
lung ihrer Angebotspalette abstreifen konnten, die sie vormals durch die Ver-
pflichtung auf krisenorientierte Beratung in einem engen Sinn hinsichtlich
der Finanzierung von Angeboten durch das Bundesprogramm verspurt hat-
ten. Insoweit ist der Begriff der Mobilen Beratung zwar inzwischen als Marke
etabliert, allerdings kann er bei Fachunkundigen zu unpassenden Assoziatio-
nen und Erwartungen hinsichtlich der Anliegen, des Vorgehens sowie der
Resultate der Arbeit der Beraterinnen und Berater fithren. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn das Handeln der Beratenden nicht mehr auf eine problem-
fokussierte Unterstiitzung von Personen und Organisationen, sondern bei-
spielsweise auf Bildung gerichtet ist.

Dieser Prozess wird durch verschiedene Faktoren befeuert. So werden in
der Mehrheit der Bundeslinder die Angebote der Mobilen Beratung durch
Triger vorgehalten, die entweder qua Trigerprofil bzw. -philosophie und/
oder staatlichem Auftrag mit mehreren Arbeitsfeldern im weiten Themen-
spektrum der Demokratiestirkung und GMF-, Diskriminierungs- und/oder
Extremismusprivention befasst sind. Exemplarisch sind hier die ,,Regional-
zentren fiir Demokratische Kultur in Mecklenburg-Vorpommern® oder Tri-
ger wie ,,Arbeit und Leben® zu nennen. Das kann nicht nur nach Ansicht der
wB dazu beitragen, dass sich Titigkeitsfelder von Beratenden entgrenzen und
sich Arbeitsfelder latent Uberschneiden (vgl. auch Klare/Becker 2019, S. 21—
35). So lie3 sich z.B. beobachten, wie sich zunichst anlassbezogene, auf ein
Gemeinwesen oder eine Initiative und/oder Organisation bezogene Bera-
tungssettings nach und nach in Dauerbetreuungsverhiltnisse wandelten.
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Zwar entspricht es zum einem dem inzwischen in der Mobilen Beratung do-
minierenden systemischen Beratungsparadigma (vgl. Docker u.a. 2019; Bi-
schoff u.a. 2018), Beratungsprozesse als lingerfristige Begleit- und Entwick-
lungsprozesse anzulegen. Mit Blick auf die Vielfalt der im genannten The-
menspektrum inzwischen umgesetzten und oft aus 6ffentlichen Kassen der
Kommunen, Linder und des Bundes finanzierten Angebote besteht aller-
dings die Gefahr, dass die Mobile Beratung als spezifische Unterstiitzungs-
form in der Breite sukzessive ihr Alleinstellungsmerkmal verliert. So berich-
teten Interviewpartnerinnen bzw. -partner in einzelnen LDZ etwa davon,
dass nicht die MB, sondern die Mitarbeitenden im Angebot der Ausstiegs-
und Distanzierungsarbeit in Problemfillen als die maf3geblichen Expertinnen
und Experten fir Fragen des Rechtsextremismus betrachtet wiirden. In ei-
nem anderen Fall ist — wie bereits erwidhnt — auf der Ebene der Landeskoor-
dinierung ein entsprechendes (mobiles) Interventionsteam etabliert und qua-
lifiziert worden. Auch scheinen sich die Partnerschaften fiir Demokratie als
erste Anlaufstelle zur Bewiltigung von einschligigen Problemkonstellationen
auch in solchen Bundeslindern zu etablieren, in denen Trager der Mobilen
Beratung nicht auch die Funktion der nichtstaatlichen Koordinierungs- und
Fachstelle in den PfD tibernommen haben.

Inwieweit sich hier ein Entwicklungstrend ankindigt, bleibt abzuwarten.
Dabeti ist allerdings in Rechnung zu stellen, dass insbesondere mit den PfD
ein Handlungsfeld existiert, welches in der Breite lokal verankert ist und in-
zwischen iiber hinreichend qualifizierte Strukturen verfiigt, um lokale Prob-
lemlagen im Kontext von Rechtsextremismus und GMF aus eigenen Res-
sourcen heraus bearbeiten zu kénnen (vgl. ISS/Camino 2018, S. 58ff). In
Bundeslindern, in denen die Trager der Angebote der Mobilen Beratung als
die Spezialistinnen und Spezialisten fur die Themen Rechtsextremismus/
Rechtspopulismus anerkannt sind, stellen sich solche Fragen kaum. Dort
werden die Angebote (weiterhin) als zentrale Unterstiitzungs- und Informa-
tionsressource auch fir die Ebene der LDZ-Koordinierenden betrachtet und
entsprechend wertgeschitzt.

Als zweiter wesentlicher Faktor, der sich auf den Prozess einer méglichen
Entgrenzung von Mobiler Beratung auswirkt, konnen gesellschaftliche Ent-
wicklungen und Diskurse um die Phinomenbereiche Rechtsextremismus und
Rechtspopulismus betrachtet werden. Ausweislich der am DJI gefiihrten
(Vor-)Fallstatistik der Mobilen Beraterinnen und Berater besitzt das Thema
Rechtspopulismus seit 2017 eine zentrale Bedeutung als bearbeitetes Thema
in der Mobilen Beratung. Zugleich steht eine nicht unbedeutende Gruppe
von Angeboten der Verwendung des Extremismusbegriffs skeptisch gegen-
Uber oder lehnt ihn ginzlich ab (vgl. Schmitt/Becker 2019).

Das bedeutet in der Konsequenz, dass der zentrale Gegenstand des Ar-
beitsfeldes schwerer begrifflich zu fassen ist, denn

e weder ist der Begriff des Rechtspopulismus gegeniiber denen des Rechts-
extremismus oder des Rassismus trennscharf und in der Breite akzeptiert
genug, um die jeweils vor Ort zu bearbeitenden konkreten Phinomene
hinreichend klar fassen und damit einer angemessenen Bearbeitung zufiih-
ren zu kdnnen,
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e noch scheinen derzeit geeignete alternative begriffliche Konzepte bereit-
zustehen, die einen unverwechselbaren, eigenen thematischen Angebots-
kern der Mobilen Beratung beschreiben kénnten.

So sind letztlich auch Begriffe und Konzepte wie Rassismus oder GMF derart
breit und werden bereits durch eine Vielzahl vielfaltiger Angebote bearbeitet,
dass sie kaum als auch von auflen sichtbare, identititsstiftende inhaltliche
bzw. begriffliche Kerne der Mobilen Beratung dienen konnen. Letztlich wirkt
sich hier auf die Mobile Beratung die in den Bundeslindern und auf kommu-
naler Ebene durchaus gefiihrte politische Auseinandersetzung dariiber aus,
was denn tiberhaupt das durch sie vordringlich zu bearbeitende Problem sei
(zur Konstruktion soziale Probleme vgl. Groenemeyer 2012).

Solche Divergenzen bilden sich nicht zuletzt in den Haushaltsmitteln ab,
die durch die Linder und Kommunen fir die Beratungsarbeit im Kontext
Rechtsextremismus aufgewendet werden. So dul3erten mehrerer Landeskoor-
dinierende die Hypothese, dass in ihren Bundeslindern ohne das Bundespro-
gramm zivilgesellschaftlich bzw. nichtstaatlich getragene Angebote der Mo-
bilen Beratung und/oder Opferberatung im Kontext ,,Rechtsextremismus*
nicht oder nicht im gegenwirtigen Umfang existieren wiirden, wihrend im
Vergleich dazu beispielsweise fiir das Themenfeld ,,Islamismus/Salafismus®
vergleichsweise viel Landesmittel zur Verfiigung stehen. Dies sagt zum einen
etwas Uber die Problemwahrnehmungen und -priorisierungen der politisch
Verantwortlichen in den Lindern aus. Es kann zugleich jedoch auch darauf
hindeuten, dass verantwortliche politische und Verwaltungsakteurinnen und
-akteure die Problembearbeitungsfihigkeit nichtstaatlicher Triger, in einem
als vor allem sicherheitspolitisch relevant eingestuften Themenfeld, als nicht
ausreichend einschitzen.

Vor dem Hintergrund der im vierten Bericht der wB der LDZ geschilder-
ten Verberuflichungs- bzw. Professionalisierungsbestrebungen im Arbeits-
feld und der bereits dort durchscheinenden Diversitit der Arbeitsansidtze der
verschiedenen Triger (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 791.) scheint die Frage nach
einer Profilschirfung (weiterhin) von einiger Bedeutung zu sein. Dies geht
einher mit der Bestrebung, Mobile Beratung entweder als eigenstindige Pro-
fession im Feld sozialer Berufe oder als Teilprofession in der Sozialen Arbeit
zu etablieren. Im Kern ist die Frage zu beantworten, welche spezifischen
Antworten und Bearbeitungsformen, im Sinne eines Alleinstellungsmerk-
mals, Mobile Beraterinnen und Berater in der Bearbeitung der von ihnen
adressierten Probleme in Ansatz bringen (k6nnen).

In diesen Klirungsprozessen durften die Bundesverbinde der Beratungsar-
beit, hier konkret der Bundesverband der Mobilen Beratung, eine Schliissel-
stellung einnehmen. Bisher haben sich diese Verbinde als eine wichtige fach-
interne Unterstitzungsressource erwiesen. Sowohl die Mehrheit der befrag-
ten Beratungstriger als auch der Landeskoordinierenden in den LDZ wert-
schitzen die Fachkompetenz und das Engagement der Verbinde fiir die ein-
zelnen Handlungsfelder und erkennen deren Beitrdge zur Qualititsentwick-
lung und Verfachlichung der Arbeit der Beratenden in den einzelnen Bun-
deslindern an. Kritische Stimmen beziechen sich vor allem darauf, dass die
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Qualitdt der Zusammenarbeit einzelner Beratungsverbinde mit verschiede-
nen LDZ-Koordinierenden, insbesondere in den westdeutschen Bundeslin-
dern, zu wiinschen tbrigldsst. Haupteinwurf ist hierbei, dass Erstere an Letz-
teren vorbei agieren und Linderbelange zu wenig bertcksichtigen. Dabei
werden die Verbinde der drei hier behandelten Arbeitsfelder durchaus un-
terschiedlich bewertet:

,»Die Bundesverbidnde spielen eigentlich fiir uns immer dann eine Rolle, wenn
sie eher mit inhaltlichen Schwerpunktsetzungen daherkommen. Also, die Dach-
verbinde spielen sicher fiir die Kolleg*innen eine Rolle. Also, ich weil3, dass un-
sere Kollegen aus dem Bereich der Opferberatung sehr, sehr engagiert im Dach-
verband sind, und unsere Kollegen von der Ausstiegsberatung sind in dem Dach-
verband sehr engagiert. Im Dachverband der Mobilen Beratung sind wir nur mit
einem Triger drin, weil das auch nicht unbedingt so sehr unseren Qualitd tskri-
terien entspricht (...) Aber wir iiberlassen das auch den Trigern, ob sie in Dach-
verbinden mitarbeiten oder nicht.” (Martha_2019).

Problematisiert wurde von mehreren Koordinierenden auch der politische
Anstrich in der Arbeit der Bundesverbinde als Lobby-Organisationen. In
diesem Zusammenhang erklirt sich dann auch der teilweise vorhandene Un-
wille vonseiten der Bundeslidnder, sich in der zweiten Forderphase von ,,De-
mokratie leben! stirker als bisher an der Forderung der Arbeit der Bera-
tungsverbiande zu beteiligen:

»[Name Vertretung eines Bundesverbandes der Beratung] kimpft da drum [um
die Weiterfinanzierung der Arbeit des Bundesverbandes ab 2020; Anmerkung
d.A.], das verstehe ich. (...) [Die Person] weil3 aber auch, dass sie in [Name des
Angebots| eine Sicherheit bei uns hat. Sie ist finanziell gut ausgestattet, sie ist
involviert, wir helfen ihnen, wenn es um Polizei geht, wir helfen ihnen auch,
wenn sie die Lobby zur politischen Ebene brauchen. Aber ich mache doch keine,
finanziere doch hier keine Lobbyarbeit fiir [andere Bundeslinder] mit.*
(Julius_2019).

Auch hier spiegelt sich eine der zentralen Herausforderungen im Bundespro-
gramm und insbesondere fiir die Akteurinnen und Akteure in den Landes-
Demokratiezentren wider, was die Kooperation und Koordination staatlicher
und nichtstaatlicher Akteurinnen und Akteure angeht: Die gegenseitige Ak-
zeptanz der Handlungslogiken sowie aufseiten der nichtstaatlichen Akteurin-
nen und Akteure auch das Austarieren des Verhiltnisses von zivilgesell-
schaftlicher Basis der Arbeit einerseits und der staatlichen Inanspruchnahme
und Mandatierung als marktférmig agierende, allerdings gemeinniitzige
(Non-Profit-)Organisation im Feld der Erbringung sozialer (Beratungs-)
Dienstleistungen andererseits.

4.3.3 Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit: Notwendige
Profilscharfung in einem sich wandelnden Arbeitsfeld

Auch wenn die nichtstaatlichen Angebote der Ausstiegs- und Distanzierungs-

arbeit seit ihrer Integration in die Programmfamilie der Extremismuspriven-
tion der Bundesrepublik fester Bestandteil der Beratungsstruktur der Bun-

102



deslinder®! zur Bearbeitung von Rechtsextremismus sind und mit dem Bun-
desverband ,,Ausstieg zum Einstieg® Gber einen Dachverband auf Bundes-
ebene verfiigen, prasentiert sich das Feld im Vergleich der Bundeslinder und
mit den beiden anderen Beratungsfeldern teilweise als prekir.

Dies scheint u.a. daraus zu resultieren, dass die einzelnen Bundeslinder
den Bedarf fiir ein rein nichtstaatlich getragenes Ausstiegsangebot (weiterhin)
recht unterschiedlich beurteilen. So geht beispielsweise ein Bundesland in
diesem Zusammenhang davon aus, dass der Bedarf an nichtstaatlich getrage-
ner Distanzierungsarbeit (in Abgrenzung zur Ausstiegsarbeit) noch nicht ge-
deckt ist, in einem anderen Land wird die Arbeit mit nicht straffilligen An-
hingern rechtsextremer Gruppierungen als Fehlstelle benannt. Im Gegensatz
dazu wird beispielsweise in einem weiteren Bundesland gepriift, inwieweit
tberhaupt der Bedarf fur ein Angebot besteht.

Nach den Informationen aus den Bundeslindern und der Mitgliederliste
des Bundesverbandes wird zum Zeitpunkt der Berichtslegung in neun Bun-
deslindern Ausstiegsarbeit in einem engeren Sinne geleistet. In zwei Bundes-
lindern wurden die nichtstaatlichen Ausstiegs- bzw. Distanzierungsange-
bote®2 im aktuellen Forderzeitraum von ,,Demokratie leben!* mangels Be-
darfs und aufgrund von Anpassungsschwierigkeiten in den Angebotsstruktu-
ren eingestellt. In einem der beiden Bundeslinder wurde in diesem Zusam-
menhang angemerkt, dass zwar ein Bedarf fiir eine Fachstelle der Angehéri-
gen- und Distanzierungsberatung gesehen wird, es allerdings keine zeitnahe
Moglichkeit gibe, entsprechendes Fachpersonal zu gewinnen und/oder an-
gemessen zu qualifizieren. Ein anderes Bundesland setzt ganz darauf, dass
etwaige Ausstiegswillige iiber das bundesweit agierende Angebot von EXIT-
Deutschland betreut werden (kénnen).

Um zumindest eine Grundstruktur an Ausstiegsarbeit aufrechtzuerhalten,
pruften zwei Bundeslinder zum Erhebungszeit fir diesen Bericht, inwieweit
eine Verzahnung der Ausstiegsarbeit mit Angeboten der Deradikalisierungs-
arbeit im Strafvollzug sinnvoll ist, um

61 Daneben existiert ein bundesweit tatiges Angebot, welches in ,Demokratie leben!” iber den
Programmbereich C (Forderung der Strukturentwicklung zum bundeszentralen Trager) finanzi-
ell unterstutzt wird.

62 Wahrend sich der Begriff der Ausstiegsarbeit auf solche Angebote bezieht, die mit Personen
arbeiten, bei denen eine Ausstiegsmotivation vorliegt, ist es ein Kennzeichen von Distanzie-
rungsarbeit, dass diese sich an Personen richtet, bei denen in der Regel kein Problembewusst-
sein hinsichtlich rechtsextremistischer politisch-weltanschaulicher Orientierungen und/oder
Gruppenzugehdrigkeiten existiert (vgl. Bischoff u.a. 2016, S. 46ff.).
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a) den Zielgruppenbezug (Arbeit mit Indexpersonen®® und/oder deren An-
gehorigen sowie mit Anhingerinnen und Anhingern rechtsextremer Sze-
nen bzw. Gruppierungen) zu verbessern und dadurch

b) die Personalressourcen der Angebote in der indizierten Priventions- und
Interventionsarbeit (aus Sicht der befragten LDZ) optimal auszulasten.

Letzteres ist auch als MalBnahme zu interpretieren, die geeignet ist, dazu bei-
zutragen, das Qualifikationsniveau der Fachkrifte in der Ausstiegs- und Dis-
tanzierungsarbeit zu erhalten. Mindestens eines dieser Bundeslinder ver-
spricht sich hiervon Einspareffekte. Die iiber die geplante Ressourcenbiinde-
lung freiwerdenden Mittel sollen perspektivisch den Angeboten der speziali-
sierten Opferberatung zugutekommen. Das ist einerseits nachvollziehbar, zu-
gleich wiire allerdings bei einer solchen Entscheidung mitzudenken, dass dies
andererseits auch als Akt latenter bzw. indirekter (De-)Legitimierung be-
stimmter Angebotsformen betrachtet werden kann, hier der Ausstiegsarbeit
als Form sogenannter ,, Tater“-bezogener gegeniiber ,,Betroffenen*-bezoge-
ner Arbeitsansitze.

Unabhingig davon stellen sich fiir die Giber das Bundesprogramm gefér-
derten Angebote weitere Fragen. In den mit den LDZ-Koordinierenden ge-
fihrten Interviews betraf das u.a. das Thema der Ressortierung der Arbeit
entweder in die Innen- bzw. Justizressorts oder in den Sozialressorts. Damit
verbinden sich gegebenenfalls weitreichende Setzungen fir und Erwartungen
an die im Arbeitsfeld titigen Akteurinnen und Akteure hinsichtlich ihrer
Fachstandards und Handlungslogiken (siche auch die Abschnitt 5.2.2). So ist
sich beispielsweise Ausstiegsarbeit als Soziale Arbeit bewusst, dass sie Arbeit
im ,,Risiko des Offenen® (Thiersch/Bohnisch 2014) leistet und es ihr dariiber
moglich ist, mit den Ausstiegswilligen und Aussteigenden wohlbegriindete
Endpunkte in der Unterstitzung und Betreuung zu definieren und von den
Ansprichen an einen ,,gelungenen® Ausstieg her eher bescheiden zu bleiben.
Demgegeniiber wird sich eine an der Wahrung innerer Sicherheit orientierte
Arbeit kaum in der Lage sehen, die Begleitung von Ausstiegsprozessen als
beendet zu erkliren, da sie fur die Zukunft ihrer Klientinnen und Klienten
keine Gewahr ubernehmen kann. Zudem ist sie im Sinne der Risikominimie-
rung darauf angewiesen, hohe Anforderungen an ,,gelungenen® Ausstieg zu
stellen, die moglichweise unter (entwicklungs-)psychologischen und lebens-
praktischen Gesichtspunkten kaum zu erfillen sind.

Nicht nur — aber auch — vor diesem Hintergrund werden sich die Ange-
bote der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit in den Bundeslindern auch in
der zweiten Forderperiode von ,,Demokratie leben!* ab 2020 weiter mit der
Frage danach auseinanderzusetzen haben, was ihr Kerngeschift ist, das heil3t

63 Als Indexpersonen (,Hinweispersonen®, aus dem Lateinischen von ,anzeigen, hinweisen* ab-
geleitet) werden Individuen verstanden, bei denen aufgrund ihres Verhaltens zu vermuten ist,
dass sie rechtsextremen Orientierungen oder Einstellungen und/oder entsprechenden Gruppie-
rungen zugeneigt sind. Inwieweit im Einzelfall tatsachlich ,Rechtsextremismus® das mit den
Betreffenden zentral zu bearbeitende (personliche) Problem darstellt, muss individuell ent-
schieden werden. Insofern werden diese Personen zunachst als ,Anzeiger“-Personen fir eine
mdogliche Problemlage betrachtet und nicht bereits ohne Kenntnis der konkreten Situation als
rechtsextrem markiert.
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vor allem, wie sich die Arbeit mit Ausstiegswilligen einerseits und mit solchen
Personen, fiir die ein Distanzierungsbedarf von Dritten angemeldet wird, an-
dererseits, gestaltet. AuBlerdem konnte diese Arbeit gegentuber den Geldge-
bern und der Offentlichkeit noch transparenter gemacht werden.

Dabei wird auch darauf geachtet werden miissen, wie sich insbesondere
die Distanzierungsarbeit an allgemein- und berufsbildenden Schulen zu den
anderen dort titigen Projekten bzw. Angeboten verhilt und inwieweit sich
gegebenenfalls Doppelstrukturen zu etablieren drohen. Informationen aus
einzelnen Bundeslindern deuten so etwas an. Weiterhin werden angemessene
Loésungen auf die Frage zu suchen sein, wie sich die hier behandelte Spezial-
praxis gut mit entsprechenden Angeboten der Regelarbeit wie der Eltern-
und Erziehungsberatung vernetzen oder verzahnen lisst.

4.4 Zwischenfazit

Fir die Angebote der spezialisierten Beratung fiir Betroffene rechter, rassis-
tischer und antisemitischer Gewalt ldsst sich festhalten, dass im Jahr 2019 in
allen Bundeslindern ein spezialisiertes Beratungsangebot fiir von rechter Ge-
walt Betroffene vorgehalten wird. Allerdings unterscheidet sich der Ausbau-
grad der Angebote zwischen den Bundeslindern nach wie vor deutlich, ins-
besondere im Ost-West-Vergleich. So kommt der Auf- bzw. Ausbaus der
Angebote trotz kontinuierlich gestiegener Bundeszuschiisse in einigen west-
deutschen Bundeslindern (weiterhin) nur langsam voran. Einige der dort neu
gegrindeten Opferberatungsstellen befinden sich in einer fragilen Situation
im Hinblick auf die Nachhaltigkeit des Strukturaufbaus.

Zugleich passen sich alle Angebote den sich stetig verindernden Rahmen-
bedingungen an, indem sie Dezentralisierungsprozesse anstof3en, Formen
von Online-Beratung etablieren oder sich auf neue Zielgruppen, insbeson-
dere neu zugewanderte Menschen, fokussieren. Fiir die Betroffenengruppe
der Geflichteten besteht dabei in der Regel ein erweiterter Unterstiitzungs-
bedarf, der u.a. aus der Einbeziehung von Sprachmittlerinnen und -mittlern
oder aus zur Stabilisierung der individuellen Lebenslage gebotenen Erst- und
Verweisberatungen in Asylfragen herrithrt.

Durch den Mittelaufwuchs im Programmbereich wurden auch im Feld der
Mobilen Beratung in mehreren Flichenlindern Regionalisierungs- und Struk-
turanpassungsprozesse in den Beratungsangeboten angestoBen. Die bereits
konstatierte ,,Allzustindigkeit™ der Landes-Demokratiezentren findet sich in
spezifischer Ausprigung auch in den Angeboten der Mobilen Beratung wie-
der. Mit Blick auf deren breites Themenspektrum und die Ausweitung ihres
Aufgabenportfolios (u.a. politische Bildung, Organisationsentwicklung, Aus-
und Weiterbildung von Fachpersonal, Antirassismusarbeit) deutet sich in ei-
nigen Bundeslindern an, dass sich die Mobile Beratung tendenziell weg von
einem Interventionsangebot zur Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus
hin zu einer Instanz der universellen Demokratiestirkung und Privention
entwickelt. Daraus ergeben sich Fragen der Kooperation mit und der Ab-
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grenzung zu anderen Spezial- und Regelangeboten der Férderung demokra-
tischen Denkens und Handelns sowie (Gemeinwesen-)Strukturen, z.B. der
politischen Bildung oder der sozialen Gemeinwesenarbeit.

Die schleichende Aufgabenausweitung in der Mobilen Beratung ist maf3-
geblich mit gesellschaftspolitischen Entwicklungen verbunden, die einerseits
durch Empowerment und Inklusion gesellschaftlich marginalisierter und vul-
nerabler Gruppen gekennzeichnet und andererseits durch das Erstarken tra-
ditionalistischer, autoritirer und nationalistischer Positionen in Teilen der
Bevolkerung geprigt sind. Im Zusammenhang mit der entsprechenden ge-
sellschaftlichen Dynamik verschob sich der Schwerpunkt der Beratungsleis-
tungen der Mobilen Beratung vom Kontext der Zuwanderung und Unter-
bringung von Gefliichteten (im Jahr 2015) hin zur Unterstitzung von zivil-
gesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren bei der Gestaltung des demo-
kratischen Zusammenlebens (in den Jahren 2017/2018).

Zugleich tragen Veridnderungen im gesellschaftlichen Klima dazu bei, dass
auch die Beraterinnen und Berater in den Feldern der Opferberatung und der
Mobilen Beratung zum Ende der ersten Forderperiode von ,,Demokratie le-
ben! hiufiger als noch im Jahr 2015 mit Anfeindungen konfrontiert sind. In
diesem Zusammenhang dullerten die Betroffenen einen Bedarf nach zusitz-
lichen, vom Bund bereitgestellten Unterstiitzungsstrukturen und -angeboten
zur Bewiltigung solcher Bedrohungssituationen.

Die nichtstaatlichen Angebote der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit
haben sich zwischen den Jahren 2015 und 2019 weiter entlang der Frage aus-
differenziert, ob sie sich eher an ,,rechtsextrem orientierte und ,,rechtsext-
rem gefihrdete® Jugendliche (Distanzierungsarbeit) oder vorzugsweise an
Rechtsextremistinnen und Rechtsextremisten mit einem konsolidierten Welt-
bild und/oder einer verfestigten Szenezugehorigkeit (Kader, Aktivistinnen
und Aktivisten) wenden (Ausstiegsarbeit). Tendenziell liegt der Arbeits-
schwerpunkt der Mehrheit der nichtstaatlichen Angebote am Ende der ersten
Forderphase von ,,Demokratie leben!* — nach den Erkenntnissen der wissen-
schaftlichen Begleitung — auf der Distanzierungsarbeit.

Mit Blick auf deren Ressourcenausstattung und dem Stellenwert im Ge-
samtgefiige der Bearbeitung von Rechtsextremismus wird die Ausstiegs- und
Distanzierungsarbeit von den zustindigen staatlichen Instanzen in mehreren
Bundeslandern hinsichtlich Effizienz und/oder Effektivitit weiter kritisch
hinterfragt. In diesem Zusammenhang, so legen es die vorliegenden Befunde
nahe, scheint eine besondere Schwierigkeit darin zu bestehen, fir die Aus-
stiegsarbeit eine bedarfsangemessene Ressourcenausstattung zu bestimmen.
Vor diesem Hintergrund prifen mehrere Bundeslinder, inwieweit die pidda-
gogische Arbeit im Strafvollzug mit Angeboten der Ausstiegs- und Distan-
zierungsarbeit verkniipft werden kann. Trotz der zum Teil prekiren Situation
einzelner Angebote ist hervorzuheben, dass diese seit ihrer Integration in die
Programmfamilie der Extremismusprivention des BMFSF] im Jahr 2014 fes-
ter Bestandteil der Beratungsstruktur der Bundeslinder zur wirksamen Bear-
beitung von Rechtsextremismus sind.

Hinsichtlich der Ertrige der Beratungsarbeit in der Mobilen Beratung und
der Beratung von Gewaltbetroffenen kann konstatiert werden, dass die Be-

106



ratungsnehmenden beider Arbeitsfelder laut entsprechender, empirisch un-
tersetzter Befunde der wissenschaftlichen Begleitung zum iberwiegenden
Teil mit der erhaltenen Unterstitzung zufrieden waren. Die dazu Befragten
wirden ein entsprechendes Angebot im Bedarfsfall erneut nutzen und auch
weiterempfehlen.

Die von verschiedenen Beratungsnehmenden angesprochenen Unzuling-
lichkeiten und aufgetretene Probleme waren zumeist aul3erhalb des Bera-
tungssettings zu suchen. So fuhrten fehlende geeignete Psychotherapie-An-
gebote fur Gewaltopfer oder die Unzufriedenheit von Betroffenen mit der
rechtlichen Aufarbeitung einer Gewalttat zu einer insgesamt schlechteren
Gesamteinschitzung des Beratungsergebnisses. Im Rahmen der Mobilen Be-
ratung konnten Beratungsergebnisse beeintrichtigt werden, wenn es nicht
gelang, Personen, die fur eine angemessene Problembearbeitung bedeutsam
waren, in den Beratungsprozess einzubeziehen, weil aus deren Sicht beispiels-
weise kein Anlass zum Handeln bestand oder sie sich nicht in der Verant-
wortung zum Handeln sahen. Insgesamt ldsst sich fir die Beratungsfelder der
Mobilen Beratung und der Opferberatung eine Dominanz systemischer Ar-
beit konstatieren, in der die Beratenden — tiber die Bearbeitung individueller
Einzelfille hinaus — stirker auf Verinderungen in den Strukturen hinwirken,
in die Ratsuchende eingebettet sind. Das fiihrt einerseits zu komplexeren und
ressourcenaufwendigen Beratungssettings, andererseits lisst dieser Ansatz
zugleich aber nachhaltigere Wirkungen erwarten.

Insgesamt gesehen konnten im Rahmen von ,,Demokratie leben!* bis
Ende des Jahres 2019 in allen Beratungsangeboten Professionalisierungspro-
zesse und die Entwicklung von Fachlichkeit — verstanden als die Arbeit auf
der Grundlage anerkannter Standards — weiter vorangetrieben werden. Dabei
spielen die im Programm geférderten Dachverbinde der Opferberatung, der
Mobilen Beratung und der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit eine wichtige
Rolle. Als zunehmend schwierig erwies sich auch in der Beratungsarbeit die
Gewinnung von fachlich einschligig ausgebildetem Personal. Hier scheint die
Nachfrage nach Fachkriften das Angebot inzwischen deutlich zu tberstei-
gen. Fir die Stabilisierung und den weiteren Ausbau bedarfsangemessener
Beratungsarbeit stellt das eine Herausforderung dar.
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5 Die Bearbeitung von Islamismus und Islam-/
Muslimfeindlichkeit

Der Zuwendungsgeber fordert im Programmbereich LDZ ,,strukturbildende
MaBnahmen gegen Islamismus® sowie bei Bedarf ,,Sondermittel fir Modell-
vorhaben® in Bundeslindern oder Linderverbiinden, ,,bei denen eine beson-
dere Problemlage in Bezug auf islamistischen Extremismus oder Islam-/
Muslimfeindlichkeit identifiziert worden ist und die zur Bewiltigung dieser
Problemlage und zur Entwicklung von Priventionsstrategien einen besonde-
ren Forderbedarf begriinden® (BMFSF] 2018, S. 15). Im folgenden Abschnitt
wird zunichst in die Themenschwerpunkte Islamismus sowie Islam- und
Muslimfeindlichkeit im Programm(-bereich) eingefiihrt (Abschnitt 5.1). Die
weitere Struktur des Berichtsteils folgt der leitlinienbezogenen Differenzie-
rung in strukturbildende Ma3nahmen (Abschnitt 5.2) und Landes-Modell-
vorhaben (LMV) (Abschnitt 5.3). Als Grundlage der Darstellung dienen pri-
mir die im Forderjahr 2019 erhobenen und ausgewerteten Experteninter-
views mit den Landeskoordinierenden sowie die Antragsunterlagen der LDZ
fir das Programmjahr 2019. Angereichert wird die Darstellung durch Ergeb-
nisse der bisher vorgelegten Zwischenberichte.

5.1 Islamismus sowie Islam- und Muslimfeindlich-
keit als neue Themenschwerpunkte

Die Bundesregierung hatte mit Beginn der 17. Legislaturperiode beschlossen,
neben dem Phinomen Rechtsextremismus auch linksextremistische und is-
lamistische Tendenzen im Jugendalter zu bearbeiten. Im Rahmen des vor die-
sem Hintergrund im Sommer 2010 vom BMFSF] aufgelegten Bundespro-
gramms ,,INITIATIVE DEMOKRATIE STARKEN* (IDS) wurden Mo-
dellprojekte in den Themenfeldern ,,Linksextremismus® und ,,islamistischer
Extremismus® gefordert. Primir bestand das Ziel darin, pidagogische Stra-
tegien zu erproben, die im Vorfeld der Entstehung ansetzen oder die Verfes-
tigung problematischer Orientierungen verhindern sollten (vgl. BMESF]
2014a). Seit dem Jahr 2012 gibt es die ,,Beratungsstelle Radikalisierung® (an-
gesiedelt beim BAMF), die im Rahmen der gemeinsam mit muslimischen
Verbinden gestarteten ,,Initiative Sicherheitspartnerschaft™ als zentrale und
bundesweite Anlaufstelle fiir die Umfeldberatung im Bereich des islamisti-
schen Extremismus eingerichtet wurde (vgl. zur Ubersicht der Programme
auf Bundes-, Linder- und kommunaler Ebene u.a. Ceylan/Kiefer 2018). Dar-
Gber hinaus sind auf der Bundesebene die Bundeszentrale fir Politische Bil-
dung, die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und weitere Akteure der si-
cherheitspolitischen Ebene in der Radikalisierungspriavention aktiv. Spates-
tens seit dem Jahr 2014 ist der islamistische Extremismus vor dem Hinter-
grund zwischenzeitlicher militirischer Erfolge und von Propagandatitigkei-
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ten des ,,Islamischen Staates, von Ausreisebewegungen deutscher Bundes-
biirgerinnen und Bundesbiirger vor allem in das syrische Kriegsgebiet, von
Anschligen in westeuropiischen Staaten sowie infolge eines stark anwach-
senden Mobilisierungspotenzials in den Fokus verschiedener Akteurinnen
und Akteure aus Staat und Zivilgesellschaft geriickt (vgl. Schuhmacher 2018,
S. 158).

Mit der Aufnahme des Phinomens in das Bundesprogramm ,,Demokratie
leben!* entwickelte sich neben den etablierten Interventionsstrukturen im
Handlungsfeld Rechtsextremismus eine eigenstindige Angebotsstruktur zur
Privention von Islamismus im Rahmen des Programms (vgl. Bischoff u.a.
2016). Den Referenzrahmen fiir das Bundesprogramm bildet das ,,Nationale
Priventionsprogramm gegen islamistischen Extremismus®, das vom Koaliti-
onsausschuss der damaligen Bundesregierung im Jahr 2017 initiiert wurde
(vgl. Die Bundesregierung 2017). Damit einhergehen ein politischer Bedeu-
tungszuwachs des Phinomens und der durch die finanziellen Investitionen
beférderte Ausbau und die Ausdifferenzierung der Praxislandschaft in der
Pravention von Islamismus. Mit der phinomeniibergreifenden Bearbeitung
von Rechtsextremismus, Linker Militanz, islamistischem Extremismus und
GMF wird im Programm ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt und auf die in
den Vorgingerprogrammen (IDS und TFKS) genannten Herausforderungen
reagiert (vgl. Deutscher Bundestag 2017, S. 18-21).

Erst in den letzten Jahren sind vertiefte sozialwissenschaftliche Erkenntnisse
zu den Ursachenzusammenhingen und Erscheinungsformen von islamisti-
schem Extremismus bzw. islamistischer Radikalisierung sowie Islam- und
Muslimfeindlichkeit vorgelegt worden (vgl. Armborst/Kober 2017; Krigel
2017; Logvinov 2017). Es wird unter anderem von wechselseitigen Wirkungs-
zusammenhingen zwischen beiden Phidnomenen ausgegangen: ,,Rassismus
gegen Muslim_innen bereitet den Boden fir die Radikalisierung durch is-
lamistische Fundamentalisten® (Fielitz u.a. 2018, S. 5).

Die gesellschaftlichen Bedingungsgefiige, die Komplexitit des Gegen-
stands und die Dynamik von Radikalisierungsprozessen lassen zugleich keine
monokausale Erklirung der Hinwendungen zu weltanschaulich-politischen
Extremismen zu. Verwiesen wird u.a. auf die durch Globalisierungsprozesse
hervorgerufenen weltweiten Spannungen zwischen Lindern, auf die erhebli-
chen Verinderungen hinsichtlich der Bedingungen fiir den Glauben in Eu-
ropa, aber auch in den USA, Asien und Afrika, sowie auf die Bedeutung der
Medien (vgl. Reichertz 2018, S. 115£.). Studien zu gewaltorientiertem Islamis-
mus im Jugendalter untersuchen die jugendspezifische Attraktivitit gewalt-
orientiert-islamistischer Strémungen, die sich unter anderem in jugendkultu-
rellen Erscheinungsformen und in der Verbreitung dschihadistischer Propa-
ganda in digitalen Netzwerken dullert (vgl. Glaser u.a. 2018; Glaser u.a. 2017).
Wihrend zum Programmbeginn empirisch fundierte Erkenntnisse und do-
kumentierte Praxiserfahrungen zu Hinwendungs- und Radikalisierungspro-
zessen in Bezug auf demokratiefeindlichen und gewaltorientierten Islamis-
mus nur im begrenzten Umfang vorlagen, zeichnet sich hier mittlerweile ein
deutlicher Zuwachs an Erkenntnissen ab, die fir die Ausgestaltung der Pra-
ventionsarbeit genutzt werden kénnen (vgl. Glaser u.a. 2018).
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Wie das Phinomen Islamismus ist auch die Auseinandersetzung mit der grup-
penbezogenen Abwertung von Musliminnen und Muslimen als Form von
GMEF von Begriffskontroversen (Islamophobie, antimuslimischer Rassismus,
Muslimfeindlichkeit) und den dahinter stehenden Problemdefinitionen ge-
pragt (vgl. Fielitz u.a. 2018; Logvinov 2017; Biskamp 2016). Es herrscht Un-
sicherheit dartiber, wie die beobachteten Phinomene addquat, auch in Ab-
grenzung beispielsweise zur Islamkritik als Religionskritik oder zur Kritik an
bestimmten muslimisch geprigten Wertvorstellungen, bezeichnet werden
sollten. Zick, Kipper und Krause (2010) verstehen Muslimfeindlichkeit als

»eine generalisierende Abwertung von Menschen (...), weil sie Muslime sind,
oder von Personen, die tatsachlich oder nur vermutet Muslime sind. Der hierbei
mitschwingende Rassismus artikuliert sich insbesondere in Verweisen auf Kultur
und Religion, oft vermittelt iber eine Abwertung des Islams, die dann zur Recht-
fertigung der pauschalisierten Abwertung von Muslimen dient.*

(Zick u.a. 2016, S. 39).

Neben dem ceher engen Begriffsverstindnis der Muslimfeindlichkeit stellt das
Konzept des antimuslimischen Rassismus heraus, dass von der Abwertung
nicht nur Menschen betroffen sind, die an den Islam glauben. Zentral ist die
Figur des ,,Muslims® als das absolut Fremde. Der Islam wird mit dem Ziel
der Exklusion funktionalisiert, um eine nationale und/oder europiische
Identitit Gber die Ethnifizierung von Menschen herzustellen (vgl. Fielitz u.a.
2018, S. 106). Islam- und Muslimfeindlichkeit ist als Teil einer komplexen ge-
sellschaftlichen Problemstruktur und von weit zurlickreichenden Wand-
lungsprozessen in der Wahrnehmung, Thematisierung und Konstruktion kul-
tureller Differenz zu verstehen (vgl. hierzu Schmidt-Lux u.a. 2016). Die Vor-
behalte und Vorurteile gegentiber muslimisch geprigten Lebensweisen und
Menschen sind seit Jahren Gegenstand verschiedener Studien etwa zur GMF
(vgl. Leibold 2010; Heitmeyer 2009).

Die fehlende Eindeutigkeit tiber die Begriffe®* im Handlungsfeld (vgl.
Schau u.a. 2017, S. 207) und das Ringen um Begrifflichkeiten zeigen sich
nachvollziehbar auch im Programmbereich, etwa in den Antragsdokumenten,
den Bezeichnungen der LMV und in der Leitlinie. Der reproduzierten Be-
griffsvielfalt liegen unterschiedliche Gegenstinde zugrunde (u.a. Salafismus,
Islamismus, dschihadistischer Terrorismus). Dabei werden die Begriffe Is-
lamismus und Salafismus haufig als Vereinfachung genutzt, da sich die Phi-
nomene mittlerweile ,,in eine Vielzahl von Varianten ausdifferenziert haben®
(Reichertz 2018, S. 115). Eine kritische Wiirdigung der Begriffsvarianten und
je nach Perspektive eine begriindete Skepsis gegeniber dem Extremismus-
oder Radikalisierungsbegriff liegen mittlerweile im sozialwissenschaftlichen
Diskurs vor (vgl. z.B. Drachenfels u.a. 2018). In der Leitlinie war zunichst
allgemein die Bearbeitung ,,demokratie- und rechtsstaatsfeindlicher islamisti-

64 Hier im Abschlussbericht werden entsprechend der Leitlinie von 2018 tiberwiegend die Begriffe
Jslamismus® und ,islamistischer Extremismus” sowie der von den Koordinierenden meist be-
vorzugte Begriff ,religids begriindeter oder motivierter Extremismus® verwendet, um das von
den Programmakteurinnen und -akteuren verwendete Vokabular abzubilden.
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scher Phinomene* (BMFSF] 2014b) vorgesehen. Die 2015 angepasste Leit-
linie nahm dezidiert ,,Mallnahmen gegen gewaltorientierten Islamismus®
(BMFSF] 2015) auf. Mit der Bereitstellung von Mitteln zur Bearbeitung des
Phinomens wurde die Themensetzung verstirkt. Die Anpassung der Leitlinie
im Jahr 2015 lasst sich als Reaktion auf die wachsende Zahl islamistisch mo-
tivierter Terroranschlige, den Anstieg flichtlingsfeindlicher bzw. rechtsext-
remer Angriffe, die wachsende gesellschaftliche Polarisierung sowie auf die
dadurch beférderte 6ffentliche Debatte um islamistischen Extremismus jun-
ger Menschen verstehen, die sich seit Herbst 2014 intensivierte. SchlieBlich
wurde die Bearbeitung des Phidnomens ,,Islam- und Muslimfeindlichkeit*
(BMFSF] 2018, S. 8) in die Leitlinie integriert. Die Veranderung der Leitlinie
wird dem konstatierten Zusammenhang von Islamismus und Islam-/Muslim-
feindlichkeit gerecht.

Als Aufgabe der Koordinierungsinstanzen ist in der Leitlinie die ,,Planung,
Unterstutzung und Koordinierung von Aktivititen und Mallnahmen gegen
islamistischen Extremismus sowie Islam- und Muslimfeindlichkeit®
(BMFSF] 2018, S. 8) festgeschrieben. Fur die LDZ stellte dies einen neuen
Aufgabenbereich dar und forderte die Auseinandersetzung mit einem kom-
plexen Gegenstand heraus. Die Phinomene demokratiefeindlicher und ge-
waltorientierter Islamismus und Islam-/Muslimfeindlichkeit als fur die LDZ
neue Gegenstinde bedurften zunichst einer Aneignung. Es konnten mehrere
Griinde herausgearbeitet werden, warum der neue Schwerpunkt zum Beginn
des Programms nur zogerlich eingebunden wurde. Zum einen sahen einige
Akteurinnen und Akteure zunichst keinen Bedarf an einem spezifischen An-
gebot. Zum anderen ordneten Bundeslinder mit entsprechender Problem-
lage die Bearbeitung des Phinomens der sicherheitspolitischen Ebene zu.
Hinzu kam, dass Islamismus bereits auBlerhalb des dem Sozial-, Jugend-
und/oder Bildungsbereich zugeordneten Bundesprogramms bearbeitet oder
mitunter bereits ohne eine explizite Herausstellung in dieses aufgenommen
worden war (vgl. Bischoff u.a. 2015). Nicht zu vernachlissigen ist aulerdem,
dass die Liander die Bearbeitung von Islamismus zum Programmstart aus ih-
rer Sicht zum Teil auf Kosten der Auseinandersetzung mit Rechtsextremis-
mus hitten leisten missen.

Auch die historische Entwicklung der LDZ aus der Arbeit mit Rechtsext-
remismus und die Konzentration auf Betroffene von Ausgrenzung, Diskri-
minierung und rechtsextremer Gewalt in der MB und OB begriindeten letzt-
lich in einigen Bundeslindern anfingliche Diskussionen um die Passung mit
dem neuen Aufgabenspektrum der LDZ (vgl. Bischoff u.a. 2017). Die Be-
deutsamkeit des Bearbeitungsgegenstands Rechtsextremismus als identitits-
stiftender Kern, der in den Vorgingerprogrammen von ,,Demokratie leben!*
(CIVITAS, , kompetent. fir Demokratie®, ,, VIELFALT TUT GUT*, TFKS)
begrindet ist, fithrte in einigen Bundeslindern zu Konflikten. Letztlich leitete
die Aufnahme des islamistischen Extremismus einen aufreibenden und her-
ausfordernden Prozess der Auseinandersetzung mit dem Phidnomen, den
Moéglichkeiten seiner Bearbeitung und dem Aufgabenverstindnis der LDZ
ein:

»Da war ja auch eine ganz starke Positionierung gefragt, was natiirlich letztend-
lich ein super Prozess war, weil viele sich auch davor gedrickt haben, sich zu
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positionieren. Das hat dieser ganze Prozess auf jeden Fall bewirkt, dass es Posi-
tionierung gibt, Einstellungen dazu, und auch fachliche Ausrichtung. Also, aber
auch wir haben hier diesen Zeitraum gebraucht, um zu sagen: ,Wie wollen wir
eigentlich als Soziales darauf reagierenr® und es gab hier viel Druck, (...) ich
meine, es ist immer wieder Thema: ,Wer tibernimmt welche Rolle?*“
(Emil_2019).

Zum Ende der Forderperiode ldsst sich nunmehr feststellen, dass die LDZ
ihr Aufgabenportfolio — mitunter entscheidend beférdert durch und im Um-
fang abhingig von Landesstrategien — um die Bearbeitung von Islamismus
erweitert haben. Die Aufnahme des Phinomens wird abschlieBend von den
Koordinierenden iiberwiegend positiv eingeschitzt: Die Richtlinieninderung
seitens des Bundes war ,,fir uns motivierend und ermdéglichend, mehr auf
dem Gebiet zu tun“ (Berta_2019). Einige LDZ mussten dabei ,,bei null an-
fangen® (Martha_2019), andere waren bereits vor Programmbeginn in die
landespolitisch motivierte Bearbeitung von islamistischem Extremismus ein-
gebunden. Die LDZ bearbeiten damit ein relativ junges und mit dynamischen
Entwicklungen konfrontiertes Feld, das vor der Herausforderung steht, eine
konsolidierte Priventionspraxis zu entwickeln. Die inhaltliche Erweiterung
begrindete eine Komplexititssteigerung des Arbeitsspektrums der LDZ,
eine phinomenbezogene Heterogenisierung der bisher auf Rechtsextremis-
mus fokussierten Arbeit und mithin teilweise eine Entgrenzung der zu bear-
beitenden Gegenstinde.

Mit der Bereitstellung von Sondermitteln fiir (Landes-)Modellvorhaben
und der ausschlieBlich fiir strukturbildende MaBnahmen gegen gewaltorien-
tierten Islamismus zur Verfiigung gestellten Bundesmittel wurde die Rele-
vanz des Phinomens im Programmbereich erhoht. Angestolen wurden so-
wohl Entwicklungen auf der koordinierenden als auch auf der operativen
Ebene. Fur die Entwicklung des Handlungsfeldes im Programmbereich sind
vor allem die LMV und die strukturbildenden MalBnahmen relevant, die im
Mittelpunkt dieses Berichtsteils stehen.

Mittlerweile existiert eine komplexe zivilgesellschaftliche Praventionsland-
schaft im Bereich des islamistischen Extremismus, die eine Vielzahl an Radi-
kalisierungsfaktoren bearbeitet. Die Breite priventiver Strategien, die von
zahlreichen Institutionen, Behérden und Trigern durchgefithrt werden (vgl.
u.a. Ceylan/Kiefer 2018; Litzinger/Gruber 2017; Molthagen 2015), spiegelt
sich auch im Angebotsspektrum der Strukturprojekte und der LMV wider.
Das Spektrum begriindet sich dariiber hinaus in unterschiedlichen Bedarfs-
und Gefihrdungslagen in den Bundeslindern und verschiedenen bereits exis-
tierenden Angeboten und Strukturen, die islamistischem Extremismus und
Muslim-/Islamfeindlichkeit vorbeugen sollen.

Im Phinomenbereich Islamismus und Islam-/Muslimfeindlichkeit wirkte das
Bundesprogramm in Abhingigkeit von den bundeslandspezifischen Gege-
benheiten entweder als Motor, um Bedarfs- und Strategieanalysen anzuregen,
bedarfsgerechte Priventionsstrukturen zu entwickeln und zu etablieren (ins-
besondere in ostdeutschen Bundeslindern) oder es ermdéglichte die Deckung
der bis dato offenen Bedarfe in einer Landschaft bereits existierender Pri-
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ventionsangebote in mehreren Bundeslindern. Insbesondere in Bundeslin-
dern, die sich aus verschiedenen Griinden vor Programmbeginn nicht in der
Privention von islamistischem Extremismus engagiert hatten, begann mit
dem Aufbau von Fachstellen die Entwicklung von landesweiten Priventions-
strukturen.

In der ersten Forderphase kristallisierten sich als neuralgische Punkte und
Herausforderungen fir die Landes-Modellvorhaben und die Landes-Demo-
kratiezentren die Zusammenarbeit mit sicherheitsbehordlichen Trigern so-
wie mit Moscheegemeinden und muslimischen Organisationen heraus, die
hier ebenfalls ausfithrlicher thematisiert werden. Die in der Projektlaufzeit
angestoflenen und weiterentwickelten LMV und die strukturbildenden Maf3-
nahmen sind als Teil der bundeslandspezifischen Priventionsstrategien und
einer sich weiter ausdifferenzierenden Projektlandschaft zu verstehen. Die
Entwicklung eines aufeinander abgestimmten Fichers an MalBnahmen, der
lokale Erfordernisse und Problemlagen in einem hohen Mal3e berticksichtigt,
lisst sich dabei ebenso als Herausforderung begreifen wie ein kontinuierli-
cher und nachhaltiger Austausch zwischen Politik, Wissenschaft und Praxis
(vgl. Ceylan/Kiefer 2018).

»Weg von diesem Kriseninterventionsblick® (Martha_2019), die Eroffnung
eines ,,ganzheitlichen Blicks® (Heinrich_2019) bzw. eines ,,phinomeniber-
greifenden Blicks auf Demokratieférderung (Paula_2019) sowie die Weiter-
entwicklung der Priventionsperspektive — das wird von den Koordinieren-
den als ein wesentliches positives Ergebnis der Erweiterung um die Bearbei-
tung von Islamismus und der Biindelung demokratiefeindlicher Phinomene
unter einem Dach herausgestellt.

5.2  Strukturbildende Malihahmen und
herausfordernde Kooperationen

Wie sich die Vernetzungs- und Koordinierungsstrukturen zur Bearbeitung
von Islamismus sowie von Islam- und Muslimfeindlichkeit entwickelt haben,
wurde bereits im Kapitel 3 ausfihrlich dargestellt. Der folgende Abschnitt
widmet sich daher primir der Beantwortung der Frage, welche Schwerpunkte
die LDZ im Bereich der strukturbildenden MaBlnahmen gegen Islamismus
gesetzt haben.

5.2.1 Strukturbildende MalRnahmen

a) Struktur- und Netzwerkbildungen

Den Antragsdokumenten der LDZ zufolge sollten auf dieser Ebene vorran-
gig die Schaffung von Personalstellen fiir die Bearbeitung des Phinomens
Islamismus in den LDZ (u.a. Einstellung von Islamwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftlern), die Fortsetzung und Ausweitung von Kooperationen u.a.
mit muslimischen Organisationen und Moscheegemeinden und der Auf- und
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Ausbau von auf islamistischen Extremismus spezialisierten (Priventions-)
Netzwerken verfolgt werden. Zu den Prozessen der Struktur- und Netzwerk-
bildung gehért auch:

¢ die Gremien- und Offentlichkeitsarbeit (Prisenz und Mitwirkung in lan-
desweiten und gegebenenfalls bundesweiten Gremien, interministerielle
Arbeitsgruppen, Bekanntmachung der Projekte),

e die Unterstiitzung anderer Bundesvorhaben (z.B. Respekt-Coaches),

e die Verkntupfung von Bundes- und Landesprogrammen und

e die Einbindung von Projekten anderer Programmbereiche.

Dies erfordert die Arbeit an Knotenpunkten sowie ein hohes Mal3 an Refle-
xionen und steuernden Titigkeiten seitens der Koordinierenden, wie das fol-
gende Zitat exemplarisch zeigt:

,»Also, wir begleiten ja auch die Respekt-Coaches, nehmen die zweimal im Jahr
zusammen. Und [die Fachstelle] begleitet die Respekt-Coaches wieder durch die
Fortbildungen. Also das sind immer so Querverbindungen, die wir dann schaffen
und wo wir quasi durch diese Treffen zweimal im Jahr versuchen, noch mal zu
gucken: ,Funktioniert die Verknipfung?® und: ,Gibt es auch einen Austausch
zwischen denen, die die gleiche Arbeit machen?** (Martha_2019).

Wie in Kapitel 3 dargestellt, hat sich in den LDZ mehrheitlich eine Koordi-
nierungsstruktur zur Bearbeitung von Rechtsextremismus und Islamismus
sowie weiterer demokratiefeindlicher Phinomene herausgebildet. Der Perso-
nal- und Aufgabenzuwachs in den Koordinierungsstellen der LDZ ging in
mehreren Bundeslindern mit Prozessen der funktionalen Binnendifferenzie-
rung und Hierarchiebildung einher. Zugleich lieBen prekire Personalausstat-
tungen aufgrund von Stellenbesetzungsverfahren die Strukturentwicklungen,
insbesondere in LDZ an staatlichen Landeseinrichtungen, andauern, was die
Bearbeitung des komplexen Aufgabenspektrums erschwerte.

b) Konzeptionelle und inhaltliche Arbeit

Die konzeptionelle und inhaltliche Arbeit umfasst

e die Beteiligung der LDZ an der Entwicklung von landesbezogenen Kon-
zepten und Programmen zur Privention von religiés begriindetem Extre-
mismus,

e dic Analyse der landesweiten Priventionslandschaft,

e die Beobachtung der Entwicklungen der islamistischen und der islam-
feindlichen Szenen sowie

e die Entwicklung von Priventionsstrategien.

In einem LDZ wird etwa berichtet, dass ,,ein piadagogisches Priventionskon-
zept [zu] schreiben [war], das Qualititsstandards festlegt bzw. pidagogische
Arbeit nach diesen Standards definiert. Das ist also auch viel inhaltliche Ar-
beit gewesen in der Vernetzungsarbeit® (Heinrich_2019). Wenngleich in der
kurzen Interviewsequenz die Qualititsentwicklung der Prozesse in den Pri-
ventionsangeboten prominent gesetzt wird, zeichnet sich in den Antragsdo-
kumenten und in den Interviews ab, dass eine Qualititsentwicklung fir die
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Prozesse in der Privention von islamistischem Extremismus im tiberwiegen-
den Teil der Bundeslinder noch nicht in systematischer Form verfolgt wird.
Begriindet wurde dies von den Koordinierenden zum einen damit, dass an-
gesichts des komplexen Aufgabenspektrums bisher andere Priorititen gesetzt
wurden. Zum anderen fithrten einige Koordinierende an, dass die Prozesse
im Bereich der Interventionen gegen Rechtsextremismus nicht ohne Weiteres
auf die Priventionsprojekte im Themenfeld Islamismus ibertragbar seien.
Die Qualitatsentwicklung voranzutreiben, dirfte sich deshalb als eine Auf-

'CC

gabe fir die nidchste Forderperiode von ,,Demokratie leben!* stellen.

c) Projektbegleitung
Die Projektbegleitung durch die LDZ umfasst u.a.

e die Mitwirkung der Koordinierenden an der Herstellung der 6ffentlichen
Prisenz der LMV,

e die Vernetzung mit Akteurinnen und Akteuren auf behérdlicher Ebene
und mit zivilgesellschaftlichen Trigern,

e die Einbindung der LMV und gegebenenfalls weiterer Projekte in Netz-
werke.

Auf der Ebene der inhaltlichen Begleitung wird in den Antragsdokumenten
deutlich, dass die LDZ die konzeptionelle Ausgestaltung und fachliche Wei-
terentwicklung der Angebote steuern oder daran mitwirken. In Einzelfillen
wird die fallbezogene Unterstiitzung (z.B. im Rahmen von Fallkonferenzen)
benannt. Die LMV sind selbst als strategischer Bestandteil der strukturbil-
denden MaBnahmen zu verstehen. Sie dienen unter anderem als Ankerpunkt,
um eine Struktur von Priventionsangeboten zu schaffen. Der Fachkrifte-
mangel im Feld der ,,Privention von religiés begrindetem Extremismus®
stellte sich als besondere Herausforderung dar: ,,In diesem Jahr steht fiir mich
an oberster Stelle, dass wir (...) eine stabile Fachstelle erst mal nach innen
aufgestellt kriegen® (Martha_2019). Es ist insofern nicht zu vernachlissigen,
dass der Fachkriftemangel, Teamwechsel, Vakanzen und Stellenbesetzungs-
verfahren in hohem Maf3 den Entwicklungsstand der LMV und den Koordi-
nierungsaufwand der LDZ beeinflussen.

Das enge Arbeitsverhiltnis zwischen LDZ und LMV bestitigte sich in der
Online-Befragung 2018. Die Vernetzungsarbeit, die durch die LDZ geleistet
wird, wurde von allen Projekten positiv eingeschitzt (vgl. Bischoff u.a. 2018,
S. 91). In der Befragung bildete sich zugleich ab, dass sowohl in der Zusam-
menarbeit mit anderen Akteurinnen und Akteuren des Bundesprogramms
und mit den Beratungsstellen des Programmbereichs als auch in der Nutzung
der Beratungs-, Vernetzungs- und Unterstitzungsangebote des Bundespro-
gramms weitere Moglichkeitsrdume und Entwicklungspotenziale bestehen.
Es ist davon auszugehen, dass die Vernetzung und die Entwicklung von For-
men einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit und eines bedarfsgerechten
Austauschs zwischen den Akteurinnen und Akteuren als ,,work in progress®
in der zweiten Forderperiode von ,,Demokratie leben!” nach wie vor von
grofler Relevanz im Aufgabenportfolio der LDZ sein wird.
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5.2.2 Zusammenarbeit mit Sicherheitsbehodrden

Die Bearbeitung von islamistischem Extremismus findet sowohl auf sicher-
heitspolitischer als auch auf sozial- und integrationspolitischer Ebene statt.
Sicherheitsbehorden (u.a. polizeilicher Staatsschutz, Verfassungsschutz), die
u.a. Aufgaben der Gefahrenabwehr wahrnehmen, stellen wirkmiéchtige Ak-
teure im Handlungsfeld dar. Mit Blick auf die Verantwortlichkeit von Zivil-
gesellschaft, staatlichen Akteuren und Sicherheitsbehérden stellt die Be-
kimpfung von Extremismus in Deutschland ,,ein Hybridmodell mit vom je-
weiligen Bundesland abhingigen Schwerpunkten [dar], selbst wenn jiingst si-
cherheitspolitische Tendenzen stirker in den Vordergrund gertickt sind®
(Baaken u.a. 2019, S. 15). Es scheint im wissenschaftlichen und politischen
Diskurs Einigkeit darin zu bestehen, dass die Privention von islamistischem
Extremismus ,,nicht alleinige Aufgabe der Sicherheitsbehdérden sein kann,
sondern gesamtgesellschaftliches Engagement auf unterschiedlichen Ebenen
erfordert™ (Fouad/Taubert 2014, S. 403). Zugleich wird eine Versicherheitli-
chung der Priventionspraxis konstatiert und kritisch diskutiert. Versicher-
heitlichung bedeutet, dass es ,,zu einer neuen Form der Dienstbarmachung
der piadagogischen Praxis im Rahmen einer ibergeordneten versicherheitlich-
ten Priaventionsstrategie® (Schuhmacher 2018, S. 161) kommt.

Es war zu beobachten, dass es in der Koordinierungstitigkeit der LDZ
und in der Priventionspraxis der LMV unterschiedlich grof3e Berithrungs-
punkte zwischen den Akteurinnen sowie Akteuren und Strategien gab, die
Aushandlungen notwendig machten. Die Handelnden waren in der Zusam-
menarbeit mit den Sicherheitsbeh6rden mit differierenden Handlungslogiken
(sicherheitspolitische/kriminalpriventive versus zivilgesellschaftliche /pida-
gogische Handlungslogik), mit einer an der Aufrechterhaltung der inneren
(6ffentlichen) Sicherheit orientierten Priventionsstrategie der Bundesregie-
rung und gegensitzlichen Kooperationsverstindnissen der Akteurinnen und
Akteure konfrontiert. Im Folgenden wird die Zusammenarbeit zwischen
LDZ, Priventionsprojekten und Sicherheitsbehérden aus Sicht der Koordi-
nierenden dargestellt.

Die Bewertung der Zusammenarbeit fillt in den einzelnen Bundeslindern
sehr unterschiedlich aus. Einerseits wird ein arbeitsteiliges Zusammenwirken
beschrieben, andererseits eine Kompetenziiberschreitung seitens der Sicher-
heitsbehérden in der Priaventionsarbeit und ,,Zugriffe vonseiten der Innen-
behorde auf diese Beratungsstelle® (Emil_2019) wahrgenommen und eine
kritische Distanz zu sicherheitspolitischen Interventionen eingenommen.
Die Einschitzungen zur Zusammenarbeit reichen vom ,,Kulturclash® (Fried-
rich_I_2019), uber die ,,Baustelle” in der Vernetzung im Bereich Beratungs-
stelle-Landeskriminalamt (Wilhelm_2019) bis zur kooperativen Zusammen-
arbeit ,auf Augenhoéhe® an einem Tisch, von der alle ,profitieren” (An-
ton_2019). Im Workshop der wB zum Handlungsfeld Islamismus im Juni
2018 wurde u.a. die Uberwachung von Pidagoginnen und Pidagogen, die
Unklarheiten im Daten- und Vertrauensschutz und die ,,Uberweisung® von
Fallen durch Polizei bzw. Strafverfolgung an die Projekte der pidagogischen
Priventionspraxis problematisiert.
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Um das Verhiltnis zu den Sicherheitsbehdrden niher zu beleuchten, wird im
Folgenden die Beschreibung der Zusammenarbeit in einem Interview (Fried-
rich_I_2019) in den Fokus gertickt. Das Material wurde ausgewahlt, weil es
einen vertieften Einblick sowohl in generelle Probleme der Zusammenarbeit
als auch in das Aufgabenverstindnis der LDZ erméglicht. Das die Zusam-
menarbeit mit den Sicherheitsbehérden problematisierende LDZ lisst sich
als Kontrastfall zu dem LDZ verstehen, in dem eine Kooperation ,,auf Au-
genhohe® positiv hervorgehoben wird.

Die Interviewten stellten, gefragt nach den Entwicklungen im LDZ und
den Schwerpunkten ihrer Titigkeit in den vergangenen zwei Jahren, zunidchst
thre Aufgaben im Kontext der Beratungsnetzwerke dar. Die daran anschlie-
Bende kritische Betrachtung der Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbehor-
den in der Fallarbeit begann damit, dass die Befragten das damit verbundene
hohe Arbeitsvolumen betonten. Die Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbe-
hoérden hitte das LDZ ,,extrem* beschiftigt, mache im Handlungsfeld des
religiés begriindeten Extremismus ,,mindestens 80 Prozent unserer Arbeits-
kapazititen® aus. Wenngleich die Nachteile dieser offenbar notwendigen Pri-
orisierung nicht benannt wurden, lieB sich darin eine Unzufriedenheit mit
dem hohen Maf3 an eingesetzten Ressourcen lesen. Als Begriindung fiir das
hohe Arbeitsvolumen wurden Fragen des Datenschutzes und die ,,v6llig un-
terschiedlichen Perspektiven® der Sicherheitsbehérden und der Beratungs-
teams angefithrt. Bewertet wurde das Aufeinandertreffen der Perspektiven
als ,,richtig Kulturclash zum Teil®, der auf den verschiedenen beruflichen
Hintergriinden und Zustindigkeiten der Akteurinnen und Akteure basiere.
Als komplexe Zielstellung und gleichzeitig grof3e Schwierigkeit wurde formu-
liert, dass die ,,vielen verschiedenen Player* die Fille ,,gemeinsam® gut bear-
beiten. Die Interviewsequenzen zur Kooperation umfassten Fragen der eige-
nen Zustindigkeit und Aufgaben. Als Auftraggeber der zivilgesellschaftli-
chen Beratungs- und Priventionsstellen versteht sich das LDZ als zentraler
Ansprechpartner bei Fragen der Zusammenarbeit mit anderen Akteurinnen
und Akteuren: ,,Das heillt, wenn es so grundsitzliche Fragestellungen, Kri-
tikpunkte gibt, dann miissen sie [die Sicherheitsbeh6rden] das auch mit uns
kliren und nicht mit den Auftragnehmern®. Deutlich wurde, dass das LDZ
eine Clearingfunktion an der Schnittstelle von Sicherheitsbehérden und
nichtstaatlichen Trigerorganisationen Ubernimmt. Die Argumentation legte
aullerdem nahe, dass eine sichere, mithin resolute Darstellung der Zustindig-
keit des LDZ gegeniiber den Sicherheitsbeh6rden erforderlich ist.

Eine weitere Aufgabe wird darin gesehen, die Regelsysteme (Jugendhilfe,
Schule) iber aktuelle Entwicklungen (z.B. zu Rickkehrenden aus Kriegsge-
bieten) zu informieren, ,,damit die Regelsysteme der Stadt wissen, was auf sie
zukommen kann und sich konzeptionell Gedanken machen® (Friedrich_I_
2019). Die Aufgabe des LDZ konzentriert sich dem Interview zufolge darauf,
in das Landesamt fiir Verfassungsschutz einzuladen und sicherheitsrelevan-
tes Wissen in die Regelstrukturen einzuspeisen. Die Interviewten hoben ihre
Zustindigkeit hervor: ,,Aber das ist eben unsere Rolle dann auch als das Re-
ferat, das zustindig ist” fur die Landesprogramme und das LDZ. Die Se-
quenz zeigt zum einen die Verwobenheit der Koordinierenden in Landespro-
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gramme und das Bundesprogramm und zum anderen das Gewicht von da-
tenbasierten Gefahren und Gefahrenprognosen. Die Koordinierenden be-
schrieben es als ihre Aufgabe, dieses Wissen in die padagogische Praxis ein-
zuspeisen.

Mehrfach thematisiert wurde in diesem Interview ,,der andere Blick®, der
sich als neuralgischer Punkt der Zusammenarbeit erweist:

,»Also was dann eben auch zu merken ist, es gibt ja im LKA auch Priventions-
beamte, die natiitlich dann einen anderen Blick auf das Thema Sicherheit (...)
werfen, als unsere Beratungsteams, die den Ratsuchenden da im Blick haben.
Und was wir dann merken ist, dass die Definition von Kooperation in der Fall-
arbeit da unterschiedlich ist. Was im Sinne der Polizei ist, sie wollen dann von
dem Beratungsteam wissen, wen sie da in der Beratung haben. Und das ist na-
turlich jetzt nichts, was dem Datenschutz entspricht und auch nicht dem Ver-
trauensverhiltnis zu den Ratsuchenden. (...) und wir kriegen das dann als Auf-
traggeber quasi auch auf den Tisch, weil es heif3t, also wir geben Zuwendungs-
mittel raus fur externe Triger, freie Triger, und die Polizei sagt: ,Die kooperieren
nicht mit uns‘. Und dann ist die Frage: ,Mussen die dasr‘ und: ,In welcher Form?*
Und das hat manchmal, es hat unterschiedliche Griinde, warum das nicht funk-
tioniert, aber ich denke, das ist auch einfach eine Kultur da in der Arbeit selbst,
die sich entwickelt und vielleicht dann manchmal auch die mangelnde Bereit-
schaft, den Kopf aufzumachen und auch mal die Perspektive des anderen zu
sehen.” (Friedrich_I_2019).

Zunichst wurden in dieser Sequenz mit dem ,,anderen Blick unterschiedli-
che Perspektiven auf das Thema Sicherheit markiert, die mit differierenden
Handlungslogiken und Kooperationsverstindnissen belegt werden. Die Rat-
suchenden selbst, das Vertrauensverhiltnis mit ihnen und die Anonymitat
wurden als zentrale Orientierungen und Bedingungen fiir die Priventions-
praxis in knapper Form herausgestellt. Die Nicht-Passung der Perspektiven
und Kooperationsverstindnisse erweist sich so als zentrales Hindernis fir
eine kooperative Zusammenarbeit. In den Positionierungen des Befragten
wurde deutlich, dass das LIDZ nicht nur eine vermittelnde und moderierende
Funktion Gbernimmt, sondern die Interessen der Projekte vertritt. In ihrer
Parteilichkeit favorisierten die Befragten eine Kooperation, in welcher die
Orientierungen und Bedingungen pidagogischer Priventionspraxis Bertick-
sichtigung finden.

Es werden in der Sequenz jene Fragen nach Formen und Freiwilligkeit der
Zusammenarbeit aufgerufen, die sich fur die Koordinierenden in der Praxis
stellen, wenn die Priaventionsprojekte eine Zusammenarbeit — aus deren Sicht
— mit den Sicherheitsbeh6rden verweigern. Die Fragen bleiben unbeantwor-
tet und verweisen so auf heikle Unklarheiten, zu denen (Selbst-)Verstindi-
gungsprozesse notwendig sind. Wenngleich in der Sequenz die durch die pro-
fessionsbezogenen Eigenheiten verhinderte Zusammenarbeit im Mittelpunkt
steht, liegt es nahe, dass das LDZ mit dem Gesamtzusammenhang einer ver-
sicherheitlichten Radikalisierungsprivention in diesem Themenfeld konfron-
tiert ist. Die Interessenvertretung der Projekte und ihrer padagogischen Per-
spektiven verweist darauf, dass das LDZ eine Dienstbarmachung der pada-
gogischen Praxis im Rahmen einer tibergeordneten versicherheitlichten Pra-
ventionsstrategie ablehnt. In der Ursachensuche wird zum einen (wiederholt)
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die ,,Kultur® markiert. Auf diese Weise werden die Differenzen und die pro-
fessionsbezogenen Eigenheiten bekriftigt. Zum anderen wird akteursiiber-
greifend auf eine mangelnde Bereitschaft verwiesen, sich den anderen Per-
spektiven zu 6ffnen. Die Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen
Akteurinnen sowie Akteuren und Sicherheitsbehérden will hier nicht gelin-
gen. Der Interviewer fragte nach Losungsansitzen fir die Schwierigkeiten in
der Zusammenarbeit. Benannt wurden ,,Gespriche bilateraler Art®, z.B. zwi-
schen der Betroffenenberatungsstelle und dem LKA, und Steuerungskreise
mit dem Thema der Verbesserung der Kooperation. Es gibe ,,unterschiedli-
che Anliufe®.

In dem hier angefithrten Fall wurde die Zusammenarbeit mit den Sicher-
heitsbehérden als ein Hauptschwerpunkt der Arbeit in den vergangenen Jah-
ren dargelegt. In der Analyse aller Interviews mit den Koordinierenden wird
deutlich, dass unterschiedlich gro3e Bertihrungspunkte zwischen den LDZ
und den Sicherheitsbehdrden existieren. Diese sind davon abhingig, welchen
Umfang die Bearbeitung von Islamismus im LDZ einnimmt, welche Funkti-
onen sich die Koordinierenden zuschreiben und welche Priorisierungen sie
vornehmen. Die Interviews mit den LDZ, in denen die Zusammenarbeit mit
Sicherheitsbeh6rden einen Schwerpunkt bildete, legten nahe, dass die Aus-
gestaltung der Zusammenarbeit von zivilgesellschaftlicher Priventionsarbeit
und staatlicher Sicherheitsarbeit im Rahmen transparenter und deutlicher
Grenzen (vgl. Fouad/Taubert 2014, S. 412) eine kontinuierliche Aufgabe ist.
Eine dem Phinomen adiquate Priventionsstrategie, in der unterschiedliche
Akteurinnen und Akteure ihre Perspektiven und Zuginge in einem konstruk-
tiven Miteinander einbringen, ist zweifelsfrei herausfordernd. Einen mogli-
chen Zugang zu den ,,Perspektiven der anderen® konnen Fallkonferenzen
er6tfnen, die in Einzelfillen bereits von den LDZ organisiert wurden. Sie
erméglichen, Handlungssicherheit im Umgang mit den Partnerinnen und
Partnern zu gewinnen, Erwartungen abzukliren und die Zusammenarbeit zu
stirken. Vor dem Hintergrund der von einigen LDZ wahrgenommenen Ver-
sicherheitlichung und des Gewichts von sicherheitspolitischen Strategien sa-
hen es die Koordinierenden mitunter als ihre Aufgabe, die Relevanz zivilge-
sellschaftlicher Privention zu stirken: ,,Und das ist sicher was, was das Lan-
des-Demokratiezentrum im letzten Jahr oder in den letzten eineinhalb Jahren
voranbringen konnte® (Cdsar_2019). Insgesamt machen die vorangegange-
nen Ausfithrungen deutlich, dass Fragen der Zusammenarbeit mit den Si-
cherheitsbeh6rden und Moglichkeiten eines konstruktiven Miteinanders kon-
tinuierliche Aushandlungen zwischen den Akteurinnen sowie Akteuren und
Positionierungen fordern.

5.2.3 Zusammenarbeit mit muslimischen Organisationen und
Moscheegemeinden

Die fir die LDZ zur Verfiigung stehenden Férdermittel wurden auch dazu
verwendet, die Vernetzung zwischen muslimischen Gemeinden, staatlichen
Akteuren, Akteuren der Regelstrukturen und der im Themenfeld titigen Pro-
jekte anzustof3en oder zu intensivieren. Im Workshop der wB mit den LDZ
und den LMV zum Themenfeld ,,Islamismus® im Juni 2018 wurde deutlich,
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dass mit der Zusammenarbeit mehrere Anliegen verfolgt werden. Haufig geht
es um die Stirkung der muslimischen Kinder- und Jugendarbeit, die Fortbil-
dung von Ehrenamtlichen in der muslimischen Kinder- und Jugendarbeit, die
Unterstitzung von muslimischen Organisationen bei der Beantragung von
Fordermitteln und das Einholen von Expertise der Organisationen. Mitunter
wird auch deren Entwicklung zu Trigern der Kinder- und Jugendhilfe und
eine entsprechende Professionalisierung verfolgt. Insbesondere bei der
Frage, ob muslimische Organisationen eine Trigerschaft in der Kinder- und
Jugendhilfe tbernehmen kénnen, gab es unter den LDZ unterschiedliche
Standpunkte. Dabei wurden in den Argumentationen die bestehenden Hand-
lungsmdéglichkeiten und -beschrinkungen der Organisationen beriicksichtigt.
Insgesamt deutete sich in einigen Bundeslindern die Herausforderung an,
entsprechend des Anliegens des Bundesprogramms paternalistische Heran-
gehensweisen zu vermeiden, stattdessen Beteiligungsstrukturen weiter aufzu-
bauen und die Kooperation basierend auf Empowerment-Ansitzen zu ge-
stalten.

Die Zusammenarbeit mit muslimischen Organisationen und Moscheege-
meinden sowie die Herstellung eines vertrauensvollen Dialogs stellten sich
ebenfalls als komplexe Herausforderungen dar. Fur ein LMV wurde beispiels-
weise als Ziel formuliert, ,,einen vertrauensvollen Dialog* (Anton_2019) mit
muslimischen Organisationen und einem Spektrum weiterer Akteurinnen
und Akteure zu gestalten, mit denen man gemeinsame Projekte organisieren
koénne. Problematisiert wurde im angesprochenen Workshop, dass es schwie-
rig sei, aus einer Priventionsperspektive heraus Zugang zu muslimischen Ge-
meinden zu gewinnen und langfristig Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner in den ehrenamtlichen Strukturen zu finden. Die Projekte berichte-
ten, dass sie als ,,Priventionsprojekt® kaum in der Lage seien, mit muslimi-
schen Gemeinden zusammenzuarbeiten, da sich Letztere dadurch stigmati-
siert fithlten. Auf diese Weise werden (praktizierende) muslimische Jugendli-
che ,,als konstruiertes Kollektiv negativ markiert (Ceylan/Kiefer 2018, S.
24). In einem LDZ wurde der Zugang zu den Organisationen iiber das Thema
»Islam- und Muslimfeindlichkeit als ,, Turoffner” (Anton_2019) geschaffen.
Das LDZ vermied damit, die muslimischen Organisationen mit radikalisie-
rungspriventiven Malnahmen zu adressieren, die den Aufbau vertrauensvol-
ler und partnerschaftlicher Arbeitsbeziechungen verhindern kénnten.

Erschwert wurde die Zusammenarbeit auch dadutrch, dass sich Gemein-
den und Organisationen im Hinblick auf Sicherheitsaspekte von den Fach-
kriften nur schwer einschitzen lassen. Im Workshop der wB wurde in diesem
Zusammenhang etwa die Problematik diskutiert, dass informelles Wissen
(Vorfelderkenntnisse/vorldufige Einschitzungen des Verfassungsschutzes)
die (Nicht-)Auswahl von muslimischen Organisationen als Kooperations-
partnerinnen und -partner beeinflusse und die Gefahr von Fehleinschitzun-
gen bestinde. Als mégliche Lésungen wurden ein enger Austausch oder
Kontakt mit dem jeweiligen Landesamt fir Verfassungsschutz sowie die For-
derung von kleineren Projekten mit muslimischen Gemeinden diskutiert, um
sich einen eigenen Ein- und Uberblick zu verschaffen. Problematisiert wird
neben dem Zugang und den Gefahren von Fehleinschitzungen auch ein
Mangel an muslimischer sozialer Arbeit in den Regelstrukturen von Kinder-
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und Jugendhilfe und Schule, sodass islamistischen Akteurinnen und Akteuren
Gelegenheitsstrukturen er6ffnet werden (vgl. Bischoff u.a. 2017).

5.3 Landes-Modellvorhaben

Die LMV zielen auf eine nachhaltige Stirkung der Beratungs-, Priventions-
und Bildungsarbeit im Themenfeld ,,Islamismus sowie Islam-/Muslimfeind-
lichkeit* ab. Ihre Entwicklung steht im Kontext der politischen Brisanz des
Themas, der regional unterschiedlichen Gefihrdungslagen und der hohen ge-
sellschaftlichen Gefihrdungswahrnehmung, die politisch-diskursiven Druck
erzeugt.

Wihrend in den Forderjahren 2015, 2016 und 2017 in sieben Bundeslin-
dern LMV geférdert wurden, haben in den Forderjahren 2018 und 2019 alle
Bundeslinder Sondermittel beantragt und Aktivititen sowie Malnahmen ge-
gen islamistischen Extremismus und/oder Islam-/Muslimfeindlichkeit
durchgefihrt. Im Jahr 2019 wurden laut Antragsunterlagen 19 LMV gefor-
dert. Sie befinden sich an unterschiedlichen Punkten ihrer Konsolidierung,
gegebenenfalls eines weiteren Ausbaus oder einer Neukonzipierung. Ihr Ent-
wicklungsstand hingt unter anderem vom Projektbeginn, von der Personal-
gewinnung und der Bedarfsdeckung ab.

Die Ubersicht der LMV verweist auf zwei Besonderheiten. Herauszustel-
len ist zum einen, dass die I.andes-Modellvorhaben mehrheitlich keinen Cha-
rakter von Modellprojekten aufweisen. Dies trifft in besonderer Weise auf
die Projekte im Fachstellenformat zu, die sich durch die Bereitstellung von
Expertise und die verfolgte Entwicklung von (Priventions-)Strukturen aus-
zeichnen. Auch die Qualifizierungsprojekte und Priventionsangebote fiir
junge Menschen besitzen tberwiegend keinen erprobenden und Innovatio-
nen entwickelnden Pilotprojektcharakter, wie er fiir Modellprojekte charak-
teristisch ist, sondern dienen primir dem Aufbau von bundeslandspezifi-
schen Priventionsangeboten. Insofern lisst sich hier ein Unterschied z.B. zu
den Modellprojekten der Radikalisierungsprivention im Programmbereich E
feststellen.

Die folgende Einordnung und Systematisierung basiert auf den Angaben
zu den Zielstellungen und Zielgruppen, mit denen die Projekte schwerpunkt-
miBig arbeiteten, sowie zu den Angebotsformaten, die unterbreitet wurden.
Dabei interessiert, wie und welche Aspekte von islamistischem Extremismus
und von Islam-/Muslimfeindlichkeit bearbeitet wurden. Der auf der Basis
der Interviews mit den Koordinierenden, der Antrige der LDZ fiir das For-
derjahr 2019 und der Projektselbstdarstellungen (Internetdokumente) vorge-
nommene Sortierungsversuch dient primér dazu, die LMV in das Feld der
zivilgesellschaftlichen Privention von islamistischem Extremismus einzuord-
nen. Erschwert wird die Einordnung durch verschiedene im Feld verwendete
und umkidmpfte Begriffe sowie durch ein Nebeneinander vorliegender Syste-
matiken zur (Extremismus-)Privention (vgl. Drachenfels u.a. 2018).
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Im Diskurs wird zwischen primirer, sekundirer und tertidrer Privention
nach Gerald Caplan (vgl. Caplan 1964) oder universeller, selektiver und indi-
zierter Privention nach Robert S. Gordon (1983) unterschieden. Mitunter
werden beide Varianten zur Vereinfachung synonym verwendet. Das hier zu-
grunde gelegte Modell nach Gordon begrenzt Privention auf den Bereich des
Vorfeldes sowie die Funktion des Vorbeugens und differenziert entlang der
Risiko- und Problemlagen der Zielgruppen. Universelle Privention setzt be-
reits vor dem Auftreten eines bestimmten Problems bei den Adressierten an.
Es wird ein generelles Grundrisiko fiir Radikalisierungsprozesse aufgrund ge-
sellschaftlicher Strukturen und sozialer Lagen angenommen und dem entge-
gengearbeitet. Mallnahmen der selektiven Privention setzen an erkennbaren
sozialraumlichen und individuellen Risikofaktoren an. Die indizierte Priven-
tion richtet sich an Adressierte mit sichtbaren Problemausprigungen (vgl.
Greuel 2018, S. 136). Gordons Ansatz der Pravention stellt dezidiert auf eine
vorbeugende Logik ab. Zu berticksichtigen ist bei der Einordnung, dass die
LMYV (insbesondere die Fachstellenprojekte) nicht selten mehrere Priventi-
onsstrategien verfolgen und diese kontextgebunden in der Priventionspraxis
Anwendung finden. Den Antragsdokumenten fir das Férderjahr 2019 zu-
folge wird in einigen Bundeslindern mehr als ein LMV -Projekt vorgehalten.
Es wurden insgesamt 19 Projekte berticksichtigt.

5.3.1 Systematisierung der LMV

Die LMV lassen sich in Projekte im Fachstellenformat (zehn), Qualifizie-
rungsangebote (vier) sowie Angebote der Privention fiir junge Menschen
(funf) einteilen. In den Darstellungen der drei Cluster wird in komprimierter
Form zur Veranschaulichung exemplarisch ein ausgewahltes LMV vorge-
stellt.

Projekte im Fachstellenformat

Zehn LMV stellen Projekte im Fachstellenformat dar. Bei den Fach- und Be-
ratungsstellen handelt sich sowohl um landesweit agierende Projekte (zent-
rale Struktureinheit) als auch um Projekte mit verschiedenen Standorten mit
sozialrdumlich orientierter Angebotsstruktur bzw. um Projekte mit kommu-
nalen/lokalen Anlaufstellen. Die Projekte im Fachstellenformat zeichnen
sich einerseits durch die Adressierung eines breiten Personenkreises bzw. ei-
nes Mit- und Nebeneinanders unterschiedlicher Adressierungen als inte-
grierte Strategie aus. Andererseits stellt die Netzwerk- und Strukturentwick-
lung ein zentrales Charakteristtkum dar. Angesprochen werden Regelakteu-
rinnen und -akteure in der Schule sowie in der Kinder- und Jugendhilfe, junge
Menschen, muslimische Organisationen, Akteurinnen und Akteure des Lan-
des und der Kommunen, ehrenamtlich Tdtige sowie Angehoérige. Mit den
Fachstellen wird die leitlinienbezogene Strategie verfolgt, eine ,,Struktur der
Priventionsarbeit und Priventionsangebote zu schaffen® (Paula_2019). In

einem Interview wird herausgestellt, dass das Projekt ,,sehr vernetzt®, ,,iber-

>3

regional® arbeite und auch ,in unserem Nordverbund organisiert™ sei
(Emil_2019). Die Antragsdokumente unterstreichen, dass mit den Projekten
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im Fachstellenformat der Anspruch einer uberregional und strukturell ange-
legten Wirkung verfolgt wird.

Wenngleich mehrheitlich Qualifizierungsangebote fiir Fachkrifte einen
wichtigen Schwerpunkt bilden, fihren die Projekte im Fachstellenformat ver-
schiedene Malinahmen unter einem Dach zusammen und kombinieren ver-
schiedene Priventionsstrategien. Zu dem MaBnahmenkanon kénnen etwa
die Information und Beratung a) von Einrichtungen der Bildungs- und Ju-
gendarbeit, b) von kommunalen Verwaltungen und c) von Schulen in der
Privention von religiés begriindetem Extremismus und im Umgang mit de-
mokratiefeindlichen FEinstellungen zihlen. Auch die Bereitstellung von
Handreichungen und padagogischem Material, die Vernetzung von und Ko-
operation mit lokalen und tberregionalen Akteurinnen sowie Akteuren sowie
mit muslimischen Organisationen und Moscheegemeinden sowie die Forde-
rung des Fachaustauschs sind Bestandteil des MaB3nahmenfichers. Mitunter
werden auch Angebote der indizierten Privention und in Einzelfillen Ange-
bote der Ausstiegsarbeit vorgehalten oder bei Bedarf mit anderen Projekten
zusammengearbeitet (z.B. HAYAT). Die Fachstellen bieten teilweise auch
Beratungs-, Bildung- und Begegnungsangebote fiir junge Menschen an und
beraten Angehérige.

Zentrales Anliegen der sich in der Aufbau- und Etablierungsphase befin-
denden Projekte ist die Bekanntheit und Verankerung in den Priventions-
und Beratungsstrukturen des jeweiligen Landes und die Weiterentwicklung
dieser. In den Bundeslindern, die bereits vor Programmbeginn durch Lan-
desmittel geférderte Fachstellen aufgebaut haben, wurden die LMV entspre-
chend der Bedarfe im Bundesland konzipiert (u.a. ein sozialraumlich ausge-
richtetes universalpriventives Projekt).

Die Fach- und Beratungsstelle kitab in Bremen in Tragerschaft von VAJA —
Verein zur Férderung akzeptierender Jugendarbeit e.V., die zuvor iber das
BAMF gefordert wurde, ist eines von zehn LMV, die sich dem Fachstellen-
format zuordnen lassen. Der Verein hat sich in den vergangenen zwanzig
Jahren bereits einen Namen im Bereich der Arbeit mit rechtsorientierten Ju-
gendlichen gemacht (vgl. Fouad/Taubert 2014, S. 408). Zielgruppen sind laut
Selbstdarstellung des Projekts Eltern und Angehérige von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen, die sich religiés-extremistischen Strémungen zuwen-
den, Betroffene sowie pidagogische Fachkrifte, Institutionen und andere So-
zialraumakteure. Das Projekt will ,,Ideen zum Umgang mit der Situation so-
wie fur Fragen und Unsicherheiten fachliche Unterstiitzung und Beratung
bieten® (Fach- und Beratungsstelle kitab).

In der Selbstdarstellung wird der Zusammenhang zwischen den Ursachen
fur die Hinwendung zum extremistischen Islamismus und dem verfolgten
Beratungs- und Hilfeansatz herausgestellt. Ansitze fur Verinderungen und
Hilfe werden im sozialen Umfeld und in der Stabilisierung der Lebenssitua-
tion gesehen. Der verfolgte systemische Ansatz lasst sich als Konsequenz aus
den Zusammenhingen von Adoleszenz, Familiensystem und Gesellschaft
verstehen. Die Fach- und Beratungsstelle will jungen Menschen Antworten
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auf Fragen zu ihrer Identitit und ihrem Glauben geben. Angehorigen, Be-
troffenen und Fachkriften soll in ihren Unsicherheiten begegnet werden (vgl.
Fach- und Beratungsstelle kitab).

Betont wird, dass das Angebot auf Anonymitit und Freiwilligkeit basiert
(vgl. Fach- und Beratungsstelle kitab). Die M6glichkeit, anonym mit den Be-
troffenen zu arbeiten (solange keine Sicherheitsrelevanz bzw. Situationen mit
Anzeigepflicht gemill {138 StGB bestehen), kann insgesamt als Potenzial der
freien Triger bewertet werden (vgl. Fouad/Taubert 2014, S. 408). Das Fach-
stellenformat von kitab wird nicht nur in dem angebotenen MaBlnahmenfa-
cher und in dem breiten Kreis der Adressatinnen sowie Adressaten deutlich,
sondern ebenso in dem Verstindnis der Mitarbeitenden, ,,Ansprechpart-
ner*innen fir alle [zu sein], die Fragen zu islamischen und islamistischen Or-
ganisationen, deren Handeln und Vorgehensweise haben® (Fach- und Bera-
tungsstelle kitab). Weitere, in den Antragsdokumenten des LDZ formulierte
MaBnahmen unterstreichen den Fachstellencharakter von kitab. Dazu zdhlen
unter anderem die regelmiBige Kontaktaufnahme mit den Sozialen Diensten
des Landes, die Entwicklung neuer Priventionsformate sowie der Ausbau
von Netzwerkstrukturen zur Sensibilisierung fiir religiés begriindeten Extre-
mismus.

Qualifizierungsangebote fiir pidagogische Fachkrifte und ehrenamt-
lich Tatige

In vier Modellvorhaben stellen padagogische Fachkrifte die zentrale Ziel-
gruppe dar, mitunter ausschlieSlich oder mit nachgeordneten Zielgruppen.
Der Fokus liegt primir auf der Fortbildung und Sensibilisierung von Fach-
kriften in den Regelstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe, der Schule, in
kommunalen Behorden sowie teilweise von ehrenamtlich in muslimischen
Organisationen Titigen, um die Handlungssicherheit der Fachkrifte zu stei-
gern. In Projekten, die mehrere Zielgruppen ansprechen, werden verschie-
dene Zieldimensionen verfolgt. Mit den Fortbildungen fir ehrenamtliche
Krifte in muslimischen Gemeinden wird unter anderem das Ziel verfolgt, die
Jugendarbeit vor Ort in den Moscheegemeinden zu stirken. Mit der Qualifi-
zierung von Mitarbeitenden in Jugendiamtern und der Implementierung von
geschulten Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartnern in Regelstrukturen
werden Strukturentwicklungen und eine Kompetenzerweiterung verfolgt.

In den Projekten werden die Bildungsangebote zu den Themen Islam, Is-
lam- und Muslimfeindlichkeit, Radikalisierung(-spriavention), Antidiskrimi-
nierung u.a. auch mit weiteren Angeboten der Netzwerkarbeit und mit Un-
terstitzungsangeboten fiir Moscheegemeinden kombiniert. Konzipiert und
umgesetzt werden themenbezogene Fachtage, Workshops, mehrtigige Fort-
bildungen, begleitende Beratungen sowie die Entwicklung von Handreichun-
gen. Die weniger komplex angelegten Projekte in diesem Cluster weisen, im
Gegensatz zu den Projekten im Fachstellenformat, eine stirkere Fokussie-
rung der Zielgruppe und des Formats auf. Es handelt sich um Angebote der
selektiven Privention, mit denen unter anderem junge Menschen moéglichst
frithzeitig priventiv erreicht werden sollen. Dem Cluster zugeordnet wurde
auch ein universelles Priventionsprojekt, in dem zur lokalen Stirkung der
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Demokratie- und Menschenrechtsbildung Qualifizierungsangebote durchge-
fihrt werden.

Das Projekt ,,Plan P. Jugend stark machen gegen salafistische Radikalisie-
rung in Tragerschaft der Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugendschutz
(AJS) Landesstelle NRW e.V. bietet primir Qualifizierungen fiir Fachkrifte
im Kinder- und Jugendschutz an. In der Selbstdarstellung auf der Homepage
heil3t es:

»Der zeitgendssische Salafismus ist Ausgangspunkt einer zwar kleinen, aber seit
einigen Jahren schnell wachsenden Jugendsubkultur in Deutschland. Auch ab-
seits einer militanten Ausprigung kann es dabei in Jugendarbeit, Schule und in
der Familie zu Konflikten kommen, auf die der erzieherische Kinder- und Ju-
gendschutz reagieren muss. (...) Wir vermitteln Fachkriften des erzieherischen
Kinder- und Jugendschutzes das notwendige Wissen iiber salafistische Radikali-
sierung und unterstltzen sie bei der Implementierung lokaler Priventionspro-
gramme und priventiver Netzwerke.“ (Projekt Plan P. 0.].).

Deutlich wird in dem Ausschnitt der Selbstdarstellung, dass auch in diesem
Cluster eine strukturentwickelnde Perspektive verfolgt wird. Das Spektrum
der im Projekt ,,Plan P.“ angebotenen Qualifizierungsangebote reicht von
sechstagigen Qualifizierungsmodulen, eintigigen Informationsveranstaltun-
gen tber Netzwerktreffen bis zur Erstellung von Informationsmaterialien. In
seinem Selbstverstindnis greift das Projekt Differenzierungen als Vorausset-
zung fir die Priventionsarbeit auf, um Vereinfachungen angesichts der ge-
sellschaftlichen Komplexitit zu begegnen. Die erste Differenzierung bezieht
sich auf das Wechselverhaltnis von Islamismus und Islam-und Muslimfeind-
lichkeit. Der Erfolg priventiver Malnahmen wird auch davon abhingig ge-

macht, ob es gelingt, ,,der Ausbreitung islamfeindlicher und antimuslimischer

> 5
Tendenzen etwas entgegenzusetzen® (Projekt Plan P. 0.]., Selbstverstindnis).
In den Antragsdokumenten des LDZ wird die strukturentwickelnde Perspek-
tive des Projekts, mit dem der Aufbau eines landesweiten Kompetenz- und
Beratungsnetzwerks verfolgt wird, betont. Es wird angestrebt, in allen Kom-
munen zentrale Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner aus der Jugend-
hilfe zu etablieren, die in Fragen der Privention von extremistischem Salafis-

mus kompetent beraten und weitervermitteln konnen.

Praventionsprojekte fiir junge Menschen

In finf LMV bilden Angebote fir junge Menschen den Projektkern. Die
kurzzeitpadagogischen Angebote greifen die Jugendphasenspezifik in Radi-
kalisierungsprozessen auf und richten sich entweder an junge Menschen ge-
nerell oder an (potenziell) Gefidhrdete. Die Ausrichtung der Angebote ist he-
terogen und umfasst erlebnis-, medien- und kulturpadagogische Angebote
sowie politische und interkulturelle/interreligiose Bildungsformate. Die An-
gebote werden tiberwiegend an Schulen, in denen eine breite Zielgruppener-
reichung méglich ist, und mitunter in Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe realisiert. Drei Projekte setzen in der vorbeugenden Handlungslogik an
Besonderheiten des Phinomenbereichs und Grundrisiken an. In zwei Pro-
jekten basiert die pddagogische Priventionspraxis auf der Auseinanderset-
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zung mit Identitit und Zugehorigkeit und auf der Férderung von Selbstbe-
stimmung und Selbstwirksamkeit. In einem Interview wurde die Bedeutung
eines universalpraventiven ,,Projekts der Demokratieférderung, Demokratie-
erzichung® als ,ein Kernelement der Priventionsarbeit mit Jugendlichen®
hervorgehoben (Heinrich_2019). Mit Bezug auf die Lebenswelten und die
wichtige Phase der Identititsfindung sei es ein ,,sehr, sehr wertvolles Projekt*
(Heinrich_2019). Dies zeigt zum einen, dass die Koordinierungsperson De-
mokratieférderung im Rekurs auf die besonderen Herausforderungen der Le-
bensphase in den Dienst der Privention stellt. Zum anderen wird die Not-
wendigkeit deutlich, das Verhiltnis von Demokratieférderung und (Radikali-
sierungs-)Priavention sowie die Gefahren einer grenzenlosen Radikalisie-
rungsprivention zu reflektieren (vgl. Greuel 2018). Teilweise sind die Ange-
bote kombiniert mit Fortbildungen fiir pidagogische Fachkrifte. In diesem
Cluster finden sich daher Angebotsformate, die sowohl universalpriventiv
ausgerichtet sind (politische Bildung, Medienpddagogik) als auch der selek-
tiven Privention zugerechnet werden konnen (Qualifizierungsangebote fir
Fachkrifte).

Ein Beispiel fiir die Priventionspraxis mit jungen Menschen stellt das schles-
wig-holsteinische Kooperationsprojekt ,,WeltWEGe* von KAST e.V. (Kieler
Antigewalt- und Sozialtraining) und der Internationalen Bildungsstitte Ju-
gendhof Scheersberg dar. Ausgangspunkt des Projekts ist das ,,Internet als
Rekrutierungsplattform® und die ,,zahlreiche[n] Angebote subtiler Propa-
ganda, die an den realen und digitalen Lebenswelten® junger Menschen an-
kntpfen (Projekt WeltWEGe o.].). Das Projekt zielt darauf,

»junge Menschen mit und ohne Fluchthintergrund dafiir [zu] gewinnen, sich kri-
tisch mit tagespolitischen sowie gesellschaftlichen Themen in Deutschland und
der Welt auseinanderzusetzen und diese in Medienprodukten wie Filmclips, Ar-
tikeln, Blogs, Podcasts aufzugreifen und zu verarbeiten. Schwerpunkte sind da-
bei Konfliktzonen und Konfliktbewiltigung sowie religids begriindeter Extre-
mismus und Demokratickompetenz.“ (Projekt WeltWEGe o.].).

Die Umsetzung der Ziele wird tber politische Bildung, die Kultur- und Me-
dienkompetenzschulung sowie die Personlichkeitsentwicklung verfolgt (vgl.
Projekt WeltWEGe o0.].). Ausgangspunkt fiir Projekte im medienpadagogi-
schen Zuschnitt wie ,,\WeltWEGe* ist die Uberlegung, dass radikale Szenen
und Prediger auch im deutschsprachigen Internet prominent vertreten sind.
Die Forschung zur Rolle digitaler Medien bei der Herausbildung rechtsextre-
mer und islamistisch-extremistischer Orientierungen zeigt, dass sie solchen
Orientierungen potenziell Vorschub leisten (vgl. Hohnstein/Herding 2017,
S. 243). Das Projekt setzt in seiner Konzipierung daran an, dass Hinwen-
dungs- und Radikalisierungsprozesse oftmals in der Zeit der Adoleszenz
stattfinden (vgl. Glaser u.a. 2018) und Medien hierbei eine altersspezifische
Bedeutung als Sozialisationsinstanz haben. Vom Bezug auf die von digitalen
Medien geprigten Lebenswelten junger Menschen und der inhaltlichen Aus-
richtung, die Giber einen allgemeinen medienpadagogischen Zuschnitt hinaus-
geht, wird ein praventiver Effekt erwartet. Es handelt sich um ein partizipativ
ausgerichtetes Angebot, das sich an alle (aus Projektsicht erreichbaren Grup-
pen von) jungen Menschen richtet. Den Antragsunterlagen des LDZ zufolge
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sollen sich die Teilnehmenden, die verschiedenen Herkunftsregionen und
-kulturen (,,mit und ohne Fluchthintergrund vgl. Projekt WeltWEGe o.].)
angehoren, auflerdem mit Gemeinsamkeiten und Unterschieden verschiede-
ner Kulturen sowie mit Stereotypen und Vorurteilen auseinandersetzen und
gemeinsam Moglichkeiten eines friedlichen Zusammenlebens erarbeiten.

5.3.2 Strategien der Pravention und Tragerauswahl

Basierend auf der vorangegangenen Einordnung der LMV wird der Fokus in
diesem Abschnitt auf ausgewihlte Strategien in der konzeptionellen Anlage
der LMV gelegt. Zunichst wird auf die Bedeutung selektiver Priventions-
maBnahmen eingegangen. AnschlieBend wird danach gefragt, wie sich das
Wechselverhiltnis von islamistischem Extremismus und Islam-/Muslim-
feindlichkeit in der Priventionsarbeit der LMV widerspiegelt. AbschlieSend
wird dargestellt, welche strategischen und konzeptionellen Uberlegungen die
LMYV der Trigerauswahl zugrunde gelegt haben.

Maf3nahmen der selektiven Priavention

In der Systematisierung der aktuellen LMV bildet sich deren seit Programm-
beginn bestehende dominierende Orientierung auf Qualifizierungsangebote
fur padagogische Fachkrifte und damit auf Angebote der (indirekten) selek-
tiven Pravention ab. Qualifizierungsangebote zihlen dann zu den Mal3nah-
men der selektiven Priavention, wenn sie von einer Gefihrdungsannahme bei
den Fachkriften und/oder deren Letztzielgruppen ausgehen und spezifische
Risikofaktoren bearbeiten. Diese Ausrichtung schligt sich sowohl in den
Hauptzielgruppen (Fachkrifte der schulischen und beruflichen Bildung so-
wie der aullerschulischen Kinder- und Jugendarbeit) und in den Titigkeits-
schwerpunkten (Vermittlung von Wissen, Sensibilisierung fur extremistische
Phinomene) nieder, die in der Online-Befragung der wissenschaftlichen Be-
gleitung im Jahr 2018 erhoben wurden, als auch in den tber den Programm-
zeitraum hinweg ausgewerteten Antragsdokumenten der LDZ.

Fir diese Ausrichtung lassen sich verschiedene Griinde anfiihren. Es liegt
zunichst nahe, davon auszugehen, dass vonseiten der LDZ solche Triger fiir
die Durchfithrung von LMV ausgewihlt wurden, die bereits Beratungs- und
Unterstitzungsangebote im Rahmen von Programmen und Initiativen ande-
rer Bundes- und Landeseinrichtungen etabliert haben. Die Fokussierung auf
padagogische Fachkrifte ist aus Sicht der wissenschaftlichen Begleitung zum
einen der Ausstattung der Projekte mit Personalressourcen sowie dem Man-
gel an Fachkriften fir die pidagogische Arbeit unmittelbar mit ,,indizierten
jungen Menschen geschuldet. Zum anderen hingt die Fokussierung auf die
Fachkriftequalifizierung damit zusammen, dass die Bearbeitung von islamis-
tischem Extremismus als ein in gesellschaftliche Gesamtzusammenhinge ein-
gebettetes Handlungsfeld noch relativ jung ist. Hier wurde der Bedarf gese-
hen, zunichst Fachkrifte fir das Thema zu sensibilisieren und den Umgang
mit dem Thema ,,Islam* zu versachlichen (vgl. Bischoff u.a. 2016). Dieser
Aspekt wird auch in den Interviews mit den Koordinierenden der LDZ als
ein entscheidender Punkt aufgegriffen. Es sei darauf reagiert worden,
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,,dass die Fachkrifte bei dem Stichwort Islamismus nicht mehr wussten, was sie
machen sollen, weil sie von diesem Schlagwort letztlich gelihmt sind, weil sie
unsicher sind, wie sie Islamismus, Islamfeindlichkeit, Islam zu unterscheiden und
damit umzugehen [haben, Anmerkung d.A.].“ (Heinrich_2019).

Moéglicherweise liegt der Entscheidung fir Qualifizierungsangebote auch ein
gewisser Pragmatismus zugrunde, denn sie scheinen im Gegensatz zur (di-
rekten) indizierten Privention zunichst relativ einfach und mit bewihrten
Mitteln (z.B. in Workshop-Formaten) umsetzbar. Betrachtet man die Arbeit
zur Sensibilisierung von Fachkriften fur die Wahrnehmung von Radikalisie-
rungsprozessen und deren adiquate Einordnung unter fachlichen Gesichts-
punkten jedoch genauer, dann erweist sie sich als sehr anspruchsvoll. Schlie3-
lich spielt in der Radikalisierung als einem hochkomplexen Prozess eine Viel-
zahl von Faktoren in vielfiltiger Verschrinkung eine Rolle, die jeweils mit
Blick auf den Einzelfall, das heil3t individuell bewertet und bearbeitet werden
mussen (vgl. Ceylan/Kiefer 2018, S. 112).

Letztlich ist mit Blick auf alle 19 LMV zu konstatieren, dass sich unter
thnen kein Projekt befindet, dem vorrangig und in Abgrenzung zu universel-
ler oder selektiver Privention eine Strategie direkter, indizierter Privention
zugrunde liegt. Solche Ansitze sind, sofern sie verfolgt werden, in Einzelfdl-
len in Projekte im Fachstellenformat eingebettet, die mehrere Priventions-

strategien kombinieren.5°

Wechselverhiltnis von Islam-/Muslimfeindlichkeit und Islamismus

Wie bereits thematisiert, ist das Handlungsfeld von zwei sich gegenseitig be-
einflussenden Entwicklungen geprigt: Hinwendungs- und Radikalisierungs-
prozesse in Bezug auf demokratiefeindlichen und gewaltorientierten Islamis-
mus einerseits und zunehmende Diskriminierung und Gewalt gegeniiber
(vermeintlichen) Musliminnen und Muslimen sowie Islamfeindlichkeit ande-
rerseits (vgl. Fielitz u.a. 2018). Mit Blick auf dieses Spannungsfeld lassen sich
auch die Suchbewegungen hinsichtlich der inhaltlichen Ausrichtung und die
Heterogenitit der LMV nachvollziehen. Der islamistische Extremismus wird
von den LMV mehrheitlich als der zentrale Priventionsgegenstand benannt
und mit der Auseinandersetzung mit Islam- und Muslimfeindlichkeit kombi-
niert.

Islam- und Muslimfeindlichkeit wird vorrangig in den Qualifizierungsan-
geboten der LMV thematisiert. Mit von Diskriminierung Betroffenen arbei-
ten sie dagegen kaum piadagogisch. Vielmehr wird Aufklirungs- und Sensibi-
lisierungsarbeit zu Islam- und Muslimfeindlichkeit und deren Wechselver-
hiltnis mit Islamismus geleistet, um das Problembewusstsein dafiir zu stirken
sowie das Verstehen der vermeintlich anderen und die Anerkennung von Plu-
ralitit zu fordern. Das Wechselverhiltnis von islamistischem Extremismus
und Islam-/Muslimfeindlichkeit ist auch Gegenstand der Reflexion und Dis-

65 Die geringe Anzahl der universalpraventiven Projekte im Programmbereich lasst sich darauf
zuruckfuhren, dass in diesem Praventionsbereich bereits eine Vielzahl an Projekten und MaR-
nahmen angesiedelt ist (vgl. Ceylan/Kiefer 2018, S. 9).
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kussion in den LDZ und flieBt, wie im vorgestellten Projekt ,,Plan P.“, mit-
unter unmittelbar in die Praventionsarbeit ein. Wenn es um islamistischen
Extremismus geht, ,,haben wir immer im Paket auch antimuslimischen Ras-
sismus‘ (Paula_2019). Pointiert dokumentiert sich dies auch in einem ande-
ren Interview:

»Bgal, ob wir Giber Islamismus oder tiber Islamfeindlichkeit sprechen, wir spre-
chen immer tber das reziproke Verhiltnis. (...) Das wird immer mit bedacht, bei
allen Vortrigen, bei allen Vorstellungen, auch im Konzept.“ (Heinrich_2019)

Das Wechselverhiltnis von islamistischem Extremismus und antimuslimi-
schem Rassismus wird allerdings nicht in allen LDZ in dem Mal3e betont wie
in dem eben zitierten Interviewausschnitt. Gleichzeitig ist zu berticksichtigen,
dass Islam- und Muslimfeindlichkeit auch im Bereich Rechtsextremismus be-
arbeitet wird. Fur die Mobile Beratung spielten beispielsweise Unterstiit-
zungsanfragen zivilgesellschaftlicher und staatlicher Akteurinnen sowie Ak-
teure in der Bearbeitung islamfeindlicher Positionen vor allem im Kontext
rechtspopulistischer Mobilisierung eine bedeutende Rolle (vgl. Bischoff u.a.
2016, S. 11). In einem Interview wurde in diesem Zusammenhang berichtet,
dass im Rahmen des Bundesprogramms eine Aufstockung der MB ermog-
licht wurde, um sich dem Phinomen Islam- und Muslimfeindlichkeit stirker
widmen zu kénnen. In einem anderen LDZ wird im Interview die Verweis-
aufgabe der LMV beim Gegenstand Islam- und Muslimfeindlichkeit an die
Projekte im Bereich Rechtsextremismus betont, um Parallelstrukturen und
Konkurrenzsituationen zu vermeiden. Einige LMV stehen dartiber hinaus in
einem regelmiBigen fachlichen Austausch mit den MB zu muslimfeindlichen
Akteurinnen und Akteuren (vgl. Bischoff u.a. 2018, S. 91).

Vereinzelt sind LDZ insbesondere in den ostdeutschen Bundeslindern
mit einer geringen islamistischen Gefihrdungslage herausgefordert, die Exis-
tenz der LMV zu legitimieren. Hier zeigen sich vor allem Akzeptanzprobleme
in Bezug auf solche Angebote, die auf die Auseinandersetzung mit demokra-
tiefeindlichem und gewaltorientiertem Islamismus abzielen. Die Interviews
machen deutlich, dass es den Kootrdinierenden — offenbar mit einem nicht
geringen Aushandlungs- und Kommunikationsaufwand — gelingt, den Fragen
zur Sinnhaftigkeit der Bearbeitung von islamistischem Extremismus argu-
mentativ zu begegnen. Zum einen erweist sich dabei der Zugang tber Islam-
und Muslimfeindlichkeit und das reziproke Verhiltnis von Islam-/Muslim-
feindlichkeit zu Islamismus als geeignete Argumentationsgrundlage. Zum an-
deren werden die Vorteile und die Notwendigkeit der Vorbereitung einer ge-
lingenden Zusammenarbeit zwischen den verantwortlichen Instanzen in et-
waig auftretenden Fillen einer islamistischen Radikalisierung junger Men-
schen und die vorbeugende Handlungslogik der LMV stark gemacht.

Strategien der Trigerauswahl

Die Forderung der LMV erfolgt laut Leitlinie unter der Voraussetzung, dass
diese durch freie Triger und unter Einbeziehung der Regelstrukturen der
Kinder- und Jugendhilfe umgesetzt werden (vgl. BMFSFE] 2018). Die Inter-
views mit den Koordinierenden zeigen, welche strategischen und konzeptio-
nellen Uberlegungen die Auswahl des Trigers begriinden.
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,»[Wir haben uns| dafiir entschieden, nicht auf einen der bewihrten Triger, die
es im Bundesgebiet gibt, zu setzen, sondern wollten langfristig eine eigene Ex-
pertise dazu aufbauen, weil wir davon ausgehen, dass es wichtig ist, dass man
auch vor Ort gut vernetzt ist und dann auch wirklich langfristige Prozesse be-
gleiten kann. Und es nicht nur um eine kurzweilige Krisenintervention geht, son-
dern tber all unseren Maf3nahmen liegt immer, dass wir versuchen, Intervention,
Privention und Integration zu verbinden.” (Martha_2019).

Insgesamt lassen sich drei Strategien der Trigerwahl erkennen:

1. Es wird themenunspezifisch auf im Bundesland etablierte Triger der
Kinder- und Jugendhilfe zurtickgegriffen, die bekannt und vernetzt sind.

2. Eswerden Partner aus der Rechtsextremismusbearbeitung bzw. -priven-
tion gewihlt, mit denen bereits ein Arbeitsbiindnis besteht. Die LDZ
heben dabei deren Erfahrungshorizont, vorhandene Zuginge und Ver-
weismoglichkeiten hervor.

3. Die LDZ setzen auf die Expertise und Spezialisierung von Trigern, die
bereits in der Privention von religiés begriindetem Extremismus titig
sind.

Insgesamt werden zwolf LMV von Bildungstrigern und freien Trigern der
Kinder- und Jugendhilfe realisiert, darunter von einem Kooperationsver-
bund. Diese weisen unterschiedliche Expertisen in den Feldern Migration,
interkulturelle Arbeit, Demokratieférderung, Ausstieg, Jugendarbeit und Ju-
gendbildung auf. Wenngleich grundsitzlich gefragt werden kann, ob die Fo1-
derung von Organisationen sinnvoll ist, die in der Privention von islamisti-
schem Extremismus nicht ausgewiesen sind, ist der Nutzen einer verldssli-
chen und eingespielten Zusammenarbeit, vorhandener Vernetzungen und
der Bekanntheit der Triger nicht zu unterschitzen. In drei Bundeslindern
werden die LMV durch Triger umgesetzt, die bereits vor der Férderung im
Bereich der Privention von islamistischem Extremismus etabliert waren.

Dariiber hinaus zeichnen sich drei LMV durch folgende Besonderheiten
aus: Ein LMV basiert auf dem Verbund eines zivilgesellschaftlichen Trigers
der Extremismusprivention, eines staatlichen Trigers der Ausstiegsarbeit
und der Landeskoordination im Bereich Islamismus, die partnerschaftlich zu-
sammenarbeiten. Ein weiteres LMV wird im Verbund von zwei regional ver-
ankerten Wohlfahrtsverbinden und einem Bildungstriger realisiert, die je-
weils eine regionale Servicestelle unterhalten. Das dritte LMV ist an einer
Hochschule angesiedelt.

5.3.3 Ergebnisse der Landes-Modellvorhaben

Im Folgenden werden nun abschlieBend einige Effekte der LMV systemati-
siert, die die interviewten LDZ-Koordinierenden wahrgenommen und in den
mit thnen gefiihrten Interviews genannt haben. Dabei interessiert insbeson-
dere, inwieweit die in der Leitlinie des Programmbereichs vorgesehene tiber-
regionale, auf einen nachhaltigen Strukturaufbau angelegte Wirkung der LMV
erreicht wurde.
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Entwicklung und Etablierung bedarfsgerechter
Priaventionsstrukturen

Sofern die Priaventionsprojekte bereits vor Programmbeginn im Rahmen an-
derer Bundes- oder Landesprogramme geférdert wurden, erméglichte ,,De-
mokratie leben!* den weiteren Ausbau und gegebenenfalls die Neuorientie-
rung von Projekten. In den Bundeslindern, in denen der Aufbau von Pri-
ventionsstrukturen gegen islamistischen Extremismus primir landespolitisch
motiviert war und ist, wurden neu entwickelte LMV tberwiegend dazu ge-
nutzt, noch offene Bedarfe zu decken bzw. Angebotslicken (teilweise) zu
schlieen. Mitunter konnten landespolitische Entwicklungen und Strategien
nochmals verstirkt werden (Erh6hung von Investitionen des Landes).

In den Bundeslindern, die sich aus verschiedenen Griinden vor Pro-
grammbeginn nicht in der Privention von islamistischem Extremismus en-
gagiert hatten, gelang es, insbesondere mit dem Aufbau von Fachstellen die
Entwicklung von landesweiten Priventionsstrukturen anzusto3en und ,,iiber-
haupt eine Adresse zu etablieren, die es vorher nicht gab® (Julius_2019).
Wenngleich Probleme der Personalausstattung und -fluktuationen die Auf-
bau- und Etablierungsprozesse im Einzelfall verlangsamten und den Koordi-
nierungsaufwand der LDZ erhohten, wirkte das Bundesprogramm in diesen
Bundeslindern impulsgebend. Die LMV erwiesen sich in diesen Fillen als
»ein Mittel (...) um eine Struktur der Priventionsberatung und Priventions-
angebote zu schaffen.” (Paula_2019). In der nichsten Forderperiode von
,Demokratie leben!* wird von Interesse sein zu untersuchen, inwieweit die
LDZ eine Verstetigung der Priventionsarbeit, die Festigung von Strukturen
und die Verankerung der Projekte in der Priventionslandschaft des jeweiligen
Bundeslandes verfolgen bzw. umsetzen (k6nnen).

Sensibilisierung und Souverinititsgewinn

Mit den Qualifizierungsangeboten fir Fachkrifte, insbesondere in der schu-
lischen und auBlerschulischen Bildung, reagierten die Lander auf Unsicher-
heiten im Verstindnis und im Umgang mit den Phinomenen Islamismus und
Islam- und Muslimfeindlichkeit sowie auf eine verbreitete ,, Kultur der Ver-
unsicherung angesichts offener islamischer Religionsaustiibung® (Baaken u.a.
2019, S.17). Die Koordinierenden bilanzierten die Angebote in Abhidngigkeit
vom gewihlten Format iberwiegend positiv. Sie seien ,,ein ganz, ganz wich-
tiger Baustein fir das Bundesland®. Den Mitarbeitenden der LMV sei es sehr
gut gelungen, ,,der Hysterie bei diesem Thema etwas entgegenzusetzen®
(Emil_2019). Dabei tiberwiegen kurzzeitpidagogische Angebote und es wer-
den zeitintensivere Formen der Qualifizierung, wie etwa die Praxisbegleitung,
weniger nachgefragt.

Wihrend im fiunften Férderjahr einige Koordinierende nach wie vor eine
(hohe) Nachfrage an Qualifizierungsangeboten seitens der Fachkrifte kon-
statieren, zeichnete sich in anderen Bundeslindern eine diesbeziiglich sin-
kende Nachfrage ab, was auf eine derzeitige Deckung des Bedarfs an solchen
Angeboten und ein Ende des Sensibilisierungsschubs hinweisen kann. Dies
fordert konzeptionelle Uberlegungen zur Neuausrichtung der Projekte, mit
denen in einzelnen LDZ zum Interviewzeitpunkt bereits begonnen wurde.
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Als eine weitere mogliche Ursache fir die sinkenden Anfragen fiir Fortbil-
dungen wird u.a. das Nachlassen der medialen, 6ffentlichen und politischen
Aufmerksamkeit fiir das Themenfeld ,,Islamismus® gesehen. Dazu stellten
mehrere Koordinierende fest, dass sich die 6ffentliche und politische Wahrt-
nehmung u.a. auf den Bereich ,,Antisemitismus® verschiebe.

Die von den LDZ zum Teil geplante Neukonzipierung der Qualifizie-
rungsprojekte erscheint als flexible Losung fur sich dndernde Bedarfe. Zu-
gleich stellt sich im Kontext der Professionalisierung der Fachkrifte die
Frage, welche Konsequenzen aus den die Nachfrage beeinflussenden
Schwankungen in der 6ffentlichen und politischen Aufmerksamkeit fir die
behandelten und zu behandelnden Themen bzw. Phinomene gezogen wer-
den sollten. Folgt man dem in einem Interview formulierten Bedarf, in der
Qualifizierungsarbeit mit Lehrkriften an bestimmten neuralgischen Punkten,
hier konkret an deren Ressentiments und Rassismen anzusetzen, diirfte sich
die sensibilisierende und qualifizierende Arbeit mit diesen Fachkriften als
Kontinuititsprojekt erweisen.

Kompetente Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in (staatli-
chen) Regelstrukturen (Jugendimter, Schulen, Beh6rden)

Eng gekoppelt an die Qualifizierungsangebote ist die in mehreren LMV ver-
folgte Zielstellung, geschulte Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner in
Regelstrukturen (z.B. Jugendamtsbezirken) zu etablieren, die Verweisaufga-
ben und Beratungen iibernehmen kénnen und gegebenenfalls eigene Netz-
werke bilden. Die Einschitzungen der Koordinierenden hinsichtlich der Er-
reichung dieses Ziels und der Wirksamkeit entsprechender Mafinahmen sind
allerdings eher verhalten. Dabei ist die Etablierung von Ansprechpartnerin-
nen und Ansprechpartnern in Regelstrukturen in ihrer Bedeutung fir die Pri-
ventions- und Beratungsarbeit nicht zu unterschitzen und sollte in den LMV
und den LDZ weiterverfolgt werden.

Anerkennung und Stirkung der zivilgesellschaftlichen Priavention

Vor dem Hintergrund des Gewichts sicherheitspolitischer Aspekte im Feld
des islamistischen Extremismus sind die LDZ in verschiedener Form be-
strebt, mit den Sicherheitsbehérden ein konstruktives Miteinander zu entwi-
ckeln und die padagogische Perspektive in der Priventionsarbeit zu stirken.
Auf die Probleme in der Zusammenarbeit der verschiedenen Akteurinnen
und Akteure im Handlungsfeld aufgrund unterschiedlicher Arbeitsprinzipien
und Kooperationsverstindnisse wurde bereits weiter oben eingegangen. Al-
lerdings existieren durchaus Positivbeispiele von Kooperation. So berichtete
eine Koordinierungsperson in einem LDZ von einer gelingenden Koopera-
tion ,,auf Augenhohe® zwischen den Sicherheitsbehdrden und den zivilge-
sellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren im Bundesland, die als ein ,,gro-
Ber Mehrwert™ (Anton_2019) des LMV bewertet wurde. In einem anderen
Interview dokumentierte sich die landespolitische ,,Wertschitzung*
(Cdsar_2019) der MaBnahme des zustindigen zivilgesellschaftlichen Trigers
in der universellen und sekundiren Privention von islamistischem Extremis-
mus. Angesichts des hohen Stellenwertes von sicherheitspolitisch relevanten
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MaBnahmen sei es in dem betreffenden Bundesland gelungen, sich als gleich-
wertiger Partner der Priaventionsarbeit im Themenfeld zu etablieren.

Zweifelsfrei leisten die LMV einen Beitrag zur Stirkung der zivilgesell-
schaftlichen Privention von Islamismus. Das sicherheitspolitische Gewicht
im Handlungsfeld erzeugte dabei fiir die LDZ in einigen Bundeslindern ei-
nen erhohten Aushandlungs- und Kommunikationsaufwand. Dabei ging es
vor allem darum, bei staatlichen und sicherheitsbehérdlichen Trigern fir die
Anerkennung professionsbezogener Eigenheiten und Handlungslogiken
nichtstaatlicher Triger einzutreten und Synergien zwischen den Trigern her-
zustellen.

5.4 Zusammenfassung

Fir die Landes-Demokratiezentren stellte die Planung, Unterstiitzung und
Koordinierung von Aktivititen und MaBnahmen gegen Islamismus einen
neuen Aufgabenbereich dar. Dieser erforderte nicht nur die Auseinanderset-
zung mit einem Gegenstand, der in komplexe gesellschaftliche Bedingungs-
geflige eingelassen ist, sondern auch die Aneignung von Islamismus als Be-
arbeitungsgegenstand. Unter anderem begrindete in einigen Bundeslindern
die historische Entwicklung der Landes-Demokratiezentren aus der Arbeit
mit Rechtsextremismus und die Konzentration auf Betroffene von Ausgren-
zung, Diskriminierung und rechtsextremer Gewalt in der Mobilen Beratung
und Opferberatung anfinglich kontroverse Diskussionen um die Passung mit
dem neuen Aufgabenspektrum der Landes-Demokratiezentren. Zum Ende
der Forderperiode lisst sich feststellen, dass diese ihr Aufgabenportfolio um
die Bearbeitung von Islamismus sowie Islam-/Muslimfeindlichkeit erweitert
haben — mitunter entscheidend beférdert durch und im Umfang abhingig
von Landesstrategien.

Mit der Bereitstellung von Sondermitteln fiir Landes-Modellvorhaben und
der ausschlieBlich fir strukturbildende MaBlnahmen gegen gewaltorientierten
Islamismus zur Verfigung gestellten Mittel wurden sowohl Entwicklungen
auf der koordinierenden Ebene als auch in der praktischen Arbeit mit jungen
Menschen und pidagogischen Fachkriften angestof3en. Auf der Ebene der
Struktur- und Netzwerkbildungen zeigte sich, dass die Landes-Demokratie-
zentren mehrheitlich eine Koordinierungsstruktur zur Bearbeitung von
Rechtsextremismus und Islamismus sowie weiterer demokratiefeindlicher
Phinomene herausgebildet haben. Als problematisch erwies sich angesichts
der Bearbeitung eines komplexen Aufgabenspektrums die prekire Personal-
situation aufgrund unbesetzter Stellen, insbesondere in Demokratiezentren
an staatlichen Landeseinrichtungen.

In der ersten Forderphase kristallisierte sich als neuralgischer Punkt und
Herausforderung fir die Landes-Modellvorhaben und die Landes-Demokra-
tiezentren neben der Personalsituation die Zusammenarbeit mit Moscheege-
meinden, muslimischen Organisationen und mit sicherheitsbehérdlichen
Tragern heraus. Die Handelnden sind in der Zusammenarbeit mit den Sicher-
heitsbeh6rden mit differierenden Handlungslogiken (sicherheitspolitische/
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kriminalpriventive vs. zivilgesellschaftliche/pidagogische Handlungslogik),
mit einer an der Aufrechterhaltung der inneren (6ffentlichen) Sicherheit ori-
entierten Priventionsstrategie der Bundesregierung und gegensitzlichen Ko-
operationsverstindnissen der Akteurinnen und Akteure konfrontiert. Das si-
cherheitspolitische Gewicht erfordert in einigen Bundeslindern von den Lan-
des-Demokratiezentren einen erhohten Aushandlungs- und Kommunikati-
onsaufwand, um fir die Anerkennung professionsbezogener Eigenheiten
und Handlungslogiken bei staatlichen und sicherheitsbehérdlichen Trigern
einzutreten.

Mit den Landes-Modellvorhaben wurde im Jahr 2015 ein neues Struktu-
relement in den Programmbereich der Landes-Demokratiezentren zur pra-
ventiven Arbeit gegen Islamismus sowie Islam-/Muslimfeindlichkeit inte-
griert, das zunichst nur zégerlich von Lindern aufgenommen wurde. Seit
dem Foérderjahr 2018 existieren in allen Bundeslindern solche Landes-Mo-
dellprojekte. Den Antragsdokumenten und den Interviews mit den Koordi-
nierenden zufolge wurden im Férderjahr 2019 bundesweit insgesamt 19 Pra-
ventionsprojekte geférdert, davon zehn Projekte im Fachstellenformat, vier
Qualifizierungsangebote fir pidagogische Fachkrifte in Schulen, in der Kin-
der- und Jugendhilfe sowie fir in muslimischen Organisationen ehrenamtlich
Titige und weitere finf Priventionsprojekte, die sich direkt an junge Men-
schen richteten.

In den Bundeslindern, die sich aus vetschiedenen Grinden vor Pro-
grammbeginn nicht in der Privention von islamistischem Extremismus en-
gagiert hatten, gelang es, insbesondere mit dem Aufbau von Fachstellen die
Entwicklung von landesweiten Priventionsstrukturen anzustoBen. Wenn-
gleich in diesen Bundeslindern Probleme der Personalausstattung und -fluk-
tuation die Aufbau- und Etablierungsprozesse verlangsamten und den Koor-
dinierungsaufwand der Landes-Demokratiezentren erhShten, wirkte das
Bundesprogramm impulsgebend. In mehreren Bundeslindern, in denen be-
reits vor Programmbeginn eine Priventionslandschaft im Phinomenbereich
existierte, wurden die Landes-Modellvorhaben zur Deckung bis dato offener
Bedarfe genutzt.
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6 Bewertung des Bundesprogramms
,Demokratie leben!*“ aus Sicht der Landes-
Demokratiezentren

In diesem Kapitel werden im Sinne einer Bilanz die (subjektiven) Einschit-
zungen der Vertreterinnen und Vertreter der Landes-Demokratiezentren ge-
bundelt vorgestellt, die sich auf die Entwicklungen im Programm/-bereich)
in der ersten Forderperiode von ,,Demokratie leben!* beziehen. Dabei wer-
den auch Befunde noch einmal herangezogen, die punktuell bereits in voran-
gegangene Abschnitte des Berichts eingegangen sind.

Um die Einschitzungen beziiglich der Ertrige des Bundesprogramms ein-
zufangen, wurden die Landeskoordinierenden in den Interviews gefragt:

»Was sind aus Ihrer Sicht prignante Ergebnisse des Bundesprogramms ,Demo-
kratie leben!® a) fiir Ihr Bundesland und b) ganz allgemein? Was hat sich aus Ihrer
Sicht bewihrt? (wB der LDZ am DJI 2019).

Bei der Beantwortung der Fragen gingen die Interviewten auf die aus ihrer
Sicht positiven Ergebnisse von ,,Demokratie leben!” ein und dullerten zu-
gleich Kiritik, Anderungsbedarfe und Vorschlige fiir die Weiterentwicklung.
In ihren Bewertungen nahmen die Koordinierenden Bezug auf

e den Programmaufwuchs,

e die Themensetzungen des Bundes,

e die Strukturentwicklungen im Programmbereich und die erreichte Vernet-
zung der (Programm-)Akteurinnen und -akteure,

e die Etablierung priventiver Arbeitsansitze sowie

e die Bedeutung von ,,Demokratie leben!* als ,,Marke®.

Programmaufwuchs: Der Programmbereich expandiert.

Ein thematisch zentraler Aspekt aller Interviews stellt der vom Bund u.a.
durch die Leitliniendnderungen (vgl. BMEFSE] 2018, 2016, 2014b) initiierte
Programmaufwuchs dar. Fiir den hier behandelten Programmbereich waren
dabei die thematische Erweiterung um die Bearbeitung von Islamismus sowie
Islam-/Muslimfeindlichkeit und die Aufstockung der dafiir und fiir die Ko-
ordinierungs- und Beratungsarbeit zur Verfligung gestellten Mittel relevant.
Der damit verbundene Strukturaufbau bzw. -ausbau in den Angebotsstruk-
turen der Linder und in den Landes-Demokratiezentren wurde von den Ko-
ordinierenden in der Rickschau mehrheitlich positiv bewertet. Vor allem in
den (vorzugsweise ostdeutschen) Bundeslindern, in denen das Programm im
Bereich der Islamismusprivention impulsgebend war, wurde die in der Leit-
linie vorgesehene Entwicklung von Strukturen und Angeboten in der Pri-
vention von islamistischem Extremismus sowie Islam-/Muslimfeindlichkeit
als ,,motivierend und erméglichend (Berta_2019) bewertet. Anzumerken ist
hinsichtlich der Ertrige des Bundesprogrammes, dass sich, wie bereits geschil-
dert, in mehreren westdeutschen Bundeslindern in der Islamismusprivention
bereits vor Programmbeginn landespolitisch motiviert eine Priaventionsland-
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schaft entwickelt hatte. Wie dargelegt wurden die Bundesmittel in diesen Lin-
dern genutzt, um bis dato offene Bedarfe zu decken und neue Formate zu
erproben.

Positiv bewertet und zugleich auch problematisiert wurde in den Inter-
views das — mitunter als abrupt empfundene — Ansteigen der Mittel im Zuge
des Aufwuchses. Grundsitzlich dulerten die Koordinierenden ihre Zuftrie-
denheit Gber den Anstieg der Mittel. Festgestellt wurde etwa, dass dariiber
eine Aufstockung innerhalb des Landes-Demokratiezentrums und der Bera-
tungsstellen ermdéglicht wurde, sodass die jetzt auf ,,einem sehr guten Ni-
veau® (Wilhelm_2019) seien. Positiv hervorgehoben wurde auch, dass mit
den fiir die Strukturentwicklung in den Demokratiezentren verwendeten Mit-
teln bestehende konzeptionelle und strategische Uberlegungen umgesetzt
werden konnten. So konnte in einem Bundesland mit dem durch die Bundes-
mittel ermoglichten Aufbau von regionalen Demokratiezentren aus Sicht der
koordinierenden Person ,,die nichst héhere Entwicklung[sstufe]* (Ida_2019)
erreicht werden. Ein anderes Landes-Demokratiezentrum resiimierte, sie wa-
ren ,,im Zuge der Aufstockung des Bundesprogramms 2017 tatsichlich (...)
zu einer eigenen Einrichtung, einer sehr viel eigenstindigeren Organisations-
form geworden® (Dora_I_2019) und hitten ihr Personal annidhernd verdop-
peln kénnen.

Zugleich problematisierten die Koordinierenden vor allem die Unvorher-
sehbarkeit der Mittelaufstockungen, die auch daraus resultierenden personel-
len Engpasse und die Strukturentwicklungsschwierigkeiten in den Landes-
Demokratiezentren sowie in den Beratungs- und Priventionsprojekten. Im
Zuge der Ausdifferenzierung und des Aufwuchses sei nicht immer das nétige
Personal vorhanden gewesen, um das gewachsene Aufgabenportfolio ange-
messen zu bearbeiten. Vor allem im Feld der Bearbeitung des islamistischen

Extremismus wurde beklagt, ,,wie leer der Markt gefegt ist von Fachkriften®

(Ida_2019). Kritisiert wurde in der Regel nicht eine per se zu geringe Perso-
nalausstattung, sondern die Problematik der Nicht-Besetzung von Stellen
aufgrund von Fachkriftemangel, Personalfluktuationen und andauernden
Stellenbesetzungsverfahren.

In einigen Interviews wurde im Zusammenhang mit den Personalengpis-
sen in den Beratungs- und Priventionsangeboten Bedauern dariiber geduf3ert,
dass im Bundesprogramm — trotz der Bemithungen beispielsweise der Bun-
desverbinde — der Aus- und Weiterbildung im Feld dennoch zu wenig Be-
achtung geschenkt worden wire. In der Fort- und Weiterbildung der Fach-
krifte sehen einige Koordinierende eine zentrale Herausforderung in der
Weitentwicklung des Bundesprogramms, fir die in der zweiten Férderperi-
ode des Bundesprogramms Lésungen gefunden werden mussten.

Diverse demokratiefeindliche Phinomene: ,,Demokratie leben!* setzt
Themen.

Die durch das Bundesprogramm vorgesehenen und ermoglichten Themen-
setzungen wurden in verschiedener Hinsicht von den Interviewten positiv
bewertet. Das Bundesprogramm leistete aus Sicht der Koordinierenden einen
erheblichen Beitrag dafiir, in den von ihm gesetzten Themen auch die damit
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verbundenen (Fach-)Diskurse voranzubringen. Dabei provozierten die The-
men und Phinomene auch kontroverse Diskussionen und Positionierungs-
prozesse (etwa zu Islamismus) in den Landes-Demokratiezentren, die durch-
aus als notwendig bewertet wurden. Das Bundesprogramm lisst sich in die-
sem Sinne als kritischer Diskurs- und Reflexionsraum begreifen.

Vor allem der Blickwechsel stirker hin zu ,,Demokratieférderung® und die
Biindelung diverser demokratie- und menschenrechtsfeindlicher Phinomene
unter einem Dach wurden von den Koordinierenden positiv bewertet. Diese
Sicht wird allerdings nicht von allen Akteurinnen und Akteuren im Bundes-
programm geteilt, wie entsprechende Befragungen gezeigt haben. Zugleich
wurde hinsichtlich einer Tendenz zur Allzustindigkeit der Landes-Demokra-
tiezentren fir demokratie- und menschenrechtsfeindliche Phinomene kri-
tisch angemerkt, dass man aufpassen musse, dass sich ,,das Programm nicht
tberdehnt, und (...) dass erkennbar bleibt, wofir es ist™ (Martha_2019).

Aus dem Kreis der Koordinierenden wurde hervorgehoben und begriifit,
dass durch das Bundesprogramm inhaltliche Schwerpunkte im Land auch
dann gesetzt werden konnten, wenn diese nicht ganz im Einklang mit den
jeweiligen thematischen Priorititensetzungen im Bundesland standen. So
wurde in einem Interview positiv herausgestellt, dass der Bund aufgrund sei-
ner ,,Autoritit® (Cisar_2019) und finanziellen Mitteln themensetzend wirkt.
Eine Landesregierung kénne es sich nicht leisten, ,,einfach zu sagen: ,Inte-
ressiert mich nicht, das Thema** (Cidsar_2019). Mehrheitlich schitzten es die
interviewten Personen als positiv ein, dass der Bund mit dem Programm dau-
erhaft Themen in den Lindern verankern konnte. Eine koordinierende Pet-
son stellte das Agenda-Setting durch den Bund als den grofiten ,,Verdienst™
des Programms heraus, wie das folgende Zitat zeigt:

»Dann der groBle Vorteil natiirlich vom Bundesprogramm ist auch immer, De-
mokratie und Toleranz ist ein Programm oder ist ein Feld, was allen wichtig ist,
aber [,wenn es nicht stattfindet,] keinem gleich ganz doll weh tut. Wenn Lehrer
keinen Unterricht geben, gerit alles auller Rand und Band. Wenn Leute keine
Sozialhilfe kriegen, gerit alles aufler Rand und Band. Wenn die Polizei nicht
funktioniert, gerit alles auller Rand und Band. Demokratie und Toleranz ist ein
gesellschaftspolitisches Thema, das an bestimmten Stellen weh tut, wenn es
knallt, aber wenn es nicht knallt, dann vergisst man das auch schnell wieder. Und
dementsprechend haben diese Bundesprogramme den groB3en Vorteil, dass sie
es wirklich mit einer gewissen politischen Druckkraft zu Themen gemacht ha-
ben. Und das ist der absolute Verdienst von diesem Programm.* (Martha_2019).

Das Bundesprogramm als unaufhaltsame ,,Welle“: ,,Demokratie le-
ben!“ schafft Sicherheit.

Die in der Interviewsequenz thematisierte ,,politische Druckkraft™ des Bun-
desprogramms verdient besondere Aufmerksamkeit, da sie in verschiedener
Form in den Interviews hervorgehoben wird. In einem Interview wird etwa
betont, dass die dauerhafte Implementierung von Themen durch den Bund
und die dadurch beférderte Herausbildung von Strukturen im Sinne von
Nachhaltigkeit davor schutze, dass Extremismusprivention und Demokra-
tieférderung
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,Opfer politischer Verhiltnisse (...) [und] zu sehr instrumentalisiert werden.
Also, wir erleben das ja hier, wir haben hier Strukturen geschaffen, hinter die
kann man auch nicht mehr zurtick.” (Cisar_2019).

Das Bundesprogramm wird auf diese Weise als Schutz- und Sicherheitsrah-
men herausgestellt, der es in den landespolitischen Arenen ermoglicht, The-
men langfristig zu bearbeiten. Der Bund habe Themen und Strukturen in den
Bundeslindern gesetzt, die es nach Aussage der Interviewten so vielleicht
nicht gegeben hitte oder die nur gegen Widerstand hitten etabliert werden
koénnen. Eine koordinierende Person stellte fest, dass die Finanzierung der
Beratungs- und Priventionsprojekte sowohl aus Bundes- als auch aus Lan-
desmitteln den Trigern einen ,,doppelten Boden® (Anton_2019) und damit
ein Mehr an (Handlungs-)Sicherheit ermdglichte. In mehreren Interviews
wird deutlich, dass das Bundesprogramm fiir die Koordinierenden einen Rah-
men bietet, in dem sie weniger abhingig von der Landespolitik sind:

,»Ja, vor allem ist das dann auch nicht so sehr von so Landespolitik abhingig.
Und, weil das Bundesprogramm ist ja dann doch eine ordentliche Welle, die man
dann auch weniger leicht stoppen kann (...). Ich dachte immer, so eine Welle,
so eine Rolle, die stoppt da so leicht keiner, ohne sich selber in Probleme zu
bringen in der Politik. Und dass es irgendwie im Land dann immer ein kiirzerer
Weg ist, da plétzlich die Mittel fiir bestimmte Fachbereiche zu kiirzen.
(Friedrich_I_2019).

In dieser Interviewsequenz wird die Wirkungskraft des Bundes metaphorisch
mit einer ,,Welle* markiert, die — so ldsst sich die Sequenz lesen — verhindert,
dass Themen und Projekte zum Spielball der Landespolitik werden. Diese
,»Welle® steht fir eine (kontinuierliche) Kraft, die mit Nachdruck vorwirts-
strebt und sich nicht aufhalten oder ohne Weiteres tiberwinden ldsst.

Aus Sicht der wissenschaftlichen Begleitung ist die Feststellung von ,,we-
niger” Abhingigkeit von der Landespolitik auch insofern interessant, weil sie
nochmals die Frage nach den Konsequenzen einer Verzahnung von Landes-
programmverwaltung und Demokratiezentrum aufwirft. Wie bereits festge-
stellt, scheint es so zu sein, dass die jeweiligen Landesgegebenheiten — und
vor allem der sich in den einschligigen Landesprogrammen ausdriickende
politische Gestaltungswille der Bundeslinder — in den Handlungsfeldern des
Bundesprogramms einen mitunter bedeutsamen Einfluss darauf hat, in wel-
chem Umfang und in welcher Art und Weise strukturelle oder thematische
Impulse von der Bundesebene aufgegriffen werden.

Die Befunde zu den Ertrigen des Programms aus Sicht der Koordinieren-
den weisen darauf hin, dass vor allem jene Aspekte und Entwicklungen po-
sitiv bewertet werden, die die Akteurinnen und Akteure handlungsfihig ma-
chen und ihnen Handlungssicherheit geben. Dazu zihlt auch die fiinfjihrige
Laufzeit der ersten Forderperiode von ,,Demokratie leben!* und die damit
ermoéglichte Steigerung der Handlungssicherheit in den Landes-Demokratie-
zentren und in den Beratungsangeboten. Eine interviewte Person verdeut-
lichte pointiert, dass ,,man nicht stindig auf dem Sprung* sei und die ,,Jang-
fristige Sicherung (...) Fluktuationen eindammt* (Friedrich_II_2019). Die
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Koordinierenden verbinden mit dem Programm in spezifischer Form Sicher-
heit, Kontinuitit, Schutz sowie Druckkraft in der Verankerung und dauer-
haften Setzung von Themen in den Bundeslindern.

Welche Bedeutung das Bundesprogramm als Sicherheitsrahmen fur die
Landes-Demokratiezentren offenbar hat, kann exemplarisch am Strukturele-
ment der Landes-Modellvorhaben (LMV) nachvollzogen werden. Die Koor-
dinierenden bedauerten mehrheitlich, dass der neue Forderaufruf des Hand-
lungsbereichs Land ab 2020 die Férderung von Landes-Modellvorhaben als
Struktur nicht mehr ausdricklich vorsieht und sie — letztlich unbegrindet —
einen Wegfall der Férderung entsprechender Maf3inahmen befiirchteten.6

»Also, fir uns ist das Design vom neuen Bundesprogramm, was das angeht, v6l-
lig unverstidndlich. Fir mich ist die Pridvention von religids begriindetem Extre-
mismus gleichrangig mit der Bearbeitung von Rechtsextremismus und Betroffe-
nenberatung. Fir mich ist das, was jetzt gerade auch strukturell in diesem Pro-
gramm angelegt wird, auch diese Mittelaufstockung von oder Mindestanforde-
rung von Beratung, Rechtsextremismus und Opferberatung und gleichzeitige
Streichung dieses Kapitels sozusagen falsch, also nicht nachvollziehbar.
(Paula_2019).

Aus Sicht der Mehrheit der Koordinierenden haben sich die LMV als Struk-
turelement — nach zunichst zégerlicher Aufnahme in die Landerstrukturen
und kontroversen Diskussionen am Beginn des Programms — bewihrt. Das
Bedauern tber den Verzicht auf eine explizite Nennung der LMV als Struk-
turelement in der zweiten Férderperiode weist exemplarisch auch auf die Un-
abgeschlossenheit der Entwicklung der Ziele, Inhalte und Strukturen des
Bundesprogramms, insbesondere im Themenfeld der Islamismusprivention
auf der Landesebene, hin. Zugleich drickt sich in diesem Bedauern und dem
Unverstindnis der Koordinierenden die Erfahrung mit dem Modellcharakter
des Programms aus, dem kontinuierlicher Wandel inhirent ist. Hier zeigt
sich, dass den Koordinierenden der Charakter von ,,Demokratie leben!* als
Bundes-Modellprogramm nicht immer bewusst oder prisent ist.

Strukturentwicklung, Vernetzung und Austausch: ,,Demokratie le-
ben!*“ schafft Strukturen.

Aus Sicht der Landeskoordinierenden hat sich die Strukturentwicklung von
Landeskoordinierungsstellen zu Landes-Demokratiezentren grundsitzlich
bewahrt. Auf die Herausforderungen in diesen noch nicht abgeschlossenen
Prozessen, die unter anderem in dem gewachsenen Aufgabenspektrum und
der mitunter prekiren Personalsituation begriindet liegen, wurde bereits aus-
fuhrlich im Kapitel 3 eingegangen.

Einen grolen Mehrwert sahen die Landeskoordinierenden (auch weiter-
hin) im Koordinierungs- und Vernetzungsauftrag der LDZ. Vielfach wurde
beschrieben, dass die Initiierung, Organisierung, Durchfihrung und Auf-
rechterhaltung von Austausch und Vernetzung von den Akteurinnen und

66 Die auch ab 2020 weiterhin mégliche Férderung von LMV nicht mehr ausdricklich zu erwéhnen,
hatte zum Ziel, den Bundesléandern den groRtmdgliche Handlungsspielraum bei der Ausgestal-
tung landesspezifischer Praventionsangebote in den LDZ zu eréffnen.
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Akteuren in den Bundeslidndern als gewinnbringend zurtickgespiegelt worden
seien. In dieser Weise als Scharnier zwischen zivilgesellschaftlichen und staat-
lichen Akteuren wirksam werden zu kénnen, wurde ausdricklich als Ergebnis
des Bundesprogramms herausgestellt. So dullerte eine interviewte Person,
dass sich die ,,Nahe (...) zwischen uns als beh6rdlich angesiedelter Institution
und der Zivilgesellschaft® als ,,Arbeitsweise® bewihrt habe (Emil_2019). In
einem anderen Interview wurde betont, dass die Vernetzung zwischen den
Akteurinnen und Akteuren ohne die Vorgaben des Bundesprogramms ,,auf
jeden Fall noch nicht so weit fortgeschritten® (Viktor_2019) wire. In diesem
Zusammenhang wurden ,,Demokratie leben! und die vorangegangenen Pro-
gramme auch als ,,geburtshelfend* (Ida_2019) eingeschatzt.

,Ohne Vorgaben des Bundesprogramms, bei aller Offenheit, ndmlich staatliche
und nichtstaatliche Akteure zusammenzufithren, hitten wir nicht diese Vernet-
zungsqualitit.“ (Ida_2019).

Positiv hoben Koordinierende auflerdem die lindertibergreifenden und bun-
desweiten Austauschformate hervor:

,Fur mich wirklich ein Gewinn sind auch diese bundeslandiibergreifenden Ver-
netzungsstrukturen, (...) dieser Bund-Linder-Austausch insgesamt. (...) noch
mal (...) diese[r] Linderverbund ja, unterhalb dieser Gesamtebene. Das hat sich
auf jeden Fall auch bewihrt.“ (Viktor_2019).

Die Linderverblinde sind eine Struktur, die unterhalb der Bund-Linder-Run-
den entstanden ist, bei der sich L.andeskoordinierende, Beratende und z.T.
auch Vertretungen der Bundesverbinde einer bestimmten Region zu bundes-
landiibergreifenden Themen austauschen (z.B. der Nord-Verbund ,,Ausstieg
rechts® oder das ,,Forum ,Demokratie leben!® Sidwest™). Die Vernetzung in
diesen Verbiinden wird als unkomplizierte Unterstiitzungsform wahrgenom-
men: Es kénne im Verbund schnell auf die Kolleginnen und Kollegen zu-
rickgegriffen werden, ,die uns dann auch wirklich unterstitzen®
(Martha_2019). Der besondere Mehrwert des lindertibergreifenden Aus-
tauschs lag fir die Interviewten vor allem darin, konkreten Bedarfen gerecht
werden zu koénnen. Auch hier wird das Programm als Strukturen ermog-
lichend und schaffend positiv bewertet:

»|U]nd das ist so eine ganz besondere Form von Nordverbund, der da entstan-
den ist. Das hat ,Demokratie leben!* méglich gemacht, solche Strukturen noch-
mal explizit zu schaffen. Das wiirden wir sonst nicht haben. (...) Und im Rahmen
von ,Demokratie leben!® gelingt uns das sehr leicht. Und das férdert auf jeden
Fall den Austausch.* (Friedrich_I_2019).

Zugleich sehen die LDZ mehrheitlich Entwicklungsbedarfe im bundesweiten
Fachaustausch untereinander und mit dem Bund: Bund-Linder-Treffen, in
denen alle Bundeslandvertreterinnen und -vertreter mit dem BMFSF] zusam-
menkommen, wurden in den Interviews als wichtiges Format des Austauschs
beschrieben. Grundsitzlich dullerten sich die Landeskoordinierenden positiv
Uber diese Form der Vernetzung, in der das ,,Eingebundensein in einer hohen
Verantwortlichkeit, in ein gemeinsames Geftuge* (Ida_2019) erfahren werde.
Artikuliert wurden aber auch einige Optimierungswiinsche und Entwick-
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lungspotenziale, so etwa der Wunsch nach einem bundesweiten themenbe-
zogenen Fachaustausch und nach Workshops der LDZ. Bezogen auf den
Austausch mit dem Bund allgemein wurden ebenfalls von einigen Koordinie-
renden Wiinsche und Veridnderungsbedarfe formuliert. Sie bedauerten unter
anderem, dass die Zusammenarbeit stark auf verwaltungstechnische Aspekte
konzentriert sei und die inhaltliche Begleitung enger sein konnte: ,,Da ist echt
noch Luft nach oben® (Gustav_2019).

Wie bereits in Kapitel 3 thematisiert, wird in den Interviews mit den Koor-
dinierenden die Zusammenarbeit mit den Modellprojekten bzw. deren Ein-
beziehung in die Koordinierung von der Landesebene aus als zentrale Her-
ausforderung formuliert. Kritisiert wird unter anderem, dass der Bund sein
Anliegen an die LDZ beziiglich der Ausgestaltung der Vernetzung mit den
Modellprojekten mitunter nicht ausreichend klar formuliert habe. Angespro-
chen wurde in einigen Interviews, dass zwar eine gewisse Verbindlichkeit auf-
seiten der LDZ beziiglich der Vernetzung mit den Modellprojekten besttinde,
die Modellprojekte selbst jedoch frei von Verbindlichkeit seien:

»Also, ich halte viel von Vernetzung, viel von Austausch, aber ich halte Gber-
haupt nichts mehr bei der Gréf3e von dieser Unverbindlichkeit. Und dass bei den
Demokratiezentren die Spiegelstriche wachsen, aber es dann keine Auflage in
den Bescheiden bei den entsprechenden Trigern gab oder gibt, sich sozusagen
auch mit uns in Verbindung zu setzen, dass das eine Pflicht ist. Wie man das
ausgestaltet, das ist ja dann alles offen. Nur, es kann keiner, es kann nicht eine
Einbahnstrale sein.” (Ida_2019).

Ferner war die Einschitzung beziiglich der Ubernahme der Koordinierungs-
funktion von Modellprojekten bei den LDZ durchaus zwiespiltig: Einerseits
bedauerten einzelne Landeskoordinierende, dass sie zu wenig bei der Ent-
scheidung, welche Modellprojekte im Land geférdert werden, beteiligt wur-
den. Andererseits wurde vielfach betont, dass der Zuwachs an Ressourcen
der Weiterentwicklung des Aufgabenportfolios der LDZ (auch in Richtung
der Vernetzung mit den Modellprojekten) hinterherhinke. Ahnliche Kritik
wurde punktuell in der Frage nach der Zusammenarbeit mit den Partner-
schaften fir Demokratie (PfD) geduBlert: Hingewiesen wurde vereinzelt auf
eine gewisse Unverbindlichkeit in den Programmvorgaben, was die Koope-
rationsbereitschaft der PfD mit den LDZ beeintrachtige. Die Partnerschaften
fur Demokratie wiirden sich

»mehr ihrem Geldgeber [dem Bund; Anmerkung d.A.] verpflichtet fithlen, als
dem im Land ansissigen Landes-Demokratiezentrum, weil wir, auer, dass wir
eine Vernetzungstagung machen, einen Raum und Suppe zur Verfigung stellen,
keine wirkliche Verbindung haben.” (Cdsar_2019).

Dessen ungeachtet formulieren die Landeskoordinierenden durchaus den
Wunsch, die inhaltliche Zusammenarbeit mit den Partnerschaften fiir Demo-
kratie auszubauen und diese stirker in ihre Koordinierungsarbeit zu integrie-
ren. Die erkennbaren Anpassungen im neuen Forderaufruf fir die Landes-
Demokratiezentren ab 2020, bezogen auf die Zusammenarbeit mit den Mo-
dellprojekten und den Partnerschaften fiir Demokratie, wurden in diesem
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Zusammenhang grundsitzlich als positiv bewertet, wenngleich nicht in allen
LDZ.

Anzumerken ist aus Sicht der wissenschaftlichen Begleitung, dass der ar-
tikulierte Wunsch nach gréBerer Verbindlichkeit und Zielvorgaben in Span-
nung zu den Gestaltungsspiel- bzw. Freiraumen zu sehen ist, die sich die
Bundeslinder an vielen Stellen wiinschen und die sie schitzen. Die Herstel-
lung von Verbindlichkeit und die gleichzeitige Ermé&glichung von freier Ge-
staltung der Arbeitsstrukturen und -prozesse in den Bundeslindern in einer
produktiven Balance zu halten, durfte sich (weiterhin) als bleibende Heraus-
forderung in der Umsetzung des Bundesprogramms erweisen.

Wihrend das Bundesprogramm als Motor fiir vielfaltige Struktur- und
Netzwerkentwicklungen im Programmbereich positiv bewertet wurde, zeigt
sich in der formulierten Kritik, dass die Interviewten entsprechend ihres Pro-
grammauftrags vor allem dann die Grenzen des Bundesprogramms sehen,
wenn der Austausch und die Vernetzung der Programmakteurinnen und
-akteure nicht realisiert werden kénnen, sei es aufgrund mangelnder (finan-
zieller oder personeller) Ressourcen, geringer Vernetzungsverbindlichkeit
oder zu groBer (riumlicher bzw. inhaltlicher) Distanz.

Erweiterung der Angebote: ,,Demokratie leben!* férdert Privention.

Ein weiteres Thema, das manche Landeskoordinierende in den mit ihnen ge-
fihrten Interviews einer Bewertung unterzogen haben, war deren Beobach-
tung eines Wandels ihres Aufgabenportfolios hin zu einem grof3eren Stellen-
wert von praventiven Maf3nahmen. Hier spiegelt sich die seit dem Bundes-
programm , kompetent. fir Demokratie® gefihrte Debatte tiber das Verhilt-
nis von Intervention und Privention wider (vgl. hierzu Béllert 2011). Fir den
Programmbereich war diese Auseinandersetzung vor allem deshalb relevant,
weil es programmhistorisch fir die Mobile Beratung seit ,,Demokratie le-
ben!* zuwendungsrechtlich tiberhaupt erst méglich ist, nicht nur anlassbezo-
gene Krisenintervention zu leisten, sondern auch anlassunabhingig priaventiv
titig zu sein. Die Beschiftigung mit Priaventionsansitzen wurde aullerdem
durch die thematische Erweiterung des Programmbereichs um den Phiéno-
menbereich Islamismus, mit seinen Beztugen zu Islam-/Muslimfeindlichkeit,
virulent und weiter vorangetrieben.

Die Beurteilung der Interviewten bezog sich deshalb auf die jeweilige Ge-
staltung eben dieser priventiven Sdule in der ersten Férderphase von ,,De-
mokratie leben!®. Nach Aussage einer interviewten Person habe sich die Off-
nung des Bundesprogramms ,,weg (...) von diesem Kriseninterventionsblick,
hin zu einem sehr ganzheitlichen Blick® (Martha_2019) bewahrt. Die intet-
viewte Person verbindet damit ,,wirklich auch priventiv zu gucken und nicht
nur kurzzeitige Geschichten zu machen® (Martha_2019). Dieser Prozess
wurde von einigen LLDZ auch als Gewinn beschrieben:

,»Auch diese Erweiterung von klassischen Problembetrachtungen heraus zu einer
Perspektive, auf die Demokratie an sich bezogen. Und ein wirklicher Gewinn
der Erweiterung der Priventionssicht, der Priventionsarbeit. Und das halte ich
eigentlich, also auch jetzt dann fiir [Bundesland] als den gréf3ten Gewinn brin-
genden Anteil im ganzen Bundesprogramm. (Paula_2019).
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Insbesondere die Entwicklung der Landes-Modellvorhaben wird in einem
Zusammenhang mit der Starkung der Priventionsperspektive gestellt. Die im
Rahmen von ,,Demokratie leben!* geschaffenen LMV wurden unter anderem
als ,,ein Mittel [eingeschitzt], so wie es eigentlich auch ausgeschrieben war,
um eine Struktur der Priventionsberatung und Priventionsangebote zu
schaffen.” (Paula_2019). Dies bezieht sich insbesondere auf jene Bundeslin-
der, die vor ,,Demokratie leben!“ noch nicht in der Privention von islamisti-
schem Extremismus titig waren.

Sichtbarkeit: ,,Demokratie leben!* etabliert sich als ,,Marke*.

SchlieBllich beschrieben die Interviewten auch Ertrige des Programms, die
eher symbolischen Charakter haben. Fir die Einordnung dieser Einschitzun-
gen ist zu berlcksichtigen, dass das Bundesprogramm Bedeutung gerade
auch als Teil ,,symbolischer Politik im positiven Sinne erlangt. Einige Lan-
deskoordinierende stellten heraus, dass sich , Demokratie leben!* als
»,Marke® in der Gesellschaft etabliert und so eine Turdffner-Funktion in un-
terschiedliche gesellschaftliche Bereiche hinein entwickelt habe.

»Also und ,Demokratie leben! ist mittlerweile so vielen Menschen ein Begriff
(...). Viele Menschen arbeiten irgendwie in 6ffentlichen Stellen des Bundeslands.
Aber trotzdem habe ich das Gefiihl, dass ,Demokratie leben!® wirklich so eine
Marke geworden ist fiir Engagement, Demokratieférderung gegen Rechts, also,
dass das schon auf jeden Fall das stirker platziert hat auch im Diskurs.*
(Gustav_2019).

Wenngleich mit den Formulierungen ,,habe ich das Gefihl® die individuelle
Meinung markiert und die Aussagekraft der Einschitzungen abgeschwicht
wird, erfihrt die erreichte Sichtbarkeit des Programms eine positive Bewer-
tung. Der Ertrag wurde hier vor allem darin gesehen, dass das Bundespro-
gramm und die Landes-Demokratiezentren einer breiteren Offentlichkeit
und vor allem den relevanten Akteurinnen und Akteuren in den (Regel-)
Strukturen bekannt sind. Dies kann als wichtiger Beitrag dazu betrachtet wer-
den, dass das Bundesprogramm als Modellprogramm auch eine gewisse Brei-
tenwirksamkeit erreicht.
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7 Fazit

Die Landes-Demokratiezentren stellen in der bestehenden Form ein etablier-
tes Strukturelement in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus sowie
seit dem Jahr 2015 mit weiteren menschenrechts- und demokratiefeindlichen
Phinomenen auf der Ebene der Bundeslinder dar. Ihre Aufgabe ist es, alle
in den Bundeslindern umgesetzten Mal3nahmen des Bundesprogramms zu
koordinieren, das heif3t, aufeinander zu beziehen und idealerweise eine abge-
stimmte Umsetzung zu gewahrleisten.

Hinsichtlich des Strukturwandels der (ehemaligen) LLandeskoordinierungs-
stellen zu Landes-Demokratiezentren ist festzustellen, dass am Ende der ers-
ten Forderperiode die tiberwiegende Mehrheit der Bundeslinder Demokra-
tiezentren eingerichtet hat, die den gestiegenen Anforderungen und dem
komplexen Aufgabenspektrum gerecht werden. Aus Sicht der Koordinieren-
den hat sich diese Entwicklung grundsitzlich bewihrt. Der damit einherge-
hende Personal- und Aufgabenzuwachs in den Koordinierungsstellen der
Landes-Demokratiezentren fuhrte in mehreren Bundeslindern zu einer funk-
tionalen Binnendifferenzierung der LDZ entlang den verschiedenen im Bun-
desprogramm behandelten Themen. Zugleich lieSen prekire Personalausstat-
tungen die Strukturentwicklungsprozesse, insbesondere in Landes-Demokra-
tiezentren an staatlichen Landeseinrichtungen, andauern, was die Bearbei-
tung des komplexen Aufgabenspektrums erschwerte. Die aus den Erhebun-
gen der wB vorliegenden Befunde weisen darauf hin, dass die Formierungs-
prozesse in den Demokratiezentren mehrheitlich als (noch) nicht abgeschlos-
sen zu bewerten sind.

Durch das Bundesprogramm werden seit dem Jahr 2015 diverse demokra-
tiefeindliche Phianomene unter einem Dach bearbeitet. Mehrheitlich verfi-
gen die Landes-Demokratiezentren iiber Koordinierungsstrukturen zur Be-
arbeitung von Rechtsextremismus und Islamismus. Einerseits wird von den
Koordinierungsinstanzen die nunmehr ganzheitliche Perspektive in der Pha-
nomenbearbeitung als positives Ergebnis des Programms herausgestellt, an-
dererseits zeichnet sich im Programmbereich der sukzessive Bedeutungsver-
lust des identititsstiftenden Kerns ,,Rechtsextremismus® und eine Entgren-
zung der durch die Landes-Demokratiezentren zu bearbeitenden Gegen-
stinde ab. Dieser ehemals thematische Kern als Identifikations- und Orien-
tierungspunkt verblasst nicht nur aufgrund der Breite der zu bearbeitenden
Themen, sondern auch durch eine Verschiebung im Themenspektren
,Rechtsextremismus® hin zu vergleichsweise eher ,,weichen® bzw. weniger
konturierten Themen wie Alltagsrassismus, (strukturelle) Diskriminierung
oder Rechtspopulismus.

Die Entgrenzung zu bearbeitender Gegenstinde und der teilweise Verlust
des thematischen Kerns schlugen sich sowohl untermittelbar in der Komple-
xitit des Aufgabenportfolios der Koordinierungsinstanzen nieder als auch
auf der operativen Ebene, beispielsweise in einer deutlichen Zunahme der
Anfragen in den Spannungsfeldern Flucht/Asyl und Rechtspopulismus.
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Nach und nach erhielten die Landes-Demokratiezentren damit eine Art All-
zustandigkeit in der Bearbeitung demokratie- und menschenrechtsfeindlicher
Phinomene.

Die Arbeit in den Koordinierungsinstanzen und in den Beratungs- und
Praventionsangeboten war in der ersten Forderperiode von ,,Demokratie le-
ben!* durch verschiedene Herausforderungen geprigt. Diese bestanden bei-
spielsweise in der fachlichen Einbindung der Partnerschaften fiir Demokratie
und insbesondere der Modellprojekte. Die damit verbundene Erweiterung
der Koordinierungsaufgaben der LDZ stellte eine Neuerung in ,,Demokratie
leben!“ dar. Durch die Kootrdinierenden der LLandes-Demokratiezentren wet-
den Mitarbeitende der Partnerschaften fiir Demokratie und der Modellpro-
jekte des Bundeslandes mindestens zu jdhrlich stattfindenden Fachveranstal-

’CC

tungen eingeladen. Dartiber hinaus sind die Partnerschaften fiir Demokratie
in einem Teil der Bundeslinder auch in bestehende thematische Landesnetz-
werke eingebunden. In einigen Bundeslindern, die sich durch eine langjihrige
Entwicklung von Kooperationsbezichungen zwischen Partnerschaften fur
Demokratie und Landes-Demokratiezentrum auszeichnen, konnte sich zu-
dem eine beispielgebende Kooperationspraxis entwickeln und das LDZ als
Beratungs- und Unterstiitzungsinstanz fur die PfD wirksam werden.

Die neu in das Bundesprogramm integrierten Themenfelder ,,Islamismus®
und ,,Linke Militanz* zeigten sich zum Programmbeginn zeitweilig als ,,um-
kimpfte“ Phinomene. Sie riefen Kontroversen zum Wesen, zur Relevanz
und zu den Bearbeitungsméglichkeiten hervor, die aus der Historie und dem
Selbstverstindnis der Akteurinnen und Akteure des Programmbereichs re-
sultieren und dessen Wurzeln sowie identititsstiftender Kern in der zivilge-
sellschaftlichen Bearbeitung von Rechtsextremismus liegen.

Wihrend das Phinomen ,,Linke Militanz* wegen der im Bundesmal3stab
vergleichsweise geringen praktischen Relevanz nur in Finzelfillen Eingang in
die Arbeit der Landes-Demokratiezentren fand, war der gewaltorientierte Is-
lamismus als Bearbeitungsgegenstand zum Ende der ersten Forderperiode
von ,,.Demokratie leben!” — wenngleich in unterschiedlicher Intensitit —
durch alle Bundeslinder aufgegriffen worden.

Im Phianomenbereich , Islamismus und Islam-/Muslimfeindlichkeit*
wirkte das Bundesprogramm in Abhingigkeit von den bundeslandspezifi-
schen Gegebenheiten und dem sich in einschligigen Landesprogrammen aus-
driickenden politischen Gestaltungswillen entweder

e als Motor, um Bedarfs- und Strategieanalysen anzuregen, bedarfsgerechte
Praventionsstrukturen zu entwickeln und zu etablieren oder

e cs ermoglichte die Deckung der bis dato offenen Bedarfe in einer Land-
schaft bereits existierender Priventionsangebote in mehreren Bundeslin-
dern.

Insbesondere in jenen Lindern, die sich aus verschiedenen Griinden vor Pro-
grammbeginn nicht in der Privention von islamistischem Extremismus en-
gagiert hatten, begann mit dem Aufbau von Fachstellen die Entwicklung von
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landesweiten Praventionsstrukturen. Das Bundesprogramm gab damit vor al-
lem in den ostdeutschen Bundeslindern Impulse fir die Struktur- und Ange-
botsentwicklung im Phinomenbereich des islamistischen Extremismus.

In dessen Bearbeitung erwies sich insbesondere die Zusammenarbeit mit
muslimischen Organisationen und Moscheegemeinden sowie mit Sicher-
heitsbehérden als herausfordernd fiir die Koordinierungsinstanzen. Die Han-
delnden in den Landes-Demokratiezentren und in den Priventionsprojekten
waren in der Zusammenarbeit mit den Sicherheitsbehérden mit differieren-
den Handlungslogiken (sicherheitspolitische/kriminalpriventive versus zivil-
gesellschaftliche/pidagogische Handlungslogik), mit einer an der Aufrecht-
erhaltung der inneren (6ffentlichen) Sicherheit orientierten Priventionsstra-
tegie der Bundesregierung und unterschiedlichen Kooperationsverstindnis-
sen der Akteurinnen und Akteure konfrontiert.

Mit den Landes-Modellvorhaben wurde ein neues Strukturelement in den
Programmbereich der Landes-Demokratiezentren zur priaventiven Arbeit ge-
gen Islamismus sowie Islam-/Muslimfeindlichkeit integriert. Seit dem For-
derjahr 2018 existieren in allen Bundeslindern solche Modellvorhaben. Die
Zusammenschau der konzeptionellen Formate zeigt im Landervergleich, dass
sich ein heterogenes Angebotsspektrum entwickelt hat, in dem Qualifizie-
rungs- und Sensibilisierungsangebote fir padagogische Fachkrifte und Pro-
jekte im Fachstellenformat dominieren. Im Kern geht es diesen Angeboten
um die Bereitstellung von Expertise und die (Weiter-)Entwicklung von (Pri-
ventions-)Strukturen, um Sensibilisierung und um die Herstellung von Hand-
lungssicherheit im Fachkriftebereich. Dieses neue Angebot wurde von den
Koordinierenden der LDZ tberwiegend positiv beurteilt. Die Landes-Mo-
dellvorhaben ermoglichten die (Weiter-)Entwicklung von Priaventionsstruk-
turen. Im funften Férderjahr zeigt sich in einem Teil der Bundeslinder nach
wie vor eine (hohe) Nachfrage an Qualifizierungsangeboten, in anderen Bun-
deslindern lisst sich dagegen eine gesunkene Nachfrage konstatieren, die auf
eine Deckung des Bedarfs schlieen ldsst. Méglich ist jedoch auch, dass die
gesunkene Nachfrage dem Nachlassen der medialen, 6ffentlichen und politi-
schen Aufmerksamkeit fir das Themenfeld ,,Islamismus geschuldet ist.

In einem weiteren inhaltlichen Schwerpunkt dieses Abschlussberichts sind
zentrale Inhalte und Ergebnisse der Beratungsprozesse in den gut etablierten
Angeboten der Opferberatung und der Mobilen Beratung aus Sicht der Be-
ratenen vorgestellt worden. Dabei lag der Fokus darauf, inwiefern in der Be-
ratungspraxis die gewlnschten Verinderungen aufseiten der Beratungsneh-
menden erzielt werden konnten, das heif3t, ob diese tber eine spirbare Ver-
besserung ihrer Situation oder Handlungsfihigkeit berichtet hatten. Auller-
dem hat der Bericht Entwicklungen in den Rahmenbedingungen aller Bera-
tungsangebote im Feld der Bearbeitung von Rechtsextremismus und Grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit im Programmzeitraum behandelt.

Fir die Angebote der Opferberatung lasst sich festhalten, dass — im Un-
terschied zu den Vorgingerprogrammen — im Bundesprogramm ,,Demokra-

tie leben!” nun mittlerweile in allen Bundeslindern ein spezialisiertes Bera-
tungsangebot fir von rechter Gewalt Betroffene vorgehalten wird. Allerdings

unterscheidet sich der Ausbaugrad der einzelnen Angebote zwischen den
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Bundeslindern betrichtlich, insbesondere jedoch im Ost-West-Vergleich. So
zeichnete sich im Forderjahr 2019 in einigen westdeutschen Bundeslindern
eine gewisse Stagnation des Auf- bzw. Ausbaus der Angebote trotz insgesamt
noch einmal gestiegener Bundeszuschusse ab. Bei einigen der neu gegriinde-
ten Opferberatungsstellen zeigte sich eine fragile Situation im Hinblick auf
die Finanzierung und die Fortfihrung des Angebots in der aktuellen Form
und/oder beim aktuellen Triger. Dartiber hinaus befindet sich das Feld ins-
gesamt im Wandel, das heif3t, die Angebote passten sich stetig veranderten
Rahmenbedingungen an, beispielsweise durch Dezentralisierung, die Digita-
lisierung von Angebotsstrukturen oder eine Zielgruppenneuausrichtung.

Beispielsweise hatte sich in der Opferberatung im Programmzeitraum die
Hauptzielgruppe von alternativen Jugendlichen hin zu Menschen mit (fami-
lidrem) Zuwanderungshintergrund, in der Hauptsache seit dem Jahr 2015
nach Deutschland gefliichtete Menschen, verschoben. Fur diese Betroffenen-
gruppe kamen verstirkt weitergehende bzw. neue Unterstitzungsformen
zum Tragen wie die Einbeziehung von Sprachmittlern oder Erst- und Ver-
weisberatungen in Asylfragen. Fiir die Beratung von Zugewanderten spielten
zudem lokale Initiativen und Netzwerke eine deutlich grélere Rolle als Ver-
mittlungsinstanzen. Das erforderte, dass die Opferberatungsstellen in erheb-
lichem Umfang Ressourcen fur die Pflege und den Aufbau von lokal agieren-
den Netzwerken aufwenden mussten.

Insgesamt duBerten die Beratenen eine sehr hohe Zufriedenheit mit der
Arbeit der Beratenden. Deutlich unzufriedener waren sie mit der Vermittlung
in eine medizinische und/oder psychologische/psychotherapeutische Be-
handlung. Dies lag ursichlich an einem deutlich zu geringen, nicht zielgrup-
penkompatiblen bzw. rdumlich nicht erreichbaren psychologischen/psycho-
therapeutischen Angebot.

Im Feld der Mobilen Beratung wurden durch den Mittelaufwuchs im Pro-
grammbereich in mehreren Flichenlindern Regionalisierungs- und Struk-
turanpassungsprozesse angestoBen. Die bereits konstatierte ,,Allzustindig-
keit* der Landes-Demokratiezentren findet sich in spezifischer Ausprigung
vor allem in den Angeboten der Mobilen Beratung wieder. Mit Blick auf de-
ren breites Themenspektrum und die Ausweitung ihres Aufgabenportfolios
(u.a. politische Bildung, Organisationsentwicklung, Aus- und Weiterbildung
von Fachpersonal, Antirassismusarbeit) deutet sich in einigen Bundeslindern
an, dass sich die Mobile Beratung tendenziell weg von einem Priventions-
und Interventionsangebot zur (anlassbezogenen) Auseinandersetzung mit
Rechtsextremismus hin zu einer Instanz der universellen Demokratiestar-
kung entwickelt. Daraus ergeben sich Fragen der Kooperation mit und der
Abgrenzung von anderen Spezial- und Regelangeboten der Férderung demo-
kratischen Denkens und Handelns sowie von (Gemeinwesen-)Strukturen wie
die der politischen Bildung oder der sozialen Gemeinwesenarbeit.

Die zu konstatierende Aufgabenausweitung in der Mobilen Beratung ist
mal3geblich mit gesellschaftspolitischen Entwicklungen verbunden, die einer-
seits durch Empowerment und Inklusion gesellschaftlich marginalisierter
und vulnerabler Gruppen gekennzeichnet und andererseits durch das Erstar-
ken traditionalistischer, autoritirer und nationalistischer Positionen in der
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Bevélkerung geprigt sind. Im Zusammenhang mit der entsprechenden ge-
sellschaftlichen Dynamik verschob sich der Schwerpunkt der Beratungsleis-
tungen der Mobilen Beratung von der Beratung im Kontext der Zuwande-
rung und Unterbringung von Gefliichteten (im Jahr 2015) hin zur Unterstiit-
zung von zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren bei der Gestal-
tung des demokratischen Zusammenlebens (in den Jahren 2017/2018).

In den Interviews mit Beratungsnehmenden wurden Vorkommnisse und
Unterstitzungsanfragen in den Lebensbereichen ,,sozialer Nahraum®, | zivil-
gesellschaftliches und ehrenamtliches Engagement® und ,,allgemeinbildende
Schule bzw. Berufsschule® beschrieben und somit typische Beratungsfille der
Mobilen Beratung. Die Nachfragenden der Angebote kamen aus zivilgesell-
schaftlichen Initiativen, waren Einzelpersonen oder piddagogische Fach-
krifte. Primdrer Ausloser fur alle Beratungsanfragen waren Wissensdefizite
und Unsicherheit tiber ein angemessenes Verhalten bzw. eigene Handlungs-
moglichkeiten und/oder fehlende eigene Ressourcen fur die Bewiltigung ei-
nes Vorkommnisses.

In den beschriebenen Beratungsfillen handelte es sich in der Regel um
eine Kombination aus Informationsveranstaltungen (vor allem Codes, lokale
Szenen, Rechtsberatung), Weiterbildungen sowie praktischem Training (Was
kann ich wie tun?) und einer Konzept- bzw. Strategieentwicklung, um bei den
Beratungsnehmenden wieder Handlungssicherheit herzustellen. Die Beraten-
den ibernahmen in diesem Kontext sehr unterschiedliche Aufgaben und er-
zielten entsprechende Wirkungen auf unterschiedlichen Ebenen.

Auf der Ebene von Outcome ist vor allem auf einen deutlichen Wissens-
zuwachs bei allen Beratungsnehmenden hinzuweisen. Zudem berichteten alle
Befragten tber eine Erweiterung ihrer Handlungskompetenzen im Zusam-
menhang mit den Informations- und Schulungsveranstaltungen. In Unter-
stiitzungsprozessen fur zivilgesellschaftliche Initiativen wurden die entstan-
denen lokalen Netzwerke von den befragten Beratungsnehmenden als wich-
tigstes Resultat der Beratung benannt (Impacts).

Der Beratungstitigkeit waren nach Einschitzung der Beteiligten vor allem
dann faktische Grenzen gesetzt, wenn die Bearbeitung eines als rechtsextrem
eingeschitzten Vorkommnisses durch einflussreiche bzw. deutungsmichtige
Akteurinnen und Akteure in den betroffenen Gemeinwesen (lokale Eliten)
bzw. der betroffenen Organisation nicht aktiv unterstiitzt oder gar abgelehnt
wurde. Zu Einschrinkungen in der Zielerreichung von Beratung, beispiels-
weise hinsichtlich gewiinschter demokratischer Verinderungen, kam es auch
aufgrund der Normalisierung und Relativierung rechter bis rechtsextremer
Positionen im Umfeld von Ratsuchenden, einem naiven bzw. kritiklosen Zu-
spruch zu rechtsextremen und -populistischen Argumenten, Parteien und Be-
wegungen oder wenn die ,,Mitte der (lokalen) Gesellschaft® fiir Argumente,
Bildung und Information nicht zuginglich war.

Hervorzuheben ist, dass es nicht nur den Beratenden, sondern auch den
Koordinierenden in den Landes-Demokratiezentren zunehmend ein Anlie-
gen war und ist, sich in der Beratungsarbeit nicht auf Einzelfille zu konzent-
rieren, sondern stirker auf Veranderungen in Strukturen und Verfahren hin-
zuwirken. Das macht zwar die Beratungsarbeit deutlich anspruchsvoller, lasst
zugleich aber eine nachhaltigere Wirksamkeit der Beratung erwarten.
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Die Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit hat sich zwischen den Jahren 2015
und 2019 dahingehend weiter ausdifferenziert, ob sich die einzelnen Ange-
bote an ,rechtsextrem orientierte® und ,,rechtsextrem gefihrdete* Jugendli-
che (Distanzierungsarbeit) oder an Rechtsextremistinnen und Rechtsextre-
misten (Kader, Aktivistinnen und Aktivisten) mit einem konsolidierten Welt-
bild und/oder einer verfestigten Szenezugehorigkeit wenden (Ausstiegsbera-
tung). Tendenziell liegt der Schwerpunkt im Bereich der nichtstaatlichen An-
gebote auf der Distanzierungsarbeit. Nach wie vor werden Fragen nach dem
Stellenwert der beiden Formate von den Beraterinnen und Beratern der Aus-
stiegs- und Distanzierungsarbeit diskutiert. Dabei wird auch in Zukunft das
Verhiltnis der Arbeit mit Ausstiegs- bzw. Distanzierungswilligen und der mit
Personen ohne Distanzierungswillen, fur die ein Distanzierungsbedarf von
Dritten dennoch angemeldet wird, eine Rolle spielen.

Auch in diesem Beratungsfeld war zum Teil eine gewisse prekire Situation
der Trager in einzelnen Lindern zu beobachten, da der Bedarf fur ein nicht-
staatlich getragenes Ausstiegsangebot in den Bundeslindern (weiterhin) un-
terschiedlich beurteilt wird. In diesem Zusammenhang, so legen es die vor-
liegenden Befunde nahe, scheint eine besondere Schwierigkeit darin zu be-
stehen, in der Ausstiegsarbeit einen angemessenen Personalschlissel und da-
mit eine bedarfsangemessene Ressourcenausstattung zu bestimmen. Vor die-
sem Hintergrund priifen mehrere Bundeslinder, inwieweit die padagogische
Arbeit im Strafvollzug mit dem bestehenden Angebot der Ausstiegs- und
Distanzierungsarbeit verkniipft werden kann. Hervorzuheben ist, dass auch
diese Angebote seit ihrer Integration in die Programmfamilie der Extremis-
musprivention des BMFSF] fester Bestandteil der Beratungsstruktur der
Bundeslinder zur wirksamen Bearbeitung von Rechtsextremismus sind.

'(C

Insgesamt gesechen konnten im Rahmen von ,,Demokratie leben!® in allen
Beratungsangeboten Professionalisierungsprozesse und die Entwicklung von
Fachlichkeit — verstanden als Arbeit auf der Grundlage anerkannter Stan-
dards und Begriffsdefinitionen — weiter vorangetrieben werden. Zum Ende
der ersten Forderperiode von ,,Demokratie leben!® ist festzustellen, dass die
Fachlichkeit in den drei Beratungsbereichen unterschiedlich weit ausgeprigt
ist.

Die Professionalisierung in der Mobilen Beratung und in der Opferbera-
tung wurde durch feldspezifisch und bedarfsgerecht zugeschnittene ,,modu-
lare Weiterbildungen®, durch Angebote der Landeskoordinierungsstellen/
Landes-Demokratiezentren sowie durch von Beraterinnen und Beratern bzw.
den Bundesverbinden organisierte Fortbildungen begleitet und gestitzt.
Auch die (Weiter-)Qualifizierung von Berufsanfingerinnen und -anfingern
oder von Fachkriften angrenzender Felder der Sozialen Arbeit (Quereinstei-
ger) Ubernahmen — in unterschiedlichem Mal3 — die drei Dachverbinde der
Opferberatung, der Mobilen Beratung und der Ausstiegs- und Distanzie-
rungsarbeit. Durch die Férderung der Dachverbinde in der Strukturentwick-
lung zum bundeszentralen Triger wurde fiir diese und weitere Aufgaben eine
institutionelle Basis innerhalb des Bundesprogramms geschaffen.
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Im Feld der Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit im Phinomenbereich
Rechtsextremismus befindet sich der Prozess der Verstindigung zu den Ziel-
gruppen, Arbeitsansitzen und Standards noch in einem vergleichsweise eher
friithen Stadium.

Als eine grofle Herausforderung zeigte sich tber alle Beratungsbereiche
hinweg die Gewinnung von fachlich geeignetem Personal, vor allem in den
Priventionsangeboten gegen Islamismus und Islam-/Muslimfeindlichkeit,
aber auch in allen anderen Beratungsfeldern.

Als die Arbeit erschwerende Rahmenbedingung erwiesen sich Veridnde-
rungen im gesellschaftlichen Klima sowie die damit verbundenen, teilweise
massiven und auch gewalttitigen Anfeindungen sowohl gegentiiber Pro-
grammakteurinnen und -akteuren, die sich fiir Migration, Demokratie und
gegen Rechtsextremismus und -populismus engagierten, als auch gegentiber
Beraterinnen und Beratern selbst. In diesem Zusammenhang duferten die
Betroffenen einen Bedarf an zusitzlichen, geeigneten Unterstlitzungsstruk-
turen und -angeboten zur Bewiltigung solcher Bedrohungssituationen von
der Bundesebene aus.

Den Aussagen einiger Koordinatorinnen und Koordinatoren zufolge hat sich
,2Demokratie leben!* insgesamt als ,,Marke* in der Gesellschaft etabliert und
ist in seiner symbolpolitischen Wirkung nicht zu unterschitzen. In der ersten
Forderphase ist es gelungen, das zum Teil véllig neu ausgerichtete Bundes-
programm und die um einige Aufgaben und Themen erweiterten Demokra-
tiezentren mit den Beratungs- und Unterstiitzungsangeboten in der Offent-
lichkeit und vor allem bei den relevanten Akteurinnen und Akteuren in den
(Regel-)Strukturen bekannt zu machen.
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Datenanhang

Abb. D 1: Beratungsnehmendenfragebogen zur Ergebnisdarstellung
fir die Opferberatung (zu 2 und 4.2.1)

J1
Wir mochten mit diesem Fragebogen |hre Meinung zur Beratung und Unterstutzung J :f,“.‘,ff,';’,,,-.,"
durch die Mobile Beratung fur Opfer rechter Gewalt (Mobile Opferberatung) einholen.
Diese Befragung soll dazu dienen, die Qualitat unseres Angebots zu erfassen und weiter zu verbessern. Uns
interessiert vor allem, wie Sie zur Beratungsstelle gefunden haben, wie zufrieden Sie mit unserer Arbeit waren, was
fur Sie hilfreich gewesen ist und was wir in unserer Arbeit noch besser machen kénnen. Ihre Angaben im Fragebogen
sind freiwillig. Sofern Sie eine Frage nicht beantworten moéchten oder konnen, tberspringen Sie diese einfach. Der
Fragebogen wird vom Deutschen Jugendinstitut anonym ausgewertet. Die Auswertung unterliegt den strengen
Richtlinien des Datenschutzes.

HERZLICHEN DANK fur Ihre Mitarbeit, das Team der Beratungsstelle [hier — ggf. handschriftlich -Name der
Beratungsstelle]

I 1. Woher bzw. von wem haben Sie von dem Beratungsangebot erfahren? (Mehrfachnennungen maéglich) I

O personliche Empfehlung von Verwandten/Freunden/Bekannten
O Informationsmaterial der Mobilen Opferberatung

O personliche oder telefonische Ansprache durch die Mobile Opferberatung; wenn ja:
Die Kontaktaufnahme durch die Mobile Opferberatung war fur mich sehr wichtig und hilfreich.

trifft voll und ganz zu trifft eher zu trifft nicht zu
O O O
schriftliches Unterstutzungsangebot durch die Mobile Opferberatung
Internet
Polizei

Anwalt/Anwaltin
andere Institution, bitte nennen

oooog

| 2. Uber welchen Zeitraum hat sich die Beratung erstreckt?

O Einmalberatung [0 bis zu einem Jahr

O bis drei Monate [0 langer als ein Jahr

O bis sechs Monate [0 langer als zwei Jahre
| 3. Wie zufrieden waren Sie mit der Beratung und Unterstiitzung?

nicht weder zufrieden | zufrieden sehr nichtin
zufrieden | noch unzufrieden zufrieden | Anspruch
(-) (-/+) (+) (++) genommen

Beratung, damit ich meinen Alltag trotz der Tat
(wieder) gut bewaltigen kann o o o O O
Beratung zu rechtlichen Fragen O O O O O
Vermittlung anwaltlicher Vertretung O O O O O
Begleitung zu Polizei, Staatsanwaltschaft
und/oder Gericht a O O O O
Begleitung zu anderen Einrichtungen
(z. B. Amter, Beratungsstellen, Arzte) o o o o O
Vermittlung von medizinischer und/oder psycho-
logischer/ psychotherapeutischer Behandlung g a o a O
Unterstatzung bei Antragstellungen
(z. B. Entschadigung, Umzug) O o o O O
Beratung/Unterstutzung zur Verbesserung der
Situation vor Ort o o o o O
Offentlichkeitsarbeit O Oa Od a O
Informationen uber weitere
Unterstutzungsmaoglichkeiten o o o g O
Wie zufrieden sind/waren Sie alles in allem mit
dem Angebot der Mobilen Beratung? U o o o .
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| 4. Haben Sie auch Unterstiitzung durch andere Personen aus dem persénlichen Umfeld erhalten?

O nrein

O ja, durch:
O Familie
[0 Freunde

O Hilfsorganisationen/soziale Einrichtungen
[0 andere Beratungseinrichtungen

5. Wiirden Sie uns noch einige Fragen zum Beratungsverlauf beantworten?

stimme nicht zu stimme teilweise zu stimme zu
() (1) *)

Ich habe alle Beratungsschritte mit den O O
Beraterinnen/Beratern gemeinsam festgelegt.

Ich wurde mit meinen Wunschen und Problemen
ernst genommen.

Ich habe die Art von Unterstutzung erhalten, die ich
mir erhofft habe.

Die Beratung/Unterstutzung habe ich insgesamt als
hilfreich empfunden.

Auf die Unterstutzung durch die Berater/innen konnte
ich mich verlassen.

Die Beratung hat mir geholfen, die Folgen der Tat
besser zu verarbeiten.

Falls ich noch einmal Unterstiutzung brauchte, warde
ich mich wieder an die Beratungsstelle wenden.
Wenn eine Freundin oder ein Freund &hnliche

Unterstutzung benctigen sollte, wurde ich das
Beratungsangebot empfehlen.

O =l O] guig O §el O
O g=N O] gl O] gel o g
EN O §EN OO s O g

6. Was konnte aus lhrer Sicht am Beratungsangebot noch verbessert werden?

AbschlieBend méchten wir Ihnen gern noch zwei personliche Fragen stellen.

| 7. Wie alt waren Sie zum Zeitpunkt des Beratungsbeginns?

Jahre

[ 8. Was ist Inr Geschlecht?

[ mannlich [ weiblich [ anderes

Bitte senden Sie den ausgefiiliten Fragebogen direkt an das
Deutsche Jugendinstitut,
z.Hd. Frau Dr. Ursula Bischoff
Franckeplatz 1 / Haus 12/13
06110 Halle/Saale

Herzlichen Dank.

Quelle: Programmevaluation am DJI im Bundesprogramm ,Demokratie leben!*
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Abb. D 2: Interviewleitfaden fur die Beratungsnehmenden der Mobilen
Beratung aus dem Jahr 2017 (zu 2)

Leitfaden Beratungsnehmer_innen Mobile Beratung
BegriiBung, Zielstellung des Interviews darstellen, Auswertungsverfahren
{(Anonymisierung, Transkription etc.) erklaren, Genehmigung 2ur Aufnahme orfragen

Einstiegsfrage:

Ich mochte Sie zunachst bitten, mir zu erzahlen, aus welchem Grund Sie das
Unterstitzungsangebot in Anspruch genommen und wie es dazu gekommen ist,
dass sie von der Beratungsstelle xxx baraten wurden?

Kankretisiwrungsfragen:

- Wasg hatten Sie bereite unternommen, um dieses Problem 2u [6sen/diese
Frage zu kiaren? (2.8, anderes Angebot)

- Walvon wem von Beratungsangebot erfahren?
= Wie vorlief die Kontaktaufnahme?

- Welche Ervartungen an das Angebot?

- Was vollten Sle erreichen?

Zentrale Fragestellung:

Wir kommen nun zu einer - bewusst - sehr offen gehaltenen Frage. Wiirden Sie
mir bitte etwas zum Beratungsveriauf erzshlen?

Konkretisierungsfragen:

- Kénnen Sie sich noch daran erinnern, wie der Einstieg in den
Beratungsprozess verbel?

- was waren f0r Sia wachtige Schritte/Etappen?
- Was lief gut. vas nicht so gut? Woran lag das aus threr Sicht?
- Welche Rolle/Aufgaben haben Sie dibernommen?

= Wobei wurden Sie ven anderen unterstutzt? inwieweit haben noch andere
Akteure auller den Beraterfinnen dabei mitgewirk!, Sie 2u unterstitzen?

- Was haben die Beraterfinnen Qbernommen? Wiobel / in walchen
Fragen/Belangen haben sich In lhrer Wehmehmung die Beratedinnen
beszonders engagiert? Wie lief des gensu ab?

- Beratungssetting:
wer wurde beraten (Gruppe oder Einzelperson?);
wie visk Berater/innen?

Beratungsortie
Abschlussfrage:
Der Beratungspr ist nun abgeschl (?). Wie wiirden Sie retrospektiv die
(bisherige) Inanspruchnahme einschitzen? Auch Zwischenfazit
Konkretigierungsfragen:

= Hat lhnen in der Unterstutzung atwas gefehit?
Was hatten die Berater/innen in Bezug auf Sie und thr Anliegen von heute
aus betrachtet anders machen kd oder vielloicht sogar sollen?

- Hat lhnen die Inanspruchnahme des Berstungsangebotes auch langerfristiy
beirmn Umgang mit dem Preblem geholfon? Inwiewreit hat sich durch die
Unterstitzung etwas in Bezug auf lhr Anlisgensihre Fragedhe Problem
veréndert? Weshalb denken Sie, isf das auf die Unterstlfzung
zurlekzufuhren?

- Weiche ihrer Ervaartungen konnten eingeidst den?
Wirden Sie selbst noch einmal die Beratung In Anspruch nehmen?
- Und wurden Sie das Angebot auch weierempfehlen?

Abschluss des Gesprachs:

Gibt e5 noch etwas, dass Sie mir gern noch mitteilen mochten, worliber wir noch nicht
gesprochen haben?

Weaitere Gesprichspartner/innen?
Weitere Angebote genutzt (in anderen Kontexten/\Verglaich)

Quelle: Eigene Entwicklung der wB der LDZ am DJI
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Tab. D 1: Verteilung der Modellprojekte in ,Demokratie leben!“ nach Bundesldndern und Programmbereichen (zu 3.2.2)

Bundesland PB D PB E PB F PB G1 PB G2 PB H PB I PB J Summe
Baden-Wilrttemberg 7 3 1 1 2 5 19
Bayern 2 1 1 3 7
Berlin 32 22 5 5 1 16 18 5 104
Brandenburg 2 4 2 1 1 1 11
Bremen 3 1 4
Hamburg 2 6 1 2 2 13
Hessen 2 6 1 1 1 1 1 13
Mecklenburg-Vorpommern 4 1 1 1 7
Niedersachsen 7 5 1 1 2 17
Nordrhein-Westfalen 8 19 3 1 1 9 3 1 45
Rheinland-Pfalz 1 1 2 1

Saarland 4 1 1

Sachsen 8 1 1 16
Sachsen-Anhalt 10 2 1 2 1 18
Schleswig-Holstein 2 1 2 1 6
Thiringen 2 2 1 1 1 7
Summe 93 76 19 7 16 42 32 14 299

Quelle: Homepage des Bundesprogramms ,Demokratie leben!”
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Tab. D 2:

Zuordnung der Falle der Mobilen Beratung zu den im Bundesprogramm bearbeiteten Phdnomenen (zu 4.2.2)

2016

2018

2019 (Stand: 15.07.2019)

Anzahl der Nen-

Anteil am Fallauf-

Anzahl der Nen-

Anteil am Fallauf-

Anzahl der Nen-

Anteil am Fallauf-

Phanomen nungen (absolut) | kommen (N=2.042) | nungen (absolut) | kommen (N=2.343) | nungen (absolut) kommen (N=889)
Demokratiedistanz* 34 1,7% 550 23,5% 184 20,7%
Rechtsextremismus 1213 59,4% 1369 58,4% 500 56,2%
Rechtspopulismus 399 19,5% 770 32,9% 318 35,8%
Nationalismus/ Chauvinismus* 15 0,7% 151 6,4% 40 4,5%
Islamische gepragter Extremismus 19 0,9% 50 2,1% 6 0,7%
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 779 38,1% 659 28,1% 257 28,9%
Einwanderungsfeindlichkeit* 36 1,8% 215 9,2% 77 8,7%
Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit** 412 20,2% - - - -
Antisemitismus 114 5,6% 169 7.2% 96 10,8%
Antiziganismus* 3 0,1% 39 1,7% 11 1,2%
Islamophobie/ Islam-/ Muslimfeindschaft* 6 0,3% 116 5,0% 32 3,6%
Homo-/ Transphobie, Homo-/Transfeindlichkeit* 5 0,2% 60 2,6% 23 2,6%
}/;liiiéfi::eh::’:iinomene Gruppenbezogener Menschen- 73 3.1% 23 2.6%
Linke Militanz* 1 0,0% 20 0,9% 1 0,1%
Keines der genannten Phanomene* 28 1,4% 107 4,6% 46 5,2%
Sonstiges** 197 9,6% 74 3,2% 23 2,6%

*  Kategorie wurde mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017 eingefiihrt.

**  Streichung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017.

Quelle: Datenbank Mobile Beratung, Stand 15.07.2019; eigene Darstellung der wB LDZ am DJI, Mehrfachnennungen méglich
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Tab.D 3:

Zuordnung der Félle der Mobilen Beratung zu Beratungsanlassen/Themenbereichen (zu 4.2.2)

2016 2018 2019

Themen Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf- | Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf- | Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf-

nungen (absolut) kommen (N=2.042) [ nungen (absolut) kommen (N=2.343) | nungen (abs.) kommen (N=889)
Unt(:i)rmgung von Flichtlingen und Asylsuchen- 217 10,6% ) ) ) )
den
Demokratische Politische Kultur**** 414 20,3% - - - -
Tellh_abe an gesellschaftlichen und politischen Ent- 08 1,4% 210 9.0% 78 8.8%
scheidungsprozessen*
(politische) Diskurskultur* 27 1,3% 499 21,3% 232 26,1%
D‘emokratlsc‘hes Z_usammenleben (z.B. Werte, Prinzi- 08 4.8% 833 35.6% 355 39.9%
pien der Gleichheit, Toleranz etc.)*
Lokaler/sozialrdumlicher Konflikt (z.B. im schulischen
Umfeld, im Umfeld von Fluchtlingseinrichtungen, in 145 7,1% 130 5,5% 26 2,9%
Bezug auf geplante Moschee-Bauvorhaben)
Pravention***** 353 17,3% - - - -
Politische Bildung* 57 2,8% 433 18,5% 173 19,5%
Ehrenamtliches Engagement 323 15,8% 135 5,8% 32 3,6%
Gewalt/Bedrohung 184 9,0% 242 10,3% 70 7,9%
Demonstration/Versammlung 199 9,7% 137 5,8% 39 4,4%
;Ae?'ltgt;?bl;?; Propaganda (z.B. Hetzreden, Flugblat- 338 16,6% 379 16.2% 147 16,5%
Unterwanderung bestehender Strukturen (z.B. im 0 0 0
Freizeitbereich, Naturschutz etc.)** 178 8.7% 145 6.2% 31 3.5%
&Lég(;gilslturelle) Szenen/Lebenswelten (inklusive 126 6.2% 173 7.4% 55 6.2%
Eirrc])stlslrlzer:tésecnhe/rechtsextreme individuelle politische 299 10,9% 172 7.3% 59 6.6%
Hatespeech im Internet* 1 0,0% 47 2,0% 24 2, 7%
Sonstiges 140 6,9% 109 4, 7% 47 5,3%

Quelle: Datenbank Mobile Beratung, Stand 15.07.2019, eigene Darstellung der wB LDZ am DJI, Mehrfachnennungen méglich, (max. 2 Nennungen, seit der Uberarbeitung der Datenbank

im Juli max. 3 Nennungen)

* Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017 eingefuhrt.
*x Anderung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017, vorherige Bezeichnung ,Infiltration von Lebensbereic hen, Freizeitstrukturen®.

*kk
*kkk

Kkkkk
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Tab. D 4: Zuordnung der Falle der Mobilen Beratung zum betroffenen Lebensbereich (zu 4.2.2)
2016 2018 2019
Lebensbereiche Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf- | Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf- | Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf-
nungen (absolut) kommen (N=2.042) | nungen (absolut) kommen (N=2.343) | nungen (absolut) kommen (N=889)
Familiarer Kontext 58 2,8% 58 2,5% 19 2,1%
Allgemeinbildende Schulen** 234 11,5% - - - -
Allgemeinbildende Schule 0 0 o
(Grundschule/Sekundarstufe I/11)* 87 1.8% 349 14,9% 141 15,9%
Berufsschule/-kolleg, bereits ab 2015 14 0,7% 71 3,0% 39 4,4%
EEI?;:P-)HochschuIe/UnlverS|tat/Forschungselnrlch- 7 0.3% 93 4.0% a1 4.6%
Einrichtung der politischen Bildung 0 0 o
(z.B. Landeszentralen, Gewerkschaften)*** 45 2,2% 2 3,1% 28 3,1%
Lokale/regionale Strukturen zivilgesellschaftlichen/eh-
renamtlichen Engagement (inklusive Netzwerke/ 351 17,2% 297 12,7% 134 15,1%
Birgerinitiativen)****
Kommunale Politik und/oder Verwaltung 228 11,2% 254 10,8% 113 12,7%
Jugend-(sozial-)arbeit 113 5,5% 160 6,8% 40 4,5%
Einrichtung/Verein Sport, Erholung, Kultur 71 3,5% 177 7,6% 50 5,6%
Sonstige/r 502|ale_/r Einrichtung/Dienst (inklusive Kita, 57 2.8% 99 4.2% 38 4.3%
Wohnungslosenhilfe, etc.)
E_lnrlchtung/Dlenst der Fluchtlings-/Asylsuchenden- 92 4.5% 63 2.7% 11 1,2%
hilfe/-versorgung
religiose/weltanschauliche Vereinigung/Einrichtung 84 4,1% 101 4,3% 41 4,6%
Vereinigung/Verband zur Interessenvertretung o o o
(z.B. Gewerkschaft, Partei)*** 63 3.1% 109 47% 50 5,6%
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2016 2018 2019
Lebensbereiche Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf- | Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf- | Anzahl der Nen- Anteil am Fallauf-
nungen (absolut) kommen (N=2.042) | nungen (absolut) kommen (N=2.343) | nungen (absolut) kommen (N=889)
Arbeitsplatz/Arbeitswelt 75 3, 7% 74 3,2% 29 3,3%
Internet/Social Media (Facebook etc.) 38 1,9% 36 1,5% 7 0,8%
Sozialer Nahraum (z.B. Stadtteil, Quartier, etc.) 331 16,2% 189 8,1% 46 5,2%
Sonstiges 144 7,1% 141 6,0% 62 7,0%
Quelle: Datenbank Mobile Beratung, Stand 15.07.2019, eigene Darstellung der wB LDZ am DJI
* Kategorie wurde mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017 eingefiihrt
*x Streichung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017. Differenzierung in die Kategorien ,Allgemeinbildende Schule (Grundschule, Sekundarstufe I/11)* und

LBerufsschule/-kolleg®

rxk Anderung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017. Vorherige Bezeichnung ,Einrichtungen der politischen /gewerkschaftlichen Bildung®
=+ Anderung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017. Vorherige Bezeichnung ,zivilgesellschaftliches/ ehrenamtliches Engagement (inklusive Netzwerke/

Birgerinitiativen)
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Tab.D 5:

Empfanger und Empfangerinnen der Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen der Mobilen Beratung (zu 4.2.2)

2016

2018

2019

Anzahl der Nen-

Anteil am Fall-

Anzahl der Nen-

Anteil am Fall-

Anzahl der Nen-

Anteil am Fall-

Empfanger/innen nungen (absolut) aufkommen nungen (absolut) | aufkommen nungen (absolut) | aufkommen
9 (N=2.042) (N=2.343) (N=889)
Padagogische Fachkraft an Schulen/Berufsschulen** 209 10,2% - - - -
Padagogische Fachkrafte an Allgemeinbildenden Schulen o o o
(Grundschule, Sekundarstufe I/I1)* 26 1,3% 265 11,3% 99 11,1%
Padagogische Fachkrafte an sonstigen padagogischen Einrichtun- o o o
gen (z.B. der Erwachsenenbildung, Volkshochschule)* 15 0.7% 128 5,5% 50 5,6%
Padagogische Fachkrafte an Berufsschulen/Berufskollegs* 15 0,7% 68 2,9% 24 2,7%
(Berufs-)Schiuler/in(nen), Studierende* 7 0,3% 204 8,7% 87 9,8%
Person(en) aus zivilgesellschaftlichen Initiative(n)/Gruppierung(en)/ 504 29.1% 483 20,6% 189 21.3%
Netzwerk(en)
Ehrenamtlich/zivilgesellschaftlich engagierte Einzelperson(en) 136 6,7% 156 6,7% 51 5,7%
Verwaltungsmitarbeiter/in(en) 332 16,3% 313 13,4% 123 13,8%
Einzelperson(en) ohne u_nterstutzungsrelevante institutionellen 248 12.1% 213 9.1% 83 9.3%
Kontext (z.B. Anwohner/in(en))
Betroffene 0 0,0% 62 2,6% 42 4,7%
(rechtsaffine(r)) Jugendliche(r)* 1 0,1% 19 0,8% 4 0,4%
Personensorgeberechtigte(r)/Familienangehdrige(r) 59 2,9% 73 3,1% 22 2,5%
Mitarbeiter/in(nen) von Tréagern der Kinder- und Jugendhilfe (z.B. 0 o 0
Kindertagesbetreuung, Jugend(sozial)arbeit, Erziehungsberatung) 201 9.8% 233 9.9% 81 9.1%
Person(en)/ Mitarbeiter/in(nen) in Jugendverein(en)/-verband(en)* 11 0,5% 167 7,1% 45 5,1%
Person(en) aus Jugendgruppen/Jugendinitiativen* 3 0,1% 66 2,8% 19 2,1%
Mitarbeiter/in(nen) einer Unterkunft/Hilfseinrichtung fir Asylsu- 82 4.0% 55 2.3% 13 1,5%

chende/Fluchtlinge
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2016

2018

2019

Anzahl der Nen-

Anteil am Fall-

Anzahl der Nen-

Anteil am Fall-

Anzahl der Nen-

Anteil am Fall-

Empféanger/innen nungen (absolut) aufkommen nungen (absolut) | aufkommen nungen (absolut) | aufkommen
g (N=2.042) (N=2.343) (N=889)

Person(en) aus Selbsth|lfe-/|nteressenv_ertretungs-/Mltbestn_n- _ 49 2.4% 42 1.8% 25 2.8%
mungsstruktur (z.B. Elternvertretung, Migrantenselbstorganisation)

Mitglied/er einer Glaubens-/Religionsgemeinschaft 115 5,6% 107 4,6% 43 4,8%
Politiker/in(nen) 214 10,5% 148 6,3% 60 6,7%
Journalist(en)/in(nen)/Medienvertreter/in(nen)* 12 0,6% 40 1,7% 14 1,6%
Mitarbeiter/in(nen) eines Wirtschaftsunternehmens* 50 2,4% 35 1,5% 15 1,7%
Mitarbeiter/in(nen) von Sicherheitbehdrden/-organen, Organen der 9 0.4% 65 2.8% 18 2.0%
Rechtspflege/Strafverfolgung*

Sonstiges 288 14,1% 203 8,7% 81 9,1%

Quelle: Datenbank Mobile Beratung, Stand 15.07.2019, eigene Darstellung der wB LDZ am DJI, Mehrfachnennungen mdglich

*  Kategorie erst mit der Uberarbeituﬂng der Datenbank im Juli 2017 eingefihrt.
**  Streichung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017. Differenzierung in die Kategorien ,Padagogische Fachkrafte an Allgemeinbildenden Schulen (Grund-
schule, Sekundarstufe I/Il)* und ,Péadagogische Fachkrafte an Berufsschulen/ Berufskollegs®.
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Tab. D 6:

Geographischer Kontext der Beratungsfalle der Mobilen Beratung (zu 4.2.2)

2016 2018 2019

Geographischer Kontext Anzahl der Nen- Anteil am Féllauf- Anzahl der Nen- Anteil am Fillauf- Anzahl der Nen- Anteil am Féllauf-

nungen (absolut) kommen (N=2.042) | nungen (absolut) kommen (N=2.343) | nungen (absolut) kommen (N=889)
Dorfliches Umfeld (200 bis 500 EW) 42 2,1 26 11 8 0,9
Dorfliches Umfeld (500 bis 1.000 EW) 50 2,4 57 2,4 6 0,7
Landgemeinde (1.000 bis unter 5.000 EW) 166 8,1 179 7,6 55 6,2
Kleinstadt (5.000 bis unter 20.000 EW) 412 20,2 454 19,4 162 18,2
Mittelstadt (20.000 bis unter 100.000 EW) 477 23,4 525 22,4 206 23,2
Kleine Grof3stadt (100.000 bis unter 500.000 EW) | 296 14,5 402 17,2 201 23,6
Grol3e Grof3stadt (ab 500.000 EW) 202 9,9 252 10,8 88 9,9
(Land-)Kreis/Gemeindeverband 150 7,3 140 6,0 42 4,7
Kreisgebietsiibergreifend 156 7,6 208 8,9 67 7,5
Bundeslandertubergreifend 72 3,5 69 2,9 33 3,7
Sonstiges 19 0,9 31 1,3 12 1,3

Quelle: Datenbank Mobile Beratung, Stand 15.07.2019, eigene Darstellung der wB LDZ am DJI, Mehrfachnennungen méglich
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Tab.D 7: Durch die Mobile Beratung erbrachte Leistungen (zu 4.2.2)
2016 2018 2019
Leistungen Anzahl der Nen- | Anteil am Féllauf- Anzahl der Nen- | Anteil am Fillauf- Anzahl der Nen- | Anteil am F:illauf-
nungen (absolut) | kommen (N=2.042)| nungen (absolut) [kommen (N=2.343)| nungen (absolut) | kommen (N=889)
Beratungsgesprach* 84 4,1% 1077 46,0 393 44,2%
Auskunft/Informationsvermittlung 1046 51,2% 862 36,8% 286 32,2%
Recherche/Lageeinschatzung 798 39,1% 677 28,9% 197 22,2%
gsrr]ir;::trj]gr;nng von Fortbildungen/Workshops/Trainings/ 273 13.4% 523 22.3% 197 22.2%
Unterstltzung/Qualifizierung von Multiplikator/inn/en** 137 6,7% - - - -
Durchfiihrung von/Teilnahme an Informations-/Aufklarungs-
maflnahmen/-veranstaltungen (z.B. Vortrag, Fach-/Podiums- 337 16,5% 471 20,1% 163 18,3%
gespréach)
Entwicklung von Handlungsstrategien 700 34,3% 445 19,0% 162 18,2%
Koordination und Vernetzung 194 9,5% 166 7,1% 81 9,1%
Projekt-/MaRnahmenentwicklung 275 13,5% 211 9,0% 66 7,4%
Vovégsg)isationsentwicklung (z.B. fur Biurgerbundnisse/Netz- 113 5.5% 110 4.7% 49 5.5%
Verweisberatung 115 5,6% 128 5,5% 43 4,8%
(Konflikt-)Moderation 88 4,3% 64 2,7% 30 3,4%
Coaching 122 6,0% 85 3,6% 26 2,9%
Offentlichkeitsarbeit (z.B. Filmreihe) und Lobbying 95 4,7% 66 2,8% 22 2,5%
Reflexion des Beratungs-/Unterstiitzungsprozesses 81 4,0% 68 2,9% 16 1,8%
Krisen-/Konfliktmanagement 89 4,4% 61 2,6% 12 1,3%
Psychosoziale Beratung** 56 2,7% - - - -
Sonstiges 30 1,5% 23 1,0% 2 0,2%

Quelle: Datenbank Mobile Beratung, Stand 15.07.2019, eigene Darstellung der wB LDZ am DJI, Mehrfachnennungen mdoglich

*  Kategorie erst mit der Uberarbeityng der Datenbank im Juli 2017 eingefuhrt.
**  Streichung der Kategorie mit der Uberarbeitung der Datenbank im Juli 2017.

168









http://www.dji.de/

	Abschlussbericht 2019 der wissenschaftlichen Begleitung der Landes-Demokratiezentren
	Abkürzungsverzeichnis 
	1 Einleitung 
	2 Untersuchungsdesign der wissenschaftlichen Begleitung 
	3 Strukturen der Landes-Demokratiezentren und der Netzwerke 
	3.1 Strukturentwicklungen in den LDZ 
	3.1.1 Landes-Demokratiezentren: Unabgeschlossene Formierungsprozesse 
	3.1.2 Funktionale Binnendifferenzierung: Die Bearbeitung von Islamismus als Impulsgeber 
	3.2 Personalressourcen und Aufgabenerfüllung 
	3.2.1 Personalressourcen: Schlüsselthemen in den Koordinierungsstrukturen der LDZ 
	3.2.2 Aufgabenerfüllung: Koordination der Programmakteurinnen und -akteure 
	3.3 Beratungsnetzwerke 
	3.3.1 Stand der Beratungsnetzwerke 
	3.3.2 Phänomenbezogene und -übergreifende Netzwerkarrangements 
	3.4 Zwischenfazit 
	4 Die Bearbeitung von Rechtsextremismus in Beratungsangeboten – Die Wirksamkeit der Beratungsarbeit aus Sicht von Beratungsnehmenden und Beratenden21 
	4.1 Professionelle Beratung in den Landes-Demokratiezentren 
	4.2 Leistungen (Outputs) und Resultate (Outcomes)  
	4.2.1 Ergebnisdarstellung für die Opferberatung 
	4.2.2 Ergebnisdarstellung für die Mobile Beratung 
	4.2.3 Das Abschlussgespräch zur Ergebnissicherung und Wertschätzung 
	4.3 Beratung im Kontext Rechtsextremismus: Bewährtes und Entwicklungsbedarfe aus Sicht der LDZ-Koordinierenden 
	4.3.1 Spezialisierte Betroffenenberatung: Etablierte Angebotslandschaft im Osten, mit weißen Flecken im Westen 
	4.3.2 Mobile Beratung 
	4.3.3 Ausstiegs- und Distanzierungsarbeit: Notwendige Profilschärfung in einem sich wandelnden Arbeitsfeld 
	4.4 Zwischenfazit 
	5 Die Bearbeitung von Islamismus und Islam-/ Muslimfeindlichkeit 
	5.1 Islamismus sowie Islam- und Muslimfeindlich-keit als neue Themenschwerpunkte 
	5.2 Strukturbildende Maßnahmen und herausfordernde Kooperationen 
	5.2.1 Strukturbildende Maßnahmen 
	5.2.2 Zusammenarbeit mit Sicherheitsbehörden 
	5.2.3 Zusammenarbeit mit muslimischen Organisationen und Moscheegemeinden 
	5.3 Landes-Modellvorhaben 
	5.3.1 Systematisierung der LMV 
	5.3.2 Strategien der Prävention und Trägerauswahl 
	5.3.3 Ergebnisse der Landes-Modellvorhaben 
	5.4 Zusammenfassung 
	6 Bewertung des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ aus Sicht der Landes-Demokratiezentren 
	7 Fazit 
	Literaturverzeichnis 
	Abbildungsverzeichnis 
	Tabellenverzeichnis 
	Datenanhang 




